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Einleitung. 

Der moderne Rechtsstaat hat, ganz allgemein gesprochen, 
den Zweck, ein geordnetes Zusammenleben seiner Angehörigen 
zu ermöglichen. Diesem Zwecke sucht er auf die verschieden- 
artigste Weise gerecht zu werden. Der Rechtspflege fällt 
ein grosser Teil dieser Aufgabe zu. Sie selbst gliedert sich 
wieder in verschiedene Zweige. Die Polizei hat im Verwal- 
tungsrechte die Aufgabe, drohenden Schäden gegen die öffent- 
liche Sicherlieit zu wehren. Die Funktionen der Sicherheits- 
polizei sind gerichtet z. B. gegen Brandkatastrophen und Epi- 
demien, gegen drohende Naturereignisse usw. Allein mit diesen 
mehr technischen Vorkehrungen haben wir es hier nicht zu 
tun, sondern nur mit solchen Massnahmen der Verwaltungs- 
behörde, die sich einmal gegen Menschen richten, und sodann 
unter diesen nieder gegen eine bestimmte Kla.sse, nilmlich die- 
jenigen, die der öffentlichen Sicherheit und Ordnung gefährlich 
sind, oder es aller Wahrscheinlichkeit nach werden. 

Dies ist die Abgrenzung unserer Aufgabe mit Bezug auf 
die Personen, auf welche die s. M. Anwendung tinden sollen. 
Und nun bezüglich der s. M. selbst. Nicht jede beliebige vor- 
.sorgliche Tätigkeit der Polizei, die den Zweck hat, den ge- 
schilderten Individuen gegenüber für Aufrechterhaltung der 
Ruhe und Ordnung besorgt zu sein, soll hier besprochen wer- 
den, sondern bloss diejenigen unter ihnen, weiche bestehen in 
einer Einw irku ng a uf die Persönlichkeit durch Freiheitsberau- y 
bimg, a lso in dem Oewande auftreten, in welchem man die 
Strafe zu sehen gewohnt ist. Hingegen werden dann diese 
Sicherungsvorkehrungen alle in den Kreis der Untersuchung 
hineingezogen werden, ob sie sich nun richten mögen gegen 

D,g,tza:JbyGOOgIe 



Zurechnungsfähige, Unzurechnungstllhige oder V'ermindertzu- 
rechnungsf'ähige. 

Die Untersuchung der s. M. im Htrafrecht wird sich eben- 
falls beschränken auf diejenigen unter ihnen, die eine Freiheits- 
entziehung darstellen, also auf die Versorgung in einer Heil- 
und Pflegeanstalt nach Art. 17 des E., die Einweisung in eine 
Trinkerheilanstalt nach Art. 35, die Internierung in einer Ar- 
beitsanstalt nach Art. 31, und endlich die Unterbringung viel- 
fach Rückfälliger in einer Verwahranstalt nach Art. 29 u. ."SO. 

Es scheiden daher aus: die Friedensbürgschaft, das Be- 
rufsverbot, die Einstellung in den bürgerlichen Ehren oder in 
den Elternrechten und die Einziehung. Und zwar empfiehlt 
sich ihre Ausschaltung aus zwei Gründen: Einmal in theore- 
tischer Hinsicht. Massnahmen, wie Friedensbürgschaft und 
andere, werden wohl besser unter den Begriff der Nebenstrafen 
zusararaengefasfit, denn s, M. im eigentlichen Sinne sollen die 
Gesellschaft schützen vor gefährlichen Individuen. Aller Schutz 
aber, der nicht in einer Freiheitsentziehung den gefährlichen 
Menschen gegenüber besteht, ist unvollkommen, und es ver- 
dient eine Massregel, welche keinen ausreichenden .Schutz ge- 
währt, auch nicht die Bezeichnung sichernde Massnahme, 
denn dann stehen wir doch viel eher vor einem Sicherungs- 
versuch, als vor einer s. M., d. h. einer Massnahme, welche 
sichert. 

Es ist deshalb speziell nicht richtig, wenn man die Frie- 
densbürgschaft als eine „s. M. par exellence" bezeichnet hat. 
Ihr Wert ist übrigens vielfach bestritten, deshalb auch der 
Sicherungserfolg kein verbürgter. Es ist vielmehr eine straf- 
rechtliche cautio damni infecti, mit der Wirkung einer ver- 
stärkten Strafandrohung; aber bestimmt sichernd ist sie so 
wenig, wie die Andern erwähnten Massregeln '). 

') Ueber die „Friedensbürgsnhaft" vergl. die Monographie von 
Schierlinger, 1877. 
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Sodann scheidet die zweite Kategorie der s. S[. aus, weil 
der Zweck dieser Arbeit dahin geht, nur diejenigen s. M. dar- 
zustellen, welche auf die Individualität des Täter» Bezug haben, 
also eine besondere individuelle Behandlung des Verbrechers 
anstreben, während demgegenüber die Einziehung, das Berufs- 
verbot usw. ganz allgemein aufgestellte Sätze enthalten, die 
jedem Tilter gegenüber zur Anwendung gelangen können. 

Die durch diese Abgrenzung gewonnenen s. M. bilden 
nun die Grundlage, von der in der vorliegenden Untersuchung 
auszugehen sein wird. 

Der Schweiz. Gesetzgeber hat durch die Aufnahme der 
s. M. in ein Schweiz. Str. G. B. einen legislatorischen Versuch 
gemacht, ohne sich hierbei an irgendwelche Vorbilder an- 
lehnen zu können. Mit welchem Erfolge? 

Neuerungen gelingen selten schon auf den ersten Wurf. 
Es ist deshalb wohl begreiflich, dass sich die Autoritäten des 
.Strafrechts nicht alle in Einstimmigkeit begegnen bezüglich 
der Wertung dieser neuen Massregeln. Die vorliegende Ar- 
beit erhebt nun keineswegs den Anspruch, diesen Widerstreit 
der Meinungen plötzlich zu beseitigen: sie stellt vielmehr nur 
einen Versuch dar, das (Gemisch der vielen erhobenen Fragen 
etwas zu konzentrieren, und auf diese Weise etwas abklärend 
zu wirken. 

Es ist ein altes, neuerdings besonders stark betontes Po- 
stulat, dass der Htrafrichter nicht nur den objektiven Tatbe- 
stand des Verbrechens, sondern auch die subjektiven Momente 
des Verbrechers in Berücksichtigung zu ziehen habe. Zu ver- 
schiedenen Zeiten sind auch verschiedene Vorschläge für diese 
Individualisierung der Strafe gemacht Morden 't. Besonderes 



') Sehr viel Interessanter; bietet die Begründung der Prav ention»- 
theurie von Orolman, in dem für seine Zeit hochbedeutsamen Werke: 
„Ueber die Begründung de« Strafrechts und der Strafgesetzgebung" , 
Gieasen 1799. Das Büchlein verdiente auch heute noch eine grliaseie 
Beachtung. 
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Interesse wird gegenwärtig der strafrechtlichen Behandlung 
derjenigen Klasse von Verbrechern zugewendet, bei denen die 
Strafe entweder gar keine oder nicht die erhoffte und gewohnte 
Wirkung zeigt. 

Die s. M. haben sich entwickelt aus Sicberungsvorkeh- 
rungen gegenüber verbrecherischen Unzurechnungsfähigen. 
Noch aber sind die hieraus sich ergebenden Fragen nicht alle 
gelöst. So ist z. B. heute noch vielfach umstritten, wo und 
wie geisteskranke Verbrecher unterzubringen seien. 

Die Hauptschwierigkeit aber bieten die Uebergangsfälle. 
Wohin sollen diejenigen gebracht werden, die durch ein an- 
tisoziales Verhalten die Interessen der Gesellschaft verletzt 
haben, die aber vermöge ihres geistigen Zustandes eine andere 
Behandlung verlangen, als die grosse Masse d^r vollzurech- 
nungsfähigen Verbrecher? Hier kann es sich doch nicht 
mehr, oder doch nur in kleinerem Masse, um die Vergeltung 
einer Willensschuld handeln, während aber die Sicherheit der 
Rechtsordnung und des gesellschaftlichen Friedens auch hier, 
manchesmal in sehr hohem Grade, einen Schutz vor sozial 
gefährlichen Individuen verlangt. Wie . kann die in diesen 
Fällen im Interesse der Gesamtheit gebotene Sicherung erzielt 
werden ? Gehören beschränlttzurechnungsfähige Verbrecher 
in die Strafanstalt, eventuell mit milderer und ktlrzerer Strafe, 
oder sind sie direkt In Irrenanstalten einzuweisen, oder wird 
man ihrem Wesen und auch dem Zweck der Strafe vielleicht 
am ehesten dadurch gerecht, dass man sie als Verbrecher 
sui generia behandelt und eigene Anstalten für sie errichtet ? 
In allen diesen Fällen, wo der Sicherungszweck der Strafe 
und der Vergeltungsgedanke für die begangene Untat sich zu 
widerstreiten scheinen, bilden da vielleicht die s. M. eine 
ausreichende Lösung? Welches ist der Charakter der s. M., 
dieser Kompromissmassregel zwischen Sicherungsgedanke und 
Vergeltungsidee ? Erleidet diese Massregel, die eigentlich dem 



idby Google 



Venvftitungsrechte entnommen ist, durch ihre Uebertrag^ung 
in das Strafrecht eine grundlegende rechtliche Veränderung? 

Dem schweizerischen Strafgesetzgeber steht eine grosse 
und schwere, aber dankbare Aufgabe bevor. Möge ihre Lö- 
sung sowohl die Erwartungen der Praktiker, wie die Forde- 
rungen der Theoretiker beiWedigen ! 

„11 y a comme une nouvelle eonstruction k faire du droit 
penal ; k chacun d'apporter sa pierre" '). — Diese Arbeit soll 
ein solcher Baustein sein. 



*) Saleille«. l'individualisAtion de la peine. pag. 130. 
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Die psychologischen (bezw. psychiatrischen) Grundbegriffe. 

Wie wir später sehen werden '), sind die Personen, auC 
welche die s, M. zur Anwendung gelangen, in der Regel un- 
zurechnungsfitbig oder verraindertzureclinungsfähig. Die s. M. 
werden im Strafrecht meist erst dann von Bedeutung, wenn 
es sich darum handelt, zu individualisieren, also hauptsächlich, 
wenn die Zurechnungsfähigkeit des Täters in Frage steht, sei 
es, dass sie mehr oder weniger vermindert oder ganz aufge- 
hoben ist. Deshalb muss der eigentlichen Besprechung der 
8. M. eine Auseinandersetzung Ober die psychologisclien (irund- 
begriffe vorausgehen, denn von unserer Stellungnahme zu For- 
mulierung und Inhalt der Begriffe Unzurechnungsßlhigkeit und 
verminderte Zurechnungsfähigkeit wird die weitere Behandlung 
ab hangen. 

1. Unzurechnungsfiihigkeit. 

„Zurechnungsfähig ist jeder geistig reife und gesunde, 
mithin normal bestimmbare Mensch bei ungetrübtem Bewusst- 
sein" *1. Das Vorhandensein der Zurechnungsfähigkeit wird, 
wo keine besonderen Zweifel sich erheben, immer bejaht und 
stillschweigend vorausgesetzt. Der Gesetzgeber braucht sich 
also mit dieser Frage nicht zu beschäftigen, vielmehr erhält 
für ihn die Zurechnungsfähigkeit erst dann eine Bedeutung, 
wenn sie angezweifelt oder bestritten wird. Dann aber ist e.s 
viel vorteilhafter, die Unzurechnungsfähigkeit zu bestimmen, 

•) II. Teil, p. 2\ii. 

') von Liszt Lehrb. p. 141. 
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d. h. diejenige Abweichung vom Normalen, die gegeben sein 
muss, um die in der Regel vorhandene Zurechnungsfähigkeit 
in diesem Falle ausznschliessen. Die Unzurechnungsfähigkeit 
ist die Ausnahme, die Zurechnungsfähigkeit die Regel. Nun 
ist doch gewiss einleuchtend, dass ea zweckdienlicher ist, 
dem Richter Verhaltungsmassregeln und Anleitung zu geben 
für die Behandlung der Ausnahme, als Vorschriften aufzu- 
stellen für die Regel, Vorschriften, deren er in den weitaus 
meisten Füllen gar nicht bedarf! Mit Recht wurde darum 
z. B. im schweizer. Entwurf der Vorsehlag Greteners, den 
Begriff der Zurechnungsfähigkeit positiv zu bestimmen, nicht 
angenommen. 

Der Entwurf hatte in seiner ersten Fassung eine Begrifis- I 
bestimmung der Unzurec^huungsfähigkeit aufgenommen, die die I 
einstimmige Billigung aller schweizerischen Irrenärzte er- 
halten hatte. Der Art. 8 lautete: „Wer zur Zeit der Tat geistes- 
krank oder blödsinnig oder bewusstlos war, ist nicht strafbar". 
Dies wurde sowohl in der ersten als in der zweiten Lesung 
von der Experten -Kommission gutgeheissen, jedoch in einer 
.Sitzung vom Jahre 1902 wieder abgeändert. Jetzt heisst es: 
„Wer zur Zeit der Tat ausser Staude war, vernunftgemäss zu 
handeln, wer insbesondere zur Zeit der Tat in seiner geistigen 
Gesundheit oder in seinem Bewusstseiii in hohem Grade gestört 
war, ist nicht strafbar". Gegen die erste Definition Murde 
namentlich eingewendet, sie liefere alles aus an die Mediziner. 
Nun sei es aber doch letztinstanzlich der Richter, der über 
die Frage zu entscheiden habe, deshalb müssten ihm bestimmte 
Kriterien angegeben werden, an die er sich halten könne. 
Es dürfe die Definition der Unzurechnungsfähigkeit nicht auf- 
gehen in einer Aufzählung der die Zurechnungsfähigkeit aus- 
schliessenden Zustände, deren Feststellung dann doch rein ins 
Gebiet der Psychiatrie falle. 

Besonders Gretener bekämpfte diese Definition von 
Anfang an. Die neue Begriffsbestimmung aber, wie wir s'ft 






idbyGoogle 



jetzt in Art. 16 des Entwuri'es haben, ist gegenüber dem frü- 
heren Art. 8 entschieden kein Fortschritt, sondern ein Hück- 
schritt. 

Mit Unrecht wurde behauptet, dass eine erschöpfende 
Aufzählung der die Zurechnungsfähigkeit ausschliessenden Zu- 
stände unmöglich sei. 

Die erste Definition der Unzurechnungsfähigkeit scheint 
mir aber vor allem dadurch vor der zweiten den Vorzug zu 
verdienen, dass sie die Frage der Willensfreiheit endgültig 
bei Seite schafft, während gerade der Ausdruck „vernunft- 
gemäss" hinwiederum geeignet ist, die alte Streitfrage wieder 
aufzurollen. Was heisst denn übrigens „vernunftgeraäss"? 
Was für eine Vernunft soll den Masstab hierzu abgeben? Der 
Idiot, der einen tötet, um ihm sein Ohrgehänge wegzunehmen, 
handelt von seinem Standpunkte aus vollkommen vernunftge- 
mäss. Soll etwa die „absolute Vernunft" oder die Vernunft 
des Volkes ausschlaggebend sein V Hiergegen wurde mit Recht 
eingewendet, von diesem Standpunkte aus sei jedes Verbrechen 
nicht vernuiiftgemäBS. Es fragt sieh also: hätte der Mensch 
vernunftgemäss handeln können? Was unverseh leiert so viel 
heisst als: besass er Willensfreiheit? Weit annehmbarer als 
die gegenwärtige Fassung schiene mir noch die Definition des 
Zürcher. Strafgesetzbuches, welches in § 44 bestimmt: „Die 
Strafbarkeit einer Handlung ist ausgeschlossen, wenn die Gei- 
stestätigkeit des Handelnden zur Zeit der Begehung der Tat 
in dem Masse gestört war, dass er die Fähigkeit der Selbst- 
bestimmung oder die zur Erkenntnis der Strafbarkeit der Tjit 
erforderliche Urteilskraft nicht besass". 

Die Hauptsache ist schliesslich, dass keine ün?!urechnungs- 
fähigen verurteilt werden, dass dabei aber auch weder der 
Richter noch der Psychiater gezwungen werden, abgelehnte 
metaphysische Glaubenssätze anzuwenden. 

Es ist mir kein modernes Strafrecht bekannt, das nicht 
auf irgend eine Weise dem Zustande der Unzurechnungsfähig- 
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keit Rechnung trüge, wenn auch die Formulierung der gesetz- 
lichen Norm je nach den Gesetzgebungen sehr verschieden ist. 

II. Die verminderte Zurechnungsf&higlteit. 

Nicht so verhält es sich mit der Frage der verminderten 
Zurechnungsftihigkeit. Fehlt doch z. B. im deutsehen Straf- 
gesetzbuch jede Bestimmung hierüber! Es ist dies von Bedeu- 
tung, weil eine solche Bestimmung absichtlich und auf Grund 
geraachter Erwägungen hier nicht aufgenommen wurde. Uer 
Schweiz. Entwurf hat die verminderte Zurechnungsfähigkeit 
aufgenommen. Mit Recht? 

Die Frage, ob die verminderte Zureehnungsfähigkeit in 
die Gesetzgebung aufgenommen werden müsse, bildet eine 
Grundfrage der vorliegenden Aufgabe ; es ist daher wohl ohne 
Weiteres gerechtfertigt, wenn wir hierbei etwas nilher auf die 
Sache eingehen. 

Die geschichtliche Entwicklung der Frage der geminderten 
Zurechnungsfähigkeit im deutsehen Strafgesetzbuch gibt sehr 
schön und vollständig A. Hoche in seinem Handbuch der ge- 
richtlichen Psychiatrie wieder '). An dieser Stelle soll bloss auf 
das Wichtigste verwiesen werden. 

Im Entwurf zum deutschen Strafgesetzbuch war eine Be- 
stimmung über verminderte Zurechnungsfähigkeit vorhanden, 
die dann aber später vom Bundesrate gestrichen wurde. Die Be- 
gründung hiefür finden wir in der Rede des Berichtei-statters 
an den Reichstag, des Generalstaatsanwaltes Dr. Schwarze *). 
Er versicherte, dass „die Frage, ob eine Bestimmung über die 
verminderte Zurechnungsfähigkeit unter die Gründe der Straf- 
aussehliessung, bezw, Strafmilderung angenommen werden 
sollte, in der Kommission, welche von dem Bundesrate nieder- 



') A. Hoche, Handbuch der gerichtlichen Psychiatrie. 
*) Stenographische Berichte des Reichstags des norddeutschen 
es 1870, I. Band, p. 233. 
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gesetzt wurde, die lebhiifteate und eingehendste Erörterung 
gefunden hat, dass aber die Majorität der Kommission sich 
davon (Iberzeugte, dass es nicht zweckmässig sein möchte, 
mit dieser, doch immer zweifelhaften ßestiramung vorzugehen, 
zumal da die mildernden Umstände, welche in sehr weiter 
Ausdehnung in dem revidierten Entwürfe Berücksichtigung ge- 
funden haben, das praktische Bedürfnis, welches jener Be- 
stimmung, die vorgeschlagen worden ist, unverkennbar unter- 
liegt, in der Hauptsache erledigen". Sonderbarerweise blieben 
diese Worte im Reichstag ohne Widerspruch, und so wurde 
im deutschen Strafgesetzbuch die verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit ersetzt durch die mildernden Umstände. Zwar findet 
»ich nicht etwa, wie im französischen Rechte, eine generelle 
Bestimmung über mildernde Umstände, der deutsche Oesetz- 
yeber hat sich vielmehr begnügt in den einzelnen Fällen 
mildernde Umstände zuzulassen, fianz abgesehen nun von 
der Frage, ob überhaupt mildernde Umstände einen genügen- 
den Ersatz bieten für die fallen gelassene verminderte Zu- 
rechnungsfähigkeit, hat sich das deutsche System als völlig 
unzulänglich erwiesen. 

Es ist namentlich das Verdienst des Vereins deutscher 
Irrenärzte, und vor allen von Jolli, darauf hingewiesen zu 
haben, dass in vielen Fällen von verminderter Zurechnungs- 
fähigkeit mildernde Umstände nicht anwendbar sind, weil sie 
das Strafgesetz für jenes spezielle Verbrechen (z. B. Mord, 
Raub usw.) nicht kennt. Eine interessante, zahlenmässige Zu- 
sammenstellung findet sich bei Hoclie 'i. Darnach gibt es bei 
1 77 Verbreclien und Vergehen im deutsehen Strafgesetzbuch keine 
mildernden Umstände, allerdings sind 104 ohne Straftninimum, so 
dass der Richter den einzelnen Fall doch wenigstens von sich aus 
würdigen kann. En sind aber doch „noch 44 Verbrechen, in denen 
die Anerkennung mildernder Umstände ausgeschlossen ist. Zu 

') Hoche, a. a. 0. p. ;tt; siehe auch: Hübbe, die strafrechtliche Be- 
handlunf^ der verminderten Ziirechnungsf Ahigkeit, Ereslan 1902, p. 26 u. 27. 



idbvGoogle 



diesen gehören aber gerade einige der schwerateti, wie Meineid, 
sctiwere Kuppelei, Brandstiftung, Raub. Mord usw." '). Wo» soll 
in solchen Fällen mit dem Vermin dertzurechnungsfähigen 
geschehen? Freisprueh? Doch wohl kaum! Verurteilung zu 
diesen schweren Strafen? Wie hart und ungerecht! Das sind 
dann Fälle, von denen JoUi mit Recht sagte, dass hier „die 
volle Straflosigkeit gleich ungerecht zu sein scheint, wie die 
volle Strafe" »i. — Aber die Haltlosigkeit und Ungerechtigkeit 
dieses Rechtszustandes zeigt Hieb nicht nur gegenüber dem 
unmittelbaren Täter, sondern auch nach andern Richtungen. 
Ein sprechende.^ Beispiel führte J o 1 1 i »us seiner eigenen 
Erfahrung an *i. Eine zurechnungsfähige Frau stiftete ihren 
vermin der tzurechnungafähigen Mann an, ihre Schwester zu 
ermorden, was der Mann auch tat. Da aber beim Mord mil- 
dernde Umstände ausgeschlossen sind, so wurde der Mann, in 
Berücksichtigung seiner verminderten Zurechnungsfähigkeit 
nur wegen Totschlages verurteilt. Die Folge davon war, dass 
auch seine zurechnung.sfähige Frau, die eigentliche Urheberin 
des Mordes, nur wegen Anstiftung zum Totschlag und nicht 
zum Mord verurteilt werden konnte. 

„Wären mildernde Umstände, die sich aus dem Geistes- 
zustand des Tiirera ergeben, auch beim Morde zulässig, so 
wäre in diesem Falle zweifellos für den Mani\ die Frage nach 
Mord und ebenso die nach mildernden Umständen bejaht 
worden, für die Frau dagegen wäre wahrscheinlich die Frage 
nach Anstiftung zum Mord bejaht, die nach mildernden Um- 
ständen verneint worden." 

Dieses Beispiel .lollis ist um so bedeutungsvoller, als es 
nicht etwa bloss theoretisch ad hoc gebildet, sondern der 
Praxis entnommen ist. 

Dem gegenüber wurde zur Verteidigung der mildernden 

') Hoche a. a. O. p, iö. 

■) Vergl. Allgemeine Zeitschrift f. Psych., Bd. 44, p. 470. 

') eodem, pag. 474. 
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Umstände an Stelle einer Norm über verminderte Zurechnungs- 
fftbigkeit geltend gemacht, in den Fällen, wo keine mildernden 
Umstände möglich seien, werde dann der betreffende Fahr- 
lässigkeitsparagraph herbeigezogen, und bei andern z. B. Mord, 
auf das geringere Vergehen, Totschlag, geklagt. Aber „das 
ist ja gerade der Beweis, dass die mildernden Umstände nicht 
ausreichen, und die Rechtspflege auf Kosten der eigentlichen 
Vorschriften des Strafgesetzes Auswege suchen muss, (Tot- 
schlag statt Mord) und die von Jolli in seinem sehr guten 
Beispiel gezeigte Inkonsequenz bleibt bestehen!"') Eminghaus*) 
berichtet von einem ähnlichen Fall wie Jolli, wo sogar der 
Staatsanwalt selber nicht auf Mord, sondern nur auf Totschlag 
klagte. So sehr eine solche Inkonsequenz um der Gerechtig- 
keit willen begrüsst werden kann, so bleibt sie doch als solche 
bestehen. Wir aber fordern Normen, in denen Recht und 
Gerechtigkeit sich nicht mehr widerstreiten. 

Das deutsche Strafgesetzbuch wird also zweifellos den 
Fällen von verminderter Zurechnungsfähigkeit nicht gerecht, 
weil es die mildernden Umstände nicht überall für zulässig 
erklärt. Wäi'e aber vielleicht eine generelle Zulassung mil- 
dernder Umstände geeignet, diesem Mangel abzuhelfen? Der 
französische Code penal steht auf diesem Standpunkte. 

„MilderndcUmBtände sind versagte Gerechtigkeit" meint 
Ferri'). Der Ausspruch ist in dieser Allgemeinheit zu hart 
und einseitig. Mit Recht hat daher auch der neue schwei- 
zerische Strafgesetzbuch-Entwurf die mildernden Umstände auf- 
genommen. Mildernde Umstände sind bei zurechnungsfähigen 
Verbrechern, oft durchaus gerechtfertigt. Das Strafgesetz kann 
in seiner notwendigen Schematisierung unmöglich Jeden Einzel- 
fall festlegen ; die Annahme mildernder Umstände gewährt 
dem Richter einen gewissen Spielraum, dem Einzelfall gerecht 



') Mendel, in Z. (. Psych., Bd. 45, p 526. 

') Eminghaus, in Z. f. Psych., Bd. 46. 

') Ferri, die positive kriminal istia che Schule in Italien, p. .Hl. 
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zu werden. Eu kann wohl nicht bestritten werden, dasB e» 
Fälle gibt, in denen eine mildere Bestrafung angezeigt er- 
scheint. Ist dies auch so in Fällen der verminderten Zureoh- 
nungsfähigkeit ? Soll man solche Leute milder bestrafen? Die 
Gesetzgebung tut das immer, wo sie die verminderte Zurech- 
nungsfähigkeit aufnimmt; und sogar in den Staaten, wo recht- 
lich eine beschränkte Zurechnungsfähigkeit nicht anerkannt 
wird, tut dies wenigstens die Praxis. Und es scheint dies ja 
auch auf den ersten Augenblick das Richtige zu sein : strenge 
Strafe für den Zurechnungsfähigen, keine Strafe für den Un- 
zurechnungsfähigen und mildere Strafe für den, der nur teil- 
weise, nur beschränktzurechnungafähig ist. Man tut aber den 
Vermindertzurechnungsfähigen Unrecht, wenn man sie milder 
bestraft. Hierher passt das zitierte Wort von Ferri: „Mil- 
dernde Umstände sind versagte Gerechtigkeit". 

Sehr richtig sagt in dieser Hinsicht auch Koch, „es hat 
ein ganz anderes Aussehen, ob jemand, der eine vom Gesetz 
mit Strafe bedrohte Handlung beging nun unter der Annahme 
überhaupt von Milderungsgründen mit, einer kleineren Strafe 
belegt wird, als er sonst davon getragen hätte, oder ob man 
ihn ausdrücklich wegen verminderter Zure(! Iniungsfähigkeit 
milder bestraft. 

Solehe Dinge sind fUr die Betreffenden und zumal für 
ihreFamilien gar nicht gleichgültig, und dies um so weniger, 
als aus den öffentlichen Berichten über Strafprozesse häußg 
gar nicht zu entnehmen ist, was die ,Milderung' bedingt hat" M. 

Die verminderte Zurechnungsfähigkeit ist ein psychiatri- 
scher Begriff; wir mtlssen uns also auf den Boden der Psychia- 
trie und der Psychopathologie stellen, um die, diesem Begriife 
zu Grunde liegenden geistigen Verhältnisse und Zustände zu 
finden. Vom Idioten zum Imbecillen und aufwärts bis zum 
Genie führt eine ununterbrochene Reihe von geistigen Zwischen- 
stufen. Die fliessenden Uebergänge verbieten eine scharfe 



') Koch, die psychop&thischeii Minderwertigkeiten, pag. 1 
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Trennung an einem willkürlichen und individuell natürlich 
auch sehr verschiedenen Punkte. An dem einen Ende der 
Skala stehen die zweifellos Zurechnungsfähigen, an dem andern 
die gänzlich Unzurechnungstahigen. Das Fehleu einer scharfen 
Grenze zwingt zur Annahme eines Zustandes, in dem die Ver- 
antwortlichkeit für die Handlungen durch die gering entwickelte 
Intelligenz beeinträchtigt wird, ohne dass die Störung der 
Geistestiitigkeit hochgradig genug ist^ um die freie Willensbe- 
stimmung vollständig auszuschliessen. Man bezeichnet 
diese Zustände als solche „verminderter Zurech nungsfähig- 

' keif 'j. Wie es in der äussern Natur keine sehroffen Ueber- 
piinge gibt mit bestimmt abgrenzbaren Gebieten, so vor allem 

I nicht im geistigen Leben. Auch beim gewöhnlichen Menschen 
sind von seiner körperlichen (iesundheit bis zur Krankheit 
viele Stadien. Ein leichtes Unwohlsein erweckt immerhin ein 
Gefohl des Unbehagens, obwohl man es in vielen Fällen doch 
nicht wohl als Krankheit bezeiclmen kann. Ganz so verhält 
es sich mit der geistigen Gesundheit. „Scharfe Grenzen zwi- 
scher geistiger Gesundlieit und Geisteskrankheit bestehen nicht. 
Das bestehende Strafgesetz hat auf diejenigen Täter einer 
strafbaren Handlung, welche sich auf diesem Grenzgebiete be- 
finden, billige Rücksicht zu nehmen'^ *i. — r,Wir kommen eben 
über die Tatsache des Vorhandenseins minderwertiger geistiger 
Existenzen, die wir noch nicht als schlechthin „geisteskrank" 
im Sinne des Gesetzbuches bezeichnen dürfen, nicht hinweg, 
und die .geminderte Zurechnung' ^ mögen wir uns noch so 
sehr vor dem mit Unrecht perhorrescierten Begriffe scheuen, 
— tarnen usque recurret!" *i. Dies war auch die übereinstim- 
mende Ansicht aller Teilnehmer an der Jahressitzung des 
Vereins der deutschen Irrenärzte am 16. September 1888 in 
Bonn*,!, Im gleichen Sinne sagt auch Kirn: „Die alltägliche 

') Ä. Roche. 8. B. O. p. »t. 

') Mendel. Z. f. Psych., Bd. 46, pag. 5.t3. 

>) Schule, eodem pftg. 545. 

') VerRl. Z. f. Psych., Bd. 45, pag. 5^—545. 
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Erfahrung belehrt uns, dass bei dem Mangel einer scharfen 
Grenzlinie zwischen geistiger Gesundheit und Krankheit eine 
grosse Zahl von Menschen vor dem Richterstubl erscheint, 
welche weder geistig frei noch völlig unfrei sind, somit im 
Sinne des Richters weder ganz zurechnungsfähig, noch unzu- 
rechnungsfähig. Nur durch die Annahme einer geminderten 
Zurechnungsfähigkeit kann die Strafrechtspflege solchen Indi- 
viduen gerecht werden" '). Ebenso spricht sich auch D e i- 
brdck aus 'i. Auch von Krafft-Ebing anerkennt die ver- 
minderte Zurechnungsfähigkeit zwar als Tatsache, behauptet 
aber, „die Rechtswissenschaft hat kein praktisches Interesse (!) 
an einer feineren Abstufung jener verschiedenen Arten von 
Wollen" *i. Wenn er ferner auf pag. 19 behauptet, dass man 
„solchen zahlreichen Fällen" früher durch Annahme einer ver- 
minderten Zurechnungsfähigkeit habe gerecht werden wollen, 
jetzt aber dafür die logischer gedachte Annahme von mildern- 
den Umständen aufkomme, so beruht das auf zu einseitiger 
Betonung des Vergeitungsgedankcns und auf einer völligen 
Verkennung der jüngsten strafrechtlichen Fortschritte. 

Die verminderte Zurechnungsfähigkeit ist eine in Fach- 
kreisen allgemein anerkannte psychopatho logische Tatsache. 
Soll nun der Gesetzgeber dieser Tatsache keine Rechnung 
tragen? In Deutschland z. B. hat man dies tun zu dürfen 
geglaubt, und es wurde dies sogar von einem Psychiater, 
Nasse, unterstützt! „Ich fürchte, dass einerseits bei der grossen 
Unwissenheit, die das Gros der Juristen in psychiatrieis zur 
Schau trägt und bei der gleichzeitig scharf ausgesprochenen 
Neigung derselben, sich in diesen Fragen ein eigenes Urteil 
bilden zu wollen ; anderseits bei der Zulässigkeit des Verfah- 
rens, zur Beurteilung der Zurechnungsfähigkeit jeden beliebigen 
Arzt als Sachverständigen heranzuziehen; endlich bei dem 

') Kirn, in Z. f. Psych., Bd. 46, p. M. 

*) Delbrück, garichtl. PBychopathoIogie, p. 6 ff. und 18 ff. 

■) Krafft-Ebing, gerichtl. Psychopath., pag. lö— IC. 
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notorischen Mangel der nötigen Kenntnis von dein Wesen der 
Geisteastörung bei der weitaus grösseren Zahl der praktischen 
Aerzte, selbst der Physici, der Begriff der geminderten Zu- 
rechnungsfähigkeit einen dankbaren Ausweg für Anmassung 
und Unwissenheit bieten wird Dagegen würde zu ver- 
lange« sein, dass mildernde Umstände ausnahmslos auf jede 
strafbare Handlung Anwendung finden können" '}. 

So begreiflich diese Aengstliehkeit von Nasse auch sein 
mag, die gezogenen Schlüsse sind dennoch unhaltbar. Die 
Ignoranz der Juristen und Mediziner in psychiatricis wird da- 
durch nicht gehoben, dass man an Stelle der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit die mildernden Umstände setzt; und 
ebenso bleibt auch der gefürchtete „faule Ausweg" bestehen, 
ja im Gegenteil, er wird noch recht verbreitert, denn anstatt 
den Täter auf verminderte Zurechnungsfähigkeit hin prüfen 
lassen zu können, muss das Gutachten entweder auf Zurech- 
nungsfähigkeit oder auf Unzurechnungsfähigkeit gehen. Weil 
man nun gegebenenfalls nicht auf verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit erkennen kann, erklärt man den Täter einfach als 
zurechnungsfähig und billigt ihm mildernde Umstände zu. Was 
hat man damit gewonnen? 

Die Zubilligung mildernder Umstände setzt dennoch den 
Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit voraus! Denn 
warum anerkennt man das Vorhandensein mildernder Um- 
stände? Weil man eben den Täter doch nicht für ganz zu- 
rechnungsfähig hält! Bei dieser Zubilligung mildernder Um- 
stände spielt aber die Willkür des psychiatrisch ungebildeten 
Juristen noch viel die grössere und gefährlichere Rolle ! Denn 
rechtlich betrachtet liegt für den Richter auch nicht einmal 
eine Veranlassung vor, die verminderte Zurechnungsfähigkeit 
zu berücksichtigen. Vielmehr hat er nach dem Wortlaut des 
Gesetzes (S 51 des d. Str. G. B.) bloss zu konstatieren, ob zurech- 
nungsfähig oder unzurechnungsfähig. So räumt also das Gesetz 



') Nasse, in Z. f. Psych., Bd. 46, p. 336. 
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dem Irrenarzte durch sein Gutachten allerdings Eiiifluss ein 
bei den Unzurechnungsfähigen, aber nicht bei den Vermindert- 
zurechnungsfähigen, wo es dem Arzte keine Frage stellt, son- 
dern nach § 51 einfach beantwortet haben will, ob der Täter 
zurechnungsfähig sei oder nicht; und wenn nicht der Psychi- 
ater von sich aus, freiwillig, den Geisteszustand des Vermindert- 
zurechnungsfähigen zur Berücksichtigung empfehlen würde, 
wäre eine grosse Ungerechtigkeit dieser ganzen Klasse gegen- 
über die Regel! „Der einsichtige Richter wird dem Sachver- 
ständigen die Abschweifung (Aufzeigen der verminderten Zu- 
rechnungsfähigkeit) nicht verübein, er wird sich sogar diese 
Auseinandersetzung erbitten, aber korrekt ist das nicht" '). 

Der Standpunkt Nasses führt demnach zu grössern Un- 
annehmlichkeiten als die sind, welche er zu vermeiden sucht. 
Nasse hätte nicht verlangen sollen, dass man die tatsächlich 
existierende verminderte Zurechnungafähigkeit nicht in die 
Gesetzgebung einftihre aus Rücksicht auf die Unwissenheit der 
Juristen, sondern dass die Juristen Pychiatrie treiben mit Rück- 
sicht auf die Tatsache der geminderten Zurechnungsfähigkeit. 

Was sodann die von Roller geäusserten Bedenken anbe- 
langt, so halte ich auch sie nicht für ausschlaggebend *). 

Vor allem wird man eben über die Tatsache nicht hin- 
wegkommen, dass es wirklich einen Geisteszustand von ver- 
minderter Zurechnungsfähigkeit giebt, und dass, wenn wir mil- 
dernde Umstände gewähren, wir dies gerade tun — sei es 
bewusst oder unbewusst — in Berücksichtigung des Geistes- 
zustandes des Individuums, also seiner venninderteu Zurech- 
nungsfahigkeit. Warum nicht. gleich die geminderte Zurecli- 
nungsfähigkeit in die Gesetzgebung aufnehmen? Dadurch 
würde der Richter genötigt, sich über den Grad der Zurech- 
nungsfähigkeit genauer zu erkundigen, als er dies sonst wohl 
täte, was nur im Interesse dei^jenigen liegen kann, die man 

') Hoche, a. a. 0. p. 36. 

») Roller, in Z. t. Psych., Bd. AS, pag. 337—439. 
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als „Unzurechnungsfähige" gleich unrichtig behandelt, wie 
als „Zurechnungsfähige". 

Es erscheint daher als dringend geboten, Bestimmungen über 
verminderte Zurechnungsfähigkeit in das Gesetz aufzunehmen. 
Ein Blick über den Stand dieser Frage in der gegenwäi-tigeii 
Gesetzgebung wird uns aber zeigen, dass mehr als die Hälfte 
der zur Zeit in Europa giltigen Strafgesetzbücher kei ne 
Bestimmungen über verminderte Zurechnungsfähigkeit enthalten ; 
dahin gehören: 1) Belgien, Code pönal von 18Ö7; 2t Bul- 
garien, Strafgesetzbuch vom 2. Februar 1896; 3) Deutsches 
Reich, Strafgesetzbuch vom 1. Januar 1872; 4) England: 
5) Frankreich, Code penal 1810; G) Niederlande, Straf- 
gesetzbuch vom I.September 1886; 7^ Portugal, Strafgesetz- 
buch vom IG. September 1886; 8) Das Schottische Straf- 
gesetzbuch; 9) Spanien, Strafgesetzbuch vom 17. Juli 1870: 
10) Türkei, Strafgesetzbuch von 1858; 11) Ungarn. Straf- 
gesetzbuch vom 29. Mai 1878; I2j Griechenland; 13) Monaco*). 

Hingegen besitzen folgende Strafgesetzbücher Nonnen 
über die verminderte Zurechnungsfähigkeit, 1) Dänemark, 
Strafgesetzbuch von 1863, § 39. 2) Finnland, Strafgesetz- 
buch vom 19. Dezember 1889 in § 4 von Kapitel 3. 3) Ita- 
lien, Strafgesetzbuch vom 30. Juni 1889 in § 47. 4) Der Nor- 
wegische Entwurf (Gesetz seit 1903) in den §§ 39 und 56. 
5) Oesterreich, Strafgesetzbuch von 1852 in §46. 6i Russ- 
land, Strafgesetzbuch von 1885 in Art. 134 und 136. 
7) Schweden, Strafgesetzbuch von 1864. Und endlich die 
Schweiz, Bundesstrafgesetz vom 4. Februar 1853 in Art. 32 b 
und der E. in Art. 16 und 17. Was speziell die Verhältnisse 
der .schweizerischen Kantone anbetrifft, so ist erfreulicher 
Weise zu konstatieren, dass eine erhebliche Mehrheit der 
kantonalen Strafgesetzgebungen die verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit berücksichtigt, so: Zürich, in § 60b (allerdings 



') Auch Kumftnien, Serbien und Afontenegro besitz« 
BestimmunKBii über verminderte Zurechnungsfähigkeit, 
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nur tatsächlich nicht ausdrücklieh). 2) Thurgau, in § 4ä. 
3) St. Gallen, in den Art. 23 und 40«. 4) Tessin, in Art. 
47. 5) Graubünden, Art. 50. 6) Wallis, in Art. 86. 7) Bern, 
in Art. iü und 47. 8j Luzern, in Art. 52. 9) Obwalden, 
in Art. 34, Zitfer 4, und Art. 28, Ziffer 8. 10) Schwyz, in 
ö 33. lliZug, in § 26, 2. 12) G larus, in § 29. 13) Appen- 
zell A./Rh., in §-41. 14) Appenzell I./Rh., in Art. 26. 
15) Neuen bürg, in Art. 70, 2. 16) Schafi'hausen, in Zusatz 
zu § 72 in der Strafgesetznovelle Art. 5. Die andern Kantone 
besitzen keine diesbezüglichen Normen. 

Bemerkenswert ist noch, dass der neue französische Straf- 
gesetzentwurf nunmehr die verminderte Zurechnungsfähigkeit 
auch berücksichtigt 'i. 

Es bleibt nun noch zu zeigen, was für Fälle bei der ver- 
minderten Zurechnungsfähigkeit in Frage kommen. Lässt sich 
das Grenzgebiet zwischen Zurechnungsfähigkeit und Unzurech- 
nungsfähigkeit näher um.schreiben? Eine allgemein anerkannte 
und umfassende Definition ist bis jetzt noch nicht gegeben 
worden; sie wird auch kaum zu erreichen sein, denn die Fälle 
von venninderter Zurechnung-sfähigkeit werden dem Richter 
und dem Psychiater immer einen gewissen Spielraum lassen. 
Spamer nimmt verminderte Zurechnungsfähigkeit an, „wenn 
entweder die Triebe eine abnorme, krankhafte Stärke erlangt 
haben, oder die Hemmung derselben (durch die Begriffe der 
Klugheit und der Moral) abnorm abgeschwächt worden ist" •). 
Diese Formulierung würde gut passen zu der Theorie des 
schweizerischen Entwurfes, Zurechnungsfähigkeit gleich Fähig- 
keit zu vernunftgemässem Handeln. Für den Psychiater mag dies 
ausreichen, für den Juristen hingegen dürfte es sich aber doch 
empfehlen, die Zustände festzulegen, die eine verminderte Zu- 
rechnungsfähigkeit bedingen. Es wird so die Aufgabe des begut- 



') Vergl. Mitt. der I. K. \., Bd. IV (1891), p. 166-1»!. 
') Spamer, in Z. f. Psych., Bd. 44, p. 606. 
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achtenden Irrenarztes präzisiert, was für beide Teile, Arzt und 
Bichter nur angenehm sein kann. 

In Anlehnung an die Definitionen von Jolli '), Kirn *>, 
Wollenberg '), Weingart *), Schinz •) und Aschaffen- 
burg •) möchte ich als unter die Bestimmungen der vermin- 
derten Zurechnungafähigkeit fallend bezeichnen : 

1. Die krankhaft Veranlagten. 

Darunter sind speziell verstanden einmal: Leute, die an 
solchen psychopathischen Zuständen leiden, welche sich noch 
nicht zu einer definitiven Geisteskrankheit entwickelt haben, 
z. B. „Dementia senilis und ihr verwandte pathologische Zu- 
stände in ihrem ersten Stadium." (Kirn) Sodann: die Leute, 
die an Zwangsvorstellungen leiden. Hier kann besonders in 
schwereren Fällen leicht völlige Unzurechnungsfähigkeit 
gegeben sein. 

2. Viele Schwachainnige, Degenerierte und minderwertige 
Existenzen. 

„Es kommen vor allem die Zustände angeborener und 
erworbener geistiger (und sittlicher. Kirn) Beschränktheit in 
Betracht, Zustände leichter Imbezillität, welche die Berufs- 
tätigkeit und Dispositionsfähigkeit noch nicht aufheben, welche 
aber eine Inferiorität im Kampfe ums Dasein begründen." 
(J 1 1 i). Hierher gehören auch die vielfach Küekfälligen. 

3. Hysterische, Hypochondrische, Epileptische und sexuell 
Perverse. 

4, Leute, bei denen das Nervensystem abnorm ist, 

') Jolli, in Z. f. Psych., Bd. 46, pag. 469. 

■) Kirn, eodem Bd. 46, pag. 54, und in Vierteljahrs schrift f. ger. 
Med. XVI, 286. 

•) Wollenberg, Z. f. Psych., Bd. 66, p. 616. 

•) Weingart, in Z. f. ges. Str. W., Bd. XIX, p. 133 ff. 

*) Schinz, les causes pathologtques de 1& responsabilitä limitäe, p.2S, 

*) Aschaffenburg, Aeretl. Sachverständigen Zeitung, Bd. V, S. 89T. 
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Es kann dies die Folge sein von Neurosen, Kopfverletzungen, 
Vergiftungen durcli Alkohol, Morphium u. dgl. Hierher sind 
auch die Exzentrischen zu rechnen; eine krankhafte Erregbar- 
keit, sei sie angeboren oder erworben, Namentlich gehören 
auch die „neurastheniseh Reizbaren" (Tuczeck) dahin. 

Delbrück nimmt verminderte Zurechnungsfähigkeit an 
bei den „Exzentrischen, sexuell Perversen, Schwachsinnigen, 
Kranken mit Zwangsvorstellungen, Degenerierten und Minder- 
wertigen, Hysterischen und Epileptischen, neurasthenisch Reiz- 
baren, Alkoholiker, Horphinisten und nach Kopfverietzungen 
Erkrankten" '). 

Diese Aufstellung mag vielleicht etwas umständhch 
erscheinen, aber bei dem komphzierten Wesen der geistigen 
Vorgänge und bei der Mannigfaltigkeit der in diesem Grenz- 
gebiet liegenden geistigen Störungen wird sie M-ohl kaum ein- 
facher zu gestalten sein. Dafür glaube ich sagen zu dürfen, 
dass sie Mohl alte Zustände umspannt, in denen gegebenen 
Falls von verminderter Zurechnungsfähigkeit geredet werden 
muss. Sollte vielleicht doch einmal ein im Gesetz vorgesehener 
Fall von verminderter Zurechnungsfähigkeit eintreten, so darf 
man ruhig auf die innere Ueberzeugungskraft des ärztlichen 
Gutachtens abstellen. 

Jurist und Psychiater. 

Mehr anhangsweise wollen wir hier noch mit einigen Wor- 
ten die Stellung des begutachtenden Irrenarztes berühren. 
Schon allein die Annahme einer verminderten Zurechnungs- 
tUhigkeit wird dazu beitragen, den alten Streit zwischen Jurist 
und Psychiater zu mildern. Ganz verschwinden wird er erst mit 
der Einführung einer besonderen Behandlung vermindert- 
zurechnungsfähiger Verbrecher. 



') Delbrück, in I. K. V., Bd. X, S. 629. Das stimmt im Wesent- 
1 mit anserei Anfatellnng Uberein. 
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Unzurechnungsfähigkeit oder verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit ist eine behauptete Tatsache, da sie aber zugleich 
eine psychologische, bezw. psychiatrische Tatsache ist, kann 
sie meist nur von einem Fachmann (Psychiater) erkannt wer- 
den. Es ist darum sehr zu billigen, dass der Richter in zwei- 
felhaften Fällen verpflichtet ist zur Einholung eines Gutachtens, 
denn er besitzt die hierzu nötigen Fachkenntnisse nicht; die 
Tätigkeit des Richters ist erst sekundär, insofern, als er im 
Be weisvert'ahren das vom Psychiater als Fachmann (Experten) 
abgegebene Gutachten würdigt '). Ein Missbrauch des Rechtes 
der freien Beweis Würdigung wird nicht zu furchten sein. Der 
Richter, als ein gebildeter und vernünftiger Mann, wird sich 
der bessern Einsicht nicht verschliesaen, sondern auf die innere 
Ueberzeugungskraft des Gutachtens abstellen. Damit aber 
der Richter nicht ganz auf das ärztliche Gutachten abzustellen 
hat, dem er u. U. ganz verständnislos gegenüber steht, so er- 
scheint es wünschenswert, dass der Richter auch etwas psy- 
chiatrische Bildung, besitze, so dass er ein Gutachten nachzu- 
prüfen versteht. Ganz speziell wird man diese psychiatrische 
Ausbildung vom Strafrichter, Untersuchungsbeamten und Staats- 
anwalt verlangen dürfen •). Doch wird man von dieser psy- 
chiatrischen Ausbildung der Juristen nicht zu viel erwarten 
dürfen: Fachmann wird der Jurist nie werden in psychiatrieis. 
Dilettantisches Wissen aber ist doppelt getUhrlieh, entweder 
wird der Richter einsehen, dass er eigentlich von Psychiatrie 
nichts versteht, dann wird er vom ärztlichen Gutachten erst 
recht abhängig, oder glaubt, in dilettantischer Ueberschätzung, 
selbst Fachmann zu sein und des Psychiaters nicht mehr zu 
bedürfen; das zweite scheint mir noch bedenklicher als das 
erste. 



') Vergl. Lenz, in YerhandluDgen d. schweiz. Jur. Ver. 1899 (Frei- 
Imrg), p. 197. 

') eodem Merkü, ji. 306 n. 308, und Lern 228. 
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Die s. M. In der Gesetzgebung. 

A. Die ft. M. im Verwattungsreciite. 

Die s. M. stammen aus dem Verwiiltuiigsreehte. Das 
Strafrecht ist also nicht ihr ursprüngliches Gebiet, sondern die 
s, M, sind aus einem andern Rechtsgebiet ' in das Strafrecht 
hinübergenommen worden. Zum ersten Male geschah dies im 
E. Zu einem richtigen Verständnisse ist es aber rötig, die 
Verwendung der s. M. im Verwaltungsrechte kennen zu lernen. 
Hierbei werden wir einmal ins Auge zu fassen haben : wer 
davon betroffen werden kann und wer kompetent sei, die Ein- 
weisung auszusprechen. Sodann ist zu untersuchen, ob Staats-, 
rechtlich eine solche Einweisung — lediglich auf dem Ver- 
waltungswege — zulässig sei, und endlich, welches der recht- 
liche Charakter dieser Massnahme sei. 

/. Die Arten der s. M. im Verwaltungsrecht. 

Die s. M. sind im Verwaltungsrechte schon ziemlich alt. 

ai Es ist hier vor allem eine s. M., die zuerst lange 
Zeit die einzig vorkommende war, nämlich die Einweisung 
in eine Zwan gsarbeitsanstalt 'j. Als soIche_ist sie der 
Mehrzahl der Schweiz. Kantone bekannt. Besondere Gesetze 
hierüber besitzen jedoch bloss die Kantone : Baselstadt Gesetzes- 



') Die Anstalten fUr Minderjährige lassen wiv auch hier ' 
i flberhanpt bei den &. M. ausscheiden. 
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Sammlung 1—14/422 '|: Bern 84/103; Schwyz II. 4; St. Gallen 
I. 478; und Zürich 20/61 *). Daneben gibt es noch eine Reihe 
von Kantonen, die zwar die Zwangsarbeitsanstalten auch 
kennen, welche aber diese Frage in kleineren Gelegeiiheits- 
gesetzen, oder überhaupt in anderem Zusammenhange geordnet 
haben; hierher sind zu zählen: Appenzell A./Rh., Thurgau, 
Solothurn, Luzern, Obwalden *), Glarus*!, HchafThausen ') und 
Baselland •(. 

b} Neben der Einweisung in eine Zwangsarbeitsanstalt 
besteht nun aber ausserdem, wenn auch nur vereinzelt, eine 
gesetzmässige Einweisung in eine Trinkerheilanstalt. 

//. Die Einweisung in eine Zwangsarbeitsanstalt. 

Die Voraussetzungen der Einweisung in eine Zwangsar- 
beitsaiistalt sind je nach den einzelnen Kantonen verschieden 
festgesetzt. Ueberall aber, und das ist bedeutsam, ist es 
Bedingung, dass der Betreibende der Armenbehörde resp. der 
Gemeinde zur Last fällt, oder zur Last zu fallen droht. Die 
einzige Aasnahme bildet der Kanton Zürich '}■ Nach § 6 des 
Gesetzes betreffend die Errichtung staatlicher Korrektionsan- 
stalten vom 4. Mai 1879 sind die Voraussetzungen lediglich: 
„Liederlichkeit und Arbeitsscheu" "). Demgemäss kann auch 

') Die Gesetze sind zitiert nach Schollonberger, a.a.O. 

') Vergl. dazu besonders: Schollenberger, OruDdrisa des Ver- 
wal tun gs rechtes, Ed. II, p. 66 ff. Eine neuere Zu.sammen Stellung dei- in 
der Schweiz bestehenden Zwangs arbeitsan ritalten findet sich in Schw, Z. 
XIV (1901), pag. ia2 f. 

') V,-0. des Kantonsrates vom 27. April 1893. 

*) Vergl. hierzu Schw. Z-, Bd. VI, pag. 519. 

'j In e 23 des Str.-G.-B., als Folge der Eingrenzung. 

*) In §§ 23 und 24 des Amiengesetaes und V.-O. betr. die Aufnahme 
'von Zwangsarbeitern in der Strafanstalt. 

') Schollenberger, a. a. 0., pag. 89, zBhIt auch den Kanton 
Zürich unter die Kantone, die als Voraussetzung haben, dass das betr. 
Individuum der Gemeinde, bezw. Armenpflege, zur Last falle. 

') Es wBre sonst auch der Standpunkt der zllrcheri sehen Regierung 
in B. Ger., Bd. III, pag. 319, unrichtig und iiuver.^tftndlich. 
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die Gemeindebehörde, unabhängig von der Annenpflege die 
Einweisung beantragen. In Appenzell A./Rh. und Thurgau 
kann eine Einweisung statthaben, wenn das betreffende Indi- 
viduum liederlich, ausschweifend und arbeitsscheu ist, und da- 
her der (4enieinde zur Last fällt. Im Kanton Solothurn ist 
letzteres nicht einmal notwendig, es genügt schon, wenn der 
Liederliche, Arbeitsscheue etc. tlberhaupt unterstützungs- 
bedtlrftig wird (z. B. unter Verwandten). Luzern verlangt 
ausserdem noch dos Moment der Erregung öffentlichen Aerger- 
nisses. Baselstadt und St. Gallen schreiten nur ein, wenn 
durch die Liederlichkeit eine Störung der öffentlichen Sicher- 
heit droht. Dieses Letztere ist nun der spezielle Ausgangs- 
punkt für die s. M. und ihre Herübernahme ins Strafrecht. 
Es darf wohl ohne weiteres angenommen werden, dieses Moment, 
„Erhaltung der öffentlichen Sicherheit" habe überall bei der 
Behtuidlung dieser Klasse von Leuten mitgespielt, denn man 
musste sich doch gewiss sagen, ein Mensch, der almosen- 
genßssig, liederlich und arbeitsscheu ist, stehe auch vom Ver- 
brechen nicht mehr gar weit entfernt. „Müssigang ist aller 
Laster Anfang." Darum darf man wohl alle zwangsweisen 
Einweisungen als eine Massregel betrachten, hervorgegangen 
aus der Sorge um die Erhaltung der durch diese Personen 
und ihren Lebenswandel gefährdeten öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit. 

Kompetent zur Einweisung ist je nach der Gesetzgebung 
eine verschiedene Behörde. Eines ausdrücklichen gerichtlichen 
irrteiles bedarf es im Aargau und in der Waadt. In andern 
Kantonen wiederum ist es lediglich eine Verwaltungsbehörde, 
— meist der Regierungsrat — denn die Wichtigkeit der Sache, 
Entzug der persönlichen Freiheit, verlangt, dass eine höhere 
Verwaltungsinstanz sich damit befasse '). Hierher gehören alle 

') Was den Kanton Zürich anbetrifft, so entscheidet in erster In- 
atanz der Bezirksrat. Nach § 6 des erw. Gesetzes soll (also nur Ordnungs- 
vorHchrift!) der Einzuweisende zuerst einmal gewarnt werden. Vorgltngig 
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anderen Kantone mit Ausnahme von Olan» (s. u.) Fast über- 
all ist auch ein mehr oder weniger kompliziertes Verfahren 
auf dem Verwaltungswege (Verwaltungsprozeas) vorgesehen. 
Ein gemischtes Verfahren endlich hat der Kanton Glarus, wo 
in erster Linie die Verwaltungsbehörden entscheiden, auf Ver- 
langen des Einzuweisenden aber gerichtliche Beurteilung des 
Falles stattfinden rauss '). 

///. Die Eiaweisung in eine Trinkerheilanstalt. 
1. Im Allgemeinen. 

Wie Arbeitsscheu, Liederlichkeit, selbst verschuldete 
Unterstützungsbedürftigkeit und Aehnliches einer Einweisung 
in eine Arbeitsanstalt rufen kann, so kann auch in ehiigen 
Kantonen die Trunksucht eines Alkoholikers, der öffentliches 
Aergernis erregt, oder seine Familie vernachlässigt oder auf 
irgend eine Weise die ötfeotliche Sicherheit gefährdet, den An- 
lass geben, ihn in einer Trinkerheilanstalt zu versorgen. 
Bemerkenswert ist hier aber vor allem die kleine Zahl der 
Kantone, in denen eine zwangsweise Trinkerkur gesetzlich 
zulässig ist. Es sind dies nämlich bloss die Kantone: 
St. Gallen (Gesetz vom 21, Mai 1891); Obwalden {V.-O. 
des Kantonsrates vom 27. April 1893) und Basel-Stadt 
(Gesetz vom 21. Februar 1901). 

Vß wird wohl von keiner Seite bestritten werden können, 
das» auch eine Einweisung in eine Trinkerheilanstalt auf dem 
Zwangswege vom rechtlichen Standpunkte aus durchaus zulässig 
ist. Das Bundesgericht hatte wiederholt Gelegenheit, sich über die 
Frage auszusprechen, ob eine verwaltungsmässige Entziehung 

dem EinweisangsbeHchluss hat nach g 7 eine Einvernahme stattzufinden. 
Der Begieriingsi'at ist nur Bekursinstanz, % 10. Die Dauer der Einweisung 
betragt ein Jahr, bezw. bei Buckfalügen drei Jahre. 

■) Vergl. neben Schollenberger, a. a. 0. noch Stooäs, die Schweiz. 
Strafgesetzbdeher, pag. Ul~lö2. 
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der persönlichen Freiheit zulässig sei nach Verfassungsgrund- 
sätzen '). Es wurde hierbei richtig ausgeführt, der Grundsatz 
der persönlichen Freiheit sei „nicht absolut zu verstehen" *), 
diese finde vielmehr ihre natürliche Begrenzung in dem Inter- 
esse der Gesamtheit und der öffentlichen Ordnung. Infolge 
dessen m'lsse, trotz des Grundsatzes der persönlichen Freiheit, 
doch die Möglichkeit offen stehen, „durch Gesetz, die zur Er- 
haltung der staatlichen Existenz und des menschlichen Zu- 
sammenlebens erforderlichen LSchranken zu ziehen" ■). Des- 
halb wurde denn auch vom Bundesgerichte mit vollem Rechte 
die jen eilen angefochtene administrative Einweisung geschützt, 
wenn sie nur auf gesetzlicher Grundlage beruhte*). 

Auch über die Notwendigkeit und Zweckmässigkeit der 
Massregel kann wohl niemand ernstlich im Zweifel sein. Wie 
man Kranken gegenüber, die mit ansteckender Krankheit 
behaftet sind , aus gesundheitspolizeilichen Granden , Ab- 
schliessuQgsmassregeln und Verbringung in das Absonderuogs- 
spital usw. anwenden darf, so auch gewiss dem Trunksüch- 
tigen gegenüber. Dass aber chronischer Alkoholismus eine 
krankhafte Erscheinung ist, wird allgemein von den Sachver- 
ständigen angenommen. Nun steht aber bei diesen Kranken 
nicht nur ihr eigenes leibliches Wohl in Frage, sondern es 
handelt sich um ihre gesamte Existenz, und fast immer auch 
um den fina-nziellen und moralischen Buin der ganzen Familie. 
Der chronische Alkoholiker, der in fast allen Fällen willens- 
schwach geworden ist, hat meistens nicht mehr die Kraft, 
sich selbst aufzuraffen; es bedarf einer äusseren energischen 



') Bickel, das kantonale Verfassun gerecht in deu Entscheidungen 
den B. Oer., pag. 68 ff. und dort zitierte Entscheidungen. 

*) StrAuli, die Verfassung des eidgen, Standes Zürich, pag. 49—63. 

■) Bickel, a. a. 0., pag. 69/70; vergl. ferner SchoUeuberger, die 
Schweiz, Frei hei tsrechte, p. 49 ff. 

<) Die Kritik Bleulers, (Der geborene Verbrecher), die er an dem 
Grundsätze der persönlichen Freiheit (ibt, geht doch wohl zu weit, in ge- 
wissem Sinne aber ist sie durchaus zutreffend. 
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Einwirkung auf ihn, daas er sich einer Trinkerkur unterziehen 
solle. Vielfach mag das der privaten Initiative gelingen, den 
Mässigkeits vereinen etc., allein auch der Staat selbst muss die 
Möglichkeit haben, einen solchen Willensschwächen Trinker 
zu kurieren. Der Säufer, dem man kein Halt gebieten kann, 
wird mit grosser Wahrach ein lieh kett einst dem Zuchthaus oder 
der Irrenanstalt verfallen. Auch ist die Gefahr der erblichen 
Belastung ja sattsam bekamit. Der Staat hat also in hohem 
Masse ein Interesse daran, diesen drohenden und unter Um- 
ständen mit Sicherheit zu erwartenden Gefahren rechtzeitig 
entgegenzutreten. Trotzdem sind aber doch nur wenige Kan- 
tone zur zwangsweisen Trinkerkur übergegangen. Die weit 
verbreitete Unsitte des Alkoholübergenusses, der Umstand, 
dass die Trunkenheit an sieh fast überall nicht bestraft wird, 
und überhaupt die grosse Toleranz, welche man bisweilen dem 
Alkoholiker entgegenbringt, die mögen ein gewichtiges Motiv 
gewesen sein, dass die Kantone auf diesem Gebiete sich reser- 
vierter verhalten haben, während hier, mindestens ebensowohl 
-wie bei den Arbeitsseheuen, ein staatliches Einschreiten ange- 
zeigt erschiene. 

2. Die besonderen gesetzlichen Voraussetzungen 
der Einweisung 
sind auch hier je nach den Kantonen verschieden. 

a1 Der Pionier der schweizerischen Kantone in dieser Hin- 
sicht ist St. Gallen. Am 29. Juni 1891 ist das Gesetz betreffend 
die Versorgung von Gewohnheitstrinkern in Kraft getreten. 
Die Grundlage hiefUr war jedoch schon gegeben in Art. 12 
der Verfassung des Kantons St. Gallen vom 16. November 1890; 
und das erwähnte „Trinkergesetz" ist eigentlich nur die Aus- 
führung der betreffenden Verfassungsbestimmung. Diese lautet: 
„Der Staat hat das Recht unter Mitwirkung der Gemeinden 
für die Unterbringung von Trinkern in zweckentsprechenden 
Anstalten zu sorgen. 
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Er gründet entweder die notwendigen Asyle, oder betei- 
ligt sich an der Errichtung oder dem Betriebe '.) solcher." Die 
tatsächlichen Voraussetzungen behandelt der Art. 1 des 
Gesetzes: „Personen, welche sich gewohnheitsraässig dem 
Trünke ergeben, können in einer Trinkerheilanstalt versorgt 
werden." Sehr zu loben an dem Gesetze ist die Vorschrift 
des Art. 5. „Die Versetzung in eine Trinkerheilanstalt kann 
nur auf Grund eines amtsärztlichen Gutachtens beschlossen 
werden, welches den Zustand der Trunksucht (Alkoholismus) 
und zu dessen Heilung die Notwendigkeit dieser Unterbringung 
konstatiert." 

Das formelle Erfordernis bildet bei allen zwangsweisen 
Versetzungen ein „Erkanntnis" des Gemeinderates der Wohn- 
gemeinde, welche aber noch der Zustimmung der betreffenden 
Armenbehörde bedarf, wenn die Unterbringungskosten aus 
der Armenkasse zu bestreiten sind. Eine völlig selbständige 
und uneingeschränkte Einweisungsbefuguis besitzt der Kegie- 
rungsrat. Er ist „berechtigt, die Versorgung einer Person in 
solchen Fällen von sich aus zu besehliessen, in denen die 
Unterbringung dringend geboten erscheint und die Gemeinde- 
behörden eine solche verweigern." „Die Dauer der Unter- 
brmgung beträgt in der Regel 9—18 Monate. In Rückfällen 
findet eine zweckentsprechende Verlängerung der Frist statt 
(Art. 2)." Während der Dauer der Versorgungsfrist kann ftlr 
die betreffenden Personen interimistisch ein Vormund bestellt 
werden," (Art. 8) von ganz besonderer Bedeutung erscheint 
Abs, 2 des Art. 7: „Der Staat leistet, wo es nötig erscheint, 
an die Kosten der Unterbringung und während derselben aus- 
nahmsweise auch an den Unterhalt der Familie angemessene 



') Das hat der Kanton St. Gallen denn auch getan ; er traf ein Ab- 
kommen mit der Trinkerheils Wtte Ellikon a./Th. (Kt. Zürich), der vom 
Verein fUr Heilung von Gen'ohnheitstrinkem 1889 gegründeten nnd seit- 
her mit Unterstützung der Kantone Zürich, Thurgau, Appenzell A.-Rh., 
Aargau, Baselatadt, betriebenen Anstalt. 
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Beiträge." Es ist dies eine geradezu bahnbrechende Bestim- 
muQg, auf deren Wiclitigkeit noch an anderer Stelle zurück- 
zukommen sein wird '). 

b) Nicht in einem Gesetze, sondern lediglich in einer Ver- 
ordnung regelt diese Verhältnisse der Kanton Obwaldeu. 
„Versorgung in Zwangsarbeit^-, Trinkerheil- und Besserungs- 
anstalten." Verodnung des Kantonsrates vom 27, April 1893 'i. 
Die Versetzung in eine Trinkerheilanstalt bezweckt, die 
betrelfertde Person von der Trunksucht und ihren Folgen zu 
heilen" (Art. 1, Alinea 2). „In eine Trinkerheilanstalt können 
ohne ihre Zustimmung Personen versetzt werden, welche durch 
gewohnheitsmässige Trunksucht entweder Aergernis erregen 
oder in ihrem Vermögen zurückkommen, oder offenbar geistig 
und körperlich Schaden leiden, und deren Handlungsfähigkeit 
zudem besehriinkt ist" lArt. 41. Die Einweisung verfügt der 
ßegierungsrat, entM-eder von sieh aus, oder auf Antrag der 
Vonnundschafts- und Armenbehörde (Art. 6). Die Versorgung in 
einer Trinkerheilanstalt „bedhigt an sich keinen Nachteil hin- 
sichtlich der bürgerlichen Ehrenfähigkeit (Art. lli. Ueber die 
Dauer der Versorgung entscheidet, in Würdigung der in Be- 
tracht fallenden Verhältnisse und zumal des Besserungszweckes, 
letztinstanzlich der Regierungsrat" (Art. 14), Vor der Ein- 
weisung findet ein administratives Verfahren statt (Art. 6, Ö, 
9 und 10); die formellen Voraussetzungen regelt Art. 7. 



') Vergl. die folgenden Ausführungen weiter unten, 

') Ist eine Einweisung lediglich gestützt auf die^e V.-O. zutftsS'g? 

Es ist sicher, „dass die Bürger auf dem Wege der Gesetzgebung 

bestimmten Beschränkungen unterworfen werden können". (B. Ger. VIII. 
pag. 264), denn der Grundsatz der persönlichen Freiheit will „die Bürger 
nur vor willkürlichen, nicht im voraus gesetzlich bestimmten Preiheits- 
berauhnngen schützen". (B. Ger., Bd. IV, pag. 896). Die V.-O. als Gesetz 
im weiteren Sinne erfüllt wohl diese Voraussetzungen, denn kein einge- 
wiesener Trinker wird sich über willkürlichen Freiheitsentzug beschweren 
können, umsoweniger, als in Art. 7, Ziff. 2 der cit. V.'O. au !H drück lieh eine 
der Einiveisiing vorgttngige, erfolglose Verwarnung vorgeach rieben ist. 
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ci Der dritte und letzte schweizerische Knuton, der die 
Tri nkerein Weisung rechtlieh geordnet hat, ist B a s e 1 s t a d t. 
Gesetz über die Versorgung von Gewohnheitstrinkern vom 
21. Februar 1901. Die Voraussetzungen der Versorgung sind 
umschrieben wie folgt : Zwangsweise können in einer Trinker- 
heilanstalt versorgt werden : Kantonsbürger und Niedergelassene, 
welche infolge von Trunki-ucht a) ihre Angelegenheiten nicht^ 
zu besorgen vermögen, oder bi sich oder ihre Familie der Ge- 
fahr des Notstandes aussetzen, oder c) die Sicherheit anderer 
gefährden, oder dj öffentliches Aergernis erregen {§ lt. Not- 
wendig ist ferner ein Zeugnis des Physicus, da,s die Trunk- 
sucht und die Notwendigkeit ihrer Behandlung in einer Trinker- 
heilanstalt konstatiert. Ziir Stellung des Versorgungsantrages 
sind berechtigt: die Angehörigen des zu Versorgenden, seine 
Vormünder und die Vormundschaftabehörden, die Gerichte, 
die Bürger- und Einwohnergemeinderäte (§ 3). Kompetent zur 
Einweisung ist der Regierungsrat (g 2). Widersetzt sich jedoch 
der Einzuweisende, oder wird er wegen Zuwiderhandlungen 
gegen die Ordnung aus der Trinkerheilanstalt ausgewiesen, 
so kann er in einer Arbeits- oder Besserungsanstalt unter- 
gebracht werden (§ 8). Die Dauer der Versorgung beträgt 
in der Regel ein Jahr, bei Rückfälligen kann sie bis auf drei 
Jahre verlängert werden (§ 6). In besonderen Fällen leistet 
der Staat (Regierungsrat i an die Kosten der Versorgung einen 
Beitrag aus dem Alkoholzehntel; was über den Betrag des 
Alkoholzehntels hinausgeht, haben die Bürgergemeinden der 
Eingewiesenen zu tragen (§§ 9 und 10), 

Auch der Kanton Thurgau hat sich mit der Frage der 
Trinkergesetzgebung beschäftigt. Im Jahre 1900 hat der thur- 
gauische Regierungsrat dem Kantonsrat einen Entwurf vorge- 
legt über die Unterbringung von Gewohnheitstrinkern '). Wenn 



') Gesetzesentwurf betr. die Versorguug i 
18. Mfti 1900. 
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auch der Entwurf bis jetzt noch nicht Gesetz geworden ist ' ), 
so ist er doch in verschiedener Beziehung einer eingehenden 
Betrachtung würdig. Auch der beleuchtende Bericht des Re- 
gierungsrates (7 Seiten) verdient alle Beachtung. 

Was den thurgauischen Eutwurf zum vorneherein unter- 
scheidet von der bisherigen Gesetzgebung in dieser Frage, ist 
die Vorschrift, dass eine Unterbrin^ng stattfinden solle, 
wenn die Voraussetzungen hiefür gegeben sind {§ Ij *). Bis- 
her hatte man sich begnügt, die Behörden zu einer VerfQgung 
Über die betreifende Person zu ermächtigen; der thurgauische 
Entwurf geht einen erheblielien Schritt weiter. Aber noch in 
einer andern Hinsicht bedeutet dieser Entwurf einen erfreu- 
lichen Fortschritt. Zum erstenmale finden wir hier nämlich 
die schon längere Zeit geforderte Unterscheidung von heil- 
baren und unheilbaren Trinkern durchgeführt. Die ersteren 
sollen in eine Heilanstalt verbracht werden, die andern in 
eine Irrenanstalt oder in ein Asyl für unheilbare Trinker lg l). 
Die Einweisung kann nur erfolgen auf Grund eines ärztlichen 
Gutachtens (§ 4 a), und nach vorausgegangener amtlicher Ver- 
warnung (§ 4 b). Nach § 6 ist neben den Verwaltungsbehörden 
auch das Gericht ermächtigt, einen Versorgungsantrag zir 
stellen. Entscheidende Behörde ist das Waisenamt (§ 6). Wird 
die Versorgung ausgesprochen, so muss sie vom Sanitätsde- 
partemeot geprüft und genehmigt werden (§ 8 ai; wird sie hin- 
gegen abgelehnt, so kann an den Regierungsrat rekurriert 
werden (§ 8 b). An die Kosten der Versorgung leistet der 
Staat Beiträge aus dem Alkoholzehntel '), und wenn nötig ver- 
abreicht er auch Unterstützungen an die Familien, die wegen 



') Wie mir Regierungirat Böhi mitteilte, steht der Entwurf immer 
noch unerledigt auf der Traktanden liste des Grossen Rates. Er werde 
erst nach Revision des Wirtschaftsgesetzes zar Behandlung gelangen. 

') Vergl. dazu auch Frank, in Schweiz. Blätter f. Wirtschafta- und 
Sozialpolitik, Bd. IX, S. 839. Seine Aufzahlung ist aber unvollständig. 

•) Thargau besitzt hiefür bereits einen Fond von Fr. 31,044,78 (am 
1. Januar 1900) laut dem regierungsrätttchen Bericht. 
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Trunksuclit des versorgten Familienvorstandes in einer Not- 
lage sich befinden, § 9, Abs. 2. 

d) Eine besondere Stellung nimmt hier vermöge seiner 
verwjvltungäreehtliehen Praxis der Kanton Zürich ein. Es 
kommt nicht gar selten vor, dass die zürcherischen Armen- 
behörden einen Trinker nach Ellikon verweisen. Allein dies 
entbehrt der gesetzlichen Grundlage, so dass im Weigerungs- 
falle kein Zwang angewendet werden kann. Die vom Kanton 
Zürich aus nach Ellikon gelangten Trinker sind also alle „frei- 
willig" hingegangen. Die Praxis der Ai-menbehörden hat sich 
dabei folgenden Ausweg geschaffen : wird ein Trinker almosen- 
genössig, so wird ihm eine Kur in Ellikon angeraten, mit der 
Androhung, das« ihm, wenn er sich widersetze, die Unter- 
stützung entzogen, oder er in eine Zwangsarbeitsanstalt ein- 
gewiesen werde. Die Mehrzahl dieser Leute zieht dann vor, 
„freiwillig" nach Ellikon zu gehen und sich dort zu einer 
regelrechten Kur zu verpHichten ! 

e) Aehnlich soll sieh, nach einer gütigen Mitteilung der 
dortigen Polizeidirektion, die Praxis in Baselland verhalten. 
Da wegen Mangels gesetzlicher Bestimmungen eine zwangs- 
weise Einweisung von Trinkern nicht zulässig sei, suche man 
jeweilen „die Einwilligung der betreffenden Person zu erhalten. 
An solche Versorgungen leistet der Staat Beiträge aus dem 
Alkoholzehntel". 

Eb unterliegt wohl keinem Zweifel, dass der gegenwärtige 
Rechtszustand ein durchaus ungenügender ist, und wenn auch 
der z. B. in Zürich und Baseltand praktizierte Ausweg noch 
anderwärts Nachahmung finden sollte, so trifft man mit dieser 
Einweisung eben doch gewöhnlich gerade die nicht, die am 
ehesten mit Zwang belegt zu werden verdienen : die hart- 
näckigen und widerspenstigen (iewohnheitsirinker. 

IV. Die Irrenversorgang. 
Noch offenkundiger sind die Uebelstände in der gesetz- 
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liehen Regeluiiff der In-eiiversorguiig. Die Pflicht, für Oeistes- 
krankc zu sorgen, liegt zunächst ihren Verwandten und Vor- 
mündern nach den Bestimmungen des Privatrechtes ob. Reicht 
das nicht aus, so hilft der Staat mit der öffentlichen Armen- 
pflege. Anschliessend an diese Tätigkeit arbeitet der Staat 
den (Gefahren entgegen, welche Irre andern Personen an ihrem 
Körper oder Vermögen oder der öffentlichen Sittlichkeit zu- 
fügen können und triflt Einrichtungen zur Befriedigung der 
besonderen Interessen der Geisteskriinken. 

Für uns kann hier nur in Frage kommen die Einweisung 
gemeingefährlicher (ieisteskranker M. Es sind sodann zwei 
Fälle auseinander zu halten. Einmal die Einwei-suTig eines 
gemeingefiihrliclien Irren, bevor er ehi Verbrechen begangen 
hat '). Dies ist meist .Sache der Hanitätspolizei. 

In Deutschland kommen folgende Massregeln vor^: 

1 . In Bayern haben die Distriktspolizeibehörden Verzeich- 
nisse der Irren ihrew Bezirkes zu führen und die Eingetragenen 
dem Bezirksarzte zu nennen, damit derselbe entspre<:hende 
Anträge stellen kann; V.-O. vom iSO. Dezember 1851. Aehn- 
liches bestimmt für Baden eine V.-O. vom. 4. Oktober 1H79, 

2. Personen, welche Irre, für die sie zu sorgen haben, 
mit (Jefahr für die öffentliche Sicherheit oder Sittliclikeit frei 
umhergehen lassen, werden bestraft, Pol.-Str.-G.-B. für Bayern 
Art. 80; für Baden § 97; für Hessen Art 2ii'A; und sächsisches 
Mandat vom 20. November 1770. 

;■!. Für gemeingefährliche Irre, deren Aufnalime in eine 
An.stalt nicht durch eine Privatperson oder einen Armenver- 

') Ueber die Irren Versorgung (Iberhaiiiit ist zu vergl. ReiiüS. der 
Rechtsschutz der Geisteskranken, auf Gnindlage der Irrenge setzgebiii ig 
m Europa mid Nordamerikn, Berlin 1K88. BeKlIgl. der Schweiz, vergl. 
p. (18 — 73 (Besprechung der IrrengesetKe von Genf und Neuenburg). 

1 Leider fehlen grundlegende Vorarbeiten hierüber noch vollständig, 
') Vergl. hierzu den Art. „Irreinvesen" im Handbuch der Staat»- 
wissenschnft, 2. Aufl., von L. Jolli. 
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baud herbeij!;efiihrt wird, kann dieuelbc von der Polizei des 
Aufentlialtsortes angeordnet werden ')■ 

Aueli in der Schweiz sind die Verhältnisse unbefriedigend. 
In Basel z. B, ist durch Grossratsbesc^hluss vom 12. Januar 
1891 allgemein der Regierungsrat ermächtigt, geisteskranke 
Personen in Irrenanstalten versorgen zu lassen auch gegen 
den Willen ihrer Angehörigen, insofern die Geisteskrankheit 
eine Gefährdung der ött'entlichen Ordnung, Sicherheit oder 
Sittlichkeit bedeutet ") 

Im Kanton Freiburg kann der Präfekt Geisteskranke 
in eine Irrenanstalt verbringen lassen, wenn diese eine ernst- 
liche Gefahr für die Gesellschaft bedeuten. Loi organique du 
IH Novembre 1871, Art. 1: Sont piaces d'offiee, les alienes du 
canton qui presentent un danger serieux pour la societe. Le 
prefet de leur domicile prononce l'jvdmission ensuite d'enquete 
iidmini-strative, En cas de contestation sur l'6tat mental du 
malade, hi dec.ision du prefet peut ftre infirniee par un Juge- 
ment des Tribunaux. 

Im Kanton Zürich schafft Recht das „Reglement ftlr 
die kantonale Irrenanstalt Burghölzli bei Zürich" vom 22. No- 
vember 1879, Es können Kranke, ohne ihr eigenes Ansuchen 
auf Veranlassung ihrer nächsten Angehörigen bezw. Vor- 
münder, Vormundschafts- oder Armenbehörden aufgenommen 
werden. Eine Pflicht für die Annenbehörde etc., oder für die 
Gemeinde oder den Staat, aus Gründen der öffentlichen Sicher- 
heit für geeignete Unterbringung dieser Irren zu sorgen, 
besteht nicht. Da nun aber nach S 2 dieses Reglementes zur 

') Weitei-R Quellen sind: Prenssen, V.-O. vom 19. Januar 1888; 
Bayern, die Statuten fUr die einzelnen Kreisaiiatalten ; Sachsen, V.-O. 
vom -26. September 1856 und 28. August 1874; VVUrtemberg, Statut für 
die St a Uta an stalten vom 21. Januar 1875 und V.-O. für die Privataustalteu 
vom 18. Oktober 1873; Baden und Hessen, die Statuten für die ein- 
zelnen Landesan stalten. 

'), Siehe auch Lenz, Verhdlg. des Jur. Ver. 1«)9 (Freiburg), p. 207, 
Anmerkung 1. 
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Aufnahme für alle Kranken erforderlieh ist, dass die Zahlung 
der Verpflegungsgelder siehergestellt werde, so findet eben in 
allen den Fällen, wo die Gemeinde oder die Angehörigen sich 
weigern, die Unterbringungskosten zu bezahlen, keine Versor- 
gung statt'). Hingegen ist denn doch wenigstens dafür gesorgt, 
dass ein einmal in die Irrenanstalt Verbrachter, der „sich 
selbst oder der öfi'entlichen Sicherheit gefährlit^h" ist, nicht 
ohne Zustimmung des betreifenden Bezirksstatthalters entlassen 
werden darf. Verweigert dieser die Entlassung, „so haftet die 
Gemeinde für die weiteren Kosten, wogegen ihr das Rückgriffs- 
reclit auf die UnterstützungspHichtigen zusteht" (§ 23). Sonst 
aber muss jeder Kranke entlassen werden, wenn seine Ver- 
treter dies verlangen, mit andern Worten, nicht mehr für ihn 
bezahlen wollen. Diese Art der Kostenregelung hat zu schweren 
Missständen ge('üiu"t'). Es ist eine geradezu verwerfliche Praxis 
vieler Gemeindebehörden, zuzuwarten, bis das betreffende ge- 
fährliche Individuum ein Verbrechen begangen hat '), damit 
dann für die Kosten der Unterbringung nicht mehr sie aufzu- 
kommen haben, sondern der Staat Allerdings ist zu betonen, 
dass diese Aufgabe eigentlich eher dem Staate zufiele, als den 
Gemeinden, aber so lange eben der Staat dies nicht übernommen 
hat, so lange müssen die Gemeinden, oder sollten sie wenigstens 
dafür sorgen, dass, ebenso wie die Arbeitsscheuen, Liederlichen, 
Vagabunden und Trinker, so- auch die gemeingefährlichen Irren 
versorgt werden, bevor sie zu Verbrechern geworden sind. 
Allein die Pflicht des Staates, bezw. der Bürgerge- 
meinde geht noch weiter. Wenn der Staat einen Menschen in 
Arbeits-, Trinkerheil- und Irrenanstalten einsperrt, dann hat 
er auch die Pflicht, seine auf diese Art gesicherte Ruhe zu 

') Ein diesbezügliches krasses Beispiel einer aatgauLschen Gemeinde 
berichtet Forel in Schw. 2., Bd. VI, p. 315. 

•) Vergl. femer anch von Speyr, Schw. Z., Bd. VII, p. 190. 

") Vergl. dam auch Reuss, a. a. O., pag. 153, der noch weiter geht 
und in erster Linie die Familie des Irren verpflichten will, die Gemeinden 
bezw. der Staat kSmen ei-st sekundär in Frage. Mit Becht! 
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bezahlen. Er hiit deshalb nicht nur für den Einzuweisenden 
selbst zu sorgen, sondern auch für dessen Familie. Warum 
sollten wir nicht verpflichtet sein „der Familie, der wir im 
Interesse unserer eigenen Sicherheit ihren z. B. trotz seiner 
Epilepsie erwerbsfilhigen, doch infolge seiner zeitweiligen An- 
fälle bedingungsweise gemeingefährlichen Ernährer rauben, 
dafür irgend eine Rekompensation zu bieten?" ') Eine lobens- 
werte Ausnahme macht einzig der Kanton St Oallen, der in 
durchaus naehahmungswUrdiger Weise seine Pflicht gesetzlieh 
geregelt hat in Art. 7, Abs. 2. In Obwalden (Art. 5, Abs. 2) 
ist lediglich die Möglichkeit einer Unterstützung der Kinder 
vorgesehen. — Die (lesetzgehung der andern Kantone .schweigt 
sich hierüber vöUig aus. 

Die Mangelhaftigkeit des gegenwärtigen Bechtszustandes 
in der Irrenfrage ist allseitig zugegeben. Dies Hess — und 
zwar besonders unter den Psychiatern — die Fordenmg auf- 
kommen, nach einer einheitlichen Gesetzgebung, nach einem 
schweizerischen Irrengesetze. Leider ist von juristischer Seite 
bisher nur wenig geschehen, um diesem Fostulnt der Irrenärzte 
entgegenzukommen und doch verdient es, wie irgend ein anderes 
die volle Aufmerksamkeit der Juristen *). Der beachtenswerte 
Entwurf von Forel *j blieb leider bis jetzt ohne praktische 
Nachwirkung. Nicht nur aus dem Gesichtspunkte des Schutzes 
für die Irren seihst, sondern auch, und das ist für den Kriminal- 
politiker noch das Wichtigere, zum Schutze Dritter gegen die 
Geisteskranken ist ein Irrengesetz dringendes Bedürfnis. Es 
sollte endlich durchgängig für die Behörden Möglichkeit und 
Pflicht bestehen, gemeingefährliche Geisteskranke sofort zu 
versorgen. Man sollte bei einem gemeingefährlichen geistig 
abnormen Menschen nicht mehr mit der Versorgung zuwarten 



') Dr, Olah, Direktor der ungarischen Stnntsin-enniistalt in Buda- 
pest, in „Zliiicher Post" vom 2. Januar 19tTi. 

') Vers). Schw. Z., Bd. Till, pag. 340-34». 
') Schw. Z., Bd. VI, pag. 313 ff. 
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mtlssen, bis er einen Unschuldigen totgesehljigen hat ; wie 
Forel etwas drastisch sich ausdrückt. 

Leider aber ist nun nicht einmal die Einweisung von 
verbrecherischen Geisteskranken überall gesetzlich befi-iedigend 
geregelt. Es steht jedoch die Einweisung der verbrecherischen 
(teistes kranken so sehr mit dem Strafrecht in Verbindung, 
dass diese Frage besser in einem andern Zusammenhange 
besprochen wird. 

Es erübrigt uns hier noch, den eigentlichen juristischen 
Chanikter diesei" verwaltungsrechtlichen Massnahmen klar 
zu legen. 

Die Einweisung trägt einen rein präventiven Charakter. 
Sie knüpft nicht, wenigstens nicht begi-iffsmässig, an ein Ver- 
brechen des Einzuweisenden an, vielmehr genügt der Nach- 
weis des liederlichen Lebenswandels, um solche Leute für einige 
I Zeit einer zwangsweisen Besserungskur zu unterwerfen. Damit 
I vertblgt nun diese administrative s. M. einen doppelten Zweck: 
einmal den der Fürsorge, und sodann den der Sicherung. 

1, Die Fürsorge. 

Die Person, um welche es sich in .solchen Fällen handeln 
kann, i.st gewöhnlich ein etwas verkommener Mensch, der sich 
selber nicht durchzubringen vermag, aus Mangel an Existenz- 
mitteln. Allein nicht einzig das ist der Einweisungsgrund, son- 
dern vielmehr der Mangel jeder Energie, sich aus dem ver- 
sumpften Leben wieder aufzuraffen zu nützlicher, menschlicher 
■ Tätigkeit. Viele von diesen Leuten sehen selber ein, dass es 
ihnen wohler ist bei der Arbeit als im Müssiggang, allein sie 
vermögen ihren Hang zur Liederlichkeit nicht niederzukämpfen, 
sie unterliegen ihm, werden unterstützungsbedürftig und unter 
Umständen Verbrecher ')■ Diese Leute ertragen die Freiheit 

') Bei einigen indg vielleicht Mchon die blosse Androhung, sie in 
fine ZwangsAi beitsansialt unterzuhrinKPn, viel erreichen. Em ist daher 
eine diesliezilgliche EeKtimmung, welche in allen Ffilleii vorerst eine 
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nicht, sie versumpfen darin ; es ist ein Akt staatlicher Fürsorge, 
wenn man sie unterbringt und zwangsweise zu einem anstän- 
digen und arbeitsamen Leben anhält, zu dem sie aus eigener 
Kraft sich nicht mehr hätten aufschwingen können. Es ist 
ja eine von den .Strafanstaltsbeamten nicht selten gemachte 
Erfahrung, dass diese Leute, im Geftlhle ihrer Widerstands- 
tosigkeit im freien Leben, sich im Zuchthaus wohler fOhlen, 
als in der Freiheit. Dieser schwachen, unselbständigen Naturen 
muss sich der Staat ebenfalls annehmen. 

Natürlich geht die Fürsorge auch darauf aus für die 
Familien der Eingewiesenen zu sorgen, indem man ihren 
Ernährer durch Zwang zu einem geordneten lieben zu führen 
sucht, oder ihnen, wie bei den Geisteskranken, diese Last ab- 
nimmt. Doch scheidet dieser .Standpunkt für unsere Betrach- 
tung aus. 

Auch hei den Geisteskranken hat der Staat eine wichtige 
FttrsorgepHicht für diese armen Menschen, die infolge geistiger 
Krankheit nicht im stände sind, sich auf befriedigende Weise 
durchzubnngen, ganz abgesehen davon, dass durch eine Inter- 
nienmg auch am ehesten eine Fortpflanzung dieser sozial-minder- 
wertigen Personen verhindert wird. 



2. Sichern n g. 

Allein es ist nicht lediglich der Standpunkt der Fürsorge 
um diese Willensschwächen Trinker oder Geisteskranken, was 
den Staat veranlassen kann, sich ihrer anzunehmen, es ist auch 
die Fürsorge und Vorsorge um die Zukunft der {Jesellschaft, 
es ist Sorge um die Sicherheit des staatlichen Gemeinschafts- 
lebens. 

Warnung verlangt, duruhan» zu billige«. Vei'gl. «las Zürcher. Geset;: vom 
4. Mai 18(9, § K; Obwaldeii Art, 7, Ziff. ± Ausgenommen hiervon sind 
natürlich die Geisteskranken, bei deuen eine Warnung »elbstverstiiiidlirh 
keinen Wert h«tte 
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Die Verwaltungsbehörde wird sich mit Recht stigen, wenn 
auch dieser Mensch bis jetzt allerdings noch kein Verbrechen 
begangen hat, so haben wir dennoch bei seiner herumstreifenden 
Lebensweise gar keine Oewähr, dass er nicht von einem Tag 
auf den andern doch zum Verbrecher werde: die Wahrschein- 
lichkeit ist sehr gross. Darin aber, dass man von der Wiihr- 
scheinlichkeit des bevorstehenden Verbrechens, also von der 
sozialen Gefährlichkeit ausgeht, kann keine Ungerechtigkeit 
liegen; denn einmal stützt sich ja das Urteil über die Oefähr- 
lichkeit nicht allein auf subjektive Gründe, sondern vor allem 
auf objektive Tatbestände, wie Familien Vernachlässigung, 
Ahnosengenössigkeit, Trunksucht usw. Sodann ist dem unbe- 
dingt beizutreten, was schon M o h 1 hervorgehoben hat '): „Bei 
Erwägung der Wahrscheinlichkeit, ob jemand eine Rechts- 
störung begehen werde, und deshalb gewissen Rechtsbeschrän- 
kuugen äu unterwerfen sei, ist sein bisheriges Leben natürlich 
ein Hauptanhaltspunkt *). Hat er durch bereits begangene 
Verbrechen sehien unrechtlichen Willen und seine Nachgiebig- 
keit gegen sinnliche Reizungen schon bewiesen, so ist sehr zu 
befürchten, dass er bei wiederholter Gelegenheit sich wieder 
hinreissen lassen werde." Die Erfahrung hat gezeigt, dass es 
Menschen gibt, die bereits eine stattliclie Anzahl Freiheits 
Straten ei-standen haben und bei denen sowohl Richter als 
Verwaltung.sbehörden die feste Ueberzeugung hegen, dass sie 
durch eine blosse kurze Freiheitsstrafe sic^h nicht beeinflussen 
lassen. Und bei diesen Individuen, hei denen die Strafe nicht mehr 
wirkt — auch nicht abschreckend, — soll zur Sicherang vor dem 
gefährlichen Menschen eine Verwaltungsmassregel angewendet 
werden; denn da Strafe anzuwenden, wo sie erfnhrungsgemäss 
nichts wirkt, wäre zwecklo.s und daher widersinnig. Es 
erscheint demnac^h die administrative Einweisung, sei es nun 



') Moh), System der Pdlveiitiv-JiiHtiz otler Reohtspoliztii, Tiibiii 
gen IS-U- 

') Molil, a. a. 0. iiag. 37, Aumeikimg H. 



idbvGoogle 



— 41 — 

vor oder nach einem Verbrechen nicht als Strafe, wenigstens 
nicht im Rechtssinne '). Es ist rein polizeilicher Sicherungs- 
charakler, das Hauptmerkmal einer solchen Massrejfel. Die 
Aufgabe des Rechtsstaates besteht nicht bloss darin, Verbreoheti, 
die bereits geschehen sind durch die Strafe zu unterdrücken, 
sondern er hat auch die Aufgabe, künftigen Rechtsbrüchen 
vorzubeugen •). Das ist die Sicherungstätigkeit der admini- 
strativen Behörden. 

An diesem speziellen Punkte will nun Mohl seine Prä- 
ventiv- Justizbehörde eintreten lassen. Allein die Schaffung 
dieses neuen und komplizierten Beamtenapparates scheint 
nicht durchaus nötig. Es kann die Aufigabe der Präventiv- 
justiz ganz wohl der Verwaltungsbehörde wie sie ist, übergeben 
werden, nur muss selbstverständlich immer die gesetzliche 
Grundlage hiefür vorhanden sein. Daneben wird aber auch 
der Strafrichter sein Augenmerk auf Verhütung von Verbrechen 
zu richten haben: dieser kann nun aber naturgemflss erst da 
und erst dann eingreifen, wenn ein Verbrechen begangen 
worden ist, währenddem die Verwaltungsbehörde mit ihrer 
Verfügung einsetzen soll, bevor ein Verbrechen die Folge 
ist des liederlichen Lebenswandels, der Geisteskrankheit usw. 
Die Gebiete dieser beiden Gewalten sind also wohl abgrenz- 
bar; die Tatsache eines Verbrechen» ist die Scheide. Ditraua 
ergibt sich, dass die administrative Verfügung nie den Oluu'akter 
einer staatlichen Strafe annehmen kann und darf. Die Ver- 
waltungsbehörde spricht kein Strafurteil aus, demzufolge jemand 
in eine Arbeitsanstalt versetzt würde: es ist lediglich eine Ver- 
fügung über die persönliche Freiheit eines Menschen, der es 
nötig gemacht hat, dass ihm die Freiheit entzogen werde, sei 
es mit Rücksicht auf ihn selber — Fürsorge — , um ihn vor 
weiterem Unheil zu bewahren, oder sei es mit Rücksicht auf 

') Denn die Strafe ist bej!i"iffsm assig immer mit einem Verbrephen 
verknöpft. 

') Molil, a. n 0. pnssim; vergl. auch Stooss, Motive, Hb,m. 



DigitzfidbyGOOgIC 



— 4-2 — 

die (.Tesellsehaft — Sicherung — , weil dieser latente Verbrecher 
eine erhebliehe und stetige Gefährdung der öffentlichen Sicher- 
heit darstellt. Alterdings ist richtig, das» die Androhung der 
Versorgung in eine Arbeitsanstalt und auch in eine Irrenheilan- 
stalt eine Drohung enthält, die u. U. mindestens so stai-k und wirk- 
sam sein kann, wie eine Strafandrohung. Ebensowenig ist zu 
bezweifeln, dai^s für manche z. B. eine Internierung in der 
Irrenanstalt eine grössere LStrafe bedeutet, als die Unterbringung 
ins Zu<^hthaus. Es ist eine bekannte Tatsache, dass viele Irre 
aus der Irrenanstalt in die Sti'afanstalt versetzt zu werden 
wünschen; und es ist auch gewiss nicht ganz ohne Bedeutung 
wenn der Volksmund von einem wegen Unzurechnungsfähig- 
keit Freigesprochenen sagt: „Ja, wenn er wenigstens nur in 
die Irrenanstalt verbracht wird, dann ist er gestraft genug''. 
Der wichtigste Berührungspunkt dieser administrativen Mass- 
nahmen mit d3r richterlichen .Strafe ist die Entziehung der 
Freiheit. Freiheitsentzug ist, wie treffend bemerkt wurde : 
,.La monniiie courrante" ') unseres heutigen .Strafvollzuges, 
und leicht überträgt sich deshalb auf jede staatliche Freiheits- 
entziehung etwas vom Charakter der Strafe. Allein Strafe im 
Rechtssinne kann nur eines sein; Die richterliche Freiheits- 
entziehung wegen eines Verbrechens, Eine andere Rechts- 
strafe kennen wir nicht'). Mag nun die verwaltungsmftssige 
i;inweisung in vers(rhiedene Anstalten auch noch so sehr als 
Strafe empttmden werden, rechtlich ist sie keine „.Strafe", son- 
dern sie bleibt eine Verwaltungsmassregel. Sie kann an 
Stelle der Strafe treten bei den verbre« iberischen (ieistes- 
krankcn; sie kann vor dem Verbrechen verhängt werden 
bei den Liederlichen, Trinkern, gemeingefährlichen (4eistes- 



') Gantier spricht von den „peiiieä privatives de libert^ tetnpor&ires 
qni HOiit la montiaie cniirftnte de la rqiressiaii nctiielle'. Snhw. Z., VII., 
pag. 67. 

*) Von den Strafen, die nicht in einer Freiheitsberaubung beistehen, 
wird hierbei abgeseiien. 
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kranken; sie kann endlich auch nach Verbüssuiig der 
Strafe zur Anwendung gelangen; aber niemsils ist sie die ge- 
setzliche Folge einer verbrecherischen Tat, niemiils erfolgt 
sie „al-s Strafe". Denn die Strafe bezweckt Vergeltung, 
Besserung, Sicherung und Abschreckung; die Verwaltungs- 
massregel hingegen will nur ein Akt staiitlicher Fürsorge sein, 
entweder Fürsorge um das betreffende Individuum selbst oder 
.Sichening für Drittpersonen. 

Fflr die Beurteilung des reclitlichen Charakters der s. M. 
im Vcrwiiltungsrecht darf man nicht abstellen auf die im 
Volke doch recht verschiedene Ansicht tlber die .Strafnatur 
dieser Jlassregeln, auch nicht auf die Qualifizierung durch 
die Betroffenen selbst, sondern es sind lediglich die vom Ge- 
setze aufgestellten Voraussetzungen und Folgen zu prüfen. 
Nirgends aber, und das ist hier noch hervorzuheben, werden 
stratVech fliehe Folgen an eine solche Einweisung geknüpft. 

Das also gilt es vor allem festzuhalten : diese Massregelii, 
sei es nun Einweisung in eine Arbeits- oder in eine Trinker- 
oder Irrenheilanstalt, tragen absolut keinen strafrechtlichen 
Charakter; sie sind lediglich diktiert von Gründen der staat- 
lichen Fürsorge und' der Sicherung. 

B. Die s. M. im Strafrechte. 

S 1 s s hat in der Exp. Kom. ausgesprochen, er habe 
für die gesetzgeberische Verwendung der .s. M. kein Vorbild 
gefunden. Dies konnte jedoch nicht so geraeint sein, dass 
alle und jede s. M. bis jetzt dem Strafrechts völlig gefehlt 
hätten, sondern es wollte damit wohl bloss gesagt werden, 
dass eine zusamraenhilngende, systematische 
Verwendung der s. JI. bis jetzt in einem Strafgesetzbuche 
noch nie versucht worden sei. In dieser Beschränkung ge- 
fasst, ist der Ausspruch von Stooss auch durchaus richtig. 
Allein einzelne sporadische Vorhuifer der s. M. finden wir 
auch hier. Schon im römischen Recht finden .sich s. M., 
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allerdin^tt nicht in der Ausdeliiiung, wie wir sie heute von 
unserm entwickelteren Rechte verlangen. Aber in der Anlage 
sind sie doch den heutigen s. M. wesensgleich. Bemerkenswert 
ist iiber, dass sich diese Bestimmungen im römischen öffent- 
lichen Rechte befinden. Die Geisteskrankheit galt auch im 
römischen Rechte bereits als Strafausschliessungsgrund. Es 
ist bemerkenswert, dass die andauernde, geistige Störung als 
„Krankheit" anerkannt wird. Die Quellen brauchen die Aus- 
drücke dementia, furor und bezeicltnen dies als morbus. Etwas 
eigentümlich mutet uns aber die Begründung der Straflosigkeit 
des Geisteskranken an: cum satis furore ipso puniatur Ae- 
milius Macer erwähnt in 1. 14 Dig. de officio praasidis 
I. 18 ein Rescript von Marcus (Aureliusi und Commodus, das- 
selbe lautet: „Hi tibi liquido compertum est, Aelium Priscum 
in eo furore esse, ut continuä mentis alienatione omni intel- 
iectu careat, nee subest uUa suspicio matrem ab eo simula- 
tione dementiae occisam: potes de modo poenae eins dissi- 
mulare, cum satis furore ipso puniatur, et tamen diligen- 
tius custodiendus erit ac, si putabis, etiani vinculo 
coercendus, quod non tamen ad poenam quam ad 
tutelam eius et seeuritatem proximorum pertinebit 

Es folgen dann im weiteren Bestinnnungen darüber, dass 
diejenigen, die zur Aufsicht Über den furiosus verpHichtet sind, 
für die Folgen ihrer Nachlässigkeit haftbar zu machen seien, 
denn sie hätten nicht nur auf den Kranken um seiner selbst 
willen und auf sich acht zu geben, sondern auch für den 
Schutz von Drittpersonen besorgt zu sein. Wenn dann den- 
noch ein Verbrechen begangen werde, so könne man mit Recht 
denen die Schuld zuschreiben, die die Pflicht zur Aufsicht ge- 
habt hätten, (non imnierito culpae eorum adscribendum est, 
qui neglegentiores in officio suo fuerintj. 

In der Theorie des Strafrechts sind die s. M. schon seit 
langem verfochten worden, und es haben sich denn auch ein- 
,zelne Strafgesetzbücher veranlasst gesehen, s. M. aufzunehmen, 
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freilich vorläufig bloss als Ausnahme und ohne aie organisch 
in ein Strafensystera einzugliedern. Eine kurze reehtsverglei- 
ehende Uebersicht aber die gegenwärtige Gesetzgebung ein- 
zelner .Städten mag dies veranöchaulichen, 

/. Deutsches Reich. 

In Deutsehland, dessen Strafgesetzbuch ja bekanntlieh 
vollständig auf dem Boden der Vergeltung ruht, finden wir 
nur einige wenige Bestimmungen, die herbeizuziehen sind: die 
Jj§ 361, Ziff. 3—8, und 362, Abs. 2 und 3. Daneben Ist noch 
zu verweisen auf g 487 der Str.-Pro2,-Ordg. vom 1. Februar 
1877 '). 

Der § 361 lautet: mit Haft wird bestraft: 

1. 

2. 

3. Wer als Landstreicher umherzieht ; 

4. Wer bettelt, oder Kinder zum Betteln anleitet oder 
ausschickt, oder Personen, welche seiner Gewalt und Aufsicht 
untergeben sind und zu seiner Hausgenossenschaft gehören, 
vom Betteln abzuhalten unterlässt; 

5. Wer sich dem Spiel, Trunk oder Mtlssiggang dergestalt 
hingibt, dass er in einen Zustand gerät, in welchem zu seinem 
Unterhalte oder zum Unterhalte derjenigen, zu deren Ernäh- 
rung er verpflichtet ist, durch Vermittlung der Behörde fremde 
Hülfe in Anspruch genommen werden muss; 

6. Eine Weibsperson, welche wegen gewerbsmässiger Un- 
zucht einer polizeilichen Aufsicht unterstellt ist, wenn sie den 
in dieser Hinsicht zur Sicherung der Gesundheit der öft'entliehen 
Ordnung und des öft'entliehen Anstände? erlassenen polizeilichen 

') % 487 : „Die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe iat aufzuschieben, 
wean der Verurteilte in Geisteskrankheit verfallt." Leider ist damit nur 
die negative Seite — Nichtvollstreckbarkeit — berücksichtigt, und eine 
zu positiven Massnahmen verpflichtende Vorschrift fehlt! 
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Vor.s(.'lirifteii zuwiderhundelt, oder, welclie. ohne einer solchen 
Aufsicht milerstellt zu sein, gewerbsuiilssi^ Unzucht treibt; 

7. Wer, wenn er aus öffentlichen Annenniitteln eine Unter- 
stützung eniptilngt, sieh aus Arbeitsscheu weigert, die ibm von 
der Behörde angewiesene, seinen Kräften angemessene Arbeit 
zu verrichten; 

H, Wer nach Verlust seines bisherigen ITnterkoinniens 
binnen der ihm von der zustilndigen Behörde bestinnnten Frist 
sich kehl anderweitiges Unterkommen verschafft hat und mich 
nicht nachweisen kann, dass er solches der von ihm ange- 
wandten BemOhungen ungeachtet nicht vermocht habe. 

Im weiteren bestimmt der § J(62 in Absatz 2: „Bei der 
Verurteilung zur Hüft kann zugleich erkannt werden, dass die 
verurteilte Person nach verbdsster Strafe der Landes- 
polizeibehörde zu (Iberweisen sei. Im Falle des g ;-(t>l Nr. 4 
ist dieses jedoch nur dann zulässig, wenn der Verurteilte in 
den letzten drei Jahren wegen dieser üebertretung mehrmals 
rechtskraftig verurteilt worden ist, oder weini derselbe unter 
Drohungen oder mit Waffen gebettelt hat. 

Durch die Ueberweisung erhält die Landespolizeibehörde 
die BefVignis. die verurteilte Per.son bis zu zwei Jaliren ent- 
weder in ein Arbeitshaus unterzubringen oder zu gemein- 
ndtzigen Arbeiten zu verwenden ". 

Obwohl es »icli hier um eine Massnahme „nach verbüsster 
Strafe" handelt, so ist diis Institut doch keine eigentliche s. M,, 
es ist vi^lnielir eine sog, korrektionelle Nachhaft, Zu beachten 
ist sodann noch, dass nicht der Richter selbst diese Einweisung 
verfügt, sondern es ist ihm bloss die Initiative vorbehalten ',); 
Sache der Verwaltungsbehörde ist es dann, ob sie der richter- 
lichen Anregung Folge geben will oder nicht. 

Es ist also in der deutschen (Jesetzgebung nur ehi schwa- 
cher Aulauf gemacht worden: an einer völligen und förmlichen 
Hinübernnhme in das Strafi'echt fehlt es zurzeit noch ganz. 

') Narh .Sfhmidt a. n, 0. ist sogar das s(;hon zuviel! Pag. •£*i. ^ 
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Auf demselben .Standpunkte steht auch der von der 
Dresdener forensieh-psychiatrischenVereuiig:uns:vorge8ehlag:ene 
Art. f)! a zum deutsehen .Str.-G,-B, Beac^htenswert ist diirau» 
folgende Bestmimung: „Wenn es walirseheinlicli erscheint, dass 
ein Individuum von venninderter Zureehnungst'fihigkeit uaeh 
Verbüssung der erkannten Strafe weitere Straftaten begehen 
■werde, so kann neben einer Freiheitsstrafe zugleich erkannt 
werden, dass der Verurteilte nach Verbüssung der erkannten 
Strafe dem Vormundsehaftsgericht zu übei'wei-sen sei. Durch 
die Ueberweisung erhält das Vormundsehaftsgericht die Be- 
fugnis, ihn solange in einer besonderen, zur Aufnahme von 
Personen verminderter Zureehnnngsfahigkeit bestimmten An- 
stalt unterzubringen, als die Befürchtung, dass er wieder Straf- 
taten begehen werde, fortbesteht". 

Es soll also damit die Möglichkeit geschaffen werden, 
vermin dertzurechnungsfähige Verbrecher, die der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung gefährlich sind, zu versorgen. Wenn 
dieser Vorschlag Gesetz würde, so hätte man in Deutschland 
das sonderbare Resultat, dass die Frage der Versorgung Ver- 
min dertzureehnungsfähiger geregelt würde vor derjenigen über 
die Unzurechnungsfähigen. Sonst weist die geschichtliehe Ent- 
wicklung überall gerade den entgegengesetzten Gang auf! 
Wie in dem bereits erwänten Falle, ao ist auch hier nicht der 
Richter selbst derjenige, der die Versorgung ausspricht, son- 
dern es handelt die Verwaltungsbehörde auf Anregung des 
Richters. Höchst interessaut ist dabei noch die sonderbare 
Begründung, weswegen der Behörde und nicht dem Gerichte 
diese Einweisung überlassen werden soll. „Es emptlehlt sich 
die Entscheidung darüber, ob ein Verbrecher in einer solchen 
Anstalt unterzubringen sei und wie lange er darin zu verwahren 
sei, den Vorniundschafts-Gerichten zu übertragen, damit einer 
übertrieben lange» Festhaltung vorgebeugt und auch das Wohl 
des Untergebrachten hinreichend berücksichtigt werde'^ 'j {! !) 



') Weiiigai-t, in Z. XIX, png, 147. 



idbvGoogle 



//. Oesterreich. 

Eine etwas andere Stellung nimmt Oesterreich ein. In 
einem kleinen .Schriftchen über kriminal politische Gedanken 
österreichischer ytrafgesetzgeber führt Stooss eine sprechende 
Bestimmung der Theresiana aus dem Jahr 1768 an. Diese 
IdHtet in Art. 7^5 daselbst: „Kriegsdienste sind keinerdings 
unter die .Straften zu rechnen. Es kann demnach in Jlaletiz- 
fällen das Soldatenleben durch ein Urteil nicht zur Straffe 
auferlegt werden. Nachdem aber der Soldatenstand eine Lehr- 
schul zur Angewöhnung des Oehor«ams, Mühe und Arbeit ist, 
als wird hiemit gestattet, dass taugliche, junge und ehrliehe 
Mannspersonen, welche wegen ihres raüs.sigen Herumfahrens, 
wegen Frevelhändel, oder sonst geringerer keine Ehrenraackel 
auf sich tragenden Verbrechen sich verfänglich gemacht, ohne 
Schöpfung eines Urteils zu Soldaten abgegeben werden mö- 
gen; und dieses nicht zur Straffe, sondern zu gemeiner Wohl- 
fahrt und ihrem eigenen Besten, damit sie von müssigem oder 
sonst ungebührlichem Lebenswandel abgezogen und nützliche 
Mitglieder des Staates hieraus erzieglet werden". 

Dazu fügt Stooss die Bemerkung bei: „Damit ist der 
krimin iilpoütisehe Gedanke ausgesprochen, es soll die Gruppe 
der Liederlichen durch s. M. zur Arbeit erzogen werden. Die 
Massnahme wird durch den schlechten Lebenswandel einer 
Person, nicht durch etn bestimmtes Verbrechen begrtlndet, 
und der Zweck ist, den Liederlichen zu einem nützlichen 
Gliede des Staates zu erziehen '). Im übrigen kennt die Öster- 
reichische Gesetzgebung keine Bestimmungen über s. M. Auch 
der Strafgesetzentwurf von 1 89.3 (er ist immer noch Ent- 
wurf! besitzt in S 61 Abs. 2 lediglich eine Bestimmung bezüg- 
lich der Jugendliehen. 



') Vgl. zum Ganzen: Ktooss. Kriminalpolitiache ttedunken öster- 
reichischer Strafgesetzgeber. Wien 191)2, 
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///. Die Niederlande. 

Das niederländische Str.-O.-B, verpflichtet in Art. 37, 
Abs. 2, den Strafrichter nach erfolgter Freisprechung des An- 
geklagten aus Grttnden der Unzurechnungsfähigkeit für dessen 
Verwahrung Sorge zu tragen, wenn der Kranke als der öffent- 
lichen Sicherheit gefährlich erscheint. Ausserdem wird nach 
Art. 32 des niederländischen Str.-G.-B. von 1881 der des Betteis 
oder der Landstreicherei Ueberführte direkt vom Richter zur 
Uetention in einem Arbeitshause verurteilt. 

IV, Ungarn. 

Ungarn besitzt eine neue Str. Proz. Odg, vom 4. Dezember 
1896. In dem g 24t} ist den begutachtenden Aerzten die Pflicht 
auferlegt, in ihrem Gutachten anzugeben, „ob der Beschuldigte 
an Geistesstörung oder Bewussliosigkeit leide, bezw. ob er zur 
Zeit der Begehung der strafbaren Handlung an derselben so 
gelitten, dass er zufolge dessen nicht die Fähigkeil zur freien 
Willensentschliessung besessen ; und sie haben sich auch in 
der Richtung zu erklären, ob der Zustand des Beschuldigten 
ein gemeingefährlicher ist." Was dann aber mit einem Gemein- 
gefährlichen angefangen werden soll, wird leider nicht be- 
stimmt '). 

V. Rassland. 

Nach dem russischen Strafgesetzbuch Art. 95 und nach 
Art. 36 Abs. 2 des russischen Entwurfes ist der Strafrichter 
gehalten, für die gehörige Unterbringung gemeingefährlicher 
(Jeisteskranker, die freigesprochen werden mussten, besorgt 
zu sein. 

VI. Dänemark. 

Das Dänische Str. 0. B. besitzt in § 38 eine hierher ge- 



') Es ist aiiziinehmeii, tlass daiin auch hier eine Mitteilung (oder 
Ileherweisnng?] au die VenvnltHDgsbehörden erfolge, die dttnn das Weitere 
voizunehmen haben. 



idbvGoogle 



— r>o — 

liörige Bestimmung. Diese lautet; „Straft'rei sind Handlungen, 
welche von Wahnsinnigen begiingen werden, oder von solchen, 
deren Verstand entweder so mangelhaft entwickelt oder so 
gestört ist, dass sie der Strafbarkeit ihrer Handlungen mut- 
masslich nicht bewUHSt sind, oder welche im Augenblick der 
Tat von Sinnen waren. 

In soweit die Sache anhängig gemacht wird, kann im Ur- 
teil bestimmt werden, dass gegen die Betreffenden Sicherheits- 
massregelii zu treffen sind, welche jedoch wieder von Seiten 
der Obrigkeit aufgehoben werden können, wenn sie nach ein- 
gezogener ilrztlicher Erklärung nicht mehr nötig befunden 
werden." 

Diese Lösung ist gewiss eine recht praktische. Das Gerit-ht 
entscheidet über die Versorgung in allen Fällen, wo es sic?h 
mit dem Täter befassen muss. Ist er gemeingefährlich, so kann 
es die nötigen Sicherungsraassregeln anordnen. Ueber die Ent- 
hissung hingegen entscheidet die Behörde auf Grund eines 
ärztlichen Gutachtens. — Zu bedauern ist nur, dass nach § 39 
des dän. Str. G. B. bei den Vermin der (zurechnungsfähigen 
einzig mildere Strafe statthaft ist. 

VII. Frankreich. 

Frankreich besitzt zur Zeit noch keine eigentlichen Be- 
stimmungen über s. M. Doch hat sieh dort ein Institut ausge- 
bildet, das man zwar nicht unter die s. M. im engeren Sinne 
wird rechnen können, das aber mit ihnen doch in einem ge- 
wissen begriffsmässigen Zusammenhange steht, die Depor- 
tation. Nach dem Recidivistengesetz von 1885 werden die 
rückfälligen Verbrecher nach den Kolonien gebracht. Allein 
damit ist das ^''erbrechen noch nicht bekämpft, die Aufgabe ist 
einfach um ein Haus weiter verschoben. Gewiss ist richtig, dass 
allein das Herausreissen aus der bisherigen Umgebung schon 
bei Manchem etwas nützen wird : allein ob er dann nicht dort 
in noch schlimmere Umgebung gerät? Und Über die soziale 
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Tauglichkeit des Nachwuchses von deportierten rückfälligen 
Verbrechern und aus Paris verbannter unsittlicher Weibsper- 
Konen, dm-f man sich wohl keinen gar grossen Hoftiiungen 
hingeben!') Der Schweiz, Gesetzgeber war glücklicherweise 
nicht in der Lage, diese verwerfliche Massnahme nachzuahmen. 

Der fr a n 2, E n t w u r f 1 ist einen Schritt weiter gegangen 
als der bisherige eode p^nal. Jedoch kennt auch er nur eine 
einzige s, M,, nämlich die Arbeitsanstalt. (§ 9 placement dans 
un Etablissement de travail.) 

Der Art. 38 bestimmt in dieser Richtung: „Dans les cas 
determin^s par la loi les tribunaux pourront ordonner que le 
condamnö soit a l'expi/ation de la peine de Temprisonnement 
phicE dans uii Etablissement de travail pour trois mois au 
nioiits et trois ans au plus". Es kann also das (iericht direkt 
in den im Gesetz vorgesehenen Fällen zur Verbüssung der er- 
kannten Gefängnisstrafe den Verurteilten in die Arbeitsanstalt 
einweisen. Hierbei ist eine doppelte Zeitgrenze vorgesehen, 
ein Minimum von drei Monaten und ein Maximum von drei 
Jahren. Das Maximum von drei Jahren ist wohl richtig fest- 
gesetzt, es entspricht übrigens auch der Zeitbestimmung des 
Schweiz. E. Art. 31. Der Zweck dieser Anstalten geht Ja vor- 
nehmlich auf Bes.serung und nicht auf dauernde Sicherung. 
Wenn es nun nicht gelingt, innerhalb dreier Jahre einen Ar- 
beitsscheuen zu bessern, dann wird auch eine weitere Behand- 
lung keine Früchte tragen. Einen solchen Unverbesserlichen, 
im übrigen aber Ja nicht schwer gefähriichen Vagabunden, 
lehenslang einzusperren, ginge doch zu weit. Weniger Ein- 
wandsfrei hingegen ist das Minimum. Drei Monate sind offen- 
bar eine viel zu kurze Frist*). Es ist Ja fast nicht gedenkbar, 

') Mir Ncheint, mau könne sich gegen diese „Verb rech erzllchterei^ 
nicht scharf genug auslassen. 

») Abgedruckt in Mitt. d. I. K. V. Bd. IV, pag. 10* ff. 

') Dieser Ansicht ist auch Gautier in Beinern Artikel: deiix pro- 
jetü, in Schweiz. Z, Bd. VII, pag. 7(i. 



idbvGoOgle 



— 52 — 

dAsH ein MenHch mit liederlichem und arbeitsticheucm Charakter 
in der kurzen Zeit von drei Monaten sich ändere. Auf alle 
Fälle wird man, soll wirklich eine ernste und nachhaltige 
Behandlung des Individuums eintreten, nicht unter sechs 
Monate gehen dürfen. Das Minimum von einem Jahr im Schweiz. 
E. triflft hier gewiss das Richtige. 

Im Unterschied zum Schweiz. E, sieht ferner der franz. 
E. die Unterbringung in eine Arbeitsanstalt ais eine förmliche 
Strafe an. Nach Art. 10 gehört das „placement dans uti Eta- 
blissement de travail" unter die „peines accessoires". Es ist so- 
mit diese s. M, nicht etwas von der Strafe begrifHich ver- 
Kchiedenes und ausgeschiedenes, sondern sie wü-d vielmehr 
als Nebensirafe aufgefasst, ungefähr im Sinne von Hippels und A. 

Erwähnenswert ist ferner noch aus dem französischen 
Entwürfe die Bestimmung des Art, 55, sie lautet: „Lorsqu'un 
individu inculp^ d'un fait qualiti^ crime aura 4t4 acquitt^ pour 
cause de dßmence, la cour pourra ordonner qu'il soll placE 
dans un 6tablis.sement d'ali^n^s. . : . . 

Si I'inculpE a ete l'objet d'une ordonnance ou dun arröt 
de non lieu, le placement pourra ^tre ordonner par le tribunal 
civil k la requ6te du ministere publique." 

Von einer eigenen zweckmässigen Behandlung der Ver- 
mindertzurechnuiigsfahigen weiss leider der französische Ent- 
wurf nichts. 

V/II. Italien. 

Einen ganz entschiedenen und lobenswerten Fortschritt 
gegenüber anderweitigen Gesetzgebungen hat Italien gemacht 
durch die Aufnahme der Art, 4ti und 47 in das italienische 
Str. (4. B. vom .30, Juni 18«9, Der Art, 46 bestimmt, dass Un- 
zurechnungsfähige freizusprechen und nicht strafbar seien. 
„Doch ordnet der Richter, wenn er die Freilassung des frei- 
gesprochenen Beschuldigten für gcfälirlich erachtet, die Ueber- 
weisung desselben an die zuständige Behörde an, zur Vor- 
nahme weiterer gesetzlicher Schritte." Die nähere Ausführung 
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dieser gesetzlichen Sehritte findet man in den Art. 13 und 
14 der Disposizioiii per l'attuazione del eodiee penale. Tref- 
fend sind die Bemerkungen von Carl^ti mit Bezug auf [^ 
diesen Punkt des italienischen Gesetzbuches. ') Es lohnt 
sieh, sie hier in extenso anzuführen ; „Da troppo tempo e da 
ti'oppe parti si chiede e con ragione, che gli autori di fatti 
criminosi, ove siano dichiarati iion punibiU per infermitä di 
mente, non vengano rimessi in libertä ed abandonali a lor« 
Rtessi, con grave rischio della sicurezza sociale. Non per 
misura repressiva, che sarebbe fuori di luogo, ed in contradi- 
zione aperta con la legge che proclama la irresponsabilitä, 
deir infemio di mente, ma per ragione preventiva, vuolsi prov- 
vedere, quando lo consiglino o la specie d^fll' alienazione o le /*^ 
eondizioni dell' individuo o la gravitä dei fatti e del perleolo, 
a porre tale sventurati nella impossibilitä di nuocere, ed in 
pari tempo ad assicurar loro quella assistenza e quella cura 
che l'umanitÄ imjione. L'iniziativa di tale provvedimento us- 
cirebbe veramente della competenza teeniea del giudice penale: 
ma ragione di economia amministrativa e di opportunitä, po- 
liticft mi hanno indotto ad attribuiere allo stesso magistrato, 
che eonosce del fatto e della persona, nel tempo stesso in cui 
la diehiara prosciolra da ogni imputazione penale. 

II provvedimento si eoordina alla istituzione dei cosi detti 
manicomii criminali, ormai stabiliti in pareechi eivilis- 
simi paesi, e dei quali anche in Italia si ^ comminciato a fare 
esperimento, ed e anzi stata reiteratamente proposta per legge 
la regolare costitutione". Allein Italien hat nicht nur eine 
Versorgung des völlig Geisteskranken im Auge, sondern auch, 
und das ist das Bemerkenswerte und Neue, des Vermindert- 
zurechnungsfähigen. Diesbezüglich bestimmt der Art. 47 : War 



') Carletti, Maiiuali Barbern, Codice pendle, quinta edizione, Firenze 
1!»02. ]':i)i;. I-J.)/1Ö(I. Dsaelbst ist anch eine nette UeLersicht gageben «bei 
die Entwicklung dieser Einrichtimg in Italien. 
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der im Vorhergehenden Art. bezeichnete Geisteszustand derart, 
dass er die Zurechnungafähigkeit wesentlich (grandemente) be- 
einHusste, ohne sie völlig auszuschliessen, so wird die für die 
begangene strafbiire Handlung be.stimmte Strafe gemäss nach- 
folgenden Regeln herabgesetzt 4. Ist die Strafe Frei- 
heitsstrafe, so kann der Richter Verbtlssung derselben in einem 
Verwahrungshause (casa di custodia) anordnen, bis die zu- 
ständige Behörde diese Massregel zurdcknimmt, in welchem 
Falle der Rest der .Strafe in gewöhnlicher Weise verbüsst wird". 

Die in Art. 46 vorgesehene Regelung der Frage ist im 
grossen und ganzen gewiss nur zu begrOssen. Bedenken er- 
regt einzig der Umstand, dass der Richter nicht direkt die 
Verfügung trifft, sondern sich mit einer Ueberweisung an die 
Behörden begnügen muss. Doch, wenn dann ttlr die Behörde 
eine Verpflichtung besteht, sieh der betreffenden Person an- 
zunehmen, so sind die Bedenken nicht mehr hoch anzuschlagen. 

Nicht ganz richtig ist hingegen das Verfahren gegenüber 
den Vermindertzurechnungsfähigen. Einmal muss es als durch- 
aus ungenügend bezeichnet werden, das-s eine Verwahrung nur 
möglich sein soll während der Dauer der Strafzeit. Daraus 
ergibt sich unter Umständen — und praktisch wird der Fall 
wohl nicht selten sein, — dass ein Vermin dertzurechnungs- 
fähiger auch vor seiner Heilung und trotz des Fortbestehens 
seiner Gefährlichkeit freigelassen werden muss. Leider fehlt 
sodann auch die Verpflichtung zur Einholung eines ärztlichen 
Gutachtens. Dass aber immerhin auch dem psychiatrischen 
Standpunkte etwas Rechnung getragen wird, zeigt sich in der 
Einrichtung der easa di custodia. Es ist dies eine beson- 
dere Aufsichtsanstalt, eine Strafanstalt, die eigens zum Zwecke 
des Strafvollzugs für Vermindertzurechnungsfähige errichtet 
ist. Sie unterscheidet sich von andern Strafanstalten durch 
mildere Disziplin, insbe.'^ondere wird das .Schweigegebot — 
.Sileney -System — nicht so strenge gehandhabt, und gewisse 
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Disziplinarstraten können nur nach Anhörung des AnshiltH- 
arztes vollstreckt werden '). 

Aehnlich der Deportation in Frankreich besitzt Italien 
die Einrichtung des domicilio coatto. Dieser Zwangs- 
wohrisitz, welcher „auf eine Dauer von zwei bis fünf Jahren 
verordnet wird, muss auf den zu Italien gehörigen Inseln des 
Mittelländischen Meeres verbüsst werden". 

IX. Norwegen. 
Norwegen hat in seinem Entwürfe zu einem neuen 8tr. 
G. B. (jetzt Gesetz seit l. Januar 1903} den neueren Forderungen 
gerecht zu werden versucht und eine befriedigende Lösung 
dieser schwierigen Frage gefunden. Mit besonderer Genug, 
tuung haben bei dem Erscheinen des norwegischen Entwurfs 
die Psychiater konstatiert, dass hier zum erstenmale ihren seit 
längerer Zeit verfochtenen Forderungen nachzukommen ge- 
strebt werde. Es betrifft dies vornehmlich die Behandlung 
der Unzurechnungsfähigen und Vermindertzureehuungsfähigen 
im Strafvollzug. Hierfür sind nach § .39 s. M. vorgesehen *). 
Die Bestimmung dieses S lautet wörtlich: „Wenn das Gericht 
annimmt, dass ein Angekhigter, der freigesprochen oder ge- 
mäss den §§ 45 oder 5tt zu einer herabgesetzten Strafe ver- 
urteilt wird, wegen Zurechnungsunfähigkeit oder verminderter 
Zurechnungsfähigkeit die Rechtssicherheit gefährdet, so kann 
es bestimmen, dass er in einer Irren- oder Heilanstalt oder 
Arbeitshausabteilung für Trunksüchtige unterzubringen oder 
dass ihm ein bestimmter Aufenthaltsort anzuweisen oder zu 

') Vgl, hierüber: Weingart, Die vei-rainderte Zurechmingsffihigkeit 
in Z. XIX, p. 145. Ferner: H, Hubbe, Die strafrechtliche Behandlung 
der V erm in dei-t zurechnungsfähigen. Breslau llKß, pag. 37 f. al^ Heft 48 
der strafrechtlichen Ahhandliingen von Bennecke und Reling. 

') Die ausdrückliche Bezeichnung als s. M. findet sich allerdings im 
Wortlaut des OcHetzes nicht, allein niatei'iell, inhaltlich haben wir es hier 
unzweifelhaft mit denselben Massregeln zu tun, die der schweizer. Ge- 
B eizgeber alt« s. M. bezeichnet hat. 
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verbieten ist. Die getroffene Massregel ist durch die Obrig- 
keit wieder aufzuheben, wenn sie nach eingeholtem ärztlichen 
Gutachten nicht mehr notwendig ist. 

In Schwurgerichtssachen kann das Gericht, um einen 
Anhalt zu haben, den GeschMorenen die Frage vorlegen, ob 
einige, und event. wie viele der Geschworenen fttr Freispre- 
chung deswegen gestimmt haben, weil sie den Angeklagten 
für unzurechnungsfiihig ansahen". 

Leider ist dieses Gesetz erst so kurze Zeit in Kraft, dass 
man weder von guten Erfahrungen, noch von Misserfolgen 
sprechen kann; allein wir hegen keine Zweifel, dass diese 
Bestimmung sich durchaus bewähren wird. Die Fassung des 
Art. 39 scheint uns in allen Beziehungen mustergültig. Beson- 
ders hervorgehoben zu werden verdient die fakultative Form : 
„es kann" das Gericht eine solche Einweisung vornehmen. 
Das ist durchaus zu billigen. Der Richter soll nicht eo ipso 
verpflichtet werden, jeden Unzurechnungsfähigen oder Ver- 
mindertzurechnungsfähigen zu versorgen, das wäre entschieden 
zu weit gegangen und würde dem Staate zu viel unnötige 
Kosten vei-ursachen, man denke z. B. nur an einen leichtem 
Grad von Schwachsinn. Einem solchen Verbrecher gegenüber 
— der verniindertzurechnungsfähig ist ~ wird voraussichtlieh 
in vielen Fällen eine scharfe Freiheitsstrafe heilsamer sein, 
als eine kurze, oder gar als ein kurzer Aufenthalt in einer 
Krankenanstalt. Nicht, dass zwar durch diese schärfere Strafe 
eine moralische Besserung eratelt werden könnte, allein die 
Strafe wird insofern ihre gute Wirkung tun, als der Schwach- 
sinnige in Zukunft sich eher vom Unrecht abhalten lassen 
wird; nicht aus Gründen rechtlich denkender Billigkeit, nicht 
aus ethischen Erwägungen, sondern aus Furcht vor den Übeln 
Folgen, also aus ganz egoistischen Motiven. Doch muss sich 
das Strafrecht mit dem äusserlichen Erfolg zufrieden -.geben, 
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ein weiteres ist Sache der Moral '). Die Strafe gliche in diesem 
Falle „einer Dressur zu sozialem Verhalten", wie man dies 
äusserst zutreffend genannt hat *;. 

In der Regel aber wird der Richter bei Vermindertzu- 
rechnungsfähigen eine besondere Behandlung eintreten lassen. 
Der Gedanke: s. M. bei den geistig nicht mehr ganz Normalen 
ist hier zum erstenmale in etwas weiterer Ausdehimng durch- 
geführt worden. Gegenüber dem italienischen Rechte zeichnet 
sich das norwegische schon dadurch vorteilhaft aus, dass es 
nicht nur eine Anstalt kennt für diese T.eute, wohin sie dann 
peie-mfle gebracht werden, sondern dass es bereits die An- 
stalten für die s. M. etwas spezialisiert, allerdings auch noch 
nicht in genügendem Masse. Ein weiterer Vorzug aber gegen- 
über der italienischen Bestimmung besteht darin, dass der 
unnötige und Zeit raubende Umweg der Ueberweisung an die 
Landesbehßrde in Wegfall kommt, und dass das Gericht in 
unmittelbarer Anknüpfung an die Behandlung des Verbrechens 
auch die Massnahme über den Verbrecher direkt vei"fügt. 

Dass dagegen die Entlassung durch die Behörde erfolgt, 
bereitet keine prinzipiellen -Schwierigkeiten, zumal durch Ein- 
holung eines ärztlichen Gutachtens die praktischen Schwierig- 
keiten wohl ziemlich beseitigt werden können. Das politische 
Bedenken, das vielleicht noch geltend gemacht werden könnte, 
— die Gefährdung der persönlichen Freiheit in Zeiten politi- 
scher Unruhe usw. — ist wohl nicht hoch anzuschlagen. Diese 
Gefahr Hesse sich übrigens leicht beheben durch Schaffung 
einer Aufsichts- und Beschwerdein.stanz '), sowie durch eine 
strenge Kontrolle der Privatanstalten. Staatliche, ötfentliche 
Anstalten scheinen mir in dieser Beziehung doch recht unge- 



') „Bürgerliche, nicht notwendig sittliche Besserung" vod Liszt, 
Lehi'bnch, p. 65; vgl. auch Orolman, „W«r legal gesinnt ist, ist etil 
guter Bürger*', p. 116 Anmerkung; ferner 1*24 f. 

') G. Glaser, arztliches Gutachten in Schweiz. Z. XIV, pag. »71- 
") Was einer bereits besiehenden möglichst unabhängigen Kom- 
1 tibertragen wäre. 
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fiihrlich. Es wird Aufgabe der Verwaltung sein, hier genügende 
Kaiitelen vorzusehen (Irrengesetz!). Sehr zu loben ist, dass 
der Gesetzgeber nicht auf dem Wege diesen Bedenken be- 
gegnen wollte, dass er den Richter ein zeitliches Maximum 
der Einweisung festsetzen Hess, 

Der norwegische Entwurf darf den Ruhm für sieh bean- 
spniehen, das erste gesetzgeberische Werk zu sein, in dem 
die s. M. in etwas grösserem Umfange aufgenommen worden 
sind. Wir ßnden da bereits eine ziemlich weitgehende Indi- 
vidualisierung, die sich darin zeigt, dass zum Vollzuge der 
s. AI. bereits verschiedene Anstalten vorgesehen sind, nämlich 
das Arbeitshaus für Trinker, die Heilanstalt und die Irrenheil- 
anstalt. 

X. Die Schweiz. 

Das Verdienst aber, die s. M. zum erstenmale systematisch 
in ein Strafrecht eingegliedert zu haben, ist billigerweise dem 
schweizerischen Gesetzgeber zuzuerkennen. Doch, bevor wir 
den E. des genaueren besprechen, möge der bisherige Rechts- 
zustand kurz dargestellt werden. 

A. Die Bundesgesetzgebung. 
Dem Schweiz. Htrafrichter ist nur an einem Ort und lei- 
der auch da noch ein sehr wenig weitgehendes Recht einge- 
räumt, bezügl. der weiteren Verwahrung von wegen Geistes- 
krankheit Freigesprochenen. Die eidgenössische Militärstraf- 
gerichtsordnung gestattet dem Richter in Art. It)2, den wegen 
Unzurechnungsfähigkeit Freigesprocheneu vorläufig in Verwah- 
i-ung zu behalten und dem Kanton, in welchem er seinen Wohn- 
sitz hat, zur weiteren Behandlung zu überweisen. Von irgend 
einem bestimmenden Einfluss des Richters aber auf die weitern 
Schritte der Kantonsbehörden ist keine Rede, und es ist dem- 
nach in jedem einzelnen Falle die Vollziehung der Verwahrung 
dem Gutfinden des betreffenden Kantons überlassen. Diese 
Gesetzesbestimmung ist also so unvollkommen als möglich. 
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Sie findet erstens nur Anwendung auf die Unzureelmupgsfähi- 
gen, mithin mit Ausst^hluss der Vermindertzurechnungsfähigen, 
und sodann werden dem Richter keine Mittel in die Hund ge- 
geben, darauf zu halten» dass wirklich geeignete Vorkehrungen 
mit dem Ueberwiesenen getroffen werden. 

B. Die Gesetzgebung der Kantone. 

Unter den Kantonen ist die diesbez. (Gesetzgebung eine 
äusserst verschiedene und mannigfaltige '), Leider ist zum 
vorneherein zu konstatieren, dass sich bis jetzt nur eine kleine 
Minderheit von Kantonen veranlasst gesehen hat, dem Richter 
die Befugnis zu irgend welchen s. M. zu Obertragen. 

Je nach der Zuständigkeit der Behörde, welche die s. M. 
ausspricht, kann man etwa folgende drei Gruppen ausscheiden: 

I. Die Gruppe der Kantone Schwyz, Basel-Stadt, 
Tessin und Zürich (Entwurf!. Die Versorgung wird 
direkt durch das Gericht ausgesprochen. Hier sind 
also in durchaus konsequenter und richtiger Weise die s. M. 
voll u!id ganz in das Strafrecht hinubergenommen. 

ii. Das Schwyzerische Strafgesetzbuch bestimmt in 
§ 32: „Wenn wegen Jugend oder Seelenkrankheit keine Kri- 
rainalstrafe verhängt wird, lieben oder Eigentum der Mitbür- 
ger durch solche Personen gefährdet ist, so steht es dem Ge- 
richte frei, ihre Angehörigen zu entsprechender Versorgung 
anzuhalten, polizeiliche Aufsicht zu verhängen, oder andere 
zweckmässige Verfügungen zu treffen, wodurch solche Per- 
sonen unschädlich gemacht werden," 

Die Ausdrucksweise, dass es den Gerichten freistehen 
soll, zu verfügen, erseheint unklar. Wenn damit dem Gerichte 
nur die Wahl unter den drei nachher erwähnten Möglichkeiten 
eingeräumt werden wollte, so ist die Bestimmung zu billigen ; 

') Vgl. ztiiii folgenden besonders Lenz, Die geisteskranken Ver- 
brecher im Strafverfahren uod Straf Vollzüge; in Verhandlungen d. Schweiz. 
Jnr. V, lWt9, pag. 207/8. 
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andernfalls aber, wenn die Freiheit des Gerichtes so weit sich 
erstrecken sollte, dass es auch gar nichts verfügen kann, so 
wäre unbedingt zu wünschen, dass das Gericht verpflichtet 
würde, auf eine der drei genannten Arten für die öffentliche 
Sicherheit zu sorgen. Denn da ja dieser Art. überhaupt die 
Voraussetzung enthält: „dass Leben oder Eigentum der Mit- 
bürger durch solche Personen gefährdet ist," rechtfertigt es 
sich wohl ohne weiteres, in allen Fällen die richterliche Ver- 
fügung obligatorisch eintreten zu lassen. 

b. Basel-8tftdt hat diese Frage ebenfalls geordnet ; zwar 
nicht im Strafgesetzbuch, sondern in der Str. Pr. O. in § 50: 
„Nach konstatierter Unzurechnungsfähigkeit eines Untersu- 
chungsgefangenen kann der Untewuchungsrichter denselben 
in eine Irrenanstalt verbringen lassen. Dass das Gericht ausser- 
dem berechtigt ist, von sieh aus einen (allerdings unverbind- 
lichen) Antrag zu stellen auf Versorgung in einer Zwangsar- 
beits- oder Trinkerheilanstalt, soll hier nur kurz erwähnt wer- 
den. V) Ein selbständiges Ein Weisungsrecht besitzen also die 
Basler Gerichte — im Unterschiede zu den Befugnissen des 
schwyzerischen Richters — bloss gegenüber Unzurechnungs- 
fähigen, und auch hier lediglich mit Bezug auf die Unter- 
bringung in einer Irrenanstalt. 

c. Der Kanton Tessi» hat in Art. 46 des codice penale 
vom 8. Milrz 1893 folgende Bestimmung aufgestellt: Se Tini- 
putabilitA 6 esciusa da infemiitä di mente, l'autoritä guidizia- 
ria, ove stimi pericolosa la liberaaione dell' inlputato prosciolto, 
ne ordina a cura dell' autoritä amministrativa il recovero in 
un manicomio." 

Auch hier finden wir also wieder nur die eine Art der 
Einweisung und Versorgung: die Unterbringung in eine Irren- 
anstalt. Bemerkenswert ist aber besonders in der Bestimmung, 
dass der Richter den Unzurechnungsfähigen nicht nur der 

<) Gemäss % 3 des Trmkei-gesetze» vom 21. Februar 19(11 und § S 
des Zwangsarbeitsgesetzes vom 21. Februar 19('l. 
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Verwaltungsbehörde überweist, sondern dass ihm ein bestim- 
mender EiDäuss eingerjiumt ist. 

d. Der Kanton Zllrich besitzt in der bestehenden Gesetz- 
gebung gar keine Bestimmungen über s, AT., jedoch hat der 
Entwurf zu einem neuen Gesetz betreffend die Rechts- 
pflege eine Vorschrift aufgenommen, weiche als Nachbildung 
des E. alle Beachtung verdient. Der diesbezügliche § 205 
lautet: „Ist der Angeltlagte wegen Unzurechnungsfähigkeit frei- 
gesprochen worden, so ordnet das Gericht auf das Gutachten 
des Gerichtsarztes und nach Anhörung der Parteien die Ver- 
bringung des Angeklagten in eine geeignete Heilanstalt oder 
Verwahrungsanstalt an. 

lieber die Tragung der Kosten dieser Einweisung ent- 
scheidet das Gericht, falls dits Vermögen des Angeklagten 
unzureichend sich erweist, auf Grund der Verwaltungsgesetze. 

Die Entlassung aus der Anstalt wird vom Gericht, in 
sehwurgerichtlichen Sachen vom Obergericht auf Antrag und 
Gutachten der Anstaltsleitung und ihrer Aufsichtsbehörde und 
nach Anhörung der Staatsanwaltschaft, verfügt." 

Wir brauchen wohl nicht noch extra hinzuzufügen, dass 
wir diesen Paragraphen als in jeder Beziehung mustergültig 
betrachten. Besonders lobenswert erscheint uns dabei, dass auch 
die Kostenfrage in genügender Weise geregelt ist. 

2. Zur zweiten Gruppe sind zu zählen: Die Kantone Bern, 
Neu.enburg, Genf und Waadt. 

Nicht das Gericht selbst^ lässt kraft eigener Einweisungs- 
befugnis eine Versorgung eintreten, sondeni es zeigt den Frei- 
gesprochenen der Administrativbehörde an, welche dann ihrer- 
seits die geeigneten Massregeln trifft. 

a. In Bern allerdings ist es ganz in das Ermessen des 
Regierungsrates gestellt, ob er eine Unterbringung anordnen 
wolle oder nicht. Art. 47 des bemischen Str. G. B. lautet: 
„Dem Regierungsrate steht die Befugnis zu, gegen Personen, 
die wegen mangelnder Zurechnungsfahigkeit von Strafe be- 
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freit worden sind, (Art. 43 und 45) . . . ., wenn es die öft'eiit- 
liehe Siclierheit erfordert, geeijfnete Sicherlieitsmassregeln zu 
treffen, die nötigenfalls in der Verwahrung in einer angemes- 
senen Enthaltungs- oder Irrenftnstalt bestehen Itönnen." Mit 
dieser Enthaltungsanstalt wird wohl ohne Zweifel die Triniter- 
heilanstalt gemeint sein: es ist deshalb die in Art. 47 vorge- 
seliene Sfassregel in diesem Punkte sehr zu begrüssen und be- 
deutet eine glüeltliche- Lösung einer schwierigen Frage. Ea 
ist ein anerltennens werter Versuch, eine in den meisten <«e- 
setzgebungen bestehende Lücke iiuszuttlllen. Diiss ein Trinker 
nicht in eine Irreiiheilanstalt gehört, ist wohl allgemein aner- 
kannt,') dass er aber, wenn er zur Zeit der Tat betrunken 
war, freigesprochen werden muss, steht fest: es gibt daher 
kein besseres Mittel, sich vor dem gefährlichen Trinker zu 
schützen, als ihn, auch gegen seinen Willen, in eine Trinker- 
heilanstalt zu verbringen, um ihn zwangsweise von einem Laster 
zu befreien, das ihm auch bei ganz schweren Verbrechen völ- 
lige Straflosigkeit zusichert. Konsequenterweise aber sollte hier 
ebenfalls der Regierungsrat nicht nur ermächtigt, sondern di- 
rekt verpflichtet werden, sich der genannten gefilhrlichen Per- 
sonen anzunehmen, wenn es das Interesse der öffentlichen 
Sicherheit erheischt. 

b. In Neuenbürg kann das freisprechende Gericht vom 
Staatsrat*) verlangen, dass der freigesprochene Geistes- 
kranke entsprechend versorgt werde. Code penal Art. 47 be- 
stimmt: „L'autorit^ judiciaire peilt demiinder au Couseil d'Etat 
que l'individu atteint de d^mence ou de faiblesse d'esprit, 
contre lequel une poursuite pönale a du 6tre abandonn^ ou 
qui a ^t^ libör^ pour ce motiv, soit interne dans une maison 
de sant^, ou un hospice d'ali^nes". Diese Regelung ist wohl 

'} Selbstverständlich sind die ganz scliwereu Gehimerkrankungen, 
z. B. auch Delirium tremens, davon ausgenommen. 

') D«m Regierungsrat der deutsch-schweizerischen Kantone ent- 
spricht der Staatsrat. 
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nicht stark zu tadeln, einzig wünschenswert würe, divss auch 
hier der unnötige Umweg tlber die Verwaltung vermieden 
würde. Immerhin wird doch die Hauptsache, dass gem^singe- 
t'ährllehe Irre versorgt werden, erreicht, um so mehr, da ja 
die Admiuistrativbeliörden von Neuenburg auch gemäss der: 
„loi sur le placement des ali^n^s" zur Irrenversorgung ver- 
pflichtet sind.') 

c. Auch Genf hat die Frage geordnet und zwar im code 
d'instruction p^nal art. 330, wo es heisst: „La cour peut toute- 
fois sur la r6quisition du Procureur G^n^ral ou m€me d'office, 
ordonner que l'accus^ ahsous soit retenu jusqu'ä ce qu'ait ^te 
HtatH^ k son ^gard par l'autorit^ competente eii confomiite de 
la loi du 5 fi^vrier 1838 sur le placement et la surveillance 
des ali6n6s.*i Le Procureur g^n^ral informe imm^diatement 
le Departement de la Justice et police de l'ordonnance de la 
Cour." Immerhin iat diese Unterbringung einer gewissen Be- 
schränkung unterworfen, gemäss Art. 24 der loi sur le regime 
des alien^s '}, wo bestimmt ist: „Les placem^nts d'office sont 
röserv^s aux cas qui nöcessitent l'urgence, et notamment aux 
alien^s abandonnes, indigents ou dangereux." 

Das Verfahren des Kantons Genf ist recht umständlich. 
Der Richter behält also den Geisteskranken zurück — gemeint 
ist wohl in der Sicherheitshaft — bis die zuständige Verwal- 
tungsbehörde über die Internierung entschieden hat gemäss 
den genferischen Irrengesetzen. Einfacher wäre es wohl auch 
hier gewesen, die Gerichte direkt die Einweisung aussprechen 
zu lassen. Die Hauptsache kann allerdings auch durch die 



■) Art. 10 der „loi sur le placement des aliön^s, du 23 mai 1879." 
Das Gesetz ist besprochen in Reuss, Rechtsschutz der Geisteskranken, 
pag. 71 f. ; abgedruckt nach der amtlichen Ausgabe, ebendaselbst pag. 
282—284. 

') Loi Hur le placement et la surveillance des alienis du 5 fevrier 
1838; ahgedruckt in Reuse, a. a. 0. pag. 276—280; behandelt ebenda- 
delbst pag. 68 ff. 

■J Abgedruckt bei Setiss, a. a. 0. pag. 280—282; behandelt eodem 
p, 70 f. 
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Admißistrativbehörden erreicht werden, weil diese mach dem 
genferischeii Rechte verpflichtet sind, für Geisteskranke 
zu sorgen. 

d. Es ist wohl dem Eintluss der französischen Irrengesetz- 
gebung zuzuschreiben, dass alle welschen .Kantone Massregeln 
getroffen haben tlber die Versorgung der geisteskranken Ver- 
brecher. Wie Neuenburg und Genf, so hat auch der Kanton 
Waadt hierher gehörige Bestimmungen aufgestellt in seinem 
Code pönal Art. Ö4'l, welcher bestimmt : „Dans les cas prövus 
au paragraphe trois de i'art. 51 ; le delinquant est acquitte et 
renvoye au Conseil d'Etat qui prend, ä son egard, les mesures 
de precaution necessair^s, conformement aux loi^et aux.reg- 
iements." 

Die Ausdrueksweise, dass der Staatsrat von sieh aus die 
nötigen Massnahmen „triflt" (prend), heisst wohl, dass er dazu 
verpflichtet sei. In diesem Falle ist gegen die Bestimmung 
nicht viel einzuwenden. Wer den gemeingefährlichen Irren 
versorgt, ist ja schliesslich Nebensache, wenn er nur versorgt 
wird. 

3. Ein gemischtes System endlich haben die Kantone der 
dritten Gruppe: Luzern, Obwatden und Freiburg. 
Es entscheidet hier über die Verwahrung entweder die 
richterliche Behörde oder eine Verwaltungsbehörde. 

a. Luzern hat in g 61 des Str. G. B. folgende Vorschrift 
aufgestellt: „Die unter Ziffer 1 und 2 bezeichneten Personen, 
wenn sie eine an sich strafbare Handlung begangen haben, 
sollen nach llassgabe der Umstände und Verhilltnisse ent- 
weder ihren Familien zu angemessener Besorgung und Ver- 
wahrung übergeben, oder durch obrigkeitliche Verfdgimg un- 
schädlich gemacht werden." 

Gegen die Bestimmung, dass eine behördliche Unterbrin- 
gung erst dann eintreten solle, wenn die private Versorgung 



') Waadt besitzt also keine eigentliche Irrengesetzgebung, 
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nicht ausreicht, ist an sieh nichts einzuwenden ; es ist ja rich- 
tig, dass nicht alle Irren der Anstaltspfle^e bedürfen. Allein 
es ist anzunehmen, dass der luzernerische Gesetzgeber weniger 
aus psychiatrischen Gründen, als vielmehr aus Sparsamkeits- 
rücksichten dazu gekommen ist, die Unterbringung in Familien 
(natürlich auch auf ihre eigenen Kosten!) der staatlichen Ver- 
sorgung vorangehen zu lassen. Deshalb sprechen gewichtige 
Bedenken gegen eine derartige Regelung. Es steht nämlich zu 
befürchten, dass die Behörde aus finanziellen Bedenken immer 
zuerst zur privaten Versorgung greifen wird. Dass sodann 
die Unschädlichmachung nur auf dem administrativen Wege 
möglich ist, erscheint ebenfalls nicht unbedenklich. 

b. Obwaldcn regelt die Frage der Verwahrung gemein- 
gefährlicher Irren im Polizei-Str. G. B. In g 19: „Diejenigen, 
welchen nach Art. 34 des Kriminal-Str. G. B. das Verbrechen 
oder Vergehen nicht angerechnet werden kann, fallen nicht 
unter richterliche Strafe, jedoch bleibt es richterlichen oder 
administrativen Behörden, die mit der Sache zu tun hatten, 
anheimgestellt, geeignete anderweitige Verfügungen zu treffen, 
uro geistige oder sittliche Hebung des betreffenden Individuums 
anzubahnen und Drittmannspersonen durch immerhin rechtlich 
zulässige Schritte vor weiterer Verfolgung zu sichern," 

Während nach der luzernerischen Gesetzesbestimmung die 
obrigkeitliche Verfügung erst eintritt, wenn das Gericht von 
sich aus nichts beschliesst, so ist hier die Befugnis der Ver- 
waltungsbehörden derjenigen der Gerichte an die Seite gestellt, 
und es entscheidet die Behörde von sich aus und selbständig, 
wenn sie sich gerade mit dem betreff'enden Menschen zu be- 
fassen hatte, also z. B. wenn schon im Stadium der Vorunter- 
suchung sich die Unzurechnungsfähigkeit des Täters heraus- 
stellt. Ist der Täter aber einmal vor Gericht gekommen, so 
entscheidet über die Art und Weise der Verwahrung da.s Ge- 
richt. Diese Lösimg ist gewiss recht praktist^h und daher sehr 
empfehlenswert. 
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Nicht im Hlraigcsetz, sondern im Triiikergesetz ') findet 
sich eine Bestimmung, die auch strafrethtlich praktisch werden 
kann. Nach Art. (j der erwähnten V-0. kiuin jeder, also so- 
wohl üericlit wie Behörde, den Antrag auf Einweismig in eine 
Zwangsarbeits- oder Trinkerheilanstalt stellen. 

e. Unser Ueberbliek schliesst mit einer Besprechung der 
einschlagigen gesetzlichen Bestimmungen des Kantons Frei- 
burg. Es kommen hier in Betracht, einmal der code p^niil 
und sodann die „loi organique". Der Art. Gl des ('ode penal 
lautet: „Öi cependant la securite publique l'exige, l'Autorito 
saisie de Taffaire pourra ordonner qu'il (le coupable acquittei 
sera detenu pendant le temps que le jugeraent diferminera. 

L'Autoriti- superieure de Police designera l'^tablissemeiit 
diins leque! la dt-tention sera subie'^. 

Uer ferner hierzu gehörige Ai-t. 1 der ioi organique du 
18 Nov. )871 fuhrt des nähern aus: „Hont phicc d'ofilce les 
alienes du canton qui prteentent un danger serieux pour la 
societe. Le Prefet de leur domicile prononce Tadniission, en- 
suite d'enqußte administrative. En cas de contestation sur 
I'ötat mentale du malade, la deeision du Prefet peut ötre in- 
firmee par un jngement des Tribunaux". 

Wie in Obwaldcn, so entscheidet also auch in Freiburg 
diejenige ricliterliche oder administrative Behörde über die 
Verwahrung eines wegen Unzurechnungsfähigkeit Freigespro- 
chenen, die sich gerade mit der t^ache zu befassen hat. Zu 
tadeln ist hieran bloss, dass die Zeit der Verwahrung zum 
vorneherein fest fixiert werden soll ; die Folge davon ist die, 
dass unter Umständen ein (ieheilter noch eine gewisse Zeit 
in der Anstalt zu verbleiben hat, bis seine Einweisung abge- 
laufen ist. Anderseits wird auch nicht ailzu selten der Fall ein- 
treten, dass ein noch nicht geheilter und immer noch gefähr- 
licher Geisteskranker entlassen werden muss, weil die Dauer 

') Versoi-gung in Zwnngsarbeits-, TrinkerheÜ- und Besserungäan- 
sUhen; V-0. des Knntonsrates vom ST. April ]8!»3. Vgl. 9.24 ff. 
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seiner Einweisung abgelaufen ist ! Ja, man kanii geradezu 
behaupten, es wäre ein merkwürdiger Zufall, wenn der Rich- 
ter einmal mit seiner vorgängigen Festlegung den richtigen 
Zeitpunkt für die Entlassung tretfeii sollte! ') 

4. In allen andern Kantonen sind im StratVeeht selbst 
keine s. M., vorgesehen und ebensowenig ist auch sonst dem 
.Strafrichter die Befugnis eingeräumt, s. M. vorzusehen, nicht 
einmal gegen gefährliche {xelsteskranke ! Und hier wäre doch 
der Ausgangspunkt ftlr s, M., die vom Strafrichter ausgespro- 
clien werden. Die Internierung gemeingefährlicher Geistes- 
kranker ist zumeist nur durch die Reglemcnte der betreffenden 
Irrenanstalten geordnet. Fast überall ist es Hache der Polizei- 
behörde, diese Einweisung vorzunehmen. Die Kosten werden 
von der Behörde bezogen, welche die Aufnahme des Kranken 
begehrt, oder dann von des-sen Bürgergemeiude; diese wie- 
derum hat dann ein Regressreeht auf die aliinentationspflich- 
tigen Angehörigen. Daher rührt denn auch in diesen Kanto- 
nen der völlig unbefriedigende Reohtszustand in dieser Hin- 
sicht. 

Die s. M. im Strafrecht sind ein Bedürfnis, diis sich in 
der Praxis am dringendsten geltend macht gegenüber den ge- 
meingefährlichen, aber unzurechnungsfähigen Verbrechern. 
So sehen wir denn auch, und das ist beachtenswert, die s. M. 
zumeist und in ihrer historischen Entwicklung zuerst aus- 
schliesslich gegenüber dieser letzt erwähnten Klasse von Leu- 
ten angewandt. Andere s. M. kommen im Strafrecht entweder 
gar nicht, oder erst später, und auch dann noch nur zerstreut 
und vereinzelt vor, ohne aber systematisch in ein Strafrecht 
eingegliedert zu sein. Im ganzen aber sind — mit alleiniger 
Ausnahme der Verwahrungsanstalt *l — bereits alle s. M., wie 

') So bei allen a. M. mit Heilcharakter ; vgl. v. Lilie« thal , Z. XV, 
1>. 154; auch v. Liszt, Arohiv, p. 424 f; Gautier, Schw. Z. Vll, p. 78. 

') Aus begreiflichen Orllnden, denn dies ist die einschneidendste 
und daher am meisten gescheute s. M. 
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sie im sehweiz. E. vorgesehen sind, sclion einmal und irgend- 
wo im Strafrechte aufgenommen in melir oder weniger weit- 
gehender Durchbildung. Sie einheitlieh zusammenzufassen 
und systematisch dem Strafrechte einzugliedern, haben sogar 
die neuesten Strafgesetzbuchentwürfe (z. B. der französische 
und der norwegische) nicht gewagt. Diesen Schritt hat erst 
der schweizerische Entwurf getan. Ob und wie er im 
einzelnen gelungen ist, werden die folgenden Ausführungen 
weisen. 

C. Die sichernden Massnahmen Im sciiweizerisclien Entwurf. 

Die prinzipielle Stellung der s. M. im Strafrechte und die 
Kritik ihrer Einführung in das Vergeltungsstrafrecht sollen an 
einer andern Stelle behandelt werden. In diesem Abschnitte 
ist nur die Rede von der Durchführung der s. M. im einzelnen. 
Es werden demnach in den Kreis unserer Betrachtung fallen : 
I. Die Verwahrung und Versorgung von Unzurechnungsfähigen 
und Vermindertzurechnungsfähigen. II. Die Verwahranstalt für 
Rückfällige. III. Das Arbeitshaus für die Liederlichen und 
endlich IV. Die Trinkerheilanstalt für die Alkoholiker. 

/. Die Heil- und Pflegeanstalt (Art- 17). 

„ Erfordert die öffentliche Sicherheit d ie Verwahrung 
eines Unzur echnungs fä higen od er Ver mindertzurechnungsfähig en 
in einer Heil- oder Pflegeanstalt, so ordnet sie das Gericht an. 
Ebenso verfügt das Gericht die Entlassung aus der Anstalt, 
wenn der Grund der Verwahrung weggefallen ist. 

Erfordert der Zustand eines Unzurechnungsfähigen oder 
Vermindertzurechnungsfähige n seine Behandlung oder Versor- 
gung in einer Heil- oder Pflegeanstalt, so überweist das Gericht 
den Kranken der Verwaltungsbehörde zur Aufnahme in eine 
solche Anstalt". 

Der Art. 17 verdankt seine , Entstehung den jahrelang 
wiederholten Forderungen der Psychiater. Seine Fassung und 
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Formulierung: ist zurückzuführen auf die vereinten Bestrebungen 
von schweizerischen Kriminalisten und Irrenärzten, nämlich : 
Stooss, Forel, von Speyr , Wille und Martin, Auf 
der Versammlung des Vereins schweizerischer Irrenärzte in 
Chur 1893 — zu der auch Stooss als Verfasser des .Straf- 
gesetzentwurfes zugezogen wurde ') — legte der Referent, v o n 
Speyr, der Versammlung eine erste Formulierung vor, welche 
dann einstimmig gutgeheissen wurde *}. 

Sowohl bei den völlig Unzurechnungsfähigen, als auch — 
und das ist eine gewaltige Neuerung — bei den bloss Ver- 
mindertzurechnungsfähigen, soll diese Massregel ihre Anwen- 
dung finden können. Dem Ermessen des Richtere ist, im Inter- 
esse einer möglichst weitgehenden Individualisierung, voll- 
ständig freie Hand gelassen. Was aber den Art. 17 von vorne- 
herein gegenüber gewöhnlichen Paragraphen des Strafgesetz- 
buches auszeichnet, ist seine Vorsorge um die Zukunft. Mit 
der Repression des Verbrechens soll nicht alles abgetan sein, 
sondern es soll dafür gesorgt werden, dass auch fernerhin 
ein gefährlicher Unzurechnungsfähiger oder Vermindertzurech- 
nungsfahiger dem Staate nicht mehr schaden könne. Gleich- 
zeitig ist dem Richter die humane Funktion übertragen, auch 
bezüglich des Zustande» des Verbrechers die erforderlichen 
Massnahmen zu veranlassen. 

Der Grundsatz der Oekonomie der Strafen verlangt, dass 
da die Strafe nicht zur Anwendung gelange, wo sie nicht 
durchaus notwendig erscheint, oder wo sie sich als wirkungs- 
los erweist, oder endlich, wo sie durch andere, bessere Mittel 
ersetzbar ist. Wo andere, wirksamere Wege zur. Verfügung 
stehen, soll die Strafe vor diesen zurücktreten. 

') Die.ses Vor(;ehen, Juristen und Psychiater xa gemeinsamem 
KeinungSBustaUMch xa vereinigen, ist in der Schweiz sr.hoi: frfters vorge- 
koniineii. zum beiderMeitigen Vorteile. So existiert denn auch in Zürich, 
ahnlich den forensisch-psychiatrischen Vereinigungen in Deutschland, ein 
bOg. juiidlisch -psych iatriäches Kritnzchen. 

') Abgedruckt in Sebw Z. VI!., 183—191, 
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Was zunächst die Verwahrung eines geraeiiigef'ährliehen 
Unzurechnungsfähigen aus Gründen der öffentlichen Sicherheit 
anbelangt, ao ist selbstverständlich, dass hier von einer „Strafe" 
nicht die Rede sein kann. Insoweit steht also der E. nur auf 
dem Standpunkte der bisherigen Gesetzgebung und Praxis. 
Dem Strafrichter soll nun jedoch die Möglichkeit gegeben sein, 
einen Menschen, den er wegen Geisteskrankheit freisprechen 
muss von Schuld und Strafe, doch sicher zu verwahren, damit 
wenigstens die menschliche Gesellschaft vor weitern schädi- 
genden Handlungen seinerseits gesichert ist. Zu diesem Zwecke 
kann der Richter einen solchen Unzurechnungsfähigen oder 
Vermin dertzurechnungsfähigen in eine entsprechende Anstalt 
einweisen. Die Entlassung aus dieser Anstalt wird ebenfalls 
vom Gerichte ausgesprochen; es soll unter seiner eigenen 
Kontrolle haben, wenn es das betreffende Individuum wieder 
dem freien sozialen Leben zurückgeben will. Hier befindet 
sich der E. im Gegensatze zum norwegischen Entwurf, wo 
zwar die Einweisung auch durch das Gericht erfolgt, die Ent- 
lassung hingegen durch die „Obrigkeit" verfügt wird. In bei- 
den Fällen aber, und da.s ist ja schliesslich die Hauptsache, 
dauert die Verwahrung bis der Grund hiefür weggefallen i.st. 

Dass dem Richter die Befugnis zusteht, einen gefährlicher. 
Unzurechnungsfähigen in eine Anstalt einzuweisen, ist zunächst 
nur sehr zu begrüssen. Dem richterlichen Spruche gegenüber 
kann die Verwaltungsbehörde nicht etwa der Kosten wegen 
eine Einweisung verweigern, und die bisher oft zu Tage ge- 
tretenen Missstände werden somit glücklich umgangen. Noch 
ein anderes Moment spricht ebenfalls zu Gun.sten die.ser Lösung. 
Infolge eines Verbrechens ist das Individuum dem Strafrichter 
übergeben worden, allein dieser kann, wegen des geistigen 
Zustandes des Täters, keine Strafe gegen ihn ausfällen. Um 
nun doch für die Zukunft für genügende Sicherheit zu sorgen, 
lässt er den Menschen in einer passenden Anstalt unterbringen. 
Es ist dies ein Stück Kriminalpolitik im Strafrecht. Aber auch 
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iiusserdem erseheint es praktischer, dem Mrrafrichter, der sich 
sowieso iiiin einmal mit dem Titter und seinetri Geisteszustände 
hat befassen müssen, zugleich die Kompetenz zu erteilen, Ihn 
in einer entsprechenden Anstalt zu versorgen. Der Umweg 
über die Verwaltungsbehörde ist durchaus nicht notwendig, 
ja geradezu gefährlich. Nach allen Reglementen der Irren- 
anstalten mtlssen die Verpflegungskosten zum voraus sicher 
gestellt werden, sonst ist die Aufnahme ein&s Irren, und mag 
er auch noch so gefährlich sem, zu verweigern! Speziell die 
.Staatsanwaltschaft des Kantous Zürich ') hat die Erfahrung 
gemacht, dass von denen, die wegen Unzurechnungsfähigkeit 
freigesprochen und dann abgeschoben worden waren in ihre 
Heimat, nur ein ganz verschwindend kleiner Teil die notwen- 
dige Pflege erhielt, sodass hier gewiss mit Recht von einem 
grossen Uebelstande und einer durch ihre Folgen gefährlichen 
Lücke der Gesetzgebung gesprochen werden kann. Dem soll 
nun nach dem Vorschlage des Vereins schweizerischer Irren- 
ärzte durch die Bestimmung des Art. 17 abgeholfen werden, 
indem man dem Gerichte die Befugnis gibt, die Verwahrung 
auszusprechen, wenn die öffentliche Sicherheit dies erheischt. 
Dieser Ausweg ist höchst zweckmässig, „denn er gestattet der 
administrativen Behörde keine Weigerung mehr und überlässt 
ihr nur den Vollzug" '). • 

Allein trotzdem wird die „praktische Wirksamkeit" dieser 
Massregel angezweifelt; es fehle an einer Bestimmung, dass 
der Staat zur Tragung der Kosten verpflichtet sein solle "). 
Dieser Einwand ist jedoch nur zur Hälfte richtig. Der Art. 17, 
Abs. 1 wenigstens scheint denn doch nur einer Auslegung 
fähig- zu sein. Niemand zweifelt daran, dass der Staat auf- 



>) Das ergibt sich &\\a dem von der Staats Anwaltschaft des Kantons 
Zürich angelegten Beghter (Iber alle begutachteten FnJIe, wo jeweilen 
unter der Rubrik „Bemerk iingeo" die erfolgten Verfdgungeii der betref- 
fenden Verwaltnngabebörden angegeben werden, 

') Lena. a. ft. 0-, pag. 211. 

") Leu?., eodem pag. 211, 
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üukoninieii habe für die durcli die Strafgefangenen verursachten 
Kosten, In unserm Falle aber liegt die Sache ganz gleich: 
Das Gericht triifl eine Verfügung über einen Menschen, infolge 
deren er seiner persönlichen Freiheit beraubt wii-d. Sei es 
nun, dass dieser richterliche Spruch die Einweisung in eine 
Strafanstalt oder in eine Heilanstalt nach sich zieht, in beiden 
Fällen nmss konsequenterwei.se der Staat die Kosten über- 
nehmen '}. 

Gerade bei dieser Kostenfraj^e ist es sehr lehrreich, auf 
den Gegensatz von Absatz 1 und Absatz 2 des Art. 17 hinzu- 
weisen. Wo die öffentliche Sicherheit gefährdet ist, verfügt 
der Richter von sich aus. Dann hat aber auch der Staat die 
Pflicht, für die Kosten seiner auf diese Weise gewahrten Sicher- 
heit Aufzukommen. Wo hingegen lediglich das Wohl und der 
Zustand des Angeklagten in Frage steht, hat die Justiz keine 
Verpflichtung zum Ehischreiten. Wenn aber auch hier der 
Richter direkt eine Verfügung troffen sollte, so hätte das die 
logische Folge, dass wiederum der Staat die Kosten dieser, 
von einem seiner Organe verlangten Unterbringung, übernehme. 
„Allein, damit würde dem Staate eine Ausgabe erwachsen, die 
gewiss sehr wohl angewendet wäre, die ihm aber doch kaum 
durch ein eidgenössisches .Strafgesetzbuch auferlegt werden 
darf" *),* Das ist wiederum die Aufgabe eines schweizerischen 
Irrengesetzes. Wenn es aus den oben entwickelten Gründen 
zweckmässig erscheint "), das (iericht die Einweisung ausspre- 
chen zu lassen, so ist demgegenüber doch sehr fraglich, ob 
auch die Entlassung durch das Gericht zu geschehen 
habe. Lebhaft zu unterstützen ist zunächst die Bestimmung, 
dass eine Entlassung nicht erfolgen dürfe, bis der Grund der 
^'erwahrung weggefallen ist. AVer aber soll den Wegfall des 
(rrundes konstatieren? Der Richter oder der Anstaltsdirektor V 

') Tergl. dazu die Aiisfdhnnigen auf S. 3". 

') St 00 SS, Motive, S. 2i). 

») Vergl. unsere Ausführungen darüber weiter unten. 
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Ea ist wohl ohne weiteres klar, dass die Entlassung, analog 
der Einweisung, nur erfolgen sollte auf ein spezielles ärztliches 
Gutachten. So wird dies auch im norwegischen Entwürfe aus- 
drücklich verlangt, und gewiss mit Recht. Es ist unendlich 
viel darüber gesehrieben worden, dass ja kein Mensch ohne 
ein ärztliches Gutachten — mancherorts werden sogar meh- 
rere verlangt! ') — in eine Irrenanstalt gebracht werden dürfe. 
Da ist nun schlechterdings nicht einzusehen, warum der als 
gemeingefährlich erkannte und darum versorgte Irre einfach 
wieder fi-eigelassen werden könne, ohne daes man bei dieser 
Entlassung nicht ebenso grosse Vorsicht anwendete, wie bei 
seiner Einweisung. Das erstemal handelte es sieh um Kautelen 
für die persönliche Freiheit des Einzelnen; bei der Entlassung 
handelte es sich unter Umständen um die Öffentliche Sicher- 
heit und um das liehen von Mitmenschen. 

Sodann soll der Richter doch wohl Beschluas fassen ge- 
stützt auf das ärztliche Gutachten, auf einen Bericht des sach- 
verständigen Anstaltsdirektors. Der Richter kennt ja das In- 
dividuum selbst nicht; er urteilt nicht auf Grund eigener An- 
schauung; er hat den Verlauf der Krankheit nicht verfolgen 
können; ohne Mitteilung der Anstaltsleitung ist er überhaupt 
gar nicht in der Lage, etwas von der eingetretenen Heilung 
zu erfahren. Soll nun gar der Richter einen Eingewiesenen 
wieder entlassen können, ohne auch nur einen Irrenarzt an- 
gehört zu haben V Das kann man doch unmöglich befürworten ! 
Es sollte vielmehr unter allen Umständen 
auch für Entlassung ein ärztliches Gutachten 
erforderlich sein, ebenso wie für die Einweisung. Der 
Richter soll zur Einholung eines Gutachtens verpflichtet 
sein, in der Würdigung desselben ist er natürlich so frei, wie 
gegenüber jedem nndern Sachverständigen *). 



') X. B. in England; Hdwb. d. St'w. Art,; Irrenwesen, von H. Lm 
') Empfehlenswert ist § '205, Abs. 3 des Zürcher. R'pfl. E. 



idbvGoogle 



\.^ 



— 74 — 

Soll nun aber wirklich der Richter über die Entlassung 
entscheiden? „Dass das Gericht, welches die Aufnahme des 
Geisteskranken verfügt hat, auch über die Entlassung zu ent- 
scheiden hat, ist nur eine Konsequenz ') des angenommenen 
Prinzipes" *). Wichtiger ist wohl der Grund, dass bei einer 
Entlassung durch die Behörde zu befürchten stände, dass diese, 
wenn sie für die Kosten der Unterbringung nicht aufkommen 
. 'j will, den gefährlichen Geisteskranken- vor der Heilung ent- 
1 I lassen könnte '). Dadurch würde dann freilich der durch rich- 
^ . terliche Einweisung errungene Vorteil wieder hinfällig gemacht. 
^ ' l Allein diese Befürchtung hat doch recht wenig praktische 
\ ' Wahrscheinlichkeit für sich. Und ganz schwinden müssen die 
'\ Bedenken, wenn die Entlassung von einem ärztlichen, sach- 
j verständigen Zeugnis abhängig gemacht würde. Für die Ver- 
waltungsbehörden müsste dann allerdings das Gutachten — 
;[ im Gegensatz zu dem Verfahren vor Gericht — bindend sein, 
, denn wenn man auch hier eine freie Würdigung gestatten 

' ' wollte, so wäre den erwähnten Misständen doch nicht abge- 
holfen. Dem Gutachten des ärztlichen Sachverständigen aber 
zu misstrauen, liegt wohl kein (irund vor. Im Gegenteil gehen 
die Klagen gegen die Irrenärzte immer dahin, dass Leute un- 
gereehtfertigterweise zurückgehalten worden seien •). Ueber 
vorzeitige Entlassung durch die Aerzte hat sich niemand be- 
klagt! Aus all diesen Erwägungen heraus möchte es scheinen, 
dass die Bestimmung des norwegischen Entwurfs — Entlassung 
durch die Obrigkeit auf ärztliches Gutachten hin — derjenigen 
des schweizerischen E. -- Entlassung durch d;is Gericht — 
vorzuziehen sei. 



') Mit derselben „Konsequenz" mdsute der Richtei' übev jede Ent- 
lasHuu)^ eines Strafgefangenen verfügen. Man denke z. B. an die „vor- 
läufige Entlassung". 

') So Lenz, a. a. O. pag. 212. 

») Dies fuhrt auch Stooas an, Motive, pag. 24—25, 

') Diesen ungerechtfertigten Anklagen gegenüber hat ein Psyohiater- 
kongress, an dem viele hervorragende Irren&rzte teilnahmen, erklart, das» 
ihm keine einzige widerrechtliche Detention bekannt sei. 
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Eine Reihe nicht unwichtiger Gründe sprechen jedoch l 
dafür, dem Gerichte die Kontrolle nicht zu entziehen. Vor allem | 
der Umstand, dass es vorkomiiieii kann, dass ein in die Irren- 
anstalt Eingewiesener nach verhältnismässig kurzer Zeit als 
geheilt entlassen werden könnte, hat mit Recht Missfallen er- 
regt ';. Werden aber im gegebenen Falle die Gerichte einen 
„Geheilten" dennoch in der Anstalt zurückbehalten wollen? 
Dies ist doch wohl kaum anzunehmen. Dagegen ist nicht un- 
wahrscheinlich, dass die Drohung, den Geheilten trotzdem 
noch einige Zeit in der Anstalt zu belassen, wenn er sich nielit 
verpflichte, in eine andere Anstalt überzusiedeln, in vielen 
Fällen dazu führen wird, dass der als geheilt Entlassene sich 
noch freiwillig einer „Nachkur" unterwirft. Möglich ist es auch, 
dass auf diese Weise die Angehörigen des Betretfenden zu et- 
welchen Sicherungsvorkehriingen angehalten werden können. — 
Im Weitern ist dann auch bei unsern leidigen Raumverhält- 
nissen der meisten Irrenanstalten der Grund nicht zu unter- 
schätzen, dass eine etwas vorzeitige Entlassung erfolgen könnte, 
weil in Folge von „Platzmangel" dringendere Kranke den 
Halbgeheilten verdrängen. Ausserdem zählen ja bekanntlieh 
die verbrecherischen Geisteskranken nicht zu den gerne ge- 
sehenen Insassen der Irrenanstalt. Es ist desshalb die Mög- 
lichkeit nicht ausgeschlossen, dass ein etwas wenig skrupulöser 
Psychiater den unangenehmen Menschen so räch als möglich 
wieder entlässf. — Endlich ist noch ein Moment, das ich hier 
speziell betonen möchte. Delbrück erwähnt in seinem Vor- 
trage über die verminderte Zurechnungsfähigkeit') einen Streik 
der Wiener Psychiater, welche, um gegen die Einweisung von 
unzurechnungsfähigen Alkoholikern in ihre Irrenanstalt wirk- 
sam auftreten zu können, diese jeweils nach möglichst kurzer 

') Das beste Mittel hiegegen wSre freilich eher eine Erleichteraiig 
der Wiederaufnahme des Verfahrens, etwa im Siune des g 401. c. des 
zürcherischen R'pfl. E. 

•) Abgedruckt in Mitt. d. I. K. V, Bd. X. 644 ff. 
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Zeit wieder als „geheilt" eiitliessen. Ein solches Vorgehen 
wäre dann allerdings nicht mehr möglich, wenn das Gericht 
in letzter Linie über die Entlassung entscheidet. 

Es sind also reine Zweckmässigkeitsrücksichten, dia es 
rechtfertigen, wenn nach Art. 17, Abs. 1 die Entlassung vom 
(Jericht verfügt werden soll. (Janz logisch und konsequent 
ist dies allerdings nicht. Der gegenteilige Standpunkt wurde 
auch bereits schon in der Exp. Kom. von Correvon geltend 
gemacht, der ausführte, es sei kein Grund vorhanden, den 
Richter die Entlassung aussprechen zu lassen: „Si l'individu 
est plac^ dans un asyl d'alien^s, c'est sur l'avis des m^decins 
seulement qu'il en doit sortir pour 6tre r^uni ä sa faniille ou 
k sa commune qui s'en occuperont" '). Wir können der Lö- 
sung des E. zustimmen, wenn auch bei der Entlassung ein 
Gutachten gefordert wird. 

Ganz neu und eigenartig in Art. 17 ist die Bestimmung, 
diiss auch Vermindertzurechnungsffthige in Heil- und 
Pflegeanstalten untergebracht werden können, wenn die öffent- 
liche Sicherheit ihre A'erwahrung erfordert. Speziell mit Be- 
zug hierauf hat von Liszt den bekannten Ausspruch getan: 
„Mag man immerhin um ängstliche Gemüter nicht zu schrecken, 
zwei Schritte vorwärts und einen rückwärts tun: mit der 
Verwahrung die Bestrafung verbinden. So hat 
nach dem E, eines Strafgesetzbuches für die schweizerische 
Eidgenossenschaft der Richter gegen den nur vermindert zu- 
rechnungsfähigen Täter, des.«en Gemeingefährliehkeit durch 
die Begehung eines Verbrechens bewiesen ist, auf geminderte 
Strafe und daneben auf Verwahrung in einer Anstalt zu 
erkennen. Die Verwahrung geht der Strafe voran, sie wird 
auf die Dauer der erkannten Strafe angerechnet; und zum 
Strafvollzug kommt es nur dann, wenn vor Ablauf der urteils- 
mässigen Strafdauer Entlassung aus der Anstalt wegen ein- 



') Exp. Koni. Prot. Bd. I. &>. 
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getretener Heilung stattfinden sollte" '). Gewiss ist von Liszt 
darin beizupflichten, dass der schweizerische Gesetzgeber zwei 
Schritte vorwärts getan habe. Aber auch einen rückwärts? 
Die Bestrafung der Vermindertzurechnungsfähigen war schon 
nach dem früheren Rechte gegeben *). 

Im Art. 17 ist die Stellung des schweizerischen E. zu den 
psychiatrischen Forderungen der Behandlung Vermindertzu- 
rechnungsfÄhiger im .Strafrecht niedergelegt, in Art. 16 Abs. 2 
ist ausserdem dem Richter das Recht eingeräumt, die Strafe 
nach freiem Ermessen und unumschränkt zu mildern; dabei 
ist er weder an die Strafart noch an das .Strafmass, die für 
das Verbrechen angedroht sind, gebunden (Art. 50). Das frühere 
Strafrecht kannte für die Vermiiidertzurechnungsfahigen , so 
gefährlich sie auch sein mochten, nur „das Universaiheilmittel 
der Strafmilderung" 'i. Allein dadurch wurde man weder den 
Interessen der öfTentlichen Sicherheit noch denjenigen des 
Täters im volle« Umfange gerecht. Korrekt war die mildere 
Strafe bloss vom einseitigen Standpunkt der Scliuldtheorie aus. 
Um diesem Uebelstande abzuhelfen, wurde die Bestimmung 
des Art. 17 aufgenommen. Der E. stellt sich also, übrigens 
durchaus konsequent seiner Grundauffassung, auf den Boden, 
Auch der Vermindertzurechnungsfähige soll gestraft werden, er 
ist strafbar. Allein es gibt Fälle, wo es besser ist, die Bestra- 
fung zu sistieren. Der Täter ist dann wohl strafbar, ^tber er ist 
nicht straftUhig *^, oder es lässt sich der Effekt der Strafe 
besser durch eine andere Jlassregel erreichen als durch die 
Strafe selber. Vor allem aus ist der ötfentlichen Sicherheit 
dann nicht gedient, wenn ein Vermindertzurechnungsfähiger 



•) Von Liszt, Die strafrechtliche Zurechnungsfahigkeit, Vortrag 
auf demPsychoIogen-Kongrese in Mlliichen; abgedruckt in Z. XVII. pag. 80, 

*) Neuerdings scheint übrigens auch von Liszt dieser Losung bei- 
getreten zu sein, ohne jedoch seinen prinzipiellen Standpunkt aufzugeben. 

') Zürcher, in Schw. Z. XIV. (1901) p. 58. 

*) Stooss hat zueriit diesen feinen, scharfsinnigen Unterschied 
gemacht. 
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nur milder bestraft werden soll. Er soll ver«tihrt werden. 
Mit Recht wurde betont '), es führe der Standpunkt des E. zu 
einer, wenn zwar nicht rechtlichen, so doch faktischen Gleich- 
stellung der gemeingefährlichen Vermin dertzurechnungsfähigen 
mit den gemeingefährlichen Unzurechnungsfähigen. Das ist 
richtig, bildet aber keinen Xaehteil, sondern in den weitaus 
meisten Fäjlen einen sehr grossen Vorteil. Es kann mitunter 
völlig unmöglich sein, die feste Grenze zwischen Unzurech- 
nungsfähigkeit und Zurechnungsfähigkeit zu ziehen; dass da- 
raus gleichwohl keine Unzukömmlichkeiten entstehen iu praxi, 
dai'in beruht gerade der Vorteil dieser Gesetzesstelle. 

Ist in Absatz 1 des Art. 17 die Wahrung der öffentlichen 
Sicherheit die Veranlassung für den Kiehter, einen Unzurech- 
nungsfähigen oder Vermindertzurechnungsfähigen zu versorgen, 
i so ist es in Absatz 2 das A Vohl oder der Zustan d des An - 
'. geklagten, dem der Richter Rechnung tragen soll. Es ist diese 
Bestimmung angefochten worden, als nicht in das .Strafrecht ge- 
hörig. „So zweckmässig und «wünschenswert eine solche Vorschrift 
erscheinen mag, so gehart sie doch nicht in den Rahmen eines 
die Interessen der StrafrechtspHege bestimmenden Strafgesetz- 
buches, und wäre der kantonalen Sanilätspfiege zu überlassen"'). 
Diese Bemerkung ist an sich gewiss ganz richtig, denn Strat- 
recht und Sozijilpolitik sollten grundsätzlich nicht miteinander 
vermischt werden. Doch muss ausdrücklich darauf hingewiesen 
werden, dass der Strafrichter ja hier — im Unterschiede zu 
Absatz ] — die Einweisung nicht selbst vornimmt, sondern 
nur bei der Verwaltungsbehörde eine passende Versorgung 
des Täters anregt. Da ist nun wirklich nicht einzusehen, wa- 
rum der Richter, der sich nun doch einmal mit dem betreffen- 
den Individuum hat befassen müssen, nicht auch den Menschen 
gleich der Verwaltungsbehörde direkt sollte überweisen 
dürfen. Die Verwahrung selber ist und bleibt ja nach dem E. 



') Lenz, a. a. O. pag. '219. 

') Lenz, a. a. O. pag. 212. 
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durchaus Sache der kantonalen Verwaltungsbehörden, ttem 
Richter steht lediglich das Recht der Anregung zu. ' 

UarauH folgt denn auch, dass für die Kosten dieser Ver- 
sorgung allerdings nicht der Staat, sondern die Behörden, ■ 
bezw. die Gemeinden, autiukommen haben, denn hier stehen 
wir nicht vor einer befehlenden Verfügung des Gerichtes. 
Leider werden dann hier in allen den Kantonen, wo die Irren- 
frage nicht genug geregelt ist, die früher erwähnten Misettinde 
bestehen bleiben ; doch konnte es natürUch nicht in der .\ufgabe 
des Strafgesetzgebers liegen, hier mit einem gesetzgeberischen 
Uebergriffe abzuhelfen '). 

Freihch ist, wenn der Richter nicht befiehlt, die Verwal- 
tungsinstanz auch nicht verpflichtet, der Anregung Folge zu 
geben. Daraus entwickelt sich ein Zustand, der zu Bedenken 
Anlass gibt. 

Wenn nämlich eine Einweisung nicht erfolgt, tritt dieStrdfe 
in Kraft. Nun werden aber schon bittere Klagen geführt, dass 
gemeingetährliche Unzurechnungsfähige von ihren zuständigen 
Behörden aus Kostenscheu nicht versorgt werden, wie soll da 
eine Versorgung eines nicht gefährlichen nur Vermindert- 
zureehnungsfähigen erreichbar sein? Ganz abgesehen von 
dem Mangel passender Anstalten! Es wird die Praxis der Ge- 
meindebehörden dazu führen, dass In der Regel ein im .Sinne 
des Absatzes 2 von Art. 17 Vermindertzurechnungsfähiger seine 
Strafe abzusitzen hat; eine Ausnahme hievon machen dann 
bloss die — Begüterten, denen es ihre eigenen Mittel erlauben, 
sich auf solange in eine Anstalt zu begeben, als das Straf- 
urteil dauert. Die wenigsten werden aber dann solange dort 
verbleiben, als ihr Zustand es erfordert. 

Wir stimmen zwar mit dem Urteil von Lilienthals über- 
eio *), dass mit der Aufhahme dieser Vorschriften „ein unge- 
heurer Fortschritt" geschehen sei; allein es erheben sich doch 

') Das küDii nur Sache von Verwaltungsgesetaen — Irrengeseta — sein. 
') Von Lilienthal, Z. XV. 273. 
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eii>ige praktische Schwierigkeiten, denn es ist möglieh, das» 
der Arme seine Strafe abzusitzen hat, mag sie seinem geistigen 
Zustand auch noch so schädlich sein, der Reiche hingegen 
wird sich für die kurze, im Strafurteil bezeichnete Zeit in einer 
privaten Heilanstalt') behaglich einrichten! Es wird in vielen 
Fällen für die Praxis nicht leicht werden, hier den richtigen 
Ausweg zu finden. 

Es ist ein Gebot der Humanität, bei Kranken keinen Straf- 
vollzug eintreten zu lassen. Auch der Verraindertzurechnungs- 
fähige ist ein Kranker, dessen Zustand es erfordern kann, dass 
er nicht in die Strafanstalt verbracht werde, weil ihm eui 
solcher Aufenthalt direkt schädlich werden müsste. Es gibt 
tatsächlich vermindertzurechnungsfähige Verbrecher, die ver- 
möge ihres geistigen Zustandes den Aufenthalt in einer Straf- 
anstalt nicht ertragen. „Die Disziplin in diesen Anstalten muss 
so strenge gehandhabt werden, dass sie die Schwäche des 
Einzelnen nur wenig berücksichtigen kann. Sie regt die belastet 
Minderwertigen auf, reizt sie, verbittert sie : sie verfallen in- 
folge dessen häufig in Disziplinarstrafen, die sie mit ihrem 
empfindlichen reizbaren Wesen nicht vertragen; Strafe wie 
Kostentziefiung, hartes Lager, Prügel, schädigen diese Leute 
ungemein; auch das Schweigegebot vertragen sie nicht"'). 
Diese Leute sind nicht eigentlich geisteskrank, sodass das ihre 
Unzurechnungsfähigkeit bedingen würde, aber sie sind eben- 
sowenig normal *). 

Die individualisierende Behandlung, die ihnen eben nur 
in einer Heilanstalt zu teil werden kann, wird vornehmlich 
drei Hauptzwecke im Auge haben: Sie wird Heilung ver- 
suchen, insbesondere bei denjenigen, deren Krankheit noch 



') Das ist nach Art. 46 Abs. 1 des Einf. Ges. sehr wohl mfiglich, 
deua wenn die Öffentlichen Anstalten keinen Platz mehr bieten , .,kann 
eine private Anstalt in Ansprach genommen werden". Der PlatzmanK^I 

r Öffentlichen Anstalten ist aber allgemein bekannt, 

') Mendel, cit bei Weingart, Z. XIX. 144. 

'') Vgl. die näheren Ausführungen im V. Teil. 
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nicht die Spuren einer tieferen geistigen Störung zeigt. Dies 
wird um leichtesten da möglich sein, wo der Kranke früh- 
zeitig in jtrztliche Behandlung gelangt. Besserung wird 
das Ziel sein bei den Individuen, deren geistiger Defekt nicht 
ganz heilbar scheint; da wird es zur Aufgabe des psychiatri- 
schen Direktors einer solchen Anstjilt gehören, darnach zu 
trachten, den Vermindertzureehnungsfiihigen, wenn auch nicht 
wieder ganz normal, so doch nach Möglichkeit tauglich fHr 
den Kampf ums Dasein zu machen. Endlich Schutz vor 
weiterer Verschlimmerung des geistigen Zustandes 
wird in allen den Fällen das Ziel der ärztlichen Behandlung 
sein, wo die geistige Degeneration schon ziemlich weit fort- 
geschritten ist und zum ßeit^piel auf erblicher Anlage beruht. 
Hier wird es Aufgabe des Irrenarztes sein, Vorsorge zu treffen, 
das» die Person nicht völlig der Geisteskrankheit anheimfalle. 



Was den rechtlichen Charakter der Massnahme anbelangt, 
so stehen wir auch hier wieder vor einem jener vielen Kom- 
promisse, die geschlossen wurden, um Gegensätze zu versöhnen, 
oder doch um durch eine Zweideutigkeit zwei Autfassungen 
zuzulassen. Es ist nicht ganz richtig, wenn von Lilienthal 
behauptet, die Exp. Koni, sei sich darüber nicht völlig klar 
geworden. Die unzweideutige Stimmung in der Kommission 
war eine doppelte, darüber wurde man sich klar, man wurde 
nur nicht einig. Die Einen wollten in allen Fällen des Art. 
n bei Verm Inder tzurechnungsfähigen dieselben Grundsätze an- 
gewendet wissen, wie bei Unzurechnungsfähigen, also keine 
Strafe, sondern zwangsweises Heilverfahren, Zu diesen ge- 
hörte Stooss, der Verfasser des E. Andere hingegen, Gre- 
tener, Scherb, David und Weber, haben ausdrücklich 
hervorgehoben, dass sie mit einer völligen Straflosigkeit des 
Vermin dertziirechnungsfähigen sich nicht einverstanden er- 
klären könnten, und es wurde verlangt, „dass den Vermindert- 
zurechnungsfähigen unter allen Umständen die dem Masse 
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seiner Zurechnuiigsfähigkeit entsprechende Strafe treffe" '). 
Hehliesslich wurde, entgegen der Fassung des E. von Stoosa, 
ein Vermittlungsvorselilag von Weber und David ange- 
nommen, der daiiin ging: ^In den Fällen (des Art. 17) 

tritt an die Stelle der gewöhnlicben Strafvollstreckung 

die Verwahrung oder Versorgung des Verurteilten <sic!) in 
einer öffentlichen Anstalt" *). 

Sollte nun einmal der Fall eintreten, dass eine Heilung 
erfolgte, bevor die Strafzeit abgelaufen ist, so hätte der Ver- 
urteilte den Rest der Strafe noch zu erstehen. Das war früher 
ausdrücklich als Abs. 3 zu Art. 10 Qetzt Art. 17) hinzugefügt 
worden, wurde dann aber später, weil selbstverständlich, wie- 
der gestrichen. Es blieb also nach dem Willen der Mehrheit 
der Exp. Kom. bestehen, dass der Vermindertzurechnungsfähige 
fiir das begangene Delikt besti-aft wird, wenn auch sehr milde 
(Art. 16 und 50); ja es kann, und das wird die Regel sein, 
die Strafe in der Verwahrung oder Versorgung aufgehen. „Man 
verwahrt sie (die Vermin der tzurechnungsfäh igen) in einer An- 
stalt, und dies ist dann die Strafe" '). Damit stimmt denn 
auch Uberein, dass nach Art. 53, Abs. 2 dem Verurteilten, der 
in einer Heil- und Pflegeanstalt untergebracht ist, der Auf- 
enthalt in derselben als Strafvollzug angerechnet wird. Stooss 
hält es zwar von geringer praktischer Bedeutung, ob in sol- 
chen Fällen förmlich auf Strafe erkannt werde und dann die 
Strafe in der Verwahrung oder Versorgung aufgehe, oder ob 
von Strafe überhaupt abgesehen werde, die Hauptsache sei, 
dass solche Leute nicht in Strafanstalten gebracht werden*). 
Dies kann jedoch nicht als richtig anerkannt werden. Es wird 
einem Verurteilten selber und auch seinen Angehörigen nicht 
gleichgültig sein können, wie die Geistesstörung gewertet wird. 



•) Scherb, Exp. Kom. Prot. Bd. I, pag. 7«; ebenso Weber, 1.80. 
^ Exp. Kom. Prot. I. 78 und dam Abstijnmuiig pag. Öl. 
»1 Weber, Id Exp. Kom. Prot. I. 79. 
*) Exp. Kom. Prot. 1. 79. 
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ob der Tilter verurteilt, d. h. zum Verbreclier gestempelt werde 
oder ob seine Krank}ieit so weit Berücksichtigung findet, dasa 
von einer Verurteilung überhaupt abgesehen wird. 

Aber auch in den Fällen, wo ein verurteilendes Erkennt- 1 
nis erfolgt, h at die Massna hme an sich doch durchaus 
k einen Strafchara k t e r : die Verwahrung und Ve r sorgung l 
nach dem Art. 17 ist also eine reine s. M. Auch in der Volks- I 
meinung wird sie so gcHertet werden. Dies wird sich beson- 
ders deutlich zeigen in den Kantonen, die von der ihnen in 
dem Art. y^ des Eint'. Ges. erteilten Befugnis Gebrauch machen. 
Der erwähnte Art. 32 lautet: „Die Verfügung über Kinder 
(Art. i:-i und 22y des Str. G. B.i -Jugendliche lArt. 14 und 22ß), 
sowie tiber Unzurechnungsfähige und Verminderraurecbnungs- 
fähige {Art, 17 und vSö Abs. 2i kann da» kantonale (lesetz auch 
derjenigen Behörde übertragen, welcher der endgültige Ent- 
scheid über die Einstellung der Strafuntersuchung zukommt. 
Verfügt die Behörde Einweisung in eine Anstalt, so steht dem 
Inhaber der elterhchen Gewalt, oder dem Vormund oder, falls 
der Eingewiesene mündig ist, diesem selber das Recht zu, den 
Entscheid des Gerichtes anzurufen" '). Der Umstand, dass auch 
eine Verwaltungsbehörde diese Massregel aussprechen kann, 
wenn das kantonale Gesetz ihr diese BetUgnis gegeben hat, 
wird unzweifelhaft viel dazu beitragen, der Massnahme Jeden 
Anklang an die Rechtsstrafe zu benehmen. 

Der E. hat nun aber in Art. 17 den Richter nicht aus- 
drücklich zu einem Strafurteil verpflichtet. Allerdings kann 
diese Verpflichtung gefolgert werden, und sie ist denn auch 
dem Geiste des Gesetzes nach tatsächlich in Art. 17 enthalten. 
Einmal ergibt sich das aus Art. 16, wo bestimmt ist, es sei die 
Strafe bei einem Vermindertzurechnungsfähigen nach freiem 

') Diese Bestimm uTig des Eiuf. Oes. ist ftu)«serst lobenswert; aie 
muntert die KantoDe auf, eine Verwahrung und Versorgung auch da vor- 
zunehmen, wo das Strafverfahren vor einem richterlichen Urtoilaspruch 
siatiert wird. 
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1 Ermessen zu mildern. Sodann hat Prof. Zürcher in der Kxp. 
[ Kom. den förmlichen Antrag gestellt, es solle der Richter auf 
]■ Verwahrung oder Versorgung eines Vermindertzurechnungsfähi- 
I gen an Stelle der Strafe erkennen können. Allein er ist unter- 
- legen '). Leider, denn dies wäre zweifellos das einfachste und 
I vernünftigste gewesen. Es hat walirhaftig praktisch keinen 
Sinn, und höchstens theoretischen Wert, dass der Richter eine 
Strafe aussprechen soll, die er gleich nachher durch eine an- 
dere Verfügung wieder suspendiert oder aufhebt, denn dass 
f) 1 das Strafurteil jemals von praktischer Bedeutung werden sollte, 
' ist nicht anzunehmen ; denn der Richter wird bei einem Ver- 
mindertzurechnungsfähigen so wie so auf eine gelinde Strafe 
erkemien, und sodann, und das ist bedeutsam, wird kein An- 
staltsdirektor einen Vermindertzurechnungsfähigen entlassen, 
wenn dieser noch einen allfälligen Rest der Strafe im Zuchthaus 
zu erstehen hätte. Da der ganze Erfolg einer vielleicht müh- 
sam erreichten Heilung und Besserung durch eine nachfolgende 
Verbüssung des Rests der Strafe wieder in Frage gestellt werden 
könnte, wird der Psychiater den Mann lieber so lange in seiner 
Anstalt behalten, bis die Strafzeit abgelaufen ist. Es wird also 
die praktische Anwendung dieser theoretischen Spitzfindigkeit 
eine äusserst seltene sein. Der (Jnmd der Arbeits- und Zeiter- 
sparnis spricht ebenfalls dagegen, dass der Sti'afVichter noch 
ein ausführliches Urteil erlasse, unter Umständen mit schwie- 
riger und umständlicher Feststellung des Tatbestandes, während 
er, nach dem Antrage von Zürcher, einfach nach der prak- 
tischen Notwendigkeit einer Versorgung oder Verwahrung er- 
kennen könnte. Der strikte Wortlaut des Art. 17 steht dieser 
Auft'assung glücklicherweise nicht entgegen, wenn auch zuge- 
geben werden muss, dass die Entstehungsgeschichte dieses 
Artikels der hier vertretenen An.sicht nicht entspricht. Mv- Sit- /i,! 

Trotzdem aber, theoretisch wenigstens, auch der Vermin- 
dertzureehnungsfUhige, welcher verwahrungs- oder versorgungs- 



■} Exp. Koni. Prot. Bd. I. pag. 7«. 
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bedürftig ist, bestraft wird, so ist doch lobend anzuerkennen, — 
und das ist ja schliesslich die Hauptsache ~ dass die Unter- 
bringung selbst eine Heilmassregel, also an sich keine «träfe 
sein soll. Die Verwahrung und Versorgung nach Art, 17 ist 
also eine reine s. M. ohne jeden Strafcharakter, 

Damit ist den psychiatrischen Forderungen, diis.s die Ver- 
min dertzu rechnungsfähigen nicht milder, sondern anders be- 
straft, bezw. behandelt werden sollten , in weitgehendstem 
Masse Rechnung getragen worden. In dieser Beziehung ist 
der Art. 17 ein legislatorisches Wagnis, eine gesetzgeberische 
Tat. Die Versorgung enthält nichts vo n einer gewollten ITehels - 
zufflgung, sie ist eine ZAvangskur und unter Umständen dau- 
ernde Unschädlichmachung. 

Der E. hat es vermieden, über die Art und Weise der 
Behandlung in diesen Anstalten Vor-schriften aufzustellen oder 
auch nur Direktiven zu geben '). Mit Recht, denn es soll tat- 
sächlich nur der Acskulapstab Aber diesem Hause walten. 
Solche Anstalten dürfen „weder den Namen noch den Cha- 
rakter von Strafanstalten haben" -j. Die innere Einrichtung 
ist Sache des Vollzugs, der medizinischen Verwaltungsbehörden ; 
die (Grundsätze der Behandlung werden sich nach psychiatri- 
schen Gesichtspunkten zu richten haben : Strenge, Milde und 
vor allein Geduld. Der leitende Geist dieser Anstalt wird 
ohne Zweifel ein medizinisch gebildeter Psychiater sein müssen. 
Es wird hierbei auf diese Pei'sönlichkeit sehr viel abkonnnen. 
Der Arzt muss sich mit liebender Hingabe seinen Kranken 
widmen, mit aufopfernder Geduld dem Einen begegnen, und 
mit dem nötigen Ernst und konsequenter Strenge dem Andern 
gegenüber auftreten : nicht nur wissenschaftliches Interesse an 
den einzelnen „Fällen", sondern ein menschliches Mitgefühl, 

') Dies ist um so bemerkenswerter, als Leziigl. der Verwalirung iii 
der ArbeitsHiistnlt strenge Zucht zur Arbeit vorgeschrieben ist. Bezilgl. 
des Vollzug' dev Trinkeieiiiweisiuig sind ebenfalls keine Vorschriften 

*) Forel, Schw. Z. VI. .121. 
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ein innerer Drang soll ihn beseelen, dass er sich mit der 
rührenden Liebe und dem tiefen Mitgefühl eines Koch •) seiner 
schönen Aufgabe widme, und so suche vor allem das Vertrauen 
jedes einzelnen seiner Pfleglinge zu gewinnen, um auf diese 
Weise in ausgedehnter individueller Behandlung ihre Heilung 
oder doch Besserung anzustreben. Allerdings wird ein solcher 
Anstaltsleiter nicht nur Mediziner, sondern auch ein guter 
Pädagoge sein müssen, dem überdies die erwähnten Charakter- 
eigenschaften in reichem Masse verliehen sind. 
, Von besonderer Bedeutung ist sodann noch der Umstand, 

[dass die Heil- und Ptlegeanstalt auch räumlich ganz von der 
[Strafanstalt getrennt ist (also nicht etwa Annexe!). Es wurde 
jan anderer Stelle ausgeführt, wie sehr das Publikum den Ort 
(der Detention wertet. 

Es bleibt nur noch zu wünschen, dass die Praxis von 
dieser Bestimmung des Art. 17 einen recht ausgiebigen (ie- 
brauch machen werde, denn die Fälle der verminderten Zu- 
rechnungsfähigkeit sind viel häufiger als man gemeinhin an- 
nimmt, sind doch von 38 Fällen der Sammlung psychiatrischer 
Gutachten von Kölle nicht weniger als II [also zirka 29"») 
Fälle, welche Vermindertzurechnungsfähige betrefl'en! Es ist 
auch zu hoft'en, dass diese Bestimmung endlich den alten 
Streit zwischen Jurist und Psychiater (Zuchthaus oder Irren- 
haus) schlichte. Der Kampf betraf ja fast ausschliesslich diese 
Grenzgebiete der Zurechiiungsfähigkeit; mit deren Regelung 
ist ein Hauptmoment des gegenseitigen Ötreites beseitigt. Frei- 
lich wird man sich doch keinen trügerischen Hoffnungen hin- 
geben dürfen, alle Mängel wird der Art. 11 nicht abzustellen 
imstjinde sein. Es werden sich im praktischen Leben immer 
wieder Fälle ereignen, wo auch Art. 17 nicht völlig ausreicht. 
Vor allem ist zu betonen, dass es, trotz der Einführung dieser 
Zwischenklasse, doch immer wieder Grenzfälle und Ueber- 
gänge geben kann und wird, deren Lösung eine umstrittene 



') Vgl. Z.B. Koch, Die psychopatisüheii Minderwertigkeiten 8.129 ff. 
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und zweifelhafte ist; allein diese Fälle werden viel seltener 
werden. 

//. Die Verwahrvuig vielfadi RiKkf alliger (AH. 29 und 30). 

Art, 29: „Begeht jemand ein Verbrechen gegen Leib und 
Leben, gegen das Vermögen, gegen die geschlechtliche Sitt- 
lichkeit, gegen die gemeine Sicherheit von Menschen und Eigen- 
tum, oder gegen die .Sicherheit des Handels- und Geschäfts- 
verkehrs, der wegen solcher Verbrechen schon viele Freiheits- 
strafen erstanden hat, und sind zur Zeit der Begehung des 
Verbrechens noch nicht drei Jahre abgelaufen, seit er die 
letzte dieser Freiheitsstrafen erstanden hat, so erkennt das 
Gericht, anstatt der angedrohten Freiheitsstrafe auf Verwah- 
rung des vielfach RüekfiUligen auf mindestens zehn und höeh- 
i:tens zwanzig Jahre, wenn es. überzeugt ist, dass der Schul- 
dige nach Erstehung der Freiheitsstrafe wieder rückfällig 
würde und es die Verwahrung für geboten erachtet". 

Art, 30: „Die Verwahrung vielfach Rückfälliger wird in 
einem Gebäude vollzogen, das ausschliesslich diesem Zwecke 
dient. 

Die Verwahrten werden streng zur Arbeit angehalten. 

Nach Ablauf von fünf Jahren kann die zuständige Be- 
hörde die vorläufige Entlassung des Verwahrten für die übrige 
Zeit der Verwahrung anordnen, wenn er zum erüienmale ver- 
wahrt wird und anzunehmen ist, er werde kein Verbrechen 
mehr begehen". 

llit der Verwahrung vielfach Rückfälliger hat der E. ein 
Institut aufgenommen, das bisher noch in keiner einzigen Ge- 
setzgebung existiert, wiewohl es in der Theorie schon lange 
und lebhaft — am eingehendsten wohl von der I. K. V. — 
behandelt worden \mr. Wie kaum irgendwo galt es hier, neue 
Forderungen mit alten Anschauungen zu vereinigen, und so hat 
sich begreiflicherweise das Hauptinteresse am E. vielfach ge- 
rade dieser Slassregel der Verwahrung zugewendet. Schon in 
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der Exp. Korn, trat dies deutlicli zu Tage. Bei keiner Mass- 
nahme sind die Meinungen der Eommissionsmltglieder so ver- 
schieden gewesen, und nirgends wurde eine so weitgehende 
Diskussion gepflogen, wie bei der Besprechung dieser Mjiss- 
nahme '). Verschiedenerlei Gründe dafür und dagegen wurden 
geltend gemacht. Gegen die Massnahme wurde namentlich an- 
geftlhrt '}, dass, da sie keine Strafe, sondern ihrem Haupt- 
charakter nach eine polizeiliche Massregel sei, das Rechtsge- 
fühl verletzt werde, ja man könne geradezu sagen, „dass völ- 
lige Straflosigkeit der Preis des Rückfalls sei". In Tat und 
Wahrheit sei es aber doch eine Strafe, und zwar „eine harte 
und willkürliche Strafmassregel". „Sie müsste demnach von 
den Betreftenden in allen Fallen als schweres Unrecht em- 
pfunden werden, wo die Schwere des neuerdings begangenen 
Verbrechens zu der Dauer der Verwahrung in gar keinem 
Verhältnisse stünde: die erste Bedingung der Wirksamkeit der 
Strafe aber ist, djiss sie nicht als ungerecht empfunden wird". 
Auch von anderer Seite ist diese Bestimmung heftig an- 
gegritten worden. Allerdings hat sich die Kritik nicht immer 
rein sachlicher Momente bedient. Wenn man die ^'erwahran- 
stalt mit dem allerdings raffiniert ersonnenen Spitznamen 
„Bnndeshölle" *j abtuii will, so sind dergleichen Auslassungen 
nur geeignet, entweder erheiternd zu wirken, oder dann zur 
Verlietzung und zur \'erunniöglichung einer ruhigen Erwägung 
beizutragen ; zum Nachteil der Sache. Recht ergötzlich ist ferner 
der äusserst geschmackvolle Titel für die Mitglieder der im 
ersten E. vorgesehenen Bundeskommission : „Höllenrat". Feiner 
schon, doch nicht weniger spöttisch, wurde von anderer Seite 
der Verwahranstalt der Name: „Asyl für emeritierte Ver- 
brecher" beigelegt. 



■) Exp. Kom. Prot, I. 171—193; II. 414— 322. 
») Gretener, Exp. Koin. Prot. 1. ITK 177; II. 417. 
') So ein ntionymer ,,Jiii'tst-' von unbekannter Grit^^se 
Ziircher ZeitunR vom :f. November l)»it. 
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Doch auch ernste, wissenschaftliche Kritiker sind dieser 
Verwahrung eratiinden. Entschiedene, zum Teil prinzipielle 
(legner shid Pfenninger';, Schmidt*), Thurneysen '), 
von Weinrich*; und \Vjich*j. 

Schon vor der Abfiissung des E,, aus Anlass der Verhand- 
lungen über die (Jrundlagen des zukünftigen schweizerischen 
Str. G. B. ist die Verwahrung prinzipiell und scharf bekämpft 
worden von Pfenn inge r. „Das ausserordentliche Strafmittel 
des Zuchthauses für Berufsverbrecher und andere gemeinge- 
fährliche und gemeinscliädliche Verbrecher, welche mindestens 
10 Jahre eingesperrt werden sollen, ist unhaltbar und ausser 
.jeder Verbindung im System des Strafrechts und des Straf- 
systems". Alle Verwnhrungsmassnahnien und Massregehi der 
Fürsorge und der Sicherung sollten „die Verbüssung der Strafe 
voraussetzen". Zuerst kommt die Strafe und dann erst als 
Verwaltungsmassregei, als Massnahme der Krimiiialpolitik, die 
fein säuberlich vom Strafreeht zu trennen istf!;, kommt die 
Verw;ilirung. Es geht nicht an mit dem bestialischen Bilde 
vom „I.oslassen auf die Gesellschaft", sie ohne Schuld als ge- 
fährlich masslos der Freiheit zu berauben, ohne dass auch nur 
näher liegende Mittel in ausreichendem Masse zur Aenderung 
der Saclio benutzt wären" 'i. Bei der Verwahrung sind sodann 
für eine allfällige Entlassung „nicht Schuld und Urteil ent- 
scheidend, sondern die Unterwürfigkeit unter die Gefüngnis- 
disziplin, das Mass der Verstellungskunst und des Scheins der 

') Pfeiinhiger, in Verhandlungen des Schweiz, Jur.-V, IHW pag. «9 
nud !)3. und dort aiigegehene weitere Literatur denseHien, hesondtii-M : 
Grenzlicstimmuugen. 

') Schmidt. Aufgaben, pasHrm. 

') Thurneyseii, Schw. Z. VI. 369— 3«S; speziell .H74 und Reiilik 

eod. vn. au -an;. 

*) A. von Weinrich, Strnfrecht und Kriminalpolitik, iti Z. XVII. 
876 ff. 

>) Wach, Gutachten 8. 10 und 11. 
") a. a 0. pag. 94. 
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innerlichen Erweokung nach dem Urteil der Vollzugsbehör- 
den " '). 

Wach billigt zwar im grossen und ganzen die AuCnnhme 
von s. M. in das Strafrecht, allein speziell gegenüber der Ver- 
wahrung verhält er sich ablehnend. „Es spricht dagegen: 

a) Die Verwahrung ist eine zeitige Freiheitsstrale von 
grosser Härte, welche den ausgesprochenen Zweck hat, uii- 
schüdlich zu machen. Meines Erachtens darf der Gesetzgeber 
die.sen letzteren Zweck unter keinen Umständen in sein Straf- 
gesetzbuch aufnehmen, zumal dann nicht, wenn er der Todes- 
strafe absagt. Es ist nicht möglich, an dieser .Stelle den Punkt 
weiter zu erörtern; aber es muss betont werden, dass man 
nicht doktrinär ist, weim man die durch unsere sittlichen An- 
schauungen geforderten Grundlagen des Rechts festhält. 

b) Das Verwahrhaus wird allerdings das lasciate ogni 
speranzaan der Stirne tragen und jede „vorläufige Freilassung" 
den Beweis erbringen, dass man sich bei der Verweisung in 
dieses Haus geirrt hat. 

cl Der beabsichtigten Behörde des Bundes werden ernst- 
liche Jurisdiktion eile und Verfassungs-Bedenken entgegen treten. 
Es wird eine Art neuer eigenartiger Instanz geschaffen. Lehnt' 
sie die Verwahrung ab, so wird die sonst etwa mögliche An- 
wendung des Art. 24 ausgeschlossen, denn man wird nicht 
auf Arbeitshaus erkennen, wenn man das Verwahrhaus für an- 
gezeigt hält 

d) Es steht zu befürchten, dass die Kantone das Verwahr- 
haus zu ihrer Entlastung gebrauchen werden" *), 

T hurn eysen wirft dem E. vor, dass er nicht von einem 
einheitliehen Gesichtspunkt beherrscht werde. „Diese in einander 
überfliessenden Gesichtspunkte (Strafe und Unschädlichmachung 
bezw. Besserung) geben dem Ganzen einen Zug der Unsicher- 

') Pfeniiiiiger, eodem pag. US 
') Wach, Gutachten, S, 10 und 11. 
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heit". „Die Vermengiing von Htrafe und Versorgung" sei nictit 
zu billigen. 

Diesen Bedenken und Kritiken gegenüber sind bereits eine 
Reihe von beachtenswerten Rechtfertigungsversuchen entstan- 
den, so von Lammasch '), Stooss*), Merkel 'I, von Lilien- 
thal*) und Anderen. 

Die treffendste Widerlegung aller dieser erhobenen He- 
denken und Einwände hat ohne Zwei fel Merkel gegeben. Er 
führte aus, speziell gegenüber den Argumenten von Wach, 
dass die .Sicherung, die UnschädUchmachung von jeher einer 
der ötrafzwecke gewesen sei. „Auch er subsumiert sich der 
Aufgabe, die Rechtsordnung durch Bekämpfung der ihr feind- 
lichen Elemente aufrecht zu erhalten. Unter den Mitteln dieses 
Kampfes hat die .Strafe ihre Eigentümlichkeit nicht in einem 
besondern Endzweck, sondern in ihrer Beziehung auf bereits 
erfolgte Rechtsbrdche und auf die durch sie geschaffene und 
be?:w. klar gestellte jener Aufgabe gegenüber in Betracht 
kommende Sachlage. Ferner, wie schon gesagt darin, dass 
sie in ihrer Eigenschaft eines dem Verbrecher auferlegten 
Leidens eine Rechtfertigung, den herrschenden Rechtsanschau- 
ungen gemä.ss, in dem begangenen Unrecht sucht. Diese 
wesentlichen Merkmale der Strafe nun sind durch die in Art. 
40 (jetzt Art. '29) normierte Unschädlichmachung nicht ver- 
leugnet Es ist durchaus zu loben, dass dieser wichtigen 

Klasse von Verbrechern eine ihrer Beschaffenheit entsprechende 
besondere Behandlung zugedacht ist, denn die fUr die Begren- 
zung und Gestaltung der Zuchthausstrafe massgebenden (üe- 
sichtspunkte passen zum Teil auf diese Klasse verkommener, 



.././'U 



<) Lammaauh, Der Entwurf eines Schweiz. St. G. B. in Sohw 
Vlll. 101. pag. 121-142, speziell pag. 126. 

•) Stoows, Thurneysens Bedenken in Schw. Z. VII. 17:! ff. 
„Schlnssbemerkung" eodem pag. 27f) ff. 

') Merkel, in Schw. Z. VII. 1 — 14; speziell pa«. 7. 

•) von Lilieiuhal, Z, XV. 115— 13U. 
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zu einem gesetzmässigeii I>eben in der Freiheit unfähiger In- 
dividuen nicht" '). 
\ Allein Merkel ist doch wohl etwas zu weit gegangen, 

I wenn er der Verwahrung vollen Strafeharakter beimessen will. 
I "Ifc^Unreeht ist ferner behauptet worden, die Verwahrung 
I sei eine un volkstümliche Massregel. Schon in der Exp. Kom. 
war die Mehrzahl der Mitglieder der Ansicht, es werde die 
Verwahrung vielfach Rackfillliger eine volkstümliche Mass- 
regel sein *j. Die Volksmeinung ist keineswegs so milde ge- 
stimmt gegen die immer wieder Rückfälligen. Richter und 
Volk empören sich gleicherweise darüber, dass ein Verbrecher 
Jahr für Jahr seine 5, 8 — 10 Freiheitsstrafen erhalten solle. 
Der praktische Sinn der Hchweizer sträubt sich d»gegen, dass 
immer und immer wieder von der Strafe Gebrauch gemacht 
werde, auch wenn man weiss, djiss sie nichts mehr nützt und 
dass auch jede Strafschärfung an dem Unverbesserlichen wir- 
kungslos abprallt. Ein Standpunkt wie der von S c h m i d t 
geltend gemachte: Der Kriminalist habe sich der Stellungnahme 
zu den (lewohnheitsv erbrechern zu enthalten, würde im Volke 
gewiss ganz unverständlich sein. Diesen . Unverbesserlichen 
gegenüber wird man vielmehr ein recht weitverbreitetes 
Sieherungsbedürfnis finden 'i ; es ist nicht ohne Bedeutung, 
wenn im Volksmunde und auch unter Verbrechern das Ge- 
fängnis als „Xro. Sicher" *) bezeichnet wird. 

Wenn man weiterhin befürchtet hat, es könnte die Ver- 
wahrung zu politischen Zwecken uiissbraueht werden, so ist 

') Merkel, a. a. 0. png. 7, vgl. ferner Merkel, Raudbemerkmigeii 
zum Vorentwui-f eines Brhwek. Str. G. B. Hinterlaxsene Abhaiidli.nKen 
2. Teil, 2. Hlllfte, pag. WI2-B14; abgedruckt in Schw. Z. XIV. -240— 251. 

*) AetisserHt zutreffend »agte in dieser Beziehuii); Correvoii, Kan- 
tonriricliter iu Ijaiisanne: Les critiqiies vieodront. je vroiä, surtout de la 
part des jui-istes." {sehr gut!) Exp. Kom. Prot. I. 179. 

=] Vgl. dazu von Lilienthal, Z. XV. 121.. 

♦) Vgl. Oetker, Z. XVll bV>, und als Ausdruck eines Verbrechen* 
selber in: S.^hw. Z. VIl. 412. 
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dem zu entgegnen, dasa Personen, die hier in Frage kommen 
können, gewöhnlich Überhaupt keine luisgebildete politische 
Anschauung haben. Ferner muss man auch berücksichtigen, 
dass solche Personen nie ein allgemeines Interesse finden wer- 
den. Treffend erwidert solchen Bedenken Gautier: „II ne 
ö'agit point ici de la l'bert^ de tous les citoyens, niais de celle 
seuleraent de la fraction la moins interessante, de celle des 
coupables averes; car n'oublioiis pas que le pouvoir de con- 
damner deraeure au juge seul et qu'un morceau du moins de 
notre palladium nous raste!. Au lieu de prendre feu pour les 
ristjues röels ou pr^tendurfcourrus par les eoupables, cetix qui 
crient k la ruine de la liberte devraient reserver un peu de 
leur ardeur pour celle des honn^tes gens et tirer leurs pre- 
mi^res cartouches contre les institutions actnelles qui nous 
protegent si mal, soit dit saus paradoxe" ';. 

Die Einwendungen, die gegen das Institut der Verwahnmg 
erhoben worden sind, lassen sich im ganzen und grossen kurz 
80 zusammenfassen; das Wesen dieser Massnahme ist unklar. 
Ist die Verwahrung keine Strafe, dann muss man daraus fol- 
gern, „dass völlige Straflosigkeit der Preis des Rückfalls sei". 
Ist die Verwahrung aber .Strafe, dann ist sie viel zu hart und 
steht im Widerspruch mit dem Gerechtigkeitsgefühl, mit d&ssen 
Verletzung aber die Strafrechtspfiege einen empfindliehen Stoss 
erhält. 

Welches soll nun aber der rechtliche Charakter der Ver- 
wahrung sein? Reine polizeiliche Massregel, oder reine Strafe? 
Die Antwort darauf lautet : beides, oder besser : keins von 
beiden. Die Verwahrung soll weder reine Polizeiverfügung 
noch rehie Strafe sein; aber sie soll sowohl eine Polizei- 
massregel als auch eine Strafe sein. Dies mag auf den ersten 
Blick als ein Gegensatz erscheinen, ist es aber in Tat und 
Wahrheit doch nicht. Es ist durchaus möglich, dass eine und 



') Oautier, pour et contre les peineis mdetermineeü, in Schw. Z, 
VI. 17. 
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dieselbe Ma»snahine zugleich eine polizeiliche Mjtöäregel und 
eine Strafe darstellt. Welcher der beiden Gesichtspunkte in 
der Theorie und der Praxis mehr hervortrete gegenüber dem 
andern, das ist die Frage. Sind sie vielleicht beide gleichbe- 
rechtigt? Nach den Ergebnissen der Diskussion in der Exp. 
Koni, sowohl, als auch nach der Entstehungsgeschichte des 
Institutes der Verwahrung, kann behauptet werden, dass der 
Chixrakter der polizeilichen Sicheriingsmasaregel überwiege 
gegenüber dem Strafcharakter. Stooss selbst hat die juri- 
stische Natur der Verwahrung dahin erklart, „dai^s diese Mass- 
nahme, obwohl im wesentlichen polizeilicher Natur, doch des 
Strafcharakters nicht völlig entbehre, und es kann daher nicht 
mit Grund gesagt werden, dass hier der vielfache Rückfall 
als Strafauaschliessungsgrund behandelt werde" '). In der ersten 
Lesung des E. hat Stooss in längerer Ausführung sich über 
das Institut der Verwahrung ausgesprochen. Den juristische» 
Charakter der Massnahme hat er dort folgendennasseii dar- 
gestellt: „PjS ist ja Überhaupt die Verwahrung nicht Strafe, 
sondern eine durch das gemeine Wohl der Gesellschaft gebotene, 
wesentlich fürsorgliche Massnahme" '). Diesen eingangs ver- 
tretenen Standpunkt seheint jedoch Stooss im Verlaufe der 
Diskussion etwas geändert zu haben, besonders auf das Votum 
von Morel hin, der ausfiQhrte, „dass die Verwahrung einen 
doppelten Zweck erreichen will: Sie dient einmal zur Sühne 
begangenen Unrechts; daneben dient sie, und zwar tritt dieser 
Zweck in den Vordergrund, zur Sicherung der Gesellschaft. 
Diese beiden Zwecke hat die Verwahrung mit jeder andern 
Strafe gemein, und deshalb kamt ihr der Strafcharakter nicht 
abgesprochen werden'). Es sollen, dies nennt Stooss den 
Grundgedanken der Verwahrung, „Verbrecher, die immer 
wieder rückfällig werden und für die der gewöhnliche Straf- 



') Exp. Kom. Prot. II. «T. 
') Esp. Koin. Prot. I. 175, 
') Exp. Kom. Prot. I 181. 
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Vollzug nicht mehr pasat, verwalirt werden" '). Morel habe, 
fiihrt er dann weiter fort, die Frage nach dem Charakter der 
Mftssnahme richtig beantwortet: „weil sie an die .Stelle der 
•Strafe tritt, hat sie in gewissem Sinne auch Strafehanikter 
und auch der Verwahrte wird sie als Strafe empfinden; sie 
ist aber ihrem Wesen nach ein Ausflugs der staat- 
lichen Fürsorge, also polizeilicher Natur. Wie man 
sie nun benennt, iwt Nebensache"*). Auch von Lilienthal 
is( der Ansicht, es sei ein Streit um Worte, ob man diese 
Massnahme „Strafe für sittliche oder rechtliche Verschuldung 
(oder) Präventivmassregel begründet wegen bewiesener Ge- 
fährlichkeit" nennen soll '). Das ist vom Standpunkt der Siche- 
rungsstrafe aus natürlich nur konsequent. Doch auch für den 
Verfechter der Vergeltungsstrafe ist dieser Unterschied prak- 
tisch belanglos. Ueberall zeigt uns die Natur in einander über- 
fliessende Uebergänge; natura non saltat sngt schon Aristo- 
teles. Die Verwahning ist gesetzgeberisch etwas neues. Ge- 
rade deshalb aber ist es zu befürworten, dass der Uebergang 
etwas verwischt bleibe, es sieht so die Neuerung weniger 
schroff aus. Der Kompromiss schliesst beide Arten in sich. 

Dieses kautschoukartige Wesen gereicht den s. M. nicht 
zum Vorwurf, sondern im Gegenteil zum Vorzug *). Allerdinga 
wird vielleicht auch hier, wie so vielfach, zwischen Praxis 
und Theorie unterschieden werden. Theoretisch tritt der Straf- 
charakter gegenüber dem polizeilichen Charakter der Fürsorge 
und Sicherung in den Hintergrund. Praktisch wird es umge- 
kehrt sein, und zwar nicht nur bei den Eingewiesenen selber, 
sondern in der Volksanschauung überhaupt. 

Die Hauptsache aber ist und bleibt dabei, diiss dadurch 
einem praktischen Bedürfnis entgegengekommen wird. In ähn- 

■) Exp. Kom. Prot. I. 183. 

») eodem I. 185. 

') von Lilienthal, Z. XV. 121. 

•) Vgl. dazu die Ausführungen im V. Teil, 
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lichem Sinne sprach sieh schon in der Exp. Kom. neben Htooss 
auch Oautier aus aber die Verwahrung: „La redactioii est 
assez large, pour que tous les systfemes puissent venir s'y ab- 
riter; son but est d'apporter un remede ä une Situation into- 
16rable" '). In ihrer praktischen Notwendigkeit liegt 
die Berechtigung der Verwahrung, Niemand hat diese selbst 
bestritten, nur sind die Wege, auf denen man zum selben Ziele 
gelangen will, verschieden *). 

Die klassische Schule, die Strafret^ht und Krimi nalpolitik 
grundsätzlich trennen will, befürwortet die Verwahrung als 
Verwaltungsmassregel, verwirft sie jedoch als richtefliche Ver- 
fflgiing. „Besondere Schutzmassregeln scheinen hier geboten, 

und Niemand wird dem Staate das Recht bestreiten, 

solche zu ergreifen. Aber auch hier kommt alles darauf an, 
die dem Gebiete des Strafrechts und der Wohlfahrtspolizei 
zugehörenden Aufgaben auseinander zu halten, soll anders die 
Hti'afe nicht zu einer Massregel der blossen Unschädlichmachung 
degradiert werden"*). 

Es ist schon unendlich viel geschrieben und gesprochen 
worden über die Ausscheidung der Gewohnheitsverbrecher, 
über ihre Klassifikation und über die Mittel zu ihrer Bekämpf- 
ung. Zweierlei hat sieh bis jetzt als Resultat ergeben. Einmal, 
positiv, dass der Staat diesen Berufsverbrechern gegenüber 
einschreiten muss. Dabei wird dem Strafrichter dieses Recht 
last allseitig zugestanden ') und nur vemnzelt streitig ge- 
macht. Sodann steht heute wohl ebenfalls fest, als jaegatives 
Resultat: dass eine ausreichende und betViedigende Definition 
des Berufsverbrechers bis heute noch nicht gefunden worden ist. 

') Gaiitier, in Exp. Kom. Prot. I. 174. 

') Ein solches Recht anerkennen z. B. Gretaner, Schmidt und 
Pfenninger. 

») Gretener, in Veihandlung d. schw. Jur.-V. Iötf2, pag. ll'J, 

*) Auch Birkme/er anerkennt das, vgl. seine sehr interessante 
Sciirift: „Gedanken zur bevorstehenden Beform der deutschen Strafge- 
Ketzgebting". Vortrag gehalten in der juristischen Gesellschaft Mtlnchen 
am 22. Februar 1!«II. Archiv fllr Strafrecht, Heft 1, 1901. 
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Bei der Friige, wie nun der .Staat äicli diesen RuckfüUigen 
t^egenüber verhaiten soll, möchten wir uns dahin entscheiden, 
dass auch hier eine dolttrinilre Ausscheidunj;: von Straf'recht 
und Kriminalpolitilc nicht nötig ist und aus Zweclcmässigkeits- 
gr(hideii wohl unterbleiben darf. Die entgegenstehenden theo- 
retischen Bedenken sind eigentlich doch wenig praktisch. In 
soweit ist also der E. den neueren Forderungen — besonders 
der I. K. V. — entgegengekommen. Allein er hat sie nicht 
völlig erfüllt '). Die Verwahrung geschieht nicht auf unbe- 
stimmte Zeit, sondern höchstens auf zwanzig Jahre, von Liszt 
sieht darin eine „bedenkliche Einschränkung". Ich kann diesem 
Urteile nicht zustimmen. Wenn von I,iszt weiterhin dem E. 
Zaghaftigkeit vorwirft bei der Einweisung RilokfäUiger, weil 
vom Gerichte die Ueberzeugung gefordert werde, dass der in 
Rede stehende Verbrecher wieder rückfällig werde, und er 
daraus folgern zu müssen glaubt, es werde deshalb „die An- 
wendung der Verwahrung wesentlich eingeschränkt werdin", 
so ist auch dieses Redenken nicht stichhaltig. „Unzweifelhaft! 
Wer hat den Mut das zu sagen"?') fragt von Liszt, und 
hierauf antwortet von Lilienthal: „Ich glaube, wer den 
.Mut nicht hat, das zu sagen, der darf auch den Mut nicht 
haben, einen andern für zwanzig Jahre der Freiheit zu be- 
i-auben" "). Bei jedem Strafurteil mit verwickeltem Tatbestand 
muss sich der Richter mit dem Mute der Ueberzeugung hinter 
sein Urteil -stellen, zur Verwahrung braucht es nicht mehr, 
als die Reehtspfiege bisher schon von einem Richter verlangt hat. 
Im ersten E. war nun noch eine eigene Bundesbehörde 
vorgesehen, die entweder bei dem ihr überwiesenen Rückfäl- 
ligen das vom ätrafrichtei* ausgefällte Strafurteil in Rechtskraft 
erwachsen lässt, oder statt der Strafe die Verwahrung verfügt, 
von Liszt begrüsst diese Behörde als ein Entgegenkommen 
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gegen seine Vorsehläge, das Gericht sei „niemals in der Lage, 
vor oder wahrend der Verhandlung die feste Grundlage für 
die endgültige Beurteilung des Angeklagten zu gewinnen" '). 
Allein von Liszt irrt sieh, wenn er in der Einsetzung dieser 
Behörde ein Entgegenkommen von Seiten Stooss vermutet. 
Die Bundesbehörde ist vielmehr deswegen eingesetzt worden'), 
weil Bau und Betrieb der Verwahranstalt durch den Bund in 
Aussicht genommen worden wai-, weshalb man ghiubte, es 
werde der Bund ein Mittel in der Hand haben wollen, um 
einem allfälligen Missbrauch *) durch die Kantone vorbeugen 
zu können. Nun ist aber die t^rrichtung solcher Anstalten den 
Kantonen überlassen *), und somit die erwähnte Befürchtung 
weggefallen. Damit versehwand auch uaturgemäss die Bundes- 
behörde wieder. Wäre wirklich nur die Erwägung massgebend 
gewesen, dass die Behörde den Menschen besser in seiner ge- 
samten Pej'sönlichkeit zu beurteilen vermag, als der bureau- 
kratisc^he Richter, daim hiltten sieh zum mindesten Stimmen 
geltend gemacht, diesen „Fortschritt" nicht wieder fahren zu 
lassen. Mit Recht sagt Stooss: die Behörden acheinen nicht 
sehr geeignet s. M. auszusprechen. „Dagegen erhält der Richter, 
der mit einem Htraftall befasst ist, einen unmittelbaren Ein- 
blick in die Persönlichkeit des Beschuldigten". Und weiter 
fragt er: „Ist es nun nicht ein Gebot der Oekonomie amtlicher 
Tätigkeit, dass der Strafrichter auf Grund seiner unmittelbaren 
Wahrnehmungen selbst die Verfügung trifft"*). Diese Be- 
gründung erseheint auch wirklieh viel zutreffender und über- 
zeugender, als jene fadenscheinige Behauptung, es sähen die 

') Von Liszt, Archiv, 422. 

') Das gilt auch gegenüber v. Lilienthal, Z. XV, 122 f. 

') Darauf hat besonders Wach hingewiesen in seinem Outachten, 
pag. II. Es steht zu befürchten, dass die Kantone das Verwahrhaus za 
ihrer Entlastung gebrauchen werden. 

*) Vgl. dazu Art. 46 des Einf.-Oes., wo lediglich Bundes bei trftge an 
solche Anstalten in Aussicht genommen sind. 

') Stooss, in Schw. Z. XIV. «22. 



idbvGoogle 



- 99 — 

Richter, „infolge ihrer doch ziemlieh einseitigen Tiitigkeit und 
ihrer meiat etwas hureauknitisehen Methoden) den Menschen 
zu wenig genau an" '). Der Art. 29 verdient deshalb, weil er 
die Entscheidung über die Verwahrung dem Richter Uberlässt, 
keinen Tadel '), 

Thurneysen hat. weniger gegen das grundsätzliche der 
Verwahrung, als vielmehr gegen die spezielle Ausführung, gegen 
die „Ausnahmestellung" der Verwahrung einige Bedenken ge- 
äussert. Er befürwortet, wie Mittermeier"), Zuchthaus für die 
immer wieder Ruckfälligen. Das mit der Verwahrung erstrebte 
Ziel Hesse sich mit andern, den bisher bekannten Mitteln ebenso 
gut erreichen, es brauchte dazu nicht einer neuen besonderen An- 
stalt. „In den Strafanstalten sind ja die Insassen auch unschild- 
lich gemacht, die Art der Arbeit kann auf gleiche Weise ein- 
gerichtet werden, und auch der böse Einfluss der Unverbesser- 
lichen ist nicht besonders zu fürchten. Jeder mit den einschlä- 
gigen Verhältnissen Vertraute weiss, dass die bösen Einflüsse nicht 
ausschliesslich, nicht einmal vorM-iegend von den Rückfälligen 
ausgehen, sie finden sich oft in bemerkbarer Weise bei den zu 
kleineren Strafen Verurteilten, während die Rückfälligen nur 
die Freiheit nicht ertragen können, sich aber der Strafanstalts- 
disziplin willig fügen und auf ihre Mitgefangenen keinen schlim- 
meren Einfluss ausüben als andere" *). 

Alleia Thurneysen verkennt hier völlig den (irund der 
Verwahrung. Allerdings ist die von Thurneysen selbst an- 

') Exp. Kom Prot. I. 174. 

•) Unentschieden in dieser Frage war noch die erste Landesver- 
sammlung der I. K. V. in Halle, Uitrz, 18!K>. Vgl. den Bericht hierClber 
in Mitt. d. I. K. V. Bd. IV. (1891). 

•) Mittermeier. Schw. Z. XIV. „Neuere Richtungen im Strafen- 
wesen" pag. 1M> f. £r meint fUr Leute dieser Art nutzt nur langdaiiemde, 
harte Einsperrung — das Zuchthaus. 

*) Thurneysen, Schw. Z.- VI. B74 f. Im selben Sinne uagt auch 
Hnrbin von den Rückfälligen: „Sie sind in der R^el devot nnd ducken 
sich." Schw. Z. IV, pag. 290. 
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jjefuhrte Prämisse : der immer wieder Rückfällige ist unschäd- 
Üeli zu machen, richtig, allein es folgt nun noch der wichtige 
iJntersatz: es ist Tatsache, dass bei Leuten dieser Art die Strafe 
nicht mehr wirkt '), daher, so lautet die Folgerung, tritt bei 
ilinen nicht die nutzlose Strafe ein, sondern die Verwahrung. 
>chon in der Exp. Kora. hat Stoosä den Unterschied zwischen 
i^uchthaus und Verwahrung deutlich und gut hervorgehoben, 
Ks besteht dieser zunächst darin: „dass sieh die Zuchthaus- 
strafe nach der Schwere des Verbrechens richtet, die Verwah- 
rung dagegen die Unempfänglichkeit des Verbrechers tXir eine 
fernere Strafe zur Voraussetzung hat. Demgemäss ist auch die 
Behandlung eine verschiedene. Der Zuchthaussträfling wird 
einem Strafvollzug unterworfen, der ihn allmählich zu der 
Freiheit überleitet. Mit Rücksicht darauf ist die Dauer der 
Strafe auf 15 Jahre beschränkt, wenn die bedingte Entla-ssung 
eintritt, tatsächlich auf 10 Jahre. Dagegen beträgt die Dauer 
der Verwahning regelmässig 10—20 Jahre, und nur ausnahms- 
weise kann der Verwahrte vor dieser Zeit entlassen werden. 
Es handelt sich vorwiegend darum, ihn unschädlich zu machen*). 
Eine mehr nebensächliche Frage beschlägt die Kritik gegen 
das Zeitmass der Art. 29 und 30. Ferri tritt, wie von Liszt, 
lebhaft ein für Verwahrung auf unbestimmte Zeit, reclusione 
a tempo indeterminato '). Weniger ausschliesslich verlangt 
Prins*): !a peine doit 6tre de iongue duree ou perpetuelle. 
II ne s'agit ni de corriger, iii d'intimider les condamn6s; il 
s'agit de les garder sous la maine de l'iiutoritO pour 6viter 
de nouveaux raöfait«" *). Schon in der Exp. Konr. hat Stooss 

') Solifltzenswertes Material in Schw. Z. Bd. VI. aa2 ff. 

>) Stooss, Exp. Kom. Prot. I. 192. 

äj L^ scuola positiv*, anno IH, 701— 7U7 und 768— 76»; speziell 764. 

') Prins, rtcience pönale et droit positiv. 1B99, pag. 449. 

') Die Stellan>; von Buri (Z. IV. 179), der bestreitet, daas ea un- 
verbesserlidhe Verbrecher gebe, widerspricht der Erfahrang und ist un- 
haltbar. Zutreffend gegen iiin Oetker, Z. XVII. 676 {die Kirche kenne 
zwar keine Unverbesserlichen, allein der Staat sei doch befugt, den 
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in seinem ersten Votum anerkannt, dass es eigentlich logischer 
wäre, „die Venrahrung auf Lebenszeit eintreten zu lassen. 
Allein eine Zeit von 10—20 Jahren verändert einen Menschen 
in physischer und psychischer Beziehung so sehr, dass der 
Verwahrte nach dem Ablauf der Zeit jedenfalls nicht in dem 
gleichen Grade geraeingeffthi-lich sein wird" '). Man darf des- 
halb gewiss mit Recht annehmen, dass auch ein harter und 
trotziger verbrecherischer Wille in der Zeit von 20 Jahren 
doch gebrochen werde. 

Fraglicher erscheint demgegenüber die in allen Fällen 
erstmaliger Verwahrung zulässige vorläufige Entlassung schon 
nach fünf Jahren. Im Prinzipo mit dieser Möglichkeit völlig 
einverstanden, muss man doch , unbedingt fordern, dass die 
Anwendung dieser Bestimmung Ausnahme bleibe und au(^h im 
(Jesetz ausdrücklich nur als Ausnahme anerkannt werde. 
Wenn an die Verwahniiig die Hoffnung geknüpft wird, diiss 
„ein heilsamer Schrecken in die Verbrecherwelt fahren" werde 
iStooss), so darf man nicht durch solch ein Hintertürehen . 
der Massregel wieder ihren Ernst benehmen. Auch Prins 
ist der richtigen Ansicht, es sei die vorläufige Entlassung eines 
Verwahrten nur „exceptionnellement le (lorreetiv n^oessaire" *). 

Dj»s In.stitut der Verwahrung und seine Gestaltung im E. | 
mag vielleicht noch an einigen Stellen verbesserungsbedürftig 
erscheinen, im grossen und ganzen aber wird man auch hierein- ; 
gestehen müssen, dass die im E. gegebene Lösung dieser Frage , 
eine annehmbare ist. Jedenfalls erscheint der im E. eingeschla- 
gene Weg einmal eines gesetzgeberischen Versuches wert. ' 
Eine grosse Zahl nennenswerter Kriminalisten haben die Miiss- 
regel der Verwahrung im Sinne der Art. 29 und .'!0 gebilligt 
und höchstens etwa im Einzelnen kleine Aenderungen oder 

i mmer wieder Rllckfilllifieu sIs „pillsiimtiv-unverbesserlidi zu semie- 
strieren." ) 

~""Tl Stooss, Exil, Koni. Prot. I. 175; fllinlioh Motive, 51. 
") PriiiK, a. a. 0, pag. 44'-l. Anmerkung 1, 
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Verbesserungen vorgeschlaj^en. Ausser den bereits erwähnten 
sind hier noch zu nennen: Lamniaseh, (4ar?on, Rolin, 
Prins, van Harael, Lucehini, und Andere. Nicht ent- 
sehieden äussert sich Wilhelm in der deutschen Jur. Ztg., 
der zwar auch wieder das priiktisclie Bedürfnis anerkennt, 
jedoch bezüglich der Zweckmässigkeit auf die erst noch zu 
maclienden Erfuhrungen abstellen will '). 

///. Die Arbeitsanstalt (Art. 31). 

Art. 'M : „Ist ein Verbrechen auf Liederlichkeit oder auf 
Arbeitsscheu zurückzuführen, .so kann das (Tericht an.statt der 



Gefängnisstrafe oder neben der (Tefängniss trafe auf Einweisung 
des rtchuldigen in eine Arbeilsanstalt für die Zeit von ein bis 
drei Jahren erkennen. 

Der Eingewiesene wird zur Arbeit angehalten. 

Hat der Eingewiesene zwei Dritteile der bestimmten Zeit 
und wenigstens ein Jahr in der Arbeilsanstalt erstanden, so 
kann ihn die zuständige Behörde fllr die übrige Zeit der Ein- 
weisung vorlilufig entlassen, wenn anzunehmen ist, er werde 
nicht wieder in Liederlichkeit oder Arbeitsscheu verfallen". 

In der Mehrzahl der schweizerischen Kantone hat, wie 
wir gesehen haben, die Verwaltungsbehörde das Recht, Lieder- 
liche und Arbeitsscheue in einer Zwangsarbeitsanstalt unter- 
zubringen. Eine ähnliche Kompetenz dem Htrafrichter zu über- 
tragen, hat sich als wünschenswert herausgestellt. Die Mass- 
regel sol! hauptsächlich zur Anwendung gelangen gegenüber 
Vaganten, Bettlern, Dirnen und kleinen (Jewohnheitsdieben, 
also Leuten gegenüber, die sieh eines verhältnismässig geringen 
Vergehens schuldig gemacht haben und die nach dem jetzigen 
Stande der (tesetzgebung nur mit den vielfach angegriffenen, 
kurzzeitigen Freiheitsstrafen belegt werden könnten. Gegen 
diese kleinen (Jewohnheitsdiebe, Müssiggänger und Stromer etc. 



'1 In der deutschen Jiir.-Zeitnng. Jahrg. 1»'7 S. 255 ff. 
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soll neben oder stjvtt der kleinen, offenbar wirkungslosen Frei- 
heitsstrafe eine längere Einweisung statthaben können '). Wie 
die Jugendlichen, die eine schlechte Erziehung genossen haben, 
vom Staate zwangsweise sollen erzogen werden können (vergl. 
speziell Art. 14, ^ 1), so soll ähnlich auch Erwachsenen gegen- 
tlber eine Massregel geschaffen werden. Ziel und Zweck die- 
ser Massnahme ist vor allem „die Erziehung zur Anpassung 
an die Gesellschaft", „eine strenge Zucht zur Arbeit . . . wobei 
die UnsehÄdliehmaehuiig des Liederlichen als wohltätige Neben- 
wirkung eintritt" *). Daneben soll aber den Kantonen das 
Recht der administrativen Einweisimg von Liederlichen vor- 
behalten sein*). 

Die Voraussetzung der Einweisung in eine Arbeitsanstalt 
ist also, duss das betreffende Verbrechen, weswegen das Indi- 
viduum vor (.lericht gestellt wurde, zurückgeführt werden 
könne auf Arbeitsscheu oder Liederlichkeit. Diese Berücksich- 
tigung des Motivs, bezw. der psychischen Momente des Täters, 
ist einer Aufzählung der einzelnen Verbrechenstatbestilnde un- 
bedingt vorzuziehen. Mit Recht Hat 8tooss geltend gemacht, 
68 sei von einer Aufzähhmg der Delikte abzusehen, „da die 
Liederlichen alle möglichen Delikte begehen" '). 

Die zeitliche Beschränkung von mindestens einem und 
höchstens drei Jahren wurde aufgenommen, von der Erwägung 
ausgehend, dass ein irgendwie nachhaltiger E in fluss auf den 
Charakter nur erreichbar sei, wenn der Eingewiesene eine 
längere Zeit hindurch, und zwar mindestens ein Jahr einer 
fortgesetzten intensiven Behandlung unterzogen werde. Der 
französische Entwurf hat als Minimum die offensichtlich viel 
zu kurze Zeit von drei Monaten festgesetzt. Wie soll da z. B. 

') Stooss, Exp. Koni. Prot. I. 1*). 
^ StooMs, Motive, S. 56. 

') Stooss, Motive, 55 und Einf. Oes. Art, iH. AHSserdem wnr dies 
früher in Art. 24 ausdrücklich gesagt. 
') Exp. Korn. Prot. 1. 8. mi 
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ein arbeitsscheuer (Iharaltter verändert werden können! Und 
noch ein anderer (Jrund ist zu erwägen. Gewiss werden nicht 
wenig Eingewiesene weder einen Beruf noch irgend ein Hand- 
werk verstehen. In der Arbeitsanstalt kann der Mensch aber 
einen Beruf erlernen, wozu jedoch in den meisten Fällen sogar 
ein ganzes Jahr nicht ausreichen wird. 

Da es mögli(^h ist, dass auc)i wegen minder schweren Ver- 
gehen, Ja sogar hei Uebertretungen diese Einweisung ausge- 
sprochen werden kann, so wäre eine längere Detention als 
drei Jahre doch wohl zu hart und ungerechtfertigt '). End- 
licli ist «och zu betonen, d ass d er Art. 31 ^venigcrden (ie- 
dan ken d er Unschiidlichmachung, als den der Erziehung und 
I Besserung betonen vfill ; was aber ein Besserungsx'ersuch in 
* drei Jahren nicht fertiggebracht hiit. wird schwerlich in einem 
vierten eneicht. „Das Maximum von di'ei Jahren entspricht 
so ziemlich dem Durchschnitt der Maxima der kantonalen (Se- 
setze ilber die Einweisung von Liederlichen in ZMiingsarbeits- 
anstalten" *). Wenn auch von Liszt grundsätzlich eine Er- 
höhung der Einweisungsdauer befürwortet, so anerkennt er 
doch: „Wenn man die Erziehung zur Arbeit als den Zweck 
des Arbeitshauses festhält, kaim man drei Jahre als das Höchst- 
niass der Anhaltung billigen" "i. 

Sehr zu billigen ist die Ausdehnung dieser Vorschrift auch 
auf gewisse Uebertretungen. So kann nach Art. 24(1 eine 
Frauenspei'son, die wegen Belästigung durch gewerbsmiissige 
I'nzucht innerhalb desselben Jahres zweimal bestraft wird, 
durch richterliche Verfügung auf ein bis drei Jahre in eine 
Arbeitsanstalt versetzt werden. Ferner ist bei A'ernachUlssigung 
der Familienpflichten (Art. 254) ehie Einweisung zulässig, und 
ebenso nach Art. <J5"> gegenüber Landstreichern und Bettlern. 



') So »lieh von Lüienthal, Z, XV. UH. ^/^«. ,' 




•) Exp. Koiii. Piot. I. V,)!i 
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Voraussetzung ist aber dabei in allen Fällen, dass die betref- 
fende Person in Bezug auf die Uebertretung rückfällig ist, 
d. h., daas seit der letzten diesbezüglichen Bestrafung noch 
kein Jahr abgelaufen sei. 

Grundsätzlich ist diese Masaregel niclit besonders aiige- ' 
griffen worden, nur die spezielle Ausführung wird getadelt von 
von Liszt'.i Heinemann*), van Hamel") und Aliniena*). 
Diese alle tadeln besonders die Dauer der Massnahme. Dem- 
gegenüber greift (jautier 'j weniger die Kürze der Massregel , 
heraus, als vielmehr ihre feste Fixierung durch den Richter "). & *C W^ 
8eine OrQnde sind nicht ohne Gewicht. Es handle sieh hier, 
führt er au», darum, ein positives Resultat, Besserung zu er- 
zielen. Der Eingewiesene soll zu einem arbeitssamen Gliede 
erzogen werden. Er soll womöglich einen Beruf erlernen, da- 
mit er nach der Entlassung im Stande sei. sich ehrlich durch- 
zubringen. Nun sei aber der Richter nicht hi der Lage, auch 
nur annähernd den Zeitpunkt zu bestimmen, wann dieses Ziel 
erreicht sein wei'de. Die Dauer sollte also eigentlich abhängig 
gemacht werden vom Betragen des Eingewiesenen in der An- 
stalt und von seinen Fortschritten. Dies zu beurteilen seien 
aber weit eher die Vollzugsbehörden in der Lage. „Je plaide 
donc ouvertement en faveur de rindeterniination. Elle pr^sen- 
tera trfes peu d'inconvenients, puisque le maximum restera 
legalement flx^, et puisque d'aiUeurs la maison n'a pas les 
rigueurs d'un lieu de detention ordinaire". Von Lilienthal 
will jedoch diesen Bedenken nur wenig praktische Bedeutung 
beimessen '). Einmal, meint er, sind iiitOit alle in die Arheits- 

') von Liszt, Archiv, i2d. 

') Sozialpolitische« ZentrslbUtt, IIl. Jahrg. (18!).f) S. m. 

') V n 11 H a me 1 , in Tijdschiift voor Strafrecht, Deel Till. IS94, Leiden. 

') Kivista venale, Ed. XL. (ltfii-1) 8. 15 und 22. 

») Deux Projets, Schw. Z. VII. S. 77 

') von Liszt glaubt, da.s beruhe nur auf einem Redakt ioiisfe.hler, 1 | 
und halt es nicht fUr möglich, dass der £. diesen rllckstSndigeii Stand- j ' 
punkt ehiiiehme. a. a. 0. 4-24. AnmerkiinK I. 

') von Lilieuthal, Z. XV. 114, 
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anstalt Eingewiesenen unverbesserlich. Aber wenn dies aueh 
bei einem grossen Teile doch der Fall sein sollte, so wäre 
died jji unzweifelhaft folgerichtig, „aber das Folgerichtige ist 
nicht immer für den Gesetzgeber auch d^ls Richtige". Die wirk- 
liehe Unschädlichmachung ist ein so schwerer Eingritf in die 
persönliche Freiheit, dass man ei-st bei zwingenden (Iründen 
7Ai diesem Mittel greifen sollte. Diese Art Leute weisen aber 
keine schwer kriminelle Tendenz auf, und es kann deshalb 
weit eher als beim wirklichen Verbret^her ertragen werden, 
wenn sie erst durch neue Straftaten sich gleichsam wieder 
Anfenthaltsrecht in der Arbeitsanstalt erwerben. Den unge- 
bessert Entlassenen wird rasch ein neues Delikt in die Arbeits- 
anstalt zurückführen. „Es handelt sich also bei ihm nur um 
ehie Art bedingter Entlassung, deren häufigere Wiederholung 
als ein vielleicht aussichtsloser, aber dafür auch nicht wirk- 
lich gefährlicher Versuch erscheint, Unter^ diesem (Gesichts- 
punkt hat es keine Bedenken, wenn der Richter die Strafzeit 
in der Anstalt fest bemisst". Allein ganz abgesehen davon, 
dass die stete Wiederholung eines solchen zum vorneherein 
aussichtslosen Versuches nicht wohl zum Ansehen der Rechts- 
pdege beitragen kann, so muss gesagt werden, dass durch die 
Ausführungen von Lilienthals die Kritik von Gau ti er und 
von Uszt gar niclit getroffen wird '). 

. Der Vorschlag von (xautier trifft unzweifelhaft das Rich- 

I tige*). Auf diese Weise könnte ein Individuum, wenn nötig, bis 
auf drei Jahre in der Arbeitsanstalt zurückbehalten werden, 
und damit ist gewiss ein ernstes Mittel geschaffen, den Miss- 
brauch der kurzzeitigen Freiheitsstrafen zu bekämpfen, und 
das allein schon empfiehlt die Massnahme genug. 

Es scheint mir noch ein weiterer Grund dagegen zu spre- 



') .^iif diesen Staiidptinkt ^uheiiit sich mich Pri ns xa stellen, 
science peiiale, S. 45'2. 

•) Vgl. Oaotipi-, n. n. O. p:»«- fÜ. 
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chen, das« der Richter die Zeit der Einweisung zum vorne- 
herein festlegen solle. S. M. und .Strafe sollen begrifHich von 
einander verschieden sein. Die -Strafe kann, vermöge ihrer 
Beziehung zur begangenen Tat, nicht unbestimmt sein, wohl 
aber die s, 51., womit auch die Festsetzung eines Maximums 
doch nicht im Widerspruche steht. Die unbestimmte, drei Jahre 
nicht übersteigende Einweisung wilre also nur eine Konsequenz 
d&s rechtlichen Charakters dieser Massnahme. Sie soll ja nicht 
unschiidlich machen nach ihrem Hauptzweck, sondern sie ist 
ganz von einem erzieherischen, bessernden Zwecke geleitet. 
Den Unterschied zwischen .Strafe und s. M. wollte der Gesetz- 
geber ohne Not nicht ven.vischen '). Dadurch aber, dass der 
Richter die Einweisung auf eine bestimmte Zeit ausspricht, 
wird sie zu sehr in dm Gewand der gewöhnlichen .Strafe ein- 
gekleidet. Gerade der Erziehungs- und Besserungscharakter 
muss — analog den Heilanstalten — darauf hinweisen, dass 
ein zum Voraus bestimmter Zeitpunkt der Entlassung vom 
Richter nicht festgesetzt werden sollte. Es wäre dies vielmehr 
der Vollzugsbehörde zu überlassen, wobei man immerhin an 
den zeitlichen Grenzen des E. festhalten mag, denn diese 
widersprechen den s. M. nicht *). 

Die s. M. der Verweisung in eine Arbeitsanstait ist zwar 
keine reine s. M., sie tragt vielmehr einen gemischten 0ha- ^ <■ 
rakter. „.Sie ist teils Polizeimassregel, teils .Strafe, wobei der ' ', 
polizeiliche Charakter überwiegt" '}. Es ist aber, entgegen 
der Ansicht von H, Meyer *), das Arbeitshaus nicht als 
Hauptstrafe gedacht, sondern befindet sich, wie Günther 



') Bei der VerwahranKtalt kann man ansnahnisweise eine solche 
Verwischung als Notbehelf gelten lassen, bei der Arbeitsanstait liegen 
die Verhältnisse anders. 

') Vgl. die Keitl. Begrenisung der Trinker ein Weisung. 

') Stoo«», Exp. Kom. Prot. JI. 424; vgl. »ach Bd. I. 201. 

') Hugo Meyer, Lehrb. des Str. B". 5. Ani}. H82. Anmerkg. B. 
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richtig bemerkt'), in einem „gewissen Gejrensatze zur Strafe", 
E» steht somit der E. auch hier wieder auf einem vermitteln- 
den Boden; ungefähr auf dem Standpunkte von Hälsehner ■) 
und von Wchwarze's, der sagt'), die korrektioneile Nachhaft 
sei eine „Nebenstrafe oder (richtiger) Niichstraf'e polizeilicher 
Natur". Allerdings trifft dies bloss zur Hiilfte zu, nämlich für 
die Fülle, wo Arbeitshaus neben einer Strafe verhängt wird; 
dies dürfte Jedoch in der Praxis Ausnahme sein, gegenüber 
den Fällen, wo der Richter direkt an Stelle der Strafe auf 
Arbeitshaus erkennen wird. Es ist deshalb auch nur teilweise 
richtig, wenn von Lilienthal behauptet, es enthalte der Art. 
24 (jetzt Art 31) sachlich dieselbe Massregel, die das deutsche 
Str. G. B. als korrektioneile Nachhaft kenne. Der Streit über 
die rechtliclie Natur der Einweisung in eine Arbeitsanstalt 
seheint mir wirklich auch, darin ist von Lilienthal beizu- 
pflichten, „ein Streit um Worte", Ist die erkannte Strafe ver^ 
büsBt, und folgt dann, also neben der Strafe die Verbringung 
in eine Arbeitsanstalt, so kann vernünftigerweise von einer 
Strafe nicht mehr gesprochen werden *). Erfolgt aber die Ein- 
weisung statt der Strafe, dann ist sie eben eine Massnahme 
gemischten Charakters. Der Strafcharakter tritt zwar hier 
in den Hintergrund gegenüber den Zwecken der Erziehung 
und Besserung: allein er wird nicht ganz zurücktreten. Vor 
allem ist darauf hinzuweisen, dass der Eingewiesene selbst 
die Masaregel sicher als eine Strafe empfinden wird. 

Wir gelangen so zu dem sonderbaren Ergebnisse, dass 
dieselbe Massregel in einem Falle keinen Strafcharakter be- 



') Gimther, Die Idee der Wie der Vergeltung, p, 6S8; woselbst auch 
eine Kiiamnineiifnssende Darstellung der verschiedenen Ansichten. 

») HftlKchner, Gemeines deutsches Str. K. (1881) S. 629. 

') Schwarze, Kommentar, 5. Aufl. S. HO. 

') So besonders Binding, Grundriss, 4. Aufl. §93 S. 105; und 
anch im Handbuch, 1. 87.^ ff.; ferner Seh midt, Aufgaben, speziell S. -291 
ff. in der nilgemeinen Ausdehnung ihrer Ansicht gehen aber wohl die 
letzten beiden Autoren y.a weit. 
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sitzt-, im andern Falle jedoch des Strafeharakters nicht ent- 1 
behrt. Man hat hiergegen eingewendet, dass ein solcher Rechts- ' 
zustand „das streng theoretische Gewissen" nicht zu befriedigen 
vermöge. Und es hat auch ijewiss etwas paradoxes an sieh, 
dass in derselben Anstalt zweierlei Einweisungen sollen voll- 
zogen werden können, zu denen, wenn die bei'eits vorhandenen 
Arbeltsanstalten in Anspruch genommen werden für die straf- 
riehterliche Einweisung, noch als dritte, die administrative 
Einweisung hinzu kommt! 

Diese Bedenken mttssten schwinden, wenn nur eine Ein- 
weisung zulässig wäre, entweder statt oder neben der Strafe. 
Der .Strafrichter wird, wie bereits gesagt, die Massregel wohl 
ausschliesslich nur a n Stelle der Strafe aussprechen. Und 
mit Recht! Denn es ist nicht zu leugnen, dass der Wechsel I 
von einer Anstalt in die andere etwas Unnatürliches an sich I 
hat '). Es wird also zumeist die Strafe von <ler Aufenthalts- 
zeit in der Arbeitsanstalt absorbiert werden. „In der Regel 
wird der Richter es vorziehen, eine doppelte Freiheitsentziehung 
mit verschiedenem Namen und System zu vermeiden und ein- 
fach statt auf .Strafe, auf Versetzung in eine Arbeitsanstalt 
erkennen" *). Wo Arbeitshaus angezeigt erscheint, da hat es 
keinen Sinn, die Person vorher noch in ein Gefängnis einzu- 
sperren. S. U. und Strafe nebeneinander sind nicht zu em- 
pfehlen, entweder das Kine oder das Andere. Wenn Strafe 
geboteil ist, soll si e der Richt e r aussprechen , im (iefängnis und 
im Zuchthaus ist ja auch Arbeitszwang; erseheint aber die 



') Vgl. Thurneyseii, »d\w. Ä VII. 26i; ähnlich auch vonLilien- 
thal, a. a. 0. pag. 11». Sicharl^ meint im H. H. J. Bd. II. 276; ea 
„könnte füglich von einer vorausgehenden Haftstrafe gaiis und gar Um- 
gang genommen wei-den, oder diese zweckmässiger im Arhei tahau se HClbst 
anm Vollzuge gebracht w e rden." Ebenso sehr wie für die korrektionelle 
Nachhaft gilt dies auch fllr Art. Hl des E. Vgl. femer Günther, Wieder- 
vergeltiing, HI. I. Abteil, pag. 1536 und dort citierte weitere Literatur. 

') Stooss, Motive 5«, und ähnlich Exp. Korn. Prot. II. 424. 
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8. M. zweekinäsaiger, wozu dann noch die Strafe? Von Li- 
lienthal iiussert sich in ähnlichem Sinne'). Die praktischen 
Konsequenzen sind keineswegs unhaltbar oder gar gefährliche. 
Treffend entgegnet Gautier allfälligen Bedenken, dass die 
B. M. an Stelle der Strafen treten sollen: „Encore ici quelques- 
U118 vont aana deute erier au renversement de toute justice ; 
ils d^nonceront conime une monstruosite le fait dp ce Juge 
anMntisant lui-meme le jugement qu'il vient de rendre. II ne 
taut pas s'en ^mouvoir outre niesure, ear les avantages de 
cette innovatlon sont reels. Pur ce proe^d*^ de confusion non 
seulement le tribunal 6vitera le double einploi de deux priva- 
tions de libertö successives, difterent par le nom, le but et 
le regime, mais cncore il ^pargnera ä nombre de eondaninßs 
la honte de l'incarc^ration proprenient dite" '). 

Waa von Hippel von der von ihm befürworteten Ar- 
beitshausstrafe sagte, wird in noch höherem Masse gelten für 
die Arbeitsanstalt des E., dass sie nämlich eine Massregel 
darstelle, welche „den Anforderungen der (richtig aufgefassten) 
vergeltenden (ierechtigkeit wie der Zweckmässigkeit in gleicher 
Weise entspricht "). 

I Worin besteht nun aber der Unterschied der Arbeitsanstalt 

zu der Verwahranstalt? oder m. a. W. : wer soll in die Ver- 
wahranstalt und wer in die Arbeitsanstalt eingewiesen werden ? 
Die Arbeitsanstalt ist, im Unterscliiede zu der Verwahranstalt, 
speziell für die Liederlichen und Arbeitsscheuen berechnet, also 
fUr Personen mit weniger schwerer krimineller Tendenz. — 
Die Unverbesserlichkeit als Unterscheidungsmerkmal aufzu- 
stellen, geht wohl nicht an, denn ohne Zweifel gibt es auch 
Vaganten, Dirnen und Bettler usw., die unverbesserlich sind. 
Besonders v on L isz t hat hierauf hingewiesen mit Nachdruck *}. 



■) von 


Li 


lienthal, Z. XV, 


, HS. 




•) Gau 
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e r , Schw. Z. VII. 


76. 
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Will man diese etwa in die Verwiiliraiist alten hringenV Gewiss, 
es kann Fälle geben, wo der Uebeiganf; zwischen Arheitsan- 
stalt und Verwalirhans ein zweifelhafter und nicht genau be- 
stimmbarer wird; aber es lässt sieh ni groben Zügen doch 
soviel sagen, dass das Verwahrhaus für gefahrlichere Verbre- 
cher bestimmt ist, währenddem die Arbeitsanatalt mehr mit 
Rücksicht auf die sog. n' ^o'^'^i^" Neurastheniker": Bettler 
Landstreicher, Dirnen, Müssig gänger aller Alt, in Aussicht ge- 
nommen ist, d. h. auf Personen, die dem Strafrichter in ihrer 
Klassifikation erfahrungsgemils-s bekannt sind, mag auch die 
wissenschaftliche Abgrenzung gegenüber den Berufsverbre(^hern 
manchmal versagen. Der Unterschied zu den (iewohn- 
heits Verbrechern ist kein qualitativer, sondern 
nur ein quantitativer. Diese Minderwertigen sind die Harm- 
loseren; es sind Leute, „die auf der Verbrechensbahn noch 
nicht 60 weit gekommen sind, dass sie nach Art. 42 ijetzt Art. 
29) verwahrt werden müssen" '). Allerdings i.st nicht ausge- 
schlossen, dass ein anfänglich in die Arbeitsanstalt Eingewie- 
sener später bei Rückfällen — und auch die s. M. sind Rück- 
fallbegründend ') — doch noch in die Verwahranstalt gebracht 
werde. 

Mag man vielleicht in einzelnen Punkten mit der Durch- 
führung dieser Massnahmen nicht einverstanden sein, so wird 
man doch dem kriminalpolitischen Gedanken, der dem Art. 31 
zu Grunde liegt, seine Billigung nicht versagen können "). Von 
diesem Gesichtspunkte aus nennt Lammasch den Art. <tl 
„eine der weisesten Bestimmungen des Entwurfs" *). 

Auf einen wichtigen Umstand aber muss hier noch hin- 
gewiesen werden. Soll nämlich das Arbeitshaus «'irkliche Er- 

') StoosB, Exp. Korn. Prot. II. 424. 

*} Vgl. die betreffenden Ausführungen im vierten Teil, 

') So auch Heinemann, sozialpolitisches Zentralblatt, ]ät>ä. III. 
Jahrg. S, ^: „deun der Weg, auf dem sich Stosa bewegt, ist auch hier 
der richtige." 

*) Schw. Z. VIII. 127. 
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folge aulzuweisen vermögen, und soll seine Wirkung nicht nur 
eine problematische sein, dimn muss es anders eingerichtet 
werden, nis die Mehrzahl der jetzt bestehenden kantonalen 
Arbeitshäuser. Dies hat auch Stooss selbst verschiedentlich 
betont '). Die Ueberzeugung von der Notwendigkeit einer Re- 
organisation der bestehenden Ai-beitsanstalten beruht auf tat- 
sächlichen Feststellungen, auf der Erfahrung der gewiegtesten 
Praktiker (z.B. Hürbiii und Jlarcovich). .Sie ist aJso nicht 
so völlig aus der Luft gegriffen und „durchaus willkürlich", 
wie von Liszt sie darstellt. Es wird im (jegenteil vonLiszt 
nicht behaupten wollen, es entsprechen die vorhandenen Ar- 
beitsanstalten auch nur halbwegs den Anforderungen, die man 
an sie zu stellen berechtigt wäre. Man denke nur daran, dass 
vielerorts die Insassen ziemlich reichlich mit Alkohol versehen 
werden, ja sogar täglich ihren bestimmten „Schoppen^ erhal- 
ten! Nach den gemachten Erfahrungen') aber „sind Land- 
streicher, Bettler und Dirnen „die Liederlichen", wie .sie der 
Kriminalist kurzweg bezeichnet, in der Regel dem Trünke er- 
geben"^). 

Kin Hauptgrund aber, weshalb die bisherigen Kinweisungeii 
in Arbeitsanstalten so wenig ermutigende Resultate ergeben 
haben, ist auch dann zu finden, dass die In t erniernng in den 
weitaus meisten Fällen erst viel zu spä t erfolgte, von Liszt 
selber erwähnt, dass sich gerade unter diesen „Harmlosen" 
die grösste Verhältniszahl der erblich Belasteten finde, „und 
hier gibt es, wenn einmal ein gewisses Lebensalter erreicht 
ist, keine Rettung mehr" *), Sobald einmal eine l^uhzeitige Ein- 
weisung möglich ist, werden Besserungserfolge nicht ausbleiben. 
Die administrative Verweisung in Arbeitsanstalten hat wohl 



') Stoosa, Motive, S. r>3 «ml GrundzClge, S. 381. 
*) Vgl. eine Notiz von Direktor Bieser, Schw. Z. VI. 296. 
^ So Stooss, in Schw. Z. XIV. .117. „Die Trinkerheilanstalten i 
ste der Kriminalpolitik." 
') von Lisüt, Archiv, p»g. 431. 
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hauptsächlich so wenig Erfolge aufzuweisen, weil sie gewöhn- 
lich erst angewendet wurde, wenn das betreffende Individuum 
völlig heruntergekommen war und so den Armenbehördfeii 
zur Last »iel. 

Zu bedauern ist aber, daas die Miissiregel der Unterbrin- 
gung Liederlicher und Arbeitssscheuer in Arbeitsanstalten nicht 
in allen Kantonen wirksam werden kann. Die Kantone können 
und sollen nach dem E. nicht gezwungen werden, Arbeitsan- 
stalten zu errichten. Es steht also ganz in ihrem Belieben, den 
Art, 31 unwirksam zu machen. Die Kantone werden bloss auf- 
gemuntert, zur Grdndung von Arbeitsanstalten. „In den Kan- 
tonen, die keine Arbeitsanstatt besitzen, ist die Anwendung 
des Art. 24 eben unmöglich" '). Es ist ja allerdings richtig, 
dass ein schweizerisches Str. U. B. den Kantonen mancherlei 
Verpflichtungen auferlegen wird, allein Jeder Fortschritt ist 
eben nur mit Opfern zu erkaufen, und ein Fortschritt in dieser 
Hinsicht wäre mancherorts ein dringendstes Bedürfnis! 

rV. Die Heilanstalt für Trinker (Art. 35). 

Art. iJij; „Wird ein (rewohnheitstrinker zu Gefängnis von 
höch-stens einem Jahr verurteilt, so kann ihn das Uerieht aut 
ärztliches Gutiurhten hin neben der .Strafe i n eine Trinkerheil- 
anstalt einweisen. Das Gericht verfügt die Entlassung, sobald 
die Person geheilt ist. Die Zeit der ^enchtlichen Einwei-sung 
in eine Trinkerheilanstalt dauert jedoch höchstens zwei Jahre. 

Ebenso kann ein Gewohnheitstrinker, der wegen Unzu- 
rechnungsfähigkeit fi-eigesprochen wurde, in eine Trinkerheil- 
anstalt verwiesen werden". 

Der Art. 3."> enthält eine ganz eigenartige Bestimmung. 
Es ist em Verdien.st der modernen Abstinenzbewegung, die 
furchtbare Rolle des Alkohols als Verbrechensiu-sache beson- 
ders stark hervorgehoben zu haben. Leider aber ist die bis- 

■) So StoosH, in der Exji. Kom. 
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herige ücMetzgebuiig mit Bezug hierauf äusserst lückenhaft 
gewesen, was um so stärker sich fühlbar machte, al» gerade 
die in Kede stehenden Verbrecher oft nicht zur Verantwortung 
gezogen werden konnten. Es ist bekannt, wie häufig ein all- 
gemeiner Unwille entstanden ist, wenn ein Verbrecher, der 
im Rausclie gehandelt hatte, sieh einfach auf seinen trunkenen 
Zustand berufen konnte, und dann nach der bestehenden (ie- 
setzgebung freigesprochen werden musste. Dem soll nun ab- 
geholfen werden. Nicht zwar, dass jetzt der Trinker für seine 
Tat, die er Ja doch in einem Zustande der Unzurechnungs- 
fähigkeit oder verminderter Zureclmungsfähigkeit vollführte, be- 
straft würde, sondern er soll wegen seiner bewiesenen Oefähr- 
lichkeit unschädlich gemacht werden, d. h. er soll zwangsweise 
veranlasst wei-den, von seinem Laster abzulassen, womit denn 
auch wohl in fast allen Fällen zugleich die tiemeingefähr lich- 
keit des Täters verschwinden wird. 

Wie der Staat das Recht hat, gemehigefährliche Kranke 
in Ahsonderungsspitäler unterzubringen, so soll er dieses Recht 
auch ausüben dürfen gegenüber einem (iewohnheits trinken 
Auch die Trunksucht ist eine Krankheit '), und als solche wird 
sie von Stooss in seinen „Motiven" ausdrücklich anerkannt'), 
und ebenso in den Verhandlungen der Exp. Kom. dargestellt'). 

Die Trunksucht ist aber ohne Jeden Zweifel eine gemein- 
gefährliche Krankheit, sie ist ein schweres soziales Uebel. 
„Derjenige, wel(;her sich zu betrinken und in diesem Zustande 
die Rechte anderer zu stören pflegt, ist einer der gefähr- 
lichsten Menschen ; denn er zeigt Ja hierdurch, dass er nach 
einer festen Rege! sich in ein Tier zu verwandeln und sonach 
für eine Gesellschaft freier Wesen untauglich zu machen pHege"*). 



') Das hat besonders der verdienstvolle Vorkampfer f^egea den Al- 
kohol, Forel, betoDt. 

«) Stooss, Motive, p. 58. 

») Exp. Kom. Prot. 1. '203 (Stoo.ss) und 2fH (Guillaume); Bd, II. 427 f 
(StooKH, David und Ouillaiime). 

') Orolman, n, a. 0. 148,Uit. 
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AHein dies würde noch keineswegs ein Eingreifen des Straf- 
riehters rechtfertigen. Nur darum, -well diese Krankheit ge- 
fährdend in den Kreis der öft'entliehen Sicherheit eingreifen 
kann — und das ist erfahrungsgeniuss gar nicht selten — zieht 
sie auch die Aufmerksamkeit des Kriminalisten auf sich. Doch 
auch hier wird wiederum der Grundsatz festgehalten, dass 
der Strafrichter erst dann einschreiten darf, wenn ein Ver- 
brechen begangen worden ist 'j. Das Verbrechen ist und bleibt 
also die conditio sine qua non fUr das Eingreifen des Straf- 
richters, Nicht die (iefährlichkeit der Krankheit an sich gibt 
dem Strafrichter ein Recht, sondern erst das Verbrechen, die 
begangene Straftat. 

Im Unterschiede nun aber zu Art iJl ist hier nicht aus- 
drücklich verlangt, dass das begangene Verbrechen in einem 
Zusammenhange stehe mit dem zu bekämpfenden Laster. Wäh- 
rend bei Art. iU ausdrücklich als Voraussetzung seiner An- 
wendung verlangt wird, dass die Verbrechenstat, um derent- 
willen eine Bestrafung eintreten solle, „auf Liederlichkeit oder 
Arbeitsscheu zurückzuführen" sei, so ist hier von dieser Kon- 
nexitftt nicht die Rede. Allein es hat dies doch nicht die Mei- 
nung, dass jede beliebige Bestrafung eines (lewohnheitstrinkers 
zu seiner Internierung Anlass geben könne, sondern es kann 
auch hier sinngemäss die s. M. nur dann zur Anwendung ge- 
langen, wenn sie sieh besonders durch das letztbegangene 
Verbrechen als angezeigt erwiesen hat. Die Gefährlichkeit der 
Trunksucht des betreffenden Individuums muss sich einer straf- 
baren Handlung entnehmen lassen. Es gibt ja bekanntlich auch 
Alkoholiker, die keinen „bösen" Wein trinken, sondern in an- 
getrunkenem und betrunkenem Zustande ganz ungefährlich 
und vielfach noch „recht gemütlich" sind. Mit Leuten dieser 
Art hat sich der Strafrichter nicht zu befassen. Es wird Auf- 
gabe der Sozialpolitik sein, den Schäden und den mehr 
ökonomischen und sittlichen Gefahren dieser Trunksucht zu 



') Da« wurde ausdrücklich hervorgehoben in Exp. Kom. Prot. I, 205. 
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begegnen; die Kriminalpolitik hat hier nichts zu tun, ihre 
Aufgabe beginnt erst da, wo die Trunksucht Veranlassung oder 
Ui-aache einer kriminellen Handlung wird, 

Dass, wenn zwar auch nicht ausdrücklich, so doch nach 
der Meinung tles Gesetzes ein Zusammenhang zwischen Ver- 
bre<^hen und Trunksucht gefordert wird, zeigt sich ferner aus 
der Entstehungsgeschichte de« Art. 35, Die Bestimmungen 
über Wirtshausverbot und Trinkerheilanstalt waren frtiher in 
einem Artikel verehiigt, dessen Eingang lautete: „Ist ein 
Verbrechen auf übermässigen (ienuss geistiger Getränke zu- 
rückzuführen ". Die Exp, Kom. hat in ihrer zweiten 

Lesung des E. auf Anregung Müllers beschlossen, die beiden 
Absätze des alten Art. 33 zu trennen und je einen selbständi- 
gen Art. daraus zu bilden '). Die Voraussetzung des Art, W 
wird aber auch nach der formellen Trennung des zweiten Ab- 
satzes inhaltlich doch immer noch gelten auch für den jetzigen 
Art. ;Jö. Um allen Zweifehl zu begegnen, liesse sieh vielleicht 
die Einfügung der Worte „unter denselben Voraussetzungen" 
empfehlen. 

Nach dem Willen des E. soll die Jlassregel nur auf solche 
Gewohnheitstrinker Anwendung finden, die zu Gefängnisstrafen 
von höchstens einem Jahre verurteilt oder wegen Unzurech- 
nungsfähigkeit freigesprochen worden sind. Man ging dabei 
von der Erwägung aus, dass die zu längeren Freiheitsstrafen 
Verurteilten doch bereits etwas gefährlichere Trinker sind, 
die^man in den Trinkerasylen wohl nur sehr ungerne aufnehmen 
wird, weil sie sehr störend und schädigend auf das Regime 
der Anstalt einwirken. In der Exp. Kom. hat besonders Gau- 
tier hierauf hingewiesen. Anderseits sagte man sich, es „sollte 
die Massregel nur auf solche Gewohnheitstrinker Anwendung 
finden, die zu (Tefängnisstrafe von höchtens einem .Jahre ver- 
urteilt oder wegen Unzurechnungsfähigkeit freigesprochen wor- 
den sind. Wird ein Gewohnheitstrinker zu 10 Jahren Zuchthaus 



■) Exp. Kom. Prot. II. 428 f. 
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verurteilt, ao ist das eine genügende Trinkerkur" '). Das ist 
«ewiss kaum zu bestreiten. 

Hs möchte so vielleicht scheinen, es sei die Trinkerheilan- 
Htalt überhaupt eine überflüssige Massregel und man könnte 
diesem Bedürfnisse der ^''ersorgung von Trinkern z. B. durch 
eine ausgedehntere Anwendung des Arbeitshauses entgegen- 
kommen. Diesem Bedenken ist jedocli zu entgegnen, dass die 
Krankheit — denn dtis ist ja die Trunksucht — ein Heilver- 
fahren erfordert, das in einer Arbeitsanstalt nicht durchge- 
führt werden kann. Die Arbeitsanstalt mit ihrem Strafcha- 
rakter widerspricht dem Zweck der Heilung. Die Arbeit ist 
zwar „ein wichtiges Mittel, den Trinker zu heilen, aber sie 
reicht nicht aus''*j. Es muss namentlich auch die Ernährung 
des Trinkers auf das sorgfältigste überwacht werden. 

Die Einweisung eines Trinkers in eine Trinkerheilanstalt 
ist eine ganz bedeutende Neuerung, von Liszt hat diese 
Bestimmung geradezu „bahnbrechend" genannt "). Das Institut 
des Trinkerasjis ist diejenige s. M., die am wenigsten von 
allen s. M. angefochten worden ist. wohl deswegen, weil hier 
das praktische Bedürfnis ein besonders dringendes und in die 
Aligen springendes ist, wozu dann noch die Erwägung kom- 
men mag, dass man mit den bestehenden Trinkeranstalten 
fast durchwegs sehr günstige Erfolge erzielt hat*j. 

Es kann nun also ein Trinker in eine Anstalt eingewiesen 
werden bis auf zwei Jahre und zwar tritt die Unterbringung 
ein „neben der Strafe". Damit soll nun aber nicht etwa die 
Einweisung als eine Nebenstrafe charakterisiert sein, sondern 
es soll damit vielmehr zum Ausdruck gebracht werden, dass 
der Trunksüchtige zuerst verurteilt und bestraft wird 
und dann folgt naciiher als reine Sicherungsmassregel, ohne 

') Mlllfer, iii Exi.. Korn. Prot. 11. 428. 
*l StoOMS, in Exp. Kom. Prot. I. 203. 
') von LisKt, Lehrbuch 61, Anmerkting 7. 

*) 1,'nter den Kriminalisten int besonder» aiich P r i ri s kräftig für 
TrinkeraNyle eingetreten; vgl. Hcience penale, p, 252. 
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jeden rechtücheii Strafcliarakter die Trinkerkur. Beim Beginn 
der Trinkerkur ist die vom Richter ausgesprochene Strafe be- 
reits erstanden. Die Heinung der Exp. Kom. ging von An- 
fang an dahin, dass der verantwortliche Trinker be.straft wer- 
den solle. Um dies unzweideutig festzulegen, wurde die früher 
gebrauchte Ausdnicksweise „unabhängig von einer Bestrafung" 
ersetzt durch die zutreffendere Formulierung von Mllller und 
Gautier; „neben der Htrafe". Man wollte damit vermeiden, 
da-ss ein verbrecherischer Alkoholiker statt ins Oefängnis in 
ein Trinkerasyl verbracht werde, und dass ihm dann ein Auf- 
enthalt daselbst gemäss Art, 53 des E. als Strafvoltzug ange- 
rechnet werden könne. Die Einweisung in eine Trinkerheil- 
anstalt kann also nicht an Stelle der Strafe treten. 

Dies wird von Bedeutung bei der Würdigung des recht- 
lichen Charakters dieser Massnahme. Zieht man nämlich 
neben dem eben gesagten noch in Berücksichtigung, dass im 
E, die Trunksucht als Krankheit anerkannt wird, so ergiebt 
sich hier ohne allen Zweifel eine reine Sichenmgsmassregel 
ohne jede Strafnatur. Die Trinkerheilanstalt ist also eine 
reine s. M. 

Und dies ist richtig, trotz der in Art. itj enthalteneu zeit- 
lichen Maxinialgrenze von zwei Jahren. Oewiss wäre es ja 
nur durchaus folgerichtig, die Beschränkung auf zwei Jahre 
wegfallen zu hissen. Auch Stooss hat das empfunden und 
ebenso wurde es in der Exp. Kom. anerkannt, doch praktische 
Erwägungen gaben den Ausschlag und bewirkten eine zeitliche 
Fixierung. Im ersten E. war neben dem Maximum von zwei 
Jahren ein Minimum von sechs Monaten festgesetzt und in 
erster Lesung widerspruchslos angenommen worden. Allein 
Stooss hat für die zweite Lesung die Ansetzung einer be- 
stimmten Zeit fallen lassen, mit der durchaus zutreffenden 
Begründung: „Die Versetzung in eine Trinkerheilan.slalt ist 
eine therapeutische Massregel; welche Zeit die Heilung bean- 
sprucht, kann nicht zum Voraus festgestellt werden. Will man 
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die Gewohnheitstrinker behandeln, so erscheint es richtig, 
in betreff des Zeitpunktes der Entlassung die Heilung entschei- 
den zu liissen '). (ianz iin gleichen 8inne hatte sich auch 
von hilienthai ausgedrückt in seiner Besprechung des ersten 
K'). Ebenso sind von Liszt*) und Üautier*) nachdrücklich 
gegen eine so bestimmte Zeitgrenze aufgetreten. Hauptsäch- 
lich aber um einem möglichen Missbrauch dieser Bestimmung 
zu dauerndem Freiheitsentzug eines Unheilbaren vorzubeugen, 
und weil diese Oesetzesvorschrift auch auf ganz geringfügige 
Delikte Anwendung finden können soll, wurde jedoch an dem 
zeitUchen Maximum von zwei Jahren festgehalten. Es wäre 
also dieses letztere Moment ein ähnlicher Grund, wie der bei 
der Arbeitsanstalt geltend gemachte, dass es sich eben doch 
nicht vertrage mit der (Jerechtigkeit eines ganz geringfügigen 
Vergehens willen einen Menschen für immer der Freiheit zu 
berauben. Ob es nun freilich besser ist, ihn zu entUisseu, da- 
mit er sich durch ein neues Delikt wieder „Aufenthaltsberech- 
tigung" erwirbt, das ist denn doch sehr zu bezweifeln. Den- 
noch aber können wir uns mit dem Höchstmass von zwei 
Jahren einverstanden erklären. Hingezogene Erkundigungen, 
namentlich bei Prof. Forel und der Trinkerheilanstalt in Elli- 
kon, haben ergeben, dass die Behandlung eines Alkoholikers 
gewöhnlich etwa 15 Monate beansprucht; zwei Jahre sind nach 
den gemachten Erfahrungen für weitaus die grössere Zahl der 
Fälle ausreichend ; wer in dieser Zeit nicht kuriert werden 
kann, ist unheilbar, und es würde auch eine Verlängerung 
der Trinkerkur keine Aussicht auf Erfolg gewähren. Es ist 
nun aber nicht die Bestimmung einer Trinkerheilanstalt als 
Asyl für unheilbare Gewohnheitstrinker zu dienen. Hiet'ür 
wären vielmehr eigene Anstalten erforderhch, bezw. könnten 



■) Stooss, Exp. Korn. Prot. II. 4-27. 

») von Lilienthftl, Z. XV. 154. 

=} von LisKt, Archiv, S. 424. 

<) Gftutier, Deux projetK, Schw. Z. VII. 
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diese Leute in der schon verschiedentlich verlangten Anstalt 
für Vermindertzurechnunpsfähige untergebnicht werden. 

Dem Höchstmass der Anhaltung von zwei Jahren werden 
wir zustimmen können. Fragwürdiger erscheint aber, ob es 
richtig sei, den Strafrichter auch aber die Freilassung der „ge- 
heilten" Person entscheiden zu lassen. Oh Freiheitsentzug 
gegen einen Menschen am Platze sei, weil er der Rechtsord- 
nung geführlich war, darüber entselieidet der Richter natur- 
geniäss: allein darüber, ob eine Person, nachdem sie einem 
gewissen Heilverfahren und einer ärztlichen Behandlung unter- 
worfen worden ist, auch fernerhin noch verwahrt werden 
müsse, entscheidet saehgemässer nicht der Richter, sondern 
die Behörde, In durtrhaus richtiger Weise ist denn auch sowohl 
bei der Verwahrung wie bei der Einweisung in ehie Arbeits- 
anstalt die Entlassung in die Kompetenz der zuständigen Be- 
hörde gelegt worden. Erscheint bei der Trinkerheilanstalt eine 
Ausnahme am Platze? 

Cirundsützlich ist gewiss nicht einzusehen, „weshalb die 
Entlassung nach eingetretener Heilung vom Oericltt verfügt 
werden soll" 'i. Es ist eigentümlich, aber nicht ohne Bedeutung, 
dass sowohl Art. 17 wie Art. ;t5 dem (Jerichte nicht nur die 
Entscheidung über die Einweisung, sondern auch über die Ent- 
hissung überträgt. Es lässt sich das vielleicht folgen dermasaen 
erklären: Sowohl die Bestimmung des Art. 17 wie diejenige 
des Art. ;1."> enthalt in weitgehendem Masse ein Entgegenkom- 
men gegenüber medizinischen Forderungen. Sei es nun, dass 
der alte Streit zwischen Jurist und Psychiater auch hierbei 
mitgespielt hat, Tatsache ist. dass gegenüber den gewöhnlichen 
Strafvollzugsbehörden ein Miastrauen bezügl. zu früher oder 
zu später Entlassung niciit vorhanden ist, dass aber, wo ein 
Arzt über die Entlassung zu entscheiden haben sollte, dies 
dem Richter vorbehalten wurde. Was bringt das nun für Vor- 
teile, dass der ganze Geriohtsapparat no('h einmal in Bewe- 



'j Oetker. Z. XVII. 58». Anmerkung. 
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guiig gesetzt werden soll? Das Oerieht kann den Trunksüch- 
tigen nicht prüfen, ea geht ihm notwendigerweise die Kenntnis 
ab, die es haben sollte, um einen bestimmten Spruch zu fällen, 
das8 eine Person nunmehr von der Trunksucht geheilt sei. 
Das Gericht nitlsste also doch wohl zu dem Mittel greifen, 
dass es von der Anstaltsleitung einen Bericht, ein Gutachten 
einzieht, auf Grund dessen dann entschieden wird. Wie bei 
der Entlassung von Unzurechnungsfähigen und Vermindertzu- 
rechnungsfähigen handelt es sich auch hier um die Feststel- 
lung des Ergebnisses eines medizinischen Verfahrens, um eine 
ärztliche Diagnose. Daher sollte die Einholung eines Gutach- 
tens nicht nur dem Jeweiligen (jutfinden des Gerichtes über- 
lassen werden, sondern im Gesetze selbst gefordert sein 'i. 

■ Es ist sonderbar, dass gerade bei den zwei s. M., die den 
Heilungsclnirakter im Vordergrunde haben, also am ehesten 
reine s. M. genannt zu werden verdienen, dem Gerichte ein 
so bestimmender Eintluss eingeräumt werden soll. „Eine Frei- 
heitsberaubung von einem gerichtlichen Urteile abhängig zu 
machen, ist sicher empfehlenswert. Weiter aber sollte auch 
die Aehnlichkeit dieses Verfahrens mit der Verhängung einer 
Strafe nicht gehen" '), denn dadurch wird höchstens wieder 
etwas vom Strafet arakter hi die Massnahme hineingetragen, 
das sie auf keinen Fall haben sollte. 

Dieselben Gründe aber, die uns bei Art. 17 bestimmen, 
der Entlassung durch das Gericht beizupflichten aus Zweek- 
raässigkeitsrüeksichten °), können auch hier angeführt werden. 
Was zunächst die verantwortlich gemachten Trinker anbe- 
langt — Art. ;t5 Abs. I — .so besteht bei diesen, gegenüber 
den in die Heil- und Ptlegeanstalten Eingewiesenen, der wich- 
tige Unterschied, dass sie ihre Strafe bereits abgesessen haben. 
Demzufolge wird man dann weniger Grund haben, unmutig 

') Vgl. z. B. § 2(1.5, Abs. Si des Zürcher. R'i.fl. E. 
•) von Lilieiithnl, Z. XV. 1E8. 
') Vgl. S. 75. 
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zu werden, wenn der Trinker vieUeieht bald als geheilt ent- 
lassen werden sollte. Und wenn er wirklich geheilt ist, wird 
man ihn dann etwa doch noch in der Trinkerheilanstalt znrück- 
behulten wollen V Gewiss nicht! Allein es wäre nun vielleicht 
möglich, dass durch die Androhung einer weitern Anhaltung 
der Trinker analog dem Art ">7 § 2 zur Abstinenz verpflichtet 
werden könnte. Doch ist auch wieder nicht zu verkennen, 
dass eine Gewähr für das Abstinenz versprechen nicht besteht; 
und ausserdem, fragt man sieh: ob nicht auch die Anstalts- 
leitung, gerade so gut wie das Gericht, dem Geheilten ein 
solches Versprechen abnehmen könnte? 

Kin Gesichtspunkt aber vor allem scheint mir eine Kon- 
trolle durch das Gericht zu rechtfertigen. Alle bestehenden 
Trinkerheilanstalten fussen auf dem Boden der Freiwilligkeit, 
Sogar Basel-Stadt, das eine zwangsweise auf Gesetz beruhende 
Kinweisung in seine Trinkerheilanstalt kennt, mildert dies ab, 
indem der Trunksüchtige, wenn er sich der Einweisung wider- 
setzt, in eine Arbeits- oder Bessennigsanstalt gebracht werden 
kann '). Wir besitzen in der Schweiz noch keine staatlichen 
Trinkerheilanstalten, die privaten Anstalten aber werden sieh 
wohl alle weigern, zwangsweise vom Staat eingewiesene Ver- 
brecher bei sich aufzunehmen, nicht nur aus medizinischen 
Gründen, sondern auch, und nicht zum wenigsten deswegen, 
weil die freiwilligen Insassen und deren Angehörige nicht 
werden dulden wollen, dass sie mit Verbrechern zusammen 
geworfen werden. Ganz besonders scharf gegen die straftich- 
terliehe Einweisung von Trinkern in Trinkerheilanstalten hat 
sich Delbrück ausgesprochen. Die Trinkerasyle, die wir 
haben, „sind olt'ene Kuranstalten und was sie sind, das -sollen 
und müssen siebleiben, Heilanstalten! Dann aber müssen 
sie unbedingt rein erhalten werden von diesen unverbesser- 
lichen, insbesondere verbrecherischen Elementen" '). 



'} Vgl. fi'iiher S, 31. 

') Delbrück, „Die vermindert Zuiei:'uiiungsfähigeii oiid ilire Vei^ 
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Was nun, wenn ein Anstaltsdirektor, ausgehend- von ähn- 
lichen Erwägungen, sich weigerte, verbrecherische Trankaüeh- 
tige bei sich aufzunehmen und dann, von den Gerichten doc-h 
dazu gezwungen, den P^ingewiesenen sobald als möglich wieder 
entliesseV Da njöchte es nun doch gut sein, wenn das Gericht 
bei der Entlassung nicht übergangen werden dürfte. Mag ma» 
also auch grundsätzlich der Ansicht huldigen, der Richter 
sollte sich mit der Entlassung nicht zu befassen haben, so wird 
man doch zugeben müssen, duss aus Zweckmässigkcitsrück- 
»ichten die Lösung des E. eine immerhin annehmbare ist. 

Das erwähnte Bedenken, neben der freiwilligen noch die 
zwangsweise Internierung zu haben, ist von Delbrück ent" 
schieden etwas überschätzt worden. Denn trotzdem in Ellikoii 
auch die vom Kanton St. Gallen zwangsweise Internierten 
untergebracht sind, hat nach den Berichten der Anstaltsleitung 
die Behandlung der Uebrigen darunter nicht gelitten. 

Allein es bleibt immer noch der Kern des von Delbrück 
geltend gemachten Bedenkens bestehen, dass die verbrecheri- 
schen Elemente in diesen Anstalten nicht in zu grosser Zahl 
vertreten sein dürfen, und vor allem, dass die unheilbaren 
Trinker nicht dauernd im Asyl belassen werden können, ohne 
das Verfahren der Trinkerheilanstalten schwer zu schädigen. 
So sehr zu billigen ist, dass die Unheilbaren von den Heilbaren 
getrennt werden sollen, ebensosehr ist aber auch zu wünschen, 
dass die ungeheilten Trinker nicht einfach nach zwei Jahren 
entlassen werden. Eigene Anstalten für sie zu bauen, wie 
dies Delbrück vorschlägt, geht wohl nicht an, schon allein 
aus dem Grunde, weil ihre Zahl in keinem Känton gross ge- 
nug ist, um eine solche Au.sgabe zu rechtfertigen, und wie 
wenig auf dem Konkordatswege erreicht werden kann, ist Ja 
sattsam bekannt. 



pfleguDg in besonderen AiiPitalten-*, Vortrag gehalten auf der 8. LaadeE- 
verHammhing der Lande sgi-tippe Deutsches Reich, der I. K. V. abgedruckt 
in Mitt. d. I. K. V. Bd. X. p. (U4/45. 
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Ware hier vielleicht eine ergänzende Verfügung im Kinne 
des Art. 17 gedenkbar? Oder wäre es vielleicht besser ge- 
wesen, den voniussiehtlich unheilbaren Trinker gleich von 
Anfang an in eine Anstalt für Verinindertaurechnungsfähige 
unterzubringen, wenn er der ßfi'entlichen Sicherheit geföhrlich 
ist? Hierbei wäre es dann natürlich Hache der Behörden, för 
geeignete Unterbringung eines unheilbaren aber nicht gefähr- 
lichen Trinkers Sorge zu tragen. Daraus ergäbe sich dann 
bei Art. 35 eine analoge Zweiteilung wie bei Art. 17. 

Der kriminalpolitische Gedanke des Art. 35 ist vortreff- 
lich, allein seine DurchfQhining dürfte der Praxis nicht zu 
unterschätzende Schwierigkeiten bereiten. 

Sehr zu billigen ist die Ausdehnung der Anwendbarkeit 
dieser Massregel auch auf gewisse Uebertretungen. Nach 
Art. 253 kann derjenige, welcher durch Betrunkenheit öffent- 
liches Aergernis erregt, „erforderlichenfalls .... neben der 
Strafe in eine Trinkerheilanstalt versetzt werden". 

Ebenso ist dies möghch bei Personen, die wegen Arbeits- 
scheu oder Liederlichkeit der Pflicht, ihre Familien zu unter- 
halten, nicht nachkommen. Art. 254. 

Endlich kann auch noch der Landstreicher und Bettler 
„erforderlichenfalls" in eüie Trinkerheilanstalt versetzt werden. 
Art. 255. 

Vom kriminalpolitischen Standpunkte aus ist diese er- 
weiterte Anwendungsmöglichkeit des Art. 35 sehr zu unter- 
stützen, und wenn es sich vorläufig auch nur um Uebertretun- 
gen handelt, so darf man doch nicht vergessen, dass die in 
Rede stehenden Individuen meist latente Verbrecher sind. 

Damit wäre unsere Uebersicht und Besprechung der s. M. 
des schweizerischen E. zu Ende geführt. Die Wurzeln der 
s. M. fanden wir im Verwaltungsrechte. Mehr und mehr 
aber machte sich das Bedürfnis geltend, sie auch ins Straf- 
recht hinüberzunehraen, als eigene besondere Vollzugs- oder 
Präventivmassregel, neben der Strafe oder an Stelle der Strafe 
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oder auch ganz unabhängig von ehier Bestrafung. An und 
für sich sind sie etwas von der .Starte gmndsiltzlich Verschie- 
denes, doch bleibt der Einfluss des .Strafsystems, in das sie 
aufgenommen werden, auf ihre Rechtsnatur nicht ohne Be- 
deutung. Zuerst eingeführt gegenüber UnzureehnungstÄhigen, 
weil sich hier ihre Notwendigkeit am ehesten gezeigt hatte, 
dehnte sich nach und nach ihr Anwendungsgebiet immer mehr 
aus auf die Liederlichen und Alkoholiker, auf die immer wie- 
der rückfälligen Verbrecher, überhaupt auf Personen von ver- 
minderter oder aufgehobener Zurechnungsfähigkeit, fiegenüber 
völlig zurechnungsfähigen Verbrechern jedoch gibt es nur 
ganz ausnahmsweise s. M., da Ut die Strafe am Platze. Wo 
aber die völlige Zurechnungafähigkeit nicht mehr vorhanden 
ist, da gibt der E, dem Richter eine reiche Auswahl von in- 
dividualisierenden Massregeln in Gestalt der s. Jf. Keines der 
heute geltenden Strafgesetzbücher besitzt hierin diese Mannig- 
faltigkeit. Die Aufgabe des schweizerischen E, war eine Über- 
aus schwierige. Der .schweizerische G&setzgeber hat sie richtig 
erfasst. Mögen sich die s, M., die nach schwerem theoreti- 
schem Kampfe endlich auch in der Strafgesetzgebung zum 
Durchbruch gelangten, in der Praxis fruchtbar und wirksam 
erweisen ! 
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Die HIniJbernatime der s. M. ins Strafrecht. 

I. Die praktischen Gründe der HinQbernahme. 

Verschiedene Strafgcsetzbüeliei' haben, wie w4r gesehen, 
Bestimmungen aufgenommen, die den Strafriehter zur Verhän- 
gung von s. M. ermächtigen. Die Hin (ibern ahme der s. M. 
aus dem Verwaltungsrecht in das Strafrecht hat sich nur ganz 
allmählich entwickelt, und nicht bei allen s. M. gleichzeitig. 
Nicht theoretische Erwägungen gaben jeweilen den Ausschlag, 
ob dem Strafriehter diese, eigentlich verwaltungsrechtliche, 
polizeiliche Befugnis zu übertragen sei. Die tatsächliche 
Notwendigkeit war es, die immer mehr das Bedürfnis em- 
ptinden liess, eine bestehende Lücke in der Gesetzgebung aus- 
zufdllen. Dieselbe Notwendigkeit führte auch dazu, dem Rich- 
ter und nicht der Verwaltungsbehörde diese Kompetenz zu 
erteilen. In erster Linie erschienen die Verwaltungsbehörden 
wegen ihrer Kostenscheu zur Ausfällung dieser Massregeln un- 
geeignet '), und sodann ist auch sonst nicht einzusehen, wes- 
halb dieser „Umweg" über die Vei-waltungsbehörde gemacht 
werden müsse. 

/. Arbeitserspamis und Zeitgewinn. 

Raschheit und Vereinfachung des Verfahrens führen un- 
bedingt dazu, den Richter direkt zu solchen Massregeln zu er- 



') Dieser Punkt ist bereits einlisslieh behandelt woi-den im II. Teil, 
8. .15 f. 
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mjichtigen. Es bleibt dabei selbstverständliche Voraussetzun^f, 
diiss der Richter nur gegen solche Personen einschreiten darf, 
die eine vom Strafgesetz als Verbrechen bezeichnete Handlung 
begangen haben. Dann aber ist er auch verpfliehter, einzu- 
schreiten, er muss sich mit dem verbrecherischen Individuum 
befassen. Er erscheint deshalb auch besser in der Lage, als 
etwa die Polizeibehörden, eine angemessene Verfügung zu 
treffen über die Person, mit der er ja sich nun einmal einlilas- 
iich beschäftigen musste. „Es wäre eine Verkennung des rich- 
tigen Gedankens, welcher der Trennung der Gewalten im 
kStaate zu Grunde liegt, wenn die Gesetzgebung dem Richter 
das Recht vorenthalten wollte, diejenigen vorbeugenden Mass- 
nahmen gegen das Verbrechen bei Anlass seiner strafrichter- 
lichen Tätigkeit zu treff'en, welche er mit mehr Verständnis, 
also besser, und ohne weiteren Zeitaufwand, also einfacher 
treffen kann, als der Polizeibeamte, der sich mit dem Fall, 
den der Richter gründlich kennen gelernt hat, neuerdings von 
Anfang an befassen müsste" M. Von besonderer Bedeutung 
wird die Frage immer da, wo es sich darum handelt, Verfü- 
gungen zu treffen über eine Person, die eine erhöhte Gefähr- 
dung der öffentlichen Sicherheit bedeutet, die aber wegen 
gänzlicher oder teilweiser Unzureehnungsfilhigkeit nicht dem 
regelmässigen Strafvollzug unterstellt werden darf. In diesen 
Fällen zeigte sich in besonderem Masse die Wtlnschbarkeit 
einer Vereinheitlichung und möglichst raschen Uurchftthrung 
des Verfahrens. Mit dem Freispruch hatte der Richter bis an- 
bin seine Aufgabe erfüllt. Der E. geht nun aber weiter, in 
dem erwähnten Sinne. Dass der Richter durch Uebernahme 
dieser, mehr polizeiliche als strafrechtliche Natur in sich tra- 
genden Massnahmen, „zum Büttel herabsinke", kann doch im 
Ernste nicht behauptet werden. 

Die Gründe, die auch anderwärts dazu führten, dem Ge- 
richte die erwähnte Kompetenz zu erteilen, sind sehr treffend 

') Stooss, Motive, S. m. 
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zusaminengefasst in dem Bericht der Kommission für ein neues 
zürcherisches Rechtspflegegesetz'), „üie schrecklichsten Un- 
taten werden gerade von Geisteskranken verübt, sei es, dass 
Wahnvoi-stellungen im einzelnen Falle die unglückliche Hand- 
lung herbeigeführt, sei es, dass die Zerrüttung der geistigen 
Funktionen die Entfesselung' unmenschlicher Triebe und das 
Zurückdrängen sittlicher Gegenvorstellungen zur Folge gehabt 
habe. Damit, dass der geisteskranke Täter strafrechtlich un- 
verantwortlich erklärt und daher freigesprochen und auf ti-eien 
Fuss gesetzt wird, ist für die Sicherheit der Gesellschaft, w^el- 
cher die Strafrechtspflege denn doch in erster Linie dienen soll, 
nicht gesorgt. Die Gerichte haben sich bis jetzt damit behol- 
fen, dass sie nach erfolgter Freisprechung die Akten der Re- 
gierung oder einer Vormundschaftsbehörde überwiesen mit der 
Anregung, den gefährlichen Menschen in eine Irrenanstalt zu 
versetzen. Bis aber eine .solche Verfügung getroffen war, 
blieb der Freigesprochene auf freiem Fusse; sodann machte 
die Einweisung .Schwierigkeiten, weil die Armengemeinde, die 
im Falle der Bedürftigkeit des zu Versorgenden die Kosten 
aufzubringen hatte, namentlich dann nicht hierzu angehalten 
werden konnte, wenn sie ausserhalb des Kantons lag, und 
endlich erregte es nicht geringe Entrüstung, wenn der freige- 
sprochene Urheber ehies schweren Verbrechens nach kurzer 
Zeit als geheilt aus der Irrenanstalt entlassen wurde. Diesen 
Uebelständen sollen die Vorschriften des § 205 entgegentreten, 
insbesondere dadurch, dass dem Richter die Anordnung der 
Einweisung in solchen Fällen übertragen wird, und er auch 
die Entlassung aus der Anstalt unter seiner Kontrolle behält. 
(Vergl. dazu auch § 401 c). Damit wird denn auch der das 
Ansehen beider Teile gefährdende Widerstreit zwischen dem 
Ankläger und dem gerichtsärztlichen Sachverständigen wesent- 
lich an Schärfe verlieren; es wird auch in den Augen der 



') Die Gesetz esentwurfe betreffend die Ztlruherisiihe Kechtspflege 
(Vorlage den Regierungsrates an den Kantonsrat) S. 351—352. 
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Verteidigung und Dritter die Berufting auf Geistesstörung nicht 
mehr als ein gar zu bequemes Auskunftsmittel erscheinen, 
wenn einmal die Unschädlichmachung des Täters auf jeden 
Fall gesichert ist". 

2. Die persönliche Freiheit. 

Die Wünschbarkeit einer Uebertragung des erwähnten 
Rechtes auf den Richter ergibt sich aber nicht allein aus 
Gründen der Einheitlichkeit und Raschheit des Verfahrens, 
der Ärbeitsersparnis und des Zeitgewinnes, sondern es sprechen 
auch rechtliehe Erwägungen unbedingt dafllr. 

Der Polizei können jedenfalls keine richterlichen Befug- 
nisse abertragen werden'); es wird dies gewiss niemand be- 
fürworten wollen. Denn dies böte gegen Missbrauch zu wenig 
Sicherheit. Die heutige Anschauung sträubt sich entschieden, 
einer Verwaltungsbehörde (Polizei) weitgehende Befugnisse zur 
Beschränkung der persönlichen Freiheit zu erteilen. Wenn wir 
auch mit Bleuler') und Andern vor einer Ueberschätzung des 
Rechtgutes der pei'sönlichen Freiheit warnen möchten, so können 
wir doch hinwiederum auch nicht einer Bestrebung das Wort 
reden, die den Wert des einzelnen Individuums gegenüber dem 
„allgemeinen Interesse" versinken zu lassen droht *). Für den 
fiehulz der bürgerliehen Freiheit aber bieten die Verwaltungs- 
behörden im Vergleich zum Richter weniger Gewähr. 

Mehl hat seiner Zeit mit dem Gedanken einer „Präven- 
tiv-Justiz-Behörde" wenig Anklang gefunden. Neben andern 
Gründen ist ihm auch das entgegengehalten worden, die Frei- 
heit des Bürgers sei auf diese Weise mit zu wenig Garantien 
umgeben. Man darf nämlich hierbei nicht übersehen, dass es 

') StooHS, Motive, 8. 35. 

•Ö Bleuler, Der geborene Verbrecher, München 1896, redet geradezu 
vou einem „Gespenst der persönlichen Freiheit." S. 66. ff. 

') Zutreffend mit E. A. Hörn, Zurechnungsfahigkeit und bürger- 
liche Freiheit, in Gerich ts.saai, 1901, Bd. 51 S. 226. 
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sich eben nicht allein um einif^e einzuweisende Trunkenbolde 
und versorgungsbedtlrftige Landstreicher handelt, sondern dass, 
wenn die Befugnis zur Äusfällung s. M, der Verwaltungsbe- 
hörde übergeben wird, zumal in politisch bewegter Zeit auch 
andere Personen, welche der in der Verwaltung herrschenden 
Partei unbequem sind, leicht unschädlich gemacht werden 
könnten, durch eine einfache Verwaltungsverfügung, die sich, 
formell wenigstens, erst noch als durchaus gesetzlich darstellen 
würde; dadurch aber, dass das Verfahren durch einen In- 
stanzenzug innerhalb der Verwaltung „etwas umständlicher 
gemacht" ') wird, ist die in dieser Kompetenzerteilung liegende 
(iefahr noch lange nicht beseitigt, denn nach wie vor ist es 
eine Verwaltungsbehörde, welche die Verfügung tritft. Unter 
dem falschen Scheine einer gewissen Garantie könnte sich so 
leicht ein Institut einschleichen, das zu gewissen Zeiten eine 
gefährliche Waffe in der Hand des herrschenden Regimes 
Merden könnte. Einer mit grossen Machtbefugnissen versehenen 
Verwaltungsbehörde gegenüber erscheint auch grosse Vorsicht 
geboten, und man ist ihr gegenüber leicht zu einem gewissen 
Misstrauen geneigt. Wenn wir in der Schweiz in dieser Be- 
ziehung noch etwas weniger furchtsam sind als die Angehö- 
rigen des deutschen Reiches, so ist der Grund nicht darin zu 
suchen, „dass eine Demokratie für die gerechten Anforderungen 
eines rechtsstaatlichen Zusammenlebens oft weniger Einsicht 
besitzt als eine gemässigte Monarchie" *), sondern vielmehr 
darin, dass in einer Monarchie die Gefahr eben viel grösser 
ist als in einer Demokratie, dass die Verwaltung das Werk- 
zeug eines einzelnen oder einiger weniger Machthaber werde, 
und dann mit der ihr verliehenen Gewalt Missbrauch zu treiben 
geneigt sein werde *l. Immerhin ist aber auch in der Demo- 
kratie, trotzdem wie z. B. hi Zürich und a. O. die obersten 

') Ein Ausdruck von Schmidt. 

*) Schmidt, die Aufgaben der Straf recht spf lege, S, 2)tl. 

') Das anerkennt auch von Lilienthal, Z. XV. S. 122. 
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Verwaltungsbehörden (der Regierungsrat; durch das Volk ge- 
wählt werden, doch eine grosse Dosis Misstrauen gegen die 
Verwaltung vorhanden, wenigstens geniessen die Entschei- 
dungen der unabhängigen Gerichte unzweifelhaft eines viel 
grösseren Zutrauens als blosse Verwaltungsmassregeln. Es er- 
scheint deshalb durchaus gerechtfertigt, wenn der E,, der ganzen 
modernen politischen Anschauung Rechnung tragend, dem Richter 
die Befugnis zur Verhängung von s. 11. übertragen hat. Bei so 
sehr in das private Leben des Einzelnen einsehneidenden Mass- 
regeln, wie z. B. die Verwahrung es ist, verlangt doch das 
Gefühl der hürgerhchen Sicherheit ausreichende Kautelen. 

3. Behörde neben dem Riditer? 
Besonders von L i s z t ist dafür eingetreten, es solle eine 
individualisierende Massregel im Strafrechte nicht vom Richter 
direkt, .nondern von einer eigens hierfür eingesetzten Behörde 
ausgesprochen werden. Dies M-ar denn auch im ersten E. so 
vorgesehen für die zu Verwahrung Verurteilten. Das Gericht 
verurteilte den Verbrecher zu der angemessenen Strafe und 
überwies ihn der Bundeshehörde zur Verwahrung. Findet diese 
seine Verwahrung nicht angezeigt, so tritt die Strafe in Kraft, 
von Liszt'j und von Lilienthal') haben die.-<e durchaus 
neue Durehfühning der s. M. gelobt, von Lilienthal führt 
verschiedene Gründe an, die für eine Lösung in diesem Sinne 
sprechen. Vor allem sei in dieser wichtigen Frage eine gleich- 
raässige Handhabung des Gesetzes von grflsstem Werte. Die 
Behörde sei am ehesten in der Lage, in jedem einzelnen Falle 
eine sachgemäs.se Entscheidung zu treffen. Ausserdem liege 
darin aber auch eine wertvolle Gewähr für den Rückfälligen; 
vor richterlicher Willkür und vor polizeilicher Massregelung 
durch die Bundesbehörde sei er geschützt, da seine Verwah- 
rung ein Übereinstimmendes Urteil beider Instanzen voraussetze, 

') von Lissst, Ai-chiv S. 422, 

») von Lilienthal, Z. XV. S. 122 f. 



idbvGoogle 



— 132 — 

Die Begründetheit aller dieser Erwägungen kann ich 
■ nicht zugeben. Vor allem aber muss die Idee einer Behörde, 
welche den Strafvollzug zu individualisieren haben »oll, aus 
folgendem Grunde als verfehlt bezeichnet werden. Der Grund- 
satz der Trennung der Gewalten gestattet nicht, dass eine 
„Behörde" gleichsam als Aufsichtsinstanz über die Gerichte 
gesetzt werde. Dies geht nicht an schon deswegen, weil diese 
Behörde von der Verwaltung nie so unabhängig gemacht wer- 
den kann, wie die Gerichte es sind. Ja es sollte sogar, nach 
den Motiven, der Exekutive (dem Bundesrate) ein völlig be- 
stimmender Einfluss auf die Zusammensetzung dieser Kommis- 
sion eingeräumt werden. Aber auch ganz abgesehen von diesen 
rechtlichen, mehr doktrinellen Bedenken, bringt der Vorsehlag 
praktisch überhaupt nicht die erhoiften Vorteile. Es ist eine 
durchaus willkürliche Behauptung, dasa der Richter gewohnt 
sei, etwas „bureaukratisch" zu verfahren, dass er den betref- 
fenden Menschen nicht elnlässlich genug studieren kSnne usw. 
Wenn dies richtig wäre, so hätte logischerweise dem Richter 
überhaupt jede Möglichkeit entzogen werden sollen, individu- 
alisierende Massnahmen zu verhängen, denn dann ist er in allen 
Fällen gleich unfähig. Eine solche Konsequenz hat man aber 
doch nicht zu ziehen gewagt. Wenn der Richter vom Gesetz- 
geber befähigt und berechtigt erklärt wird, einen Liederlichen 
und Arbeitsscheuen, auch wegen eines ganz geringfügigen Ver- 
brechens für drei Jahre in eine Arbeitsjmstalt einzuweisen, 
Bo liegt kein Grund vor, ihm eine ähnliche Kompetenz gegen- 
über den vielfach Rückfälligen zu entziehen. Und wie soll 
sich nun das Verfahren vor dieser Behörde gestalten? Wenn 
sie wirklich einen Einblick in die Persönlichkeit des in Frage 
stehenden Verbrechers gewinnen will, so darf sie ihre Tätig- 
keit nicht bloss darauf beschränken, dass sie „über die rück- 
fälligen Verbrecher Buch führt und über ihr Vorleben Erkun- 
digungen einzieht" '). Sie bleibt so trotz allen ihren Erkundi- 

') Stooas, Motive, S. 53. 



idbvGoogle 



— i3:-i — 

gungen doch noch bedeutend hinter dem Richter zurück, der 
nicht nur „bureaukratisch" uus den Akten und eingezogenen 
Berichten die Person kennt, sondern sie selber sieht und an- 
hört und in der Lage ist, eigene Beobachtungen anzustellen. 
Warum sollte im übrigen der Richter nicht veranlasst werden 
können, die der Kommission zugedachten Erhebungen da selbst 
zu machen, wo er auf Verwahrung erkennen zu müssen glaubt? 
Mir scheint, es sind für eine solche Behörde wohl vielerlei 
Gründe, aber kein wirklich durchschlagender Grund geltend 
gemacht worden. 

Es sollen also s. M. im Strafrecht nur vom Richter ver- 
hängt werden können. 

II. Der theoretitche Grund der Hlnübernahma. 

Aber auch wichtige theoretische Gründe haben den schwei- 
zerischen Gesetzgeber bewogen, die s, M,, das „Stiefkind der 
modernen kontinental-europiiischen Gesetzgebung" 'i in das 
Strafrech fssystcm des E, aufzunehmen. Mit dem Schweiz. Str. 
G. B. sollte nicht bloss ein Strafrecht geschalTen werden, das 
eine Zusammenfassung der vorhandenen kantonalen Strafge- 
setzbQpher darstellt, sondern es sollte zugleich auch ein kri- 
minalpolitischer Fortschritt damit verwirklicht werden. Nun 
hat sich aber gerade in letzter Zeit mit besonderer Scharfe 
ein grosser Gegensatz in den herrsehenden Straft'eehtstheorien 
herausgebildet: Zweckstrafe oder Vergeltungsstrafe? 

In der historischen Entwicklung der Strafgesetzgebung 
finden wir bis in die allerneueste Zeit fast nur die Vergeltungs- 
strafe vertreten. Auch der .schweizerische Gesetzgeber durfte 
sich grundsützhcb von diesem Boden nicht entfernen, er durfte 
es nicht wagen, mit der ausgesprochenen Sicherungstheorie 
einen legislativen Versuch zu machen. Das anerkennen sogar 
die eifrigsten Vorkämpfer dieser neuen „Schule", wie von 

') von Liszt, .\rchiv, S. 397. 
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Liszt ') und von Lilien thal*). Aber berücksichtigen rauaste 
er die Tendenzen der neuen Bichtung '), wenn er nicht den 
Vorwurf der Einseitigkeit «uf sich luden wollte, und das Risiko, 
ein Stralreeht zu schaffen, dos sich für die Bekämpfung des 
Verbrechens untauglich zeigte. In weitgehender Weise ist denn 
auch der E. den neueren kriminalpolitischen Forderungen 
entgegengekommen. Grundsätzlich aber, und das muss betont 
werden, steht der E. auf dem historischen Boden der Vergel- 
tutigsstrafe. Die Strafe ist aufgefasst als ein Uebel, das dem 
Verbrecher zugefügt wird, weil er ein Verbrechen begangen 
hat (quia peccatum est), aber zugleich ein Uebel, das ihn mit 
der Wirkung treffen soll, damit er nicht mehr fehle (ne pecce- 
tur). Dies führt uns zu einer Betrachtung der Grundlagen die- 
ser beiden Strafreehtstheorien. 

III. Das Wesen der Strafe. 

Es würde den Rahmen dieser Arbeit überschreiten, wollten 
wir einlilsslich auf den Streit zwischen Vergeltungs- und Zweck- 
strafe eingehen. Wir werden uns darum darauf beschränken, 
kurz den Widerstreit der Meinungen zu schildern, womit eine 
Darlegung unseres Standpunktes verbunden werden solL 

/. Vergeltungsidee oder Zweckgedanke? 

Die ausschliessliche Hervorkehrung des Vergeltungscha- 
rakters der Strafe musste naturgemäss dazu führen, dass sich 
mit der Zeit ein Gegensatz herausbildete, der die Vergeltung 
ganz zu verdrängen drohte. „Zweckstrafe" heisst das Schlag- 
wort der „Neueren". Diese Bezeichnung ist irreführend und 
ungenau. Auch die Vergeltungsstrafe hat ihre Zwecke, und wenn 
dies schliesslich nur die Vergeltung selbst wäre. Jede zweck- 

') V. Liszt, Archiv, 412. 

') V, Lilienthal, Z. XV. a. a. 0. 

^) Das koustntiert mit gerechtem Stolze v. Liszt, Archiv, 419. 
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lose Strafe wäre auch eine ungerechte Strafe '), jede gerechte 
fSlrafe aber ist notwendig, und umgekehrt ist jede notwendige 
Strafe auch gerecht. „Zum Zweckgedanken steht sie (die Ver- 
geitungsstrafe) keineswegs im Gegensatz, er ist ihr vielmehr 
immanent" *). Der Gegensatz ist daher anders zu formulieren. 
Ueberall hnden wir unter den Anhängern der I. K. V. — 
denn diese hauptsächlich vereinigt alle „Neueren" — vor allem 
einen Strafzweck hervorgehoben : die Sicherung. Daneben 
sind Vergeltung, Abschreckung, Besserung usw. nur Neben- 
zwecke, sie bilden nur eine Reflexwirkung. Es scheint mir dem- 
gemäss, es wäre richtiger, statt Vergeltungs- und Zweckstriife 
Vergeitungs- und Sicherungsstrafe gegenüber zu stellen. 

Die Theorie der Vergeltungi^strafe muss als die heute noch 
herrschende Auffassung betrachtet werden, die Anhänger der 
.Sicherungsstrafe bilden aber immerhin eine sehr beachtens- 
werte Minderheit. 

Immer mehr aber ist in neuerer Zeit die Erkenntnis durch- 
gedrungen, dass eigentlich ein innerer Gegensatz zwischen 
V'ergeltungsstrafe und Sicherungsstrafe nicht bestehe '). „Der 
alte, immer wieder erneute Streit, ob gestraft werde, quia 
peccatum est, oder ne peecetur, ist durc'hau.s missverständlich. 
Es wird gestraft quia peccatum est und ne peecetur, ,ausH 
lieb der gerechtigkeyt und umb gemeynes nutz willen', (Art. 

') V. Liszt, Lehrb. 56, IV. g 13; und Z. III, 81; Oetker, Z, XVH 
587; Stooas, Sehw. Z. XIV. 886; Merkel, Lehrb. § 70 und Liepmann 
Z. XVII, 703 ff. 

>) Oetker, Z. XVII. S. 634—35. Aehnlich sogar sclion Grolman 
ft. a. O. paR. 111 und U6 f. 

') V(jl. in diesem Sinne Merkel, Encyklopadie § 2-i ff.; Lehrbuch 
S. 171 ff Abhandlungen. I. KM, ff; und speziell: Vergelt imgsgedtulke und 
Zweckgedanke im Str. ß. pag. 10 ff; vgl. ferner v. Liszt, Z. III. 43 
Lehrb. ß9-72 (Ein Gegensatz bestehe zwar, doch „in der Vertiefung des 
Seh uldbe griff es liegt die Versöhnung des Gegensatzes.") Birkmejer, 
Z. XVI. 9t; ferner: Oetker. Z. XVII. 5»4 ff. 

Büttner, Ger. S. Sfi. 291. Anderer Ansicht: Sichard, Z. XI. 479 
und Schmidt. Sich widersprechend; H. Meyer, Lehrbach. 6. Aufl. 14. 
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104 CCC)" '). Es haben sich die Anhänger des absoluten Ver- 
geltungsprinzips zu Konzessionen veranlasst gesehen. Allein 
es ist doch nicht richtig, wenn von L i s z t behauptet, „der 
Vergeltungsgedanke hat sein innerstes Wesen geändert; er hat 
den Zweekgedanken in sich aufgenonimen ; er hat sich zur 
Generalprävention verflüchtigt" '). Wenn wir auch die Ge- 
neralprävention der Strafe als ihren Hauptzweck auffassen 
und nicht der Ansicht sind, sie sei nur eine „Reflexwirkung" 
der .Strafe '), so wäre es doch grundverkehrt, der vergelten- 
den Strafe die spezialprävenierende Wirkung völlig Abzuspre- 
chen. Dadurch, dass die Strafe an dem Verbrecher selbst 
vollzogen wird, dass er persönlich sie als Uebel fühlt, wirkt 
die Strafe gewiss auch spezialprftvenierend *) ! Das allerdings 
haben die Gegner der Vergeltungsstrafe erreicht, dass die „ab- 
solute Gerechtigkeit" nicht mehr als Massstab für die Strafe 
angesehen wird. „Aus dem Delikte für sich allein unter Igno- 
rierung des Sicherungszweckes einen Strafmassstnb zu ge- 
winnen, ist rein unmöglich" *). 

Der gegen die Vergeltungsstrafe unternommene Sturm- 
anlauf ist abgeschlagen; dies ist hauptsächlich das Verdienst 
von A. Merkel'). Wenn auch Merkel hierbei etwas über 
das Ziel hinausgeschossen hat, so muss man ihm das doch zu 
gute halten. Liepmann hat den Nachweis zu erbringen 
versucht, dass eigentlich die Bestrebungen der I. K. V. durch- 
aus den Merkel'schen Gedanken entsprechen '). Anderseits 

I) Oetker, Z. XVII. 539. 

') von Liait, Lehrb. S. 70. 

') So nennt es von Liszt, Z. III. Si. Anmerkung 8. 

') Zutreffend Oetkev, a. a. 0. 541 f. eben.^o Giolinan, «. a, 0. 
pag. ifO ff. 

') Oetker, {Anhanger der Vergeltungsstrafe) Z. XVII, bm. 

'^Merkel, Vergeltungsidee und Zweckgedanke Auch Lammasr.h 
hat mit seinem „offenen Briefe" einiges erreicht, Deutsche J. Ztg. III 
92 ff. 

'1 Liepmann, Z. XVII. 708—711; Merkel billigt z. B. auch die 
l'erwahrung. 
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aber haben auch die Gegner der Vergeltungsstrafe von ihrem 
anfänglich etvras überstarken Drängen nachgelassen. 

Mochte man auch den Vergeltungsgedanken gegenüber 
den äusseren Strafzwecken „allmählich bis in die hinterste 
Ecke treten lassen" "), ihn ganz aus dem Strafrechte zu ver- 
bannen und ihm seine Existenzberechtigung als Strafzweck 
völlig abzusprechen, haben auch ganz überzeugte Anhänger 
der neueren Richtung nicht gewagt*), Prins") anerkennt: 
„Die Theorie vou der Vergeltung hat in gewissem Masse Exi- 
stenzberechtigung" ; und von Lilien thal*) räumt ein, dass 

„Vergeltung unter den gegebenen Verhältnissen als 

Strafzweck berücksichtigt werden" müsse. Auch von Liszt, 
der Vorkämpfer der Zweckstrafe, kommt in seinem Lehrbuch 
zu dem Ergebnisse, dass der Vergeltungsgedanke sogar mit 
seinem eigenen System vereinbar sei *). Das Vollbewusstsein 
und überhaupt der „gesunde Menschenverstand" verknüpfen 
mit dem Strafrecht immer mehr oder weniger den Vergellungs- 
begriff •) und mag man ihn theoretisch auch noch so sehr aus 
dem Strafrechte zu verbannen suchen ^j, tarnen usque recurret! 

Vergeltung im Strafrecht muss sein, der L K. V. bleibt 
aber das grosse Verdienst, die plumpe Proportionalität von 
Strafe und Schuld, bloss nach äusserem Erfolg bemessen, ver- 

■) Seuff ert, in Mitt. der I. K. V. Bd. 111. pag. 279. 

>) Günther, die idee der Wieder Vergeltung, III. I, Vorwort: IV 

') Mitt. der 1. K. V. Bd. IV. S21. 

*) von Lilien thal, Krit. V. J. Schrift fllr Gesetzgebung und Rechts- 
. Wissenschaft, Bd. XXXV. (N. F. Bd. XVI.) (1893) pag. 476. 

•) von Liszt, Lehrbuch 71 V — 72. 

■) So «och Seiiffert; lieber einige Grundfragen des Strafrechts, 
1885. 19. „Die Bechtswissenschaft muss die Idee der Veri;eltung hoch i nd 
heilig halten, solange nie dieselbe als ein Volks element vorfindet, anders 
aber im Gutachten für den 21. Juristeutag, Verhandlungen I, S. 25(1 und 
Bonner Rektorats rede 1S96 S. 2S 

') Sogar Vargha, Abschaffung der Sti-afknechtschaft, II. 146, 
öOl und 60,^ kommt um ein Restchen von Vergeltung niclit herum! Vgl. 
dazu Oetker, a. a. 0. pag. 635. 
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drängt zu haben. Dabei wird der Unterschied aber natur- 
gemäss bestehen bleiben, dass die Einen mehr Gewicht legen 
auf die Generalprävention, die Andern auf die Spezialpräven- 
tion. Für uns aber kann es sich nicht mehr handein um die 
Antithese: Vergeltungsidee oder Zweckgedanke, sondern wir 
sagen : Vergeltungsidee und Zweckgedanke, wobei wir aller- 
dings die Vergeltung als etwas für die Strafe wesentliches 
ni(;ht zurücktreten lassen wollen vor äusseren Zweckmässig- 
keitsgründen, sondern wir suchen diese so anzuwenden, dass 
sie mit dem Wesen der Strafe, der Vergeltung, in Einklang 
gebracht werden. 

2. Das System des Entwurfes (Kompromiss). 

Der E. ist nun aber noch einen erheblichen Schritt weiter 
gegangen. Er stellt nicht ein Strafrecht dar, in dem die Ver- 
geltung die ausschliesslich führende Rolle übernommen hätte, 
sondern sein Vergeltungsprinzip ist durch Aufnahme der s. M. 
durchbrochen. Der E. hat mit der Sicherungsstrafe paktiert. 
Kann man nun sagen, es sei damit die Wirkung des ganzen 
Vergeltungssystems in Frage gestellt? 

Ein Strafrecht muss vor allem volkstümlich seih, es muss 
sich dem Volke in seinen Grundanschauungen anpassen, denn 
es soll ja dessen Tun und Lassen bestimmen. Zweifellos konnte 
der schweizerische Gesetzgeber, wenn er wirklich hoffte, sein 
E, werde auch Gesetz werden, nur ein Vergeltungsstrafrecht 
schaffen. Nun hat er aber ansserdem noeh in weitgehendem 
Masse auch der Siclierungsstrafe Rechnung getragen. Mag 
sein, dass dadurch die Volkstümlichkeit bei dem einen oder 
andern 'j etwas verloren hat, allein es ist darauf hinzuweisen, 
dass der Gesetzgeber, so sehr er sich dem im Volke herr- 
schenden Rechtsbewusstsein anzupassen hat, doch auch hin- 

') Doch werden dies meisteurt auf die reine Vergeltungsstrafe ein- 
geachworene Juri.iten sein. 
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wiederum berufen i«t, selbsttätig fördernd und weiterbildend 
auf die Volksanschauung einzuwirken '). Deshalb durfte es 
auch der Schweiz. Gesetzgeber wagen, einmal etwas Neues, 
Selbstiindiges in das Strafrecht aufzunehmen. 

Allein man darf gewiss noch weiter gehen und behaupten, 
dass die s. M. dem Vergeltungsstrafrecht im ganzen nichts 
schaden in der Volksmeinung, sondern sie werden vielmehr 
eine volkstümliche Ausnahme vom Vergeltungsprinzip darstellen. 
Das beweist schon allein der Umstand, dass der E. bis jetzt 
keine grosse Gegnerschaft gefunden hat, trotzdem schon ver- 
schiedentlich versucht wurde, in den Tagesblättern gegen ihn 
Stimmung zu machen. 

Djvs .System des E. ist ein Kompromiss zwischen öiche- 
rungsstrafe und Vergeltungsstrafe, Grundsätzlich aber steht 
der E. auf dem Boden der Vergeltung. Das hat Stooss selbst 
betont igegenüber Thurneysenl und das anerkennt auch von 
r. iszt*). Mit einem kurzen Wort soll hier noch die Vergel- 
tung erläutert werden, wie der E. sie auftasst. 

Es ist zu unterscheiden zwischen dem Wesen und dem 
Zweck der Strafe. Ist das Wesen der Strafe als Vergeltung 
bezeichnet worden, so ist hinwiederum der Zweck der Strafe 
Rechtsgüterschutz *). Die Vergeltung ist das Mittel für den 
staatlichen Zweck, Verbrechen hintanzuhnlten; dieser Zweck 
bestimmt die Anwendung der Strafe. Dadurch wird aber der 
Strafe keineswegs der Charakter der Vergeltung benommen. 
Das Wesen der Strafe ist Vergeltung nach der 
Schuld*), der Zweck der Strafe ist Rechtsgüter- 
schutz und zielbewusste Bekämpfung des Ver- 



') Vgl. von Liszt, Lehvb. pag. (W; iiint dort ..itiert Merkel. 

') Von Liszt, Archiv, pag. 419. 

') Ootker, Rechtsgdtei-schutz und Strafe, a. a. O. und Stooss, 
eiz. Z. Bd. XIV. 385 ff. von Liszt, Lehvb. pag. M f. 

■*) Und zwar im Sinne des vertieften Schuld begriff es, vgl. dazu noch ' 
isK, Schweiz. Z. VIII 458. 
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brechens; die Strafe ist das Mittel zu diesem 
Zweck'). 

IV. Die Gegner des Kompromisses. 

Ein Kompromiss iiat den Vorteil, zweierlei Anschauungen 
unter sich zu vereinigen, er hat aber zugleich auch den Nach- 
teil, zwei Gegner zu haben, weil er es den überzeugten An- 
hängern beider Gegensätze nicht recht machen kann. So ver- 
hält es sich auch beim Schweiz. Entwurf. 

/. Die Anhänger der Sicherungsstrafe. 
Da der E. den neuern kriminalpolitischen Forderungen 
in weitgehender Weise entgegenkommt, so erklärt sieh, dass 
die Anhänger der Sicherungsslrafe, wenn sie auch grundsätz- 
lich mit dem Kompromiss nicht einverstanden sind, so doch 
die hier gebotene Lösung als „Abschlagszahlungen mit lauter 
Freude begrüssen" ■). Zu tadeln finden sie, dass der E. Sich 
hüte, die S. M. als „Strafe" zu bezeichnen, und dass er ihnen 
nicht diejenige „Intensität" gewährt habe, welche die Anhänger 
der Sicherungsstrafe zu verlangen nicht müde werden. Wäh- 
rend von Liszt den Unterschied des E. zu den Forderungen 
der I. K. V. etc. deutlich hervorhebt, sucht von Lilienthal 
ihn eher etwas zu verwischen. Es sei, meint er, schliesslich 
ganz gleichgültig, ob man die s. M. „Strafe für sittliche oder 
rechtliche Verschuldung nennen soll, oder Präventivmas-sregel, 
begründet wegen bewiesener Gefährlichkeit" '). 

2. Die Anhänger der .reinen' Vergeltungsstrafe. 

Viel entschiedener drückt sich diese Gruppe aus über 
den im E. liegenden Kompromiss. Besonders scharf, aber auch 

') Stooss, Schw. Z. XIV. .-»7. 

") voD Liszt, Archiv, 419 f. 

') voQ Lilienthal, Z. XV. 121 uud Ähnlich 112. 
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besonders einseitig: Scliraidt'). von Liszt anerkennt zwar 
den E., wenn auch nicht als das zu erstrebende Bessere, so 
doch wenigstens als das jetzt erreichbare Gute. Schmidt 
hingegen bekämpft ihn auch seiner allgemeinen Richtung wegen. 
Es sei völlig unmöglich, General Prävention (Vergeltung) neben 
der Spezialprävention als Aufgabe der Strafe sich zu denken. 
Diese beiden Strafzwecke seien praktisch nebeneinander nicht 
möglich. „Will der Gesetzgeber auf die Vergeltungswirkung 
verzichten, will er die Stratjustiz Zwecken der Spezialpräven- 
tion dienstbar machen, dann muss er dies ganz tun — über 
diese Frage lässt sich diskutieren. Aber ein Kompromiss wäre 
nicht nur ein teilweises, sondern ein vollständiges Preis- 
geben der Vergeltungswirkung, obwohl doch nur ein halbes 
System der Spezialprävention dafür eingetauscht wird. Es 
handelt sieh um ein Entweder — oder" •). „Der Vergeltungs- 
zweck macht, wenn er einmal anerkannt wird, die uneinge- 
schränkte Berücksichtigung der Einzeltat notwendig, und der 
allseitige Enthusiasmus, der jetzt einer Durchlöcherung des 
Prinzipes entgegengebracht wird, darf diese nüchterne Er- 
kenntnis nicht beirren" (S. ^83). 

In ähnlicher Weise verwirft auch Thurneysen einen 
Kompromiss. „Diese in einander überfliessenden Gesichtspunkte 
geben dem ganzen einen Zug der Unsicherheit. Es fehlt der 
scharf ausgeprägte Gedanke, dass die Strafe eine Vergeltung 
des der Gesellschaft zugefügten Unrechts ist, und dass die 
Besserung bezw. Unschädlichmachung des Verbrechers erst 
in zweiter Linie in Betracht fällt. Es ist nicht anders möglich, 
als dass das Rechtsgefühl dadurch einen Stoss erhält.- Und 
vom entgegengesetzten Standpunkte aus kann man dem Ent- 
wurf vorwerfen, dass er noch zu viel die einzelne Tat des 
Verbrechers berücksichtige, statt ausschliesslich auf seine Per- 

') Die Aufgaben der Straf rech tspflege. 

") Schmidt, a. a. 0. 285; ähnlich auf pag. 10; 119; 122 ff. 269; 
284 f. und a. a. 0. 
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sönlichkeit, seine Besserung bezw. UnseliUdlichmachung zu 

sehen" '). 

Weder Schmidt noch Thurneysen bestreiten die 
praktische Notwendigkeit der s. M., jedoch sei ihre Anwendung 
unbedingt zu beschränken auf das Gebiet der Verwaltung. 
Allerdings würde ein Strafrechtssystem, das Hpezial- und Ge- 
neralprävention erreichte, einen „idealen Zustand" ') bedeuten, 
" praktisch jedoch seien das unvereinbare Ziele. Allein wir 
glauben den Nachweis geleistet zu haben, dass gerade die 
Praxis auf diesen Kompromiss hingedrängt wurde. Das Haupt- 
argument dieser Gegner des E. gipfelt immer in dem Satze: 
Das Strafrecht muss „rein" erhalten werden, sonst geht seine 
Wirkung verloren; Strafrecht und Eriminalpolitik sind scharf 
zu trennen. Wir werden im folgenden kurz darauf einzugehen 
haben. 

V. Straft-Bcht, Kriminalpolitlk und Sozialpolitik. 

Es ist besonders das Verdienst der I. K. V., auf den nahen 
innerlichen Zusammenhang von StratVecht, Krimin alpolitik und 
Sozialpolitik hingewiesen zu haben. Sie wollen: Das Strafreeht 
habe sich in verschiedener Hinsicht an diese Disziplinen an- 
zulehnen, und kriminalpolitische Grundsätze sollen auch Leit- 
motive im Strafrecht sein. Demgegendbcr stehen in schroffem 
Gegensatz die „klassischen Strafreehtstlieoretiker". Nirgends 
mehr als da zeigt sich die Verschiedenheit in der Stellung- 
nahme der alten und der neuen Schule. „Jener ist der krimi- 
iialpolitische Zweck der Strafe etwas Nebensächliches, Zufäl- 
liges, kaum der Beachtung wertes; diese erblickt in dem Zweck- 
gedankeu das innerste Wesen und die tiefste Begründung der 
Strafe" *). 



') ThurneyMeii, in Schw. Z. VI. 870. 
*) Ausdruck von Schmidt, pag. 9G. 
») VOD Liszt, Archiv, 3it9. 
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/. strafrecht und Kriminalpolitik. 

Die Krimiiialpolitik hat die Aufgabe, die Strafe so zu ge- 
stalten, dass sie nach Art und Mass als ein geeignetes Mittel 
erscheint, das Verbrechen zu bekämpfen. In diesem Sinne auf- 
gefasst, wird es sofort klar, dasa das Bestreben, Kriminalpolitik 
und Straft-echt zu trennen, ein völlig aussichtsloses ist. Denn 
beide Disziplinen bekennen als obersten Grundsatz: Bekämpfung 
des Verbrechens, Sie gi'eifen deshalb begriffsmässig in einander 
ein. Hierin liegt geradezu ein Prüfstein für die praktische 
Brauchbarkeit einer Strafreehtstheorie. — Wenn man für ein 
begangenes Verbrechen den Täter bestrafen will, ihm ver- 
geltungsweise ein Uebel zufügt, so hat man hierbei das Mass 
und die Art der Uebelszufügung nicht nur nach der Schwere 
der begangenen Tat abzustufen, sondern es ist vor allem auch 
darauf Rücksieht zu nehmen, w i e bei dem Täter die Vergel- 
tungsstrafe so angewendet werden könne, dass sie auch zu- 
gleich als wirksames Mittel -sich erweise, künftige Rechts- 
brüche hintanzuhalten '). Wenn Mittelstadt*) es als unheilvoll 
erklärt, wenn die Strafe mit allen möglichen präventiven Auf- 
gaben „bepackt" werde, so ist dem nur teilweise zuzustimmen. 
Wie die Strafe vollzogen werden soll, das gehört nicht in 
das eigentliche Gebiet des Straftechts, aber was für eine 
Strafe im gegebenen Falle angewendet werden solle, dies zu 
bestimmen fällt unbestreitbar auch noch in das Gebiet des 
Strafrechtes. Der Strafrichter kann und soll nicht in zu 
ausgedehntem Masse Kriminalpolitik treiben, der 
Strafgesetzgeber aber muss für den Strafrlch ter die 
kriminalpolitischen Grundlagen schaffen. 

Dass der Gesetzgeber auch kriminalpolitische Aufgaben 
zu lösen habe, kann doch nur von dem bestritten werden, 
„der ein System des Systems wegen verteidigt, und blind ist 

') So auch von Weinrich, in Z. XVII, 779-780. 

•) Mittelstadt im Ger. Saal, Bd. 4G. pag, 258 ff; und 47 pag. 7 f. 
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für die Erscheinungen des Lebens" '). Die Wissenschaft miig 
vielleicht eine reinliehe Aussonderung der Gebiete vornehmen, 
„der Gesetzgeber darf nicht Halt machen vor den grössten 
und wichtigsten Aufgaben im Kampfe gegen das Verbrechen, 
weil sie nicht rein strafrechtliche sind". Eine reinliche Aus- 
scheidung von Strafrecht und Krimin alpolitik scheint mir prak- 
tisch unmöglich *), und auch gar nicht wünschenswert. 

In einem Punkte aber sind Strafreeht und Krimin alpolitik 
streng auseinander zu halten: Die Kriminalpolitik kann und 
darf erst da mitsprechen im Strafreeht, wo ein Verbrechen 
begangen worden ist. Nicht die kriminelle Tendenz des Täters, 
nicht seine soziale Gefahr rechtfertigen an sich schon die Ver- 
hängung eines Strafübels, sondern nur eine bestimmte genau 
umschriebene Tat rechtfertigt ein Eingreifen des Strafrichters ; 
sonst könnte der „Verdacht nur zu leicht an die Stelle des 
Beweises treten" und richterlicher Willkür wäre Tür und Tor 
geöffnet ■). Von Liszt nennt darum das Strafgesetz geradezu 
„das Bollwerk der individuellen Freiheit, die magna Charta 
des Verbrechers" *), Die Kriminalpolitik darf für sich allein 
niemals zu einer strafrechtlichen Massnahme führen; erst in 
der verbrecherischen Tat liegt der Rechtsgrund der Strafe. 
Dann aber, wenn der Richter infolge eines Vorbrechens sich 
mit dem Menschen zu befassen hat, hindert nichts, dass auch 
kriminalpolitische Erwägungen bei der Ausmessung der Strafe 
nach Art und Höhe mitspielen. 

2. Strafreckt and Sozialpolitik. 
Die Sozialpolitik wird man aus dem Strafteclite ausschel- 

■) Stooas, Schw. Z. VIII. 458 f. 

') Aehnlich spricht sich Gautier aus; pour et oontre lea peines 
md^termin^es, in Schw. Z. VI. 28. Vgl. ferner: Makarewicz, Z. XVII 
629 und von Liszt, Z. XVI. 364—366. 

ä) Weinrich, in Mitt. d. I, K. V. Bd. VI. 26i und Z. XVIL 847. 

*) Von Li3zt, Lehrt, pag. G6 {§ 15 Anmerkung 12) Z. XIU. 325; 
Archiv, 401. 
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den müssen ,. denn sie befasst sich mit den soziiilen Zu- 
ständen, nicht mit den einzelnen Verbrechern, und hieran 
liat selbst der Strafgesetzgeber keinen Anteil zu nehmen. 
_0b dieser Zustund selbst zur Prävention gegen den Mensehen 
auffordert, welches, wenn derselbe kein bloss momentaner ist, 
allerdings zu behaupten ist, kann nicht als Sorge der .Straf- 
gesetzgebung betrachtet werden, sondern gehört zu dem Res- 
sort der Art von Sicheningspolizei, welche die Sichersteliung 
des Staates gegen die physischen Hindernisse seines Zweckes 
zu bewirken hat" ')- Diese Ausscheidung hat auch schon Mo hl 
betont *), und es scheint wohl angebracht, das wieder etwas 
zu betonen gegenüber den Bestrebungen vieler „Neueren", 
wek'he das Strafrecht mit Sozialpolitik ganz vermengen. Die 
Aufgaben des Strafgesetzgebers und des Sozialpolitikers sind 
verschieden. Klar ist, dass der Kriminalpolitiker der Unter- 
stützung des Sozialpolitikcrs durchaus bedarf *;, schon deshalb, 
weil es ja vorkommen kann, dass die beiden Gebiete in ein- 
ander übergreifen. Ein schönes Beispiel hierfür bildet die Be- 
handlung der Trunksucht. Die Wirkungen dieses Lasters können 
sich nach verschiedenen Richtungen hin äussern. Aber diesem 
ökonomischen und sittlichen Verfall entgegen zu ti-eten, liegt vor- 
erst durchaus im Gebiete der Privatrechfsgesetzgebung. In 



') Grolmäu, a. a. 0. pag. 17!). 

') Mohl, System der Prttventivjuatiz oder Reuhtspolizei, Tübingen 
1Ö34. 

*) Es gehört eigeutlich nicht mehr in den Kreis unserer Unter- 
suchung, wenn wir auch die privat recht liehen dieaheadglichen Bestim- 
mungen erw&hne». Ad dieser Stelle sollen darum hloss die einschlagenden 
(resetzesstellen zitiert werden. Schweizerisches Zivilgesetzbuch, Voreiit- 
^vurf des eidgen. Justiz- und Polizeidepartements, 1900. 

Art. 396 ; „Unter die Vormundschaft gehört jede mündig gewordene 
Person, die infolge von Geisteskrankheit oder Geistes.-^ch wache ihre An- 
gelegenheiten nicht zu besorgen vermag, oder die Sicherheit anderer ge- 
fährdet. 

Die Polizei-Sanitats- und Gerichtsbehörden haben der zuständigen 
Behörde zwecks Einleitung des Entm lind igiings Verfahrens die erforder- 
lichen Anzeigen zu machen". 
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durchaus anerkennenswerter Weise hat daher der schweizerische 
Gesetzgeber in den Art. 396 und 397 des Vorentwurfes zu einem 
schweizerischen Ziviigeaetzbuch, Vorlage des eidgenössischen 
Justiz- und Polizeidepartement (1900), die Bevonnundung des 
Geisteskranken oder Trunksüchtigen vorgesehen. Dies auch dann, 
wenn eine solche Person „die Sicherheit anderer gefährdet". Das 
Letztere ist entschieden nicht mehr rein sozialpolitisch. Die Un- 
terscheidung lässt sich aber an Hand der von uns gegebenen 
Kriterien auch hier leicht durchführen. Der Zustand der Trunk- 
sucht an und für sich gehört ins Gebiet der Sozialpolitik; erst dann 
wird er auch für die Kriminalpolitik von Bedeutung, wenn das 
Moment der Gefährdung der Rechtsordnung hinzutritt. Eine 
Bestimmung also wie die erwähnte, ist kriminalpolitischer Natur. 
Allein ins Strafgesetzbuch gehört sie doch noch nicht, denn 
die Scheidewand zwischen Kiiminalpolitik und Strafrecht ist 
das Verbrechen, Die kriminalpolitischen Bestimmungen im Straf- 
gesetz sind gerichtet gegen Wiederholung eines Verbrechens, 
die kriminal politischen Vorschriften des Zivilrechts suchen die 
Begehung des Verbrechens überhaupt zu verhindern. 

Es liegt in der Natur der Sache, dass Kriminalpolitik und 
Sozialpolitik viele gemeinsame Berührungspunkte haben, doch 
scheint mir eine Ausscheidung nicht nur nötig, sondern auch 
in der angegebenen Weise möglieh und durchführbar. Immer- 
hin mag es Fälle geben, wo die Kompetenzabgrenzung schwie- 
rig wird, und in diesem Sinne ist es dann richtig, was G nutier 

Art. 397: „Unter die Vormundschaft gehört jede mflndig gewordene 
Person, die durch Verschwendungssucht, Trunksucht oder lasterhaften 
Lebenswandel sich oder ihre Familie der Gefahr eines Notstandes oder 
der Verarmung aussetzt, oder die Sicherheit anderer gefährdet". 

Art. 898: „Unter die Vormundschaft gehört jede mündige Person, 
die zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr oder darüber verurteilt wor- 
den ist". GehSren hierher auch die s. M. ? Nein. Es wJIre demnach zu 
empfehlen, diese Bestimmung auch auf die s. M. auszudehnen. 

Die Bestimmungen über Aufhebung der Vormundschaft (Art, 466 
und 4(iG) durften wohl mit den s. M. in etwas besseren Zusammenhang 
gebracht werden. 
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über die Audscheidung der beiden Gebiete sagt: „C'est une 
question k peu prfes insoluble" '). Es wird Sache des Gesetz- 
gebers f^ein, im Einzelfall die richtige (ireoze zu ziehen. Wie 
es aber für das Strafrecht geradezu verhängnisvoll werden 
kann, wenn diese Scheidung von Sozialpolitik und Strafreeht, 
bezw. Krin:)inal Politik, nicht vorgenommen wird, das zeigt uns 
am besten die italienische Schule. Ho haben Ferri*) und Ga- 
rofalo"), sowie einige russische Strafrechtstheoretiker*) — 
von ihrem Standpunkt aus völlig folgerichtig — zu sehr auf die 
sozialen Verhältnisse abgestellt, und gelangen auf diese Weise 
zu einem Resultate, das von Liszt ausdrücklich ablehnt*). 
In diesem wichtigen Punkte trennen sich also die italienische 
Schule und von Liszt, welcher dem Strafreeht doch immer 
noch seinen selbständigen Charakter gewahrt wissen möchte*). 
Treffend sagt zu diesen extremen Bestrebungen der französische 
Jurist Tarde: „Chose Strange, quand les criminalistes con- 
temporains, naturalistes ou socialistes recherchent les causes 
du d61it, ils ne d^couvrent que les faeteurs impersonnelles, le 
cUmat, la saiiäon, la race, les anomalies craniennes ou autres, 
les suggestions du railieu social; en somme ils naturalisent ou 
socialisent le delit, ils l'impersonnalisent. ■ — Si Ton persiste ä 
croire et ä dire que les vraies causes du crime sont ces fac- 
teurs impersonnels, dissöminös dans la nature entiöre, danä 
toute l'histojre et dans toute la soei6t^, doiit il a ^t6 question 
plus haut, c'est k corriger et amender ces facteurs qu'il faut 



') Gautier, Schw, Z. Bd. VI. 29. 

') Ferri, Sozialogia criminale, 18512; und Die positive krimiiisli- 
stische Schule in Italien. 

') Garofalo, Criminalogia ; vgl. dazu auch ßosenfeld. Die 
dritte Schule, in Mitt. der 1. K. V. Bd. XV. pag. 1 ff. 

*) Vgl. Fi'assati, Die neue positive Schule des Strafrechts.in Buss- 
land, in Z. X mi f. 

') von Liszt, Z. XX. S, 5. 

■) von Liast, inZ. XIII. S60. und Gutachten zur vierten Hauptver- 
sammlung der I. K. V. Bd. IV. S, 128. 
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viser miiquement, non ä corriger et amender l'individu, simple 
executeur de leurs ordrej souverains" '). 

Schwieriger aber als eine Abgrenzung der Sozialpolitik 
vom Strafrecht ist die Abgrenzung gegenüber der Kriminal- 
politik, namentlich die Uebergangsfälle lassen scharfe Grenzen 
vielfach verwischen. Denn sobald die sozialen Zustände bei 
einem einzelnen Individuum sich in einer Verbindung mit dem 
begangenen Verbrechen zeigen, wird die Würdigung dieser 
Tatsache auch ins Gebiet der Kriminalpolitik fallen, und kann 
als solche geeignet sein, auch für den Strafrichter erheblich 
zu werden *), Gewiss mag es manchmal wünschenswert er- 
scheinen, vorsorgliche Massnahmen zu treffen auch in sozial- 
politischer Hinsicht, z. B. dem Dieb, der aus wirtschaftlicher 
Not gestohlen hat, nach Verbüssung der Strafe Arbeit zu ver- 
schaffen; doch fällt dies zweifellos nicht mehr in den Bereich 
des Strafrichters, auch wenn er noch so sehr befürchten mag, 
es werde der Bestrafte, wenn er entlassen aber wieder ohne 
Arbeit sei, wiederum einen Diebstahl begehen. Ist aber der 
Mann zum Diebe geworden aus Arbeitsscheu, so liegt der Fall 
im Gebiete der Kriminalpolitik, denn nicht äussere Zustände 
sind es dann, die jenen zum Verbrechen trieben, sondern es 
liegt die Ursache in der Person selber, sie ist kriminalpolitisch 
gefährlich. Desw^egen wäre es einseitig, dem Richter die Be- 
fugnis zu entziehen, neben der Repressivmassregel auch prä- 
ventiv eine geeignete Verfügung zu treffen '). Die Kriminal- 
politik kann neben die repressive Massregel auch eine präven- 



') Tftrde, auf S. V. aeines Vorwortes zudem Buch von Salleilles, 
l'individualisation de la peine. 

') Vgl. dazu die Ausführungen auf Seite 116 uod IIG. 

*) Ebenso Weinrich: „Erweist sich dieselbe (Vermengg. richterl. 
und administrativer Funktion) wirklich als eine nQtzliohe Einrichtung, 
so ist kein Grund vorhanden, hier von dem Prinzip der Heinhaltung des 
Bichteramtes nicht eine Ausnahme zu machen". Z. XVII. pag 861. Aus 
diesem Grunde künnen wir auch — trotz Wahrung unsei-es prinzipiellen 
Standpunktes — der Losung des Art. 17 Abf. 2 z 
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tive setzen; vom Standpunkt der Sozialpolitik ans aber gibt 
es nur reine Präventivniittel, denn sobald es sieh um die Re- 
pression eines Verbrechens handelt, liegt der Fall unzweifelhaft 
im Gebiete der KriminalpoHtik, Wie aber die Kriminalpolitik 
das weitere Gebiet umfasst als das repressive Strafrecht, so 
ähnlich ist das Verhältnis zwischen Sozialpolitik und Kriminal- 
politik. Hingegen ist es nicht richtig, wenn behauptet wurde, 
es bestehe zwischen diesen beiden letztern Disziplinen „kein 
begrifflicher Gegensatz", und ebensowenig sind sie „auf dem- 
selben Boden tätig" '). Das geht schon daraus hervor, dass 
die Sozialpolitik Verbesserung auch der Zustände anstrebt, die 
mit dem Strafrecht in durchaus keiner Beziehung stehen, wäh- 
renddem die Kriminalpolitik, wie dies schon im Namen liegt, 
dem Verbrechen vorbeugen will. 

VI. Der Kompromiss des Entwurf^. 

Es erschehien demnach die von den Gegnern des Kom- 
promisses geltend gemachten Gründe, das Strafrecht müsse 
rein erhalten werden, als unhaltbar. Ein solches Strafrecht 
würde sich zweifellos nicht dazu eignen, wirksam den Ver- 
brechern zu begegnen. Das Rechtsbewus-stsein des Volkes 
lehnt sich denn auch keineswegs auf gegen kriminalpolitische 
Gesichtspunkte im Stnvfrecht. Der Kompromiss des Schweiz. 
E., auf den die Praxis hingewiesen hat, erscheint theoretisch 
nicht unhaltbar, vor allem aber ist es eine durchaus uner- 
wiesene Behauptung, dass eine Durchlöcherung des Vergeltungs- 
prinzipes dessen völlige Preisgabe bedeute. 

I. Praktisdie and theoretische Schwierigkeiten. 
Richtig ist allerdings, dass die Zweispurigkeit des E. 
praktisch zu einigen Schwierigkeiten führt, doch sind diese 
nicht gar bedeutend '). 

') Terenzio Sacchi-Lodispo to, Soz.pol. und Krim. pol. in Sehn- . 
Z. XVI. 369 ff. und 395 ; eine kurze geschichtliche Uebarsicht pag. 369—373. 
') Vgl. unsere ÄusfUhnmgen im IV, Teil. 
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Ist nun schon an und für sich eine Vermengung der 
beiden Strafrechtstheorien — Vergeltung und Sicherung — 
vom streng theoretischen Standpunkte aus anfechtbar, so ist 
dies noch viel mehr der Fall bei der Art und Weise, wie der E. 
diesen Korapromiss vollzogen hat. Die praktische Brauchbar- 
keit der einzelnen Jlassregel wird allerdings trotz der theo- 
retischen Bedenken nicht in Zweifel gezogen, aber das streng 
wissenschaftliche Gewissen kann sieh mit diesem Zustande 
nicht so leicht abfinden; das ist zuzugeben. 

Ganz richtig hat jedoch diesen Bedenken gegenüber Prof. 
Meili auf der Jahr es versamn düng der schweizerischen Landeit- 
gruppe der I. K. V. 1903 in Zürich betont, dass sich auch 
viele zivilistische Gesetzesbestimmungen „gleichsam aus einem 
Büschel von Rechtssätzen zusammensetzen", und dass deswegen 
diese Massregeln sich in der Praxis doch ganz wohl bewähren 
können '). 

2. Wediselbeziehung zwischen Vergeltangsstrafe und s. M. 

Die dem Verwaltungsrechte entnommenen s. M. tragen 
ursprünglich gar keinen Straf Charakter an sich, allein es ist 
nun doch zu untersucjien, ob sie nicht durch ihre Eingliederung 
in das VergeltungsstralVecht in irgend einer Weise beeinflusst 
werden. Es ist niclit zu verkennen, dass die Massregel eben 
einen andern Charakter trägt, wenn z. B. der Regieningsrat 
(also eine Verwaltungsbehörde! einen notorischen Landstreicher 
in eine Zwangsarbeitsanstalt verbringen lässt, als wenn der 
Strafrichter einen Verbrecher zur Sicherung der Gesellschaft 
in Anknüpfung an ein Verbrechen in eine Arbeitsanstalt ein- 
weist. Schon allein dadurch, dass der Strafrichter die Mass- 
regel ausspricht, erhält sie einen Anflug von Strafcharakter, 
wenigstens in den Fällen, wo es sieh um zurechnungsfähige 
Verbrecher handelt. Bei der Strafe wie bei den s. M. ist die 

ich der Referent — Hafter — in These 2 
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Voraussetzung, dass ein Verbrechen begangen worden sei. 
Auch dieser Umstand wird nicht verfehlen, seine Wirkung zu 
äussern, mit Bezug auf die Qualifizierung der s. M. Die Folge 
eines Verbrechens ist die Strafe, und wenn man nun den Täter 
an Stelle der Strafe zu s. M. verurteilt, so wird eben in der 
Meinung der Volksgenossen die s. M. als Strafe gewertet wer- 
den. Jlögen auch die s. M. theoretisch von der Strafe rein- 
lich ausgesondert werden können, in das Rechtsbewusstsein 
des Volkes wird dieser Unterschied nie oder nur sehr schwer 
Eingang finden, da s. M, und Strafe zu viele und zu enge ge- 
meinsame Berührungspunkte aufweisen. 

Allerdings wird diesbezüglich bei den s. M. zu unter- 
scheiden sein. Die reinen s. M. werden sich vom Strafcharakter 
ziemlich fernhalten können, währenddem bei den gemischten 
s. M. dieser EinHuss des Vergeltungsstraf rechts sich eher zeigen 
wird. Und dies wird um so mehr der Fall sein, als nach dem 
Willen der Exp. Koro, die Einweisung in die Verwahrungsan- 
stult und in die Arbeitsanstalt neben polizeilichem Fürsorge- 
Charakter auch zugleich Strafnatur an sieh haben soll. Mit 
Recht wurde von Stooss in der Exp. Kom. betont, das.s die 
Verwahrung und die Einweisung in eine Arbeitsanstalt speziell 
von den Eingewiesenen selbst als Strafe empfunden werde, 
und so wird sie auch zweifellos in den Augen des Publikums 
gewertet, denn zu den bereits erwähnten Momenten kommt 
mm noch hinzu, dass auch die s. M. wie die Strafe eine Frei- 
heitsberaubung darstellen, wobei dann allerdings wieder Art 
und Ort des Vollzuges differenzierend wirken mögen. 

Die s. M. im E. sind Ausnahme; die gewöhnliche Mass- 
regel, die einem Verbrechen folgt, ist die Strafe. Es ist des- 
halb begreiflich, dass diese Ausnahme von dem Vergeltungs- 
gedanken, welcher im übrigen das Strafrecht beherrscht, einiger- 
massen modifiziert wird, während hingegen der Vergeltungs- 
gedanke, trotz dieser Ausnahme, in seiner gi-undsätzlichen Auf- 
fassung unberührt erhalten bleibt. 
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3. Reine s. M. und gemischte s. M. 
Die a. M. müssen, bevor wir ihren rechtlichen Charakter 
im Ktrafreclit untersuchen können, ausgeschieden werden in 
zwei Gruppen; wir wollen die erste: reine s. M., die andern: 
gemischte s. M. nennen. 

a) Zu den ersten sind zu rechnen : die Versorgung in einer 
Heil- und Pflegeanstalt (Art. 17) und die Einweisung in eine 
Trinkerheilanstalt (Art. ii5). Bei diesen hat sich der verwal- 
tungsrechtliche Charakter noch rein erhalten; sie sind und 
sollen keine Strafe sein, sie werden auch bei Dritten nicht 
als Strafe aufgefasst werden, sondern als eine medizinische 
Massregel, die allerdings dem Betreffenden im Interesse der 
Öft'entlichen Sicherheit anbefohlen wird, die aber darum nicht 
weniger eine medizinische Massregel bleibt. Die Insassen dieser 
Anstalten werden nicht als Verbrecher gebrandmarkt sein, 
sondern als Kranke unseres Mitleids teilhaftig werden. 

b) Ganz anders nun bei den gemischten s. M., bei der 
Unterbringung in einer Verwahranstalt und der Einweisung 
in eine Arbeitsanstalt. Der Arbeitszwang in diesen Anstalten 
und die selbstverständlich strenge Disziplin geben diesen s. M., 
auch wenn der Ort der Verbussung von dem des gewöhnlichen 
Strafvollzuges verschieden ist, doch einen ziemlich nachdrück- 
lichen Strafeharakter. Dazu kommt noch, daas sie auch eine 
Freiheitsberaubung darstellen, und dass der Gesetzgeber seihst 
diesen Massnahmen, wenn zwar auch in erster Linie den Cha- 
rakter der Fürsorge und Besserung bezw. Unschädlichmachung, 
doch daneben ebenfalls der Strafe zugedacht wissen wollte. 
Dies hat von Lilienthal dazu geführt, die gemischten s. M. 
als förmliche Sicherungsstrafe aufzufassen, die im Grunde nichts 
anderes bedeute, „als die Möglichkeit, gceignetenCalles eine 
längere Freiheitsstrafe zu verhängen, bei Ötiaftaten, auf die 
man im allgemeinen nicht wohl Zuchthaus setzen kann, ohne 
das gerechte Verhältnis der Strafmasse zu beeinträchtigen"' '), 



') Von LiHeuthftl, Z. XV. 
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Aber die gemischten s, M. sind nach dem Willen des Gesetz- 
gebers nicht nur eine verlängerte Sichertingsstrafe; heisst 
doch der erste Satz in den Motiven betreffend den Absclmitt 
„Strafen und s. M.": „Der E. unterscheidet Strafen und 
s. M." '). Freilich hat er sie vom Einfliiss des Vergeltungs- 
strafrecbtes nicht völlig frei gehalten. Es ist also eigentlich 
em doppelter Kompromiss hier geschlossen worden ; einmal 
sind in das Strafrecht s. M. aufgenommen, und sodann ist 
innerhalb der gemischten s. M. selbst wieder ein Kompromiss 
mit der Vergeltungsstrafe zu finden, indem die s. M. nicht rein 
erhalten sind, sondern auch Strafnatur an sich haben sollen, 

4. S. M. neben oder statt der Strafe. 

Wenn die s. M. neben der Strafe eintreten, aber erst be- 
ginnen, nachdem die ordentliche Strafe im gewöhnlichen Straf- 
verfahren verbüsst ist, so tritt ihr eigentlicher Charakter melir 
hervor als in den Fällen, wo die s, M. an Stelle der Strafe 
tritt. Hier allerdings ist man dann leicht geneigt, die s. M. als 
Strafe zu betrachten. Es wird wohl nur Ausnahme sein, dass 
der Richter Strafe und s. M. nebeneinander verhängt. Wenn 
die Strafe angezeigt ist, ist die s. M. überflüssig, und umge- 
kehrt, wenn s. M. am Platze scheinen, dann hat die Strafe 
wenig Sinn. Eine Ausnahme macht nur der Art. 35. Es sind 
allerdings Fälle denkbar (z. B. bei einem chronischen Alko- 
holiker), wo ein Trinker zu einer Strafe verurteilt werden soll. 
Es soll ihm eine Strafe zugefügt werden; daneben kann ihn 
aber der Richter — zumal wenn z. B. wegen verminderter 
Zurechnungsfähigkeit die Strafe nur von kürzerer Dauer sein 
kann — noch in eine Trinkerheilanstalt einweisen. Hier schei- 
nen mir Strafen und s, M. nebeneinander nicht unberechtigt; 
im übrigen wird aber der Richter diese Nebeneinanderstellung 
besser meiden und zum vorneherein auf s. M. erkennen. 

') HtooKS, Motive, pag. 35. 
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Die Nebeneinaiiderstellung von Ktrafen und s. M. hat zu 
der irrtümlichen Annahme Veranlassung gegeben, als seien 
die s. M. nichts anderes als Nebenstrafen. So meint Meyer')T 
der Schweiz. E. rede unnötigerweise (!) nicht von Nebenstrafen, 
sondern von s. iL Anderseits allerdings anerkennt er wieder 
eine Verschiedenheit der Strafe und derjenigen „polizeilichen 
Slassregein, welche aus Anlass eines Deliktes ergriffen werden 
können, also die Zwangserziehung jugendlicher Personen, die 
Unterbringung gefährlicher Personen aus Gründen der Sicher- 
heit in besonderen Anstalten"*). Wenn dann ferner Meyer 
überall den Gedanken der Vergeltung durchklingen lassen 
will und aus diesem Grunde die s. M. als Nebenstrafen auf- 
fassen zu dürfen glaubt, so steht er mit dem E. entschieden 
im Widerspruch. Dasselbe ist zu betonen gegenüber von Lilien- 
thal '). Die s. M. sind keine Nebenstrafen, sie sind eine Mass- 
regel 3ui generis; allerdings entbehren sie unter Umständen 
des .Strafcharakters nicht völlig, aber dadurch werden sie noch 
nicht zu Nebenstrafen. 

5. Die rechtliche Natur der s. M. 

Stooss hat der Wissenschaft die Aufgabe zugewiesen, 
eine genauere Ausscheidung von Strafe und Sicherungscbarak- 
ter innerhalb einer Massregel vorzunehmen. Allein diese Auf- 
gabe zu lösen ist unmöglich. Da der Gesetzgeber selbst Strafe 
und s. M. zwar als etwas begrifflich Verschiedenes auffasst, 
den s. M. aber dann doch wieder Strafinhalt zusehreibt, da 
ferner aus den angegebenen Gründen s. JI. und Strafen selir 
viele Berührungspunkte aufweisen, so ist es ganz unmöglich, 
hier eine Ausscheidung vorzunehmen, wo der Gesetzgeber ab- 
sichtlich Strafe und s. M. in einander überfliessen lässt. 



') H. Meyer, Leliib. [mg. 3H0 Anmeikiing I 

^ Meyer, i. a. 0, pag. 7. 

') von Lilieiithal. Z. XV. m. 
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Bei den reinen s. M. ist die Frage natürlich gelöst. Dies 
wird besonders da deutlich zu Tage treten, wo die Kantone 
von der ihnen in Art. 32 des Einf. Ges. gegebenen Befugnis 
Gebrauch machen werden; wo dann also nicht mehr der Straf- 
richter, sondern eine Behörde ') die Massregel ausfällt. 

Allein die gemischten s. M. machen eine Sonderung von 
Strafe und Sicherung (bezw. Besserung und Heilung) unmöglich, 
und wie die Massregel im Volke gewertet werde, wie weit es 
dem Strafgesetzgeber hier gelingen werde, bestnnmend auf die 
Volksmeinung einzuwirken, bleibt erst noch abzuwarten. Da 
weiterhin auch bei den gemischten s. M. unter Umständen 
ein Entzug der bürgerlicher Ehren und Rechte statthaben kann, 
so liegt hierin wieder eine Annäherung an die Strafe. 

Es ist vielleicht praktisch — nicht theoretisch — geradezu 
günstig, wenn bezüglich der s. M. der rechtliche Charakter 
noch etwas verwischt bleibt; die neue Maijsregel wird sich 
dann so leichter einbürgern und auf weniger Widerstand stossen. 
Auch damit muss gerechnet werden; denn zu den föderali- 
stischen Gegnern jeder Straf rechtseinheit werden sich noch 
die Anhänger der Vergeltungsstrafe gesellen, und leicht könnte 
so der E. zu Fall gebracht werden. 

Vom streng theoretischen Standpunkte aus ist es nicht zu 
billigen, dass die s. M, auch Strafnatur haben sollen, ih rem 
Wesen nach entha lten sie keine Uebe lszufHgung, d ie als so lche 
gewollt wäre, sie sind keine Strafen im eigentlichen Sinne, sie 
sind wirkliche, polizeiliche Präventivmassregeln ■}. Und doch 
ist dieser Massregel nun einmal ein gewisser Strafinhalt nicht 
abzusprechen. Diese Doppelnatur der s. M. hat richtig erkannt 
und zutreffend geschildert: Saleilles. „Par leur caract^re 
matöriel et leur Organisation pratique ees mesures de sQrete 
ne sont plus de peines, cela est vrai, mais elles restent des 

') Diese Behörde knim auch eine nicht richterliche sein. 

') Zutieffeiid Saleilles, rindividualiKation de la jjeine, pag. 131 f. 
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peines par leur earact6re Juridique et social" '). Auch vom 
ethischen .Standpunkte aub sind sie Strafen, denn mit ihrer 
Verhängung spricht man zugleich ein moralischec und soziales 
Werturteil aus. Im Zweifel aber wird man gegen die Straf- 
natur in den s. JI. entscheiden mtlasen, nach der Absicht des 
Gesetzgebers, denn: „Der E. unterscheidet Strafen und s. M. 

6. Einige Unterschiede zwischen Strafen and s. M. 

Wenn es auch schwer hält, ja zum Teil ganz unmöglich 
ist, den Strafcharakter innerhalb der s. M. genau abzugrenzen. 
so weisen doch Strafen und s, M. in verschiedener Hinsicht 
einen Unterschied auf. 

a. Zweck und Wesen. 

Strafen und s. M. unterscheiden sich nach Zweck und 
Wesen. „Kriminelle Strafe ist ein einem Individuum wegen 
Verübung von Verbrechen durch Richterspruch nach Massgabe 
der Strafgesetze auferlegtes Leiden" *). Das vergel tu uga weise 
zugefügte Uebel ist der Strafe wesentlich. Der in die Straf- 
anstalt Gebrachte soll fühlen, warum er da ist. Ganz anders 
bei den s. M.; hier ist die individuelle angepasste Behandlung 
das Haujfitsftchlichste. Nicht die Zufügung eines Strafleidens 
macht das Wesen de« Vollzuges aus. — Auch der Zweck 
ist bei s. M. und Strafen verschieden. Die s. M. soll in 
erster Linie sichern, sie will, sei es durch ein Heilverfahren 
oder auf dem Wege der Zwangserziehung, eine Besserung des 
Individuums an.streben, oder, wo dies nicht mehr zu erwarten 
steht, wie z. B. bei den unheilbar Geistesltranken und den Un- 
verbesserlichen, da will sie bewahren, versorgen oder unschäd- 
lich machen. So bildet auch das Verwahrungshaus des Art. 30 
ein Asyl. Man hat es spottend „Asyl für emeritierte Verbre- 



')S 
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eher" genannt'); es ist etwas Wahres dtiran, aber so gefähr- 
iich erscheint das denn doch nicht. Es wird kaum zu be- 
ftlrchten sein, dass ein edler Wettstreit um die Aufenthalts- 
bereehtigung sich entspinne! Das liegt in der Natur der Ver- 
wahrung, die gerade so wie die Unterbringung in eine Irren- 
anstalt ein Leiden, ein Uebel dai-stellt. Es ist ja auch eine 
erhebliche Freiheitsbeschränkung, welche der Eingewiesene 
sich gefallen lassen muss *). Das Leiden soll aber nach Mög- 
lichkeit gemildert werden, darin liegt der grundlegende Unter- 
schied zum Strafvollzug. Auch der ausgedehnte Arbeitszwang 
verringert diesen Unterschied nicht wesentlich. 

b. Die Dauer. 
Strafen und s. M. sind prinzipiell durch die Dauer der 
Massregel unterschieden. Bei der Strafe ist es ein bestimmtes 
Mass der Freiheitsbeschränkung, dem der Sträfling unterworfen 
wird, und das proportional zu seiner Verschuldung sich ver- 
halten soll. Die s. M. ist ihrer Natur nach keiner zeitlichen 
Beschränkung unterworfen, sie dauert bis zur Erreichung ihres 
Zweckes, bezw. bis zum Wegfall ihrer Notwendigkeit *). Dem 
widerspricht nun die verschiedentliche zeitliche Begrenzung im 
E. doch durchaus nicht. Die Erfahrung hat gezeigt, dass bei 
einer Trinkerkur, die mehr als zwei Jahre dauert, der Erfolg 
ein äusserst zweifelhafter ist; ähnlieh verhält es sich bei der 
Arbeitsanstalt, und was die Verwahrung betriift, so ist die 
gesetzliche Präsumtion, dass nach dieser langen Detentionszeit 
der verbrecherische Wille gebrochen sei, nicht ungerechtfertigt. 

c. Die Art des Vollzuges. 
Diese bildet ein weiteres Unterscheidungsmerkmal, mag 
auch naturgemäss in der Arbeits- und Verwahrungsanstalt eine 



') Scherb, auf dem aohweiz. Jur.-Tag in Bern. 1896, 

') Von Weinrich , Z. XVII. 847 f. 

') Die nllhere Begründung hiefUr im IV. Teil, in fine. 
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Disziplinierung der Insassen statthaben, so M-ird sie doch, ge- 
mäss den unter a. gegebenen Grundsätzen von denjenigen eines 
Gefängnisses nicht unerheblich abweichen, und vollends bei 
den reinen 8. M. werden medizinische Grundsätze jeden Straf- 
charakter aussch Hessen. 

d. Der Ort des Vollzuges. 
Er wird besonders in der Wertung der Volksgenossen 
seine Bedeutung haben. Gautier hat mit besonderem Nach- 
druck darauf hingewiesen: „La peine ne vaut dans le senti- 
ment populaire que par le local oü eile s'ex^cute. Deux peines 
difförentes de par le Code mais subies entre les m6mes mu- 
railles, n'en fönt qu'une pour le gros publique" ')• Was bezüg- 
lich der Strafen gilt, wird auch bei den s. M. zutreffen. Durch- 
aus richtig hat darum der E. als ersten Grundsatz für den 
Vollzug der Verwahrung die Forderung aufgestellt: „Die Ver- 
wahrung vielfach Rückfälliger wird In einem Gebäude voll- 
zogen, diis ausschliesslich diesem Zwecke dient" lArt. 30), 

Bedenklich aber ist Art. 45 Abs. 2 des Einf. Ges. : „Solange 
die Verwahrung nicht in einer Verwahrungsanstalt stattfinden 
kann, wird sie in einem Zuchthaus vollzogen". Doch wird 
dabei zu bedenken sein, dass dies nur eine Uebergangsbestim- 
mung sein soll, die lediglich den Zweck hat, dem Richter zu 
ermöglichen, auf Verwahrung zu erkennen schon vor der Er- 
richtung einer Verwahrungsanatal t, die hoffentlich nicht lange 
auf sich warten lässt. 

Bezüglich der Arbeitsanstalt enthält der E. keine gesetz- 
liehen Vorschriften, doch wäre wenigstens so viel zu wünschen, 
dass den Kantonen, die bis jetzt das Arbeitshaus mit dem Ge- 
fängnis verbunden haben, ^ z, B. Aargau und Baselland — 
auf die Dauer nicht gestattet würde, diese Verbindung aufrecht 
zu erhalten. 



') Gautier, deux projots, Schw. Z. VII. 62; ahnlich auch pag. 61. 
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e. Die Personen ihi'er AnM'enduiig. 
Der Grundsatz der Oekonomie der Strafe verlangt, dass 
überall da die Strafe nicht angewendet werde, wo sie durch 
andere, bessere Mittel ersetzt werden kann, wo sie also nicht 
das einzig wirksame Mittel ist, den staatlichen Güterschutz zu 
verwirklichen. Vortrefflich hat Stooss diesen Gedanken aus- 
geführt, „Es wäre inkonsequent, wenn die Urheber solcher 
Angrifte auch dann bestraft würden, wenn sie für die Wii'- 
kung der Strafe von vorneherein unempfänglich, also kriminal- 
politisch betrachtet nicht strafbar sind. Hier sind unter be- 
stimmten Voraussetzungen s. M. geboten. Dies trifft nicht nur 
für die Unzurechnungsfähigen zu, die ohnehin ausscheiden, 
sondern namentlich für gewisse Klassen Von Delinquenten, die 
entweder noch nicht reif shid für die Vergeltungsstrafe (die 
.higendlichen) oder die für die Wirkung der Strafe völlig ab- 
gestumpft sind {die immer wieder Rückfälligen), oder die ihres 
krankhaften oder verkommenen Zustandes wegen (geistig Anor- 
male, Trunksüchtige, Liederliche) zunächst einer andern Be- 
handlung bedürfen" '). 

Der Richter wird demgemass bei einem Gelegenheits- 
verbrecher in der Regel die Strafe eintreten lassen, bei einem 
„Zustandsverbrecher" aber, oder auch schon beim „angehen- 
den Zustandsverbrecher" wird er .sich fragen, ob nicht hier 
s. M. aro Platze seien. Damit der Richter aber in der Lage 
ist, diesen Unterschied herauszufinden, wird es nötig sein, dass 
er mehr als bisher das Vorleben und überhaupt die ganze 
Persönlichkeit des Verbrechers studiert. Besonderes Gewicht 
wird er hierbei auf die psychischen Momente zu legen haben. 
Im Zweifel soll er lieber noch einmal die Strafe anwenden, 
vielleicht, dass sich mit der gewöhnlichen ordentlichen Repres- 
siv-Massregel doch noch etwas erreichen lässt. Hält er die 
Nutzlosigkeit der Strafe für erwiesen, dann sind s. M. anzu- 
wenden. 



■) Stooss, Schw. Z. XIV. 39a. 



idbvGoOgle 



— 160 — 

Nachdem wir ho die s. M. theoretisch kennen gelernt 
lind ihren rechtlichen Charakter so gut als möglich dargelegt 
haben, bleibt uns noch zu untersuchen, wie der schweizerische 
Gesetzgeber die s. M. in sein Strafrecht eingegliedert hat und 
wie weit er die allgemeinen Grundsätze des Vergeltungsstraf- 
rechts auch auf die Korapromissraassregel ausdehnen will. 
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Die Anwendung der allgemeinen Grundsätze des Strafrecfats 
auf die sichernden Massnahmen. 

A. Im Allgemeinen. 

Die im E. durchgeführte Verquiekung von Vergeltuogs- 
strsife und Sicherungsidee, sogar innerhalb derselben Massregel, 
musste naturgeraäss einer lebhaften Kritik rufen. Der Theo- 
retiker empfindet es als einen Mangel, dass zwei so grund- 
verschiedene Systeme in ein und dasselbe Strafgesetzbuch hin- 
eingebracht werden sollen. „Die Wissenschaft kennt keine 
Kompromisse", lautet ein Machtspruch von Liszt's. Ein Sy- 
stem und nicht zwei sollen in einem Strafgesetzbuch ange- 
wendet werden, und wenn das Vergeltungsstrafreeht nicht 
ausreicht in seiner ausschliesslichen Anwendung, so liegt eben 
gerade hierin der beste Beweis, dass nunmehr die Sicherungs- 
strafe an Stelle der Vergeltungsstrafe zu treten hat. Es muss 
für das strenge theoretische Gewissen etwas unbefriedigendes 
haben, zwei Systeme so mit einander verquickt zu sehen. 

Aber nicht nur für den Theoretiker ergeben sich nach 
der Fassung des E. Schwierigkeiten, sondern auch für den 
Praktiker. Der Richter, der sich der s. M. bedienen will, wird 
in Verlegenheit geraten, wenn er die allgemeinen Grundsätze 
des Strafreehts auf sie anwenden soll. Gelten überhaupt diese 
allgemeinen Grundsätze auch für die s. M. oder nicht? und 
wenn ja, inwieweit!' Diese Fragen müssen bei einer allseitigen 
Würdigung der s. M. auch mitbesprochen werden. 
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Bei einer reinlichen Äussclieidung von Strafen und s. M. 
wäre die Frage wohl ziemlich rasch gelöst, »Hein bei der Art 
und Weise, wie der E, die s. M. durchgeführt hat, ergeben 
sich einige Schwierigkeiten. Im E. haben wir kein klares 
System von s. M. vor uns. Die s. M. des E. gehören zum 
grösseren Teil weder den Strafen noch den eigentlichen s. M. 
an, sie sind gemischter Natur. Sollen nun die Regeln des 
dritten und vierten Abschnittes des E. auch Anwendung finden 
auf die s. M.V Finden sie Anwendung auf die reinen s. M., 
oder bloss auf die gemischten s. M. oder auf beide Arten oder 
endlich auf gar keine? 

Auf die reinen s. M. können sie zum vorneherein nur so- 
weit Bezug haben, als dies etwa deutlich und unzweifelhaft 
im Gesetze selbst ausgesprochen ist, denn Strafe und reine 
8. M. sind so sehr prinzipiell verschieden, dass beide eine durch- 
aus getrennte Behandlung erheischen. Völlig korrekt hat da- 
rum der E. Überall da, wo er die Grundsätze für die Strafe 
auch ausdehnen wollte auf die s. M., dies ausdrücklich hervor- 
gehoben, denn grundsätzlich handelt weder Abschnitt drei 
Docli Abschnitt vier von den s. M. Darüber kann wohl kaum 
ein Zweifel aufkommen. Es ergibt sich das übrigens schon 
aus den betreffenden Ueberschriften, die vom Strafmass und 
Strafwegfall reden, währenddem der zweite Abschnitt mit 
„Strafen und s. M." überschrieben ist. Unzweideutig spricht 
sodann auch dagegen der Ein'gangssatz des Art. 47: „Der 
Richter bemisst die Strafe nach der Schuld des Täters". Hier 
ist einmal ausdrücklich von „Strafe" die Rede, was begriffs- 
mässig bei den s. M. ausgeschlossen sein sollte, und sodann 
von „Schuld", die bei einem gewissen Teil der mit s. M. Be- 
legten entweder überhaupt nicht vorhanden ist (s. M. gegen 
Unzurechnungsfähige), oder doch nur in vermindertem Grade 
(z. B. die s. M. gegenüber den Vermindertzurechnungsfähigen). 
Fraglicher erscheint es nun schon bei den gemischten s. M., 
die ja auch Strafcharakter tragen. Hat vielleicht hier der Ge- 
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setzgeber unter Strafe auch diejenigen s. M. verstanden, die 
nicht reine Sicherungsmassregeln sind, sondern daneben auch 
noch 8trafe sein sollen, oder doch als solche aufgefasst und 
gefohlt werden? Von einem zweifachen Gesichtspunkte aua 
wird man aber dazu gelangen, die Frage zu verneinen: Ein- 
mal findet sich in Abschnitt zwei die Ueberschrift: „Strafen 
und s. M.". Diese Nebeneinanderstellung zeigt uns, dass der 
schweizerischeGesetzgeber trotz der gelegentliehen Verquickung 
innerhalb der einzelnen s, M. dennoeli Strafe und s. M, trennen 
will. Es darf also im folgenden Abschnitt unter Strafe nur das 
verstanden werden, was man unter Strafe im engern Sinne 
versteht, also die Vergeltungsstrafe. Infolgedessen scheiden 
die s. M. samt und sonders aus. iSodann führt eine andere Er- 
wägung zu demselben Resultat. Ich möchte dieses zweite Mo- 
ment, im Gegensatz zu dem eben erwähnten, das man das ne- 
gative nennen könnte, das positive nennen. In einigen 
Art. der Abschnitte drei und vier sind die s. M. ausdrücklich 
erwähnt. Der Gesetzgeber spricht also ausdrücklich davon, 
wenn er die Grundsätze der Strafe auch anwenden will auf 
die s. M. Daraus darf nun geschlossen werden, dass er in den 
andern Fällen, wo die s. M. nicht ausdrücklich erwähnt wer- 
den, die Anwendung der allgemeinen Grundsätze ausschliessen 
will. So ergibt sieh also als ein Grundsatz: Die allgemeinen 
Lehren des dritten und vierten Abschnittes desE. 
kommen nur da zur Anwendung auf die ö. M. , wo 
dies im Gesetze ausdrücklich angegeben ist. Es 
gelangen also folgende Art. auch auf dies. M. zur Anwendung: 
Art. 51, (betreffend den Rückfall) jedoch nur bezüglich der in 
eine Arbeitsanstalt Eingewiesenen. Sodann die Art. b2, 'A fZu- 
sammeiitreffen von Freiheitsstrafen) ; Art. 5;-J (Strafanrechnung) ; 
Art. 55 (Verjährung der Verbrechen) ; Art. 56 (Verjährung der 
•Strafen und s. M.); Art. 58 (Wiedereinsetzung in die bürgerliche 
Ehrenfähigkeit); und endlich Art. 59, g 1 (Zeitberechnung). 
Der Art. 55 findet naturgemäss Anwendung, auch wenn 
im Gesetze selbst hierüber nichts bestimmt ist. Denn auch der 
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zii s. M, Verurteilte hat ein Verbrechen begangen, für welches 
eine Verjährung existiert und ein Beginn der Verjährung fest- 
gesetzt ist. Hier handelt es sich eigentlich nicht um eine s. M., 
sondern um eine Grundlage, die logische Voraussetzung (das 
Verbrechen), welche sowohl für die Strafe als für die s. M. 
dieselbe ist. Alle öbrigen, vorhin nicht aufgezählten Bestim- 
mungen haben nur Geltung bezüglich der Str.afe, nicht aber 
jiuch bezüglich der s. H. Allgemeine Bestimmungen speziell 
tlber die s, M. existieren im E. keine. Hafter ') glaubt, der 
Grund, warum im einzelnen Falle es zweifelhaft sein liönne, 
ob die allgemeinen Lehren zui Anwendung gelangen oder nicht, 
sei darin zu finden, dass man aus dem Geiste des Gesetzes 
heraus die Antwort zu geben habe. Da aber bei einzelnen 
Massnahmen Strafcharakter und Sicherungsidee verwischt seien, 
so komme es eben darauf an, ob man im konkreten Falle in 
der betrettenden s. M. mehr den Strafcharakter oder mehr 
den Sicherungscharakter prävaiieren lassen wolle. Je nach 
dieser Auffassung werde dann auch die Antwort ausfallen. 
Diese Auskunft scheint mir doch nicht ganz richtig zu sein. 
Gewiss muss diese Frage aus dem Geiste des Gesetzes heran» 
entschieden werden, allein der Gesetzgeber will ganz unzweifel- 
haft einen Gegensatz statuieren zwischen Strafe und s. M., 
und wenn er auch hie und da bei den einzelnen Massnahmen 
einen Strafcharakter mit einfliessen lässt, so fasst er sie doch 
eigentlich nirgends direkt als .Strafe auf, ihrem Hauptcharakter 
nach, sondern sie sind und bleiben s. M., wobei allerdings 
der Strafchiu-akter mit hineinspielt, aber erst sekundär. Es 
scheint vielmehr im Willen des Gesetzgebers zu liegen, dass 
Strafe und s. M. getrennt werden, und deshalb können die all- 
gemeinen Bestimmungen über die Strafe naturgemäss keine 
Anwendung finden auf die s, M. Es muss daher der Gesetz- 
geber, wie er dies denn auch in dui'chaus richtiger Weise ge- 

') Hafter, in meinem Vortrage an der Versammlung der schweizer. 
Lftniletjgruppe der 1 K. V. in Zürich 1903. 
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tan hat, in jedem einzelnen Falle bestimmen, ob der in Frage 
kommende allgemeine Grundsatz sieh auch übertragen lasse 
auf die s. M., und ob er ihn in dieser Uebertragung zur An- 
wendung bringen wolle. So finden wir bezüglich einer Reihe 
von s. M. keine allgemeinen ünmdsätze aufgestellt 

Das ist ja einerseits durchaus begreiflich. Es geht nicht 
wohl an, über Zumessung, Schärfuog und Milderung der s, M. 
bindende allgemeine Grundsätze aufzustellen. Die s. M., ein 
Institut, bei dem nur ZweckmässigkeitsrUeksicbten massgebend 
sind, die jeweilen im einzelnen Falle als besonders ausschlag- 
gebend erscheinen, vertragen an sich schon keine so starre 
Regelung wie z. B. die Strafe. Die s. M. sollen ihrem Wesen 
nach viel mehr neben der einzelnen Tat auch den Täter in 
Berücksichtigung ziehen als dieSti'afe; sie sind durchaus eine 
Gelegenheitsmassregel, deren Art und Anwendung völlig durch 
den einzelnen Fall bestimmt wird. Sie sind auch nach ihrer 
Art so sehr von einander verschieden — Arbeitsanstalt, Trinker- 
heilanstalt, Verwahrung usw. — dass auch schon aus diesem 
Grunde der Gesetzgeber keine allgemeinen Regeln aufzustellen 
in der Lage war. Und wie sollte denn auch der Strafgesetz- 
geber über Milderung und Zumessung von s. M. legiferieren 
können?! Bei den s. M. Ist nicht die Schuld des Täters das 
Hauptmoment, auf welches der Richter abzustellen hätte, son- 
dern das Sicherungsbedürfnis der Gesellschaft und wie dieses 
von Fall zu Fall je nach dem in Frage stehenden Individuum 
ein verschiedenes ist, so ist naturgemäss auch die Anwendung 
der s. M, eine verschiedene. 

Die unbedingte Uebertragung der allgemeinen Grundsätze 
des Strafrechtes auf die s. M. würde vielfach dem innersten 
Wesen der s. M. geradezu zuwiderlaufen. 

Es kann, darum keinem Zweifel unterliegen: Die all- 
gemeinen Grundsätze des Strafrechts sind in ihrer 
Totalität nicht nnwendbar auf die s. M. 
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Allein es gibt nun vielleicht doch eine Reihe von Grund- 
sätzen, die auf die s. M. herübergenommen zu werden ver- 
dienen, die es wünsclienswert erseheinen lassen, dass ihr An- 
wendungsgebiet auch auf die s. M. ausgedehnt werde. Wir 
wollen daher im folgenden kurz die einzelnen allgemeinen 
Grundsütze besprechen und untersuchen, ob und inwieweit 
die einzelnen auch auf die s. JM. auszudehnen seien. 



B. Im Einzelneu. 

I. Das Strafmass. 

/. Zamessung, 
„Der Richter bemisst die Strafe nach der Schuld des 
Täters und berücksichtigt dabei die Beweggründe , das Vor- 
leben und die persönlichen Verhältnisse des Schuldigen". Es 
ist wohl ohne weiteres klar, dass diese Bestimmung in der 
vorliegenden Form nicht anwendbar ist auf die s. M., denn 
diese sind, wie ihr Name sagt, eine Massregel mit Richerungs- 
zweck ohne Strafcharakter, oder doch primär ohne solchen. 
Der Grundsatz der Strafzumessung ist aber auch an sich schon 
nicht geeignet zur Uebertragung auf die s. M. Denn die Dauer 
der s. M. ist entweder bereits vom Gesetze bestimmt, oder 
dann Sache des konkreten Falles, oder endlich tlberhaupt nicht 
vom Richter festzusetzen. Es ist einleuchtend, dass hier dem 
Richter keine bindenden Vorschriften gegeben werden können. 
Die s. M. ist eben nicht wie die Strafe ihrer Natur nach 
einer zeitlichen Beschränkung unterworfen, sondern prinzipiell 
von unbeschränkter Dauer. Deshalb hat es keinen Sinn, Mo- 
mente aufzuzählen, die eine längere Dauer der s. M. recht- 
fertigen würden, als die Regel sie vorsieht. Ausserdem ist noch 
zu bemerken, dass z. B. bei s. M. gegen UnzurechnungsfäJiige 
von einer „Schuld" überhaupt nicht gesprochen werden kann. 
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2. Milderang. 
Fraglicher erscheint die Sache schon bei der Strafmilde- 
rung. Alle in Art. 48 aufgezählten Strafmilderungsgründe können 
auch vorhanden sein bei einem Täter, bei dem es sieh um die 
Ergreifung von s. M. handelt. Ein Beispiel mag dies verdeut- 
lichen. Ein chronischer Alkoholiker, der wegen dieses Zustan- 
des ein gefährlicher Mensch ist, ganz besonders, wenn er etwas 
getrunken hat, wird in einer solchen Stimmung schwer gereizt 
und gekränkt; er begeht infolgedessen ein Verbrechen, neh- 
men wir an eine ziemlich schwere Körperverletzung. Hier be- 
findet sich der Richter in einer recht zweifelhaften Lage, 
Wenn er den Täter bestraft, dann muss er ihm die Strafmil- 
derungsgründe des Art. 48 anrechnen. Der Mensch kommt 
also voraussichtlich mit einer ziemlich gelinden Strafe davon, 
zumal eben auch darum, weil dem Verletzten selbst auch ein 
gros-ser Teil der Schuld beizumessen ist. Allein der Richter 
wird sich sagen, diese kleine Strafe wird bei dem Alkoholiker 
nur wenig Eindrucji machen, (iber kurz oder lang wird er doch 
wieder kommen und dann bleibt nichts anderes übrig, als ihn 
in eine Trinkerheilanstalt einzuweisen ; vielleicht ist es doch 
besser, wenn dies gleich jetzt geschieht. Ist da nun die s. M, 
am Platz? Wir wollen die Frage einmal bejahen. Allein es 
erhebt sich sofort die weitere Frage, soll dann dem Täter 
nicht auch der Milderungsgrund zugestanden werden, da«s er 
unter dem Eindruck einer schweren Kränkung gehandelt hat? 
Die Tat erscheint eigentlich doch nicht so recht als ein Aus- 
fluss seiner ganzen Persönlichkeit, es ist doch weniger eine 
Tat, die auf den gefährlichen Charakter des Täters schliessen 
lässt, und darum möchte es gerecht erscheinen, dem Einge- 
wiesenen die s. M. etwas abzukürzen. Im ersten Augenblicke 
mag man allerdings dazu kommen, zu sagen, es erscheine nur 
als angebracht, dass dem Täter ein Umstand, der ihm als 
Milderungsgrund anzurechnen wäre, wenn er gestraft würde 
auch zugebilligt werde bei der s. M. Allein eine nähere Be- 
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trachtung muss doch sofort ergeben, dass eben die Verhält- 
nisse hier völlig anders liegen. Die Strafe sieht auf die einzehie 
Tat und auf das Schuldmoment, die s. M. sieht hingegen auf 
die bewiesene Gefährlichkeit, sie wird erst dann verhängt, 
wenn die Gesellschaft gesichert werden muss, aber dann 
sollte sie immer und uneingeschränkt zur Anwendung gelangen. 
Die Milderungsgründe vertragen sich nicht mit dem Wesen 
der s. M. Wenn deshalb der Richter im gegebenen Falle findet. 
es seien dem Täter mildernde Umstände zuzubilligen, so wird 
er eben bei der Strafe zu bleiben haben, wo eine Abstufung 
der Schuld allein möglich ist. Die Frage, ob auch bei den s. M. 
mildernde Umstände zugebilligt werden können, verwandelt 
sich also für den Richter in die Frage: soll ich im vorliegen- 
den Falle noch einmal die Strafe, oder soll ich gleich die 
s, M. anwenden? Darüber aber muss er sich klar sein, dass 
eine Milderung der s. M. ein Widerspruch in sich selbst dar- 
stellt. Denn wenn einmal das Sieherungsbedürfnis der Gesell- 
schaft auf Ausschliessung eines Individuums aus der sozialen 
Gemeinschaft geht, dann kann es nur eine Ausschliessung 
geben, die dann so lange zu dauern hat, bis der Grund ihrer 
Verhängung weggefallen ist. Durchaus korrekt sieht daher 
der E. für die s. M. keine Milderung vor. (Art. 49.) 

Selbstverständlich kann sich auch für die Fälle, wo Strafen 
und s. M. neben einander zur Anwendung gelangen, die Mil- 
derung nur auf die Strafe beziehen. 

3. Strafschärfung. 
Wie die Strafmilderung, so hat auch die Strafverschörfuug 
im System der s. M. keinen Raum. Im einen wie im andern 
Falle wird die Dauer der s. M. lediglich durch das Schutzbe- 
dürfnis der menschlichen Gesellschaft bestimmt und ausserdem 
ist ja, wie wir gesehen haben, die s. M. ihrer Dauer nach un- 
beschränkt. Es kann also deshalb von einer zeitlich verlänger- 
ten Massnahme schon aus diesem Grunde nicht gesprochen 
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werden. — Wäre nun aber vielleicht eine Verschärfung denk- 
bar und wünschenswert in Bezug auf den Vollzug der s. M. y 
Die StrafvoHzugsbeamten haben wohl schon vermöge ihrer 
Disziplinargewalt das Recht, vorübergehend den Strafvollzujf 
etwas härter zu gestalten für Trotzige und Widersetzliche, 
Wenn man nun auch dem Richter ein ähnliches Recht ein- 
räumen wollte, so mUssten hierfür im Gesetz besondere Regeln 
aufgestellt sein , es müssten verschiedene Klassen gebildet 
werden, damit, je nach dem, der Vollzug einer Abstufung fähig 
würde. Nun ist aber doch wohl zum vorneherein einleuchtend, 
dass eine solche Abstufung eine komplizierte Verwaltung er- 
geben würde, dass die hieraus entspringenden Nachteile die 
vermeintlichen Vorteile zum Mindesten aufwiegen wtirden. 
Allein eine so weitgehende Abstufung des Vollzugs der s. M. 
innerhalb einer Anstalt hätte auch noch den wichtigen Nach- 
teil im Oefolge, dass sich naturgemäss unter vielen Insassen 
eine Erbitterung herausbilden würde. Denn da die Gerichts- 
praxis von Kanton zu Kanton, ja sogar schon von Bezirk zu 
Bezirk häufig eine ganz andere ist, so liesse sich wohl nicht 
vermeiden, dass gleichartige Individuen doch ganz verschieden 
beurteilt würden. Dass aber ein solches Klassensystem dem 
guten Erfolg des Heils- und Besserungs Verfahrens in der An- 
stalt nur hinderlich sein könnte, wird wohl kaum bezweifelt 
werden wollen. Dazu kommt nun aber noch ein anderer, prin- 
zipieller Grund. Wenn analog der Strafe auch die s. M. ver- 
schärft werden kann, so ist damit wiederum in einem Punkte 
das Strafmoment in den s. M, verstärkt. Wenn nämlich der 
Vollzug der s. M. härter oder milder gestaltet werden kann, 
80 wird eben derjenige, welcher z. B. einem härteren Vollzuge 
unterworfen wird, diese Verschärfung als ein Uebel und da- 
mit als Strafe empfinden. Und ebenso wird dies unwillkürhch 
auch im allgemeinen angesehen werden. Denn jede Verschär- 
fung stellt in den Augen des Betreffenden und jedes Dritten 
einfach eine UebelszufUgung dar. Wir bekämen auf diese Weise 
einen Strafvollzug bei den s. M. Dass dies aber ein Wider- 
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Spruch mit sich selbst bedeutet, braucht wohl nicht noch be- 
sonders hervorgehoben zu werden. 

Der Richter, das ist das nun gewonnene Resultat, soll 
die s. M, weder zeitlich, noch nach der Art ihres Vollzuges 
verschärfen oder abschwächen können. Die Durchführung 
der s. M. muss ganz und gar der Änstaltsleitung überlassen 
werden, die allein imstande ist, individuell vorzugehen. Der 
Grundsatz der individuellen Behandlung, der bei den s. M. 
wesentlich ist, darf nicht durch eiine Anordnung des Gerichtes 
zum vorneherein in Frage gestellt werden, denn damit würde 
zugleich der Erfolg der ganzen Behandlung ungewiss und ein 
Teil der Verantwortung den Richtern Überbunden, statt sie 
ganz der Anstaltsleitung zu überweisen, der dann allerdings 
auch der nötige Spielraum gelassen werden muss. 

4. Zusammentreffen. 
Ein Grundsatz, der nach dem Willen des Gesetzgebers 
Anwendung finden soll auf die s. M., ist festgelegt in den Art. 
r>2 und 53 bezüghch der Strafanrechnung. Der Art. 52 be- 
stimmt nämlich, dass beim Zusammentrelfen mehrerer Frei- 
heitsstrafen auf die Strafe des schwersten Verbrechens zu er- 
kennen sei, die dann noch entsprechend erhöht werde, jedoch 
höchstens um die Hiilfte. , Andere .Strafen oder Massnahmen 
finden unbeschränkt Anwendung". Damit ist also gesagt, dass 
. s. M. auch nebeneinander zur Anwendung gelangen können 
und auch neben der Strafe. 

a) Die s. M. nebeneinander. 
Es dürfen die einzelnen s. M. auf keine Weise ineinander 
eingerechnet werden. Diese Bestimmung ist durchaus zu be- 
grüösen. Denn jede s. M. hat ihren eigenen speziellen Zweck 
und muss für sich zur Durchführung gelangen. Die s. M, ist 
ja gerade dazu da, um einen bestimmten Zweck mit einer 
dem betreffenden Individuum angepassten Behandlung zu er- 
reichen; es können also nach dem Wortlaut des Gesetzes ganz 
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wohl einmal zwei s. M. nebeneinander verhängt werden, z. B. 
Arbeitsanstalt und Trinkerheilanstalt Im ersten Fall hat die 
Massnahme den Zweck, den Eingewiesenen zu einem arbeit- 
samen Menschen zu erziehen ; die zweite Massregel geht dar- 
auf aus, den Trunksüchtigen zu heilen; sie hat also einen 
wesentlich verschiedenen Zweck von der ersten ^[assnahme. 
Hat nun eine Person z. B. durch Real- und Idealkonkurrenz ') 
bei einem Verbrechen sowohl seine Arbeitsscheu bewiesen, als 
auch seine Gefährlichkeit wegen häufigen und übermässigen 
Alkoholgenusses, so ist es ganz wohl denkbar, und nach Art. 
52 auch sehr wohl möglich, dass hier zwei s. M. verhängt 
werden, einmal die Einweisung in eine Arbeitsanstalt und so- 
dann die Einweisung in eine Trinkerheilanstalt *). Der Art. 52 
verbietet nun mit Recht, dass in einem solchen Falle die s. M. 
ineinander eingerechnet werden. Es stellt dies zweifellos ein 
Fortsehritt des E. dar gegenüber einigen kantonalen Gesetz- 
gebungen. So bestimmt z. B. § 2t> des zürcherischen Str. G. B., 
dass Neben-strafen, wie Amts- und Dienstentsetzung, oder Ein- 
stellung im Amte oder Dienste, Konfiskation oder Berufsver- 
bot, vom Richter mit andern Strafen verbunden werden können, 
wobei dann „die Verbindung eine verhältnismässige Vermin- 
clermig der zu erkennenden Freiheitsstrafe bewirken" soll. 

b) S. M. und Strafen nebeneinander. 
Diese „verhältni-smässige Verminderung" ist aber beson- 
ders in dem zweiten Falle zu verwerfen, wo es sich handelt 
um das Zusammentreffen von Strafen und s. M. Der Richter 
soll nicht einen Verbrecher zu drei Jahren Gefängnis, inbe- 
griflTen ein Jahr Arbeitsanstalt, verurteilen können. Er soll 
vielmehr beides möglichst auseinander halten : Strafe nach 



') Der cit Art. soll nach dem Willen der Exp. Korn, sowohl die 
Ideal- als die Realkonkurrenz umfassen. Vgl. £x|). Kom. Prot. I. pag. 25!) ; 
und II. p. 460. 

') Allerdings wird das wohl knum praktisch werden, indem ein 
längerer Aufenthalt in einer Arbeitsanstalt in gewissem Sinne auch eine 
Trinkerkur bedeutet 
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der Schuld filr das Verbreche», also z. B. zwei Jahre Gefäng- 
nis, und s. M., nach der bewiesenen Gefährlichkeit, also neben 
der Gefängnisstrafe noch für ein Jahr Einweisung in eine 
Arbeitsiinstalt, wobei aber dann die s. M. eben nicht mehr als 
ytrafe aufzufassen ist, sondern vielmehr als Sicherungsmass- 
regel, als ein Zwangserziehungsmittel, Es verfolgen Strafe 
und s. M. durchaus verschiedene Zwecke. Durch die Strafe 
soll das Verbrechen gesühnt werden, mit der s. M, bezweckt 
man in erhöhtem Masse als die Strafe, den Menschen zu einem 
arbeitsamen Gliede der menschlichen Gesellschaft zu erziehen. 
Diese grundlegende Verschiedenheit der Zwecke von Strafe 
und s. M. verlangt eine deutliche Ausscheidung auch im Voll- 
zuge. Es ist demnach der in Art. 52, Alinea 3, aufgestellte 
Grundsatz, dass Strafen und s. M. nicht ineinander eingerechnet 
werden dürfen, sondern nebeneinander unbeschränkte Anwen- 
dung finden sollen, durchaus zu billigen. 

5. Strafanredinang. 

9.) Anrechnung von Un tersuehu ngs verhaft. 

Vorauszuschicken ist hier die Definition des Begriffes 
Untersuchungshaft, wie sie gegeben ist in Art. ;-}6 des Einf. Ges. 
„Als Untersuchungshaft {Art. 53 des Str. G. B.) ist jede mit Be- 
zug auf ein Strafverfahren verhängte und im Gebiet der Schweiz 
vollzogene Haft (Untersuchungs- und Sich erheits verhaft) bis 
zum Eintritt der Rechtskraft des Urteils anzusehen. Vorbe- 
halten bleiben gesetzliche Bestimmungen über den Antritt der 
Strafhaft während der Rechtsmittelfrist ". Es ist deingemäss 
im folgenden „Untersuchungshaft" im Sinne des Art. 36 leg. 
cit. verstanden. Der Art. 53 des E. lautet: „Die Untersuchungs- 
haft kann dem Verurteilten ganz oder teilweise auf die Strafe 
angerechnet werden". Da hier die s. M. nicht erwähnt sind 
neben der Strafe, so muss gemäss unserer frühereu Argumen- 
tation daraus geschlossen werden, dass der Gesetzgeber das 
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Anrechnen der Untersuchungshaft bei den s. M. ausschliessen 
wollte. Ist dtis gerechtfertigt ? 

Unsere Htrafe ist fast immer eine Freiheitsberaubung. Es 
erscheint demnach als ein Gebot der Billigkeit, unverschuldeten 
Verhaft auf die Strafe anzurechnen '), Ganz anders verhält 
es sich nun aber bei den s. M. Bei der Strafe allerdings ist, 
wie beim Untersuchungs verhaft die Freiheitsentziehung das 
Wesentliche. Entzug der persönlichen Freiheit ist das Uebel, 
welches dem Täter mit der Strafe zugefügt werden soll, das 
ihn aber schon als Uebel trifft mit dem Untersuchungsverhaft. 
Bei den s. M. hingegen sind Untersuchungshaft und Festhaltung 
in der Anstalt durchau-s nicht wesensgleich. Es ist nicht ein 
Uebel, das dem Täter zugefügt werden soll und das er schon 
spürt im Uotersuchungs verhaft, sondern es ist ein Verfahren, 
dem er unterworfen werden soll, und das beginnt erst mit dem 
Eintritt in die betreffende Anstalt. Dieses Heil- oder Bes.serungs- 
verfahren beginnt naturgemäss noch nicht mit dem „Verhaft", 
deshalb kann eine Anrechnung auf die Dauer der s. M. nicht 
erfolgen. Das Hauptwesen der s. M. besteht nicht in einer 
Uebelszufögung, sondern in einer zwangsweisen Kur oder 
Zwangserziehung oder in einer Versorgung. Es kann also hier 
nicht wie bei der Strafe von einem „Gebot der Billigkeit" ge- 
sprochen werden, das etwa verlangte, die Untersuchungshaft 
auf die Strafzeit anzurechnen. 

Würde sich aber nicht vielleicht bezüglich der Verwahrung 
vielfach Rückfälliger (Art 29 und 30) erwägen lassen, ob nicht 
hier eine Anrechnung auf die Verwahrungszeit stattfinden solle? 
Die Verwahrung ist unzweifelhaft diejenige der s. M., die am 
ehesten der Strafe nahe kommt, die also unter allen gemischten 
s. M. den deutlichsten Strafcharakter aufweist. Geht nun viel- 
leicht der Einfluss dieses Strafcharakters so weit, dass er auch, 
wie bei der eigentlichen Strafe, bei dem Institute der Verwah- 

') Zürcher, tD seineui Kommentar zum zürcherisclieii St. O. B. in 
Anmerkung 1, zu g 63. 
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ruog eine Anrechnung des Sicherheits- und Untersuchungsver- 
hnftes verlangte? Ja folgt diese Forderung nicht sogar aus 
dem Wesen der Verwahrung selber, indem die Sicherung vor 
dem betreffenden Individuum — was ja bei dieser Art der 
8. M. der alleinige Zweck ist — schon beginnt mit dem Unter- 
suchungs- und Hicherheitsverhaft? Denn es ist ja schon von 
diesem Zeitpunkte an die Gesellschaft vor dem gefährlichen 
Individuum gesichert und dieses seiner Freiheit beraubt. 

Diesen Argumenten ist zwar eine gewisse Bedeutung nicht 
abzusprechen, allein eine allseitige Prüfung der Frage wird 
doch ergeben müssen, dass, wie bei den übrigen s. M , so nuch 
hier bei der Verwahrung keine Anrechnung statthaben kann. 

Schon aus rein formellen Gründen erscheint eine Anrech- 
nung nicht möglich. Der Art. 53 Abs. 1 spricht nur von einem 
Anrechnen auf die „Strafe". Nun ist aber auch die Verwahrung 
ihrem Hauptinhalte nach nicht „Strafe", sondern s. M, 'j, wenn 
auch vermischt mit Strafcharakter. Da nun aber der Gesetz- 
geber Strafen und s. M. ausdrücklich auseinanderhält, so muss 
hier, wo er nur von Anrechnung „auf die Strafe" redet, die 
Anrechnung auf die s, M. als ausgeschlossen erachtet werden. 
Und dies ist auch materiell durchaus zu billigen. Die eigent- 
liche Verwahrung, die nach Art. 30 in einem besonderen Ge- 
bäude und mit strengem Arbeitazwange durchgeführt werden 
soll, beginnt doch erst mit der Ueberführung des Verurteilten 
in diese Anstalt. So lange sich der Täter noch im Unter- 
suchungsgefängnisse befindet, hat der Vollzug der Verwahrung 
noch nicht begonnen, dieser setzt vielmehr erst ein, wenn der 
vielfach Rückfällige in das Gebäude eingezogen ist und nun 
streng zur Arbeit angehalten wird. Gerade das letztere, der 
Arbeitszwang, bildet aber einen wichtigen Bestandteil des 
Vollzuges der Verwahrung. Bei den Untersuchungsgefangenen 
kann aber ein Arbeitszwang doch nicht wohl angewendet 



') Vgl. Exp. Korn. Prot. 1. p. 175. Die Verwahrung ist „wewentlii;h 
fürsorgliche Massnahme". Stooss. 
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werden. Man kann hier auch nicht von einem „Gebot der 
Billigkeit" reden, um dessentwillen der ausgestandene Verhaft 
in Abrechnung zu bringen wäre. Denn sollte sich wirklich ein- 
mal unter den Verwahrten ein Individuum belinden, das eine 
Abkürzung der Verwahrungszeit verdiente, so hat es die Voll- 
zugsbehörde in der Hand, bei guter AuflFührung des Verwahrten 
nach fünf Jahren die vorläufige Entlassung des Eingewiesenen 
eintreten zu lassen. So ergibt sich uns also das Besultat, 
dass eine analoge Anwendung des Art. 53 Abs. 1 auf die s. M. 
aus formellen und materiellen Gründen nicht statthaft und 
nicht zu empfehlen sei. 

b) Aufenthalt in einer Krankenanstalt. 

Anders liegt nun freilich die Sache mit Bezug auf Abs. 2 
des Art. 53. Er lautet: „Dem Verurteilten, der in eine Heil- 
oder Pfleganstalt eingewiesen ist, wird der Aufenthalt in der- 
selben als Strafvollzug angerechnet". Diese Bestimmung bezieht 
sich speziell auf Art. 17 und die dort erwähnte s. M. ') Dai'imf 
weist schon der Wortlaut hin. Es ist dies näher zu besprechen 
bei der Untersuchung der s. M. des Art. 17*). Gilt nun diese 
Regel überhaupt für alle Verurteilten, wenn sie während des 
Strafvollzuges erkranken? Schon die äussere Eingliederung 
dieser Bestimmung unter die allgemeinen Grundsätze weist 
darauf hin, dass hiermit eine Ausdehnung auf alle im Straf- 
vollzug Erkrankten beabsichtigt wird. Es ist zunächst aller- 
dings richtig, dass eine solche Bestimmung nicht in das Straf- 
gesetzbuch gehört, sondern in ein Gesetz über den Strafvoll- 
zug, allein da dieses für den schweizerischen Gesetzgeber vor- 
aussichtlich noch in weiter Ferne liegt, ist es doch wohl an- 



'} In der Exp. Kom. waren die Meinungen geteilt, die Mehrheit 
neigte dahin, die VermindertzLirechnungsffihigen zu verurteilen, statt daa 
Strafvollzuges aber Versorgung eintreten zu lassen. Vgl. Exp. Kom. Prot. 
X. 78 f. 

') Vergl. unsere Ausführungen II. Teil pag. 82. 
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gezeigt, diese Bestimmung jvis allgemeine Bestimmung in das 
Strafgesetz aufzunehmen; gibt es doch noch schweizerische 
Kantone, wo die Anrechnung des Aufenthaltes in einem Kranken- 
hause auf den Strafvollzug nicht selbstverständlich ist. In 
Glarus und Schwyz bedarf es hierzu eines eigenen Gerichts- 
beschlusses; in Freiburg und Solothurn ist eine Anrech- 
nung überhaupt nicht möglich ! 

Der in Art. 53, Abs. 2 festgelegte Grundsatz flndet nun, 
da nach der Ansicht der Kommission der Aufenthalt eines 
Verraindertzurechnungsfähigen in einer Heil- oder Pfleganstalt 
(Art. 17) als Strafvollzug angesehen wird, auch Anwendung 
bei den in dem erwähnten Art. 17 vorgesehenen Massnahmen. 
Wollte nun vielleicht gesagt werden, dass dieser Grundsatz 
auf alle s. M. anzuwenden sei? 

Auf den ersten Blick möchte es freilich scheinen, es sei 
nur ein Gebot der Humanität, wenn dieser Grundsatz allgemein 
auf die mit s. M. Belegten ausgedehnt werde. Es kann sieh 
diese Ansicht auch noch mit einigem Recht auf die Entste- 
hungsgeschichte des Art. 53 berufen. In seiner ursprünglichen 
Fassung sprach nämlich der Art. nicht von einem „Verurteil- 
ten", sondern von einem „Sträfling". Nun konnte man aber 
unter „Sträfling" nicht einen solchen verstehen, dem s. M. auf- 
erlegt worden waren; es wurde deshalb, um die Anwendung 
auf Art. 17 zu ermöglichen, das Wort „Verurteilter" gewählt, 
und unter diesem Ausdrucke im weiteren Sinne können nun 
auch die zu s. M. Verurteilten verstanden werden. Der Wort- 
laut des Art. 53 bietet also keine Schwierigkeit, den hier ent- 
haltenen Grundsatz allgemein auf die s. M. anzuwenden. Man 
wird daher sagen können: Ueberall, wo die s. M. „an Stellö 
der Strafe" treten, werden sie als Strafvollzug angerechnet, 
vorausgesetzt, dass sie in einer Heil- oder Pfleganstalt er- 
standen werden. 

Allein wie verhält es sich nun, wenn ein für zwei Jahre 
in die Arbeitsanstalt Eingewiesener nach einiger Zeit 
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krank wird und djuin in ein Spital überführt werden muss? 
Wird ihm dann der Aufenthalt in diesem Spital angerechnet 
iiuf die Einweisungsdauer in die Arbeitaanstalt? Zwei Gründe 
scheinen mir dagegen zu sprechen. Einmal hat der Gesetz- 
geber den Grundsatz der Strafanrechnung selbst nur auf eine 
s. M. fArt. 17) anwendbar erklärt. Dies ist die einzige in der 
Kommission hervorgehobene Ausnahme, und Ausnahmen sind 
strikte zu interpretieren. Deshalb scheint eine weitere Aus- 
dehnung nicht angängig. Allein noch ein anderer, wichtigerer 
Grund spricht gegen die allgemeine Anwendbarkeit dieses 
Grundsatzes auf die s. M, Bei der Strafe ist die Dauer der 
Freiheitsentziehung eine absolute. Sie dauert eine genau zum 
voraus bestimmte Zeit. Die Freiheitsentziehung von bestimmter 
Zeitlänge bildet das Strafübel, Rücksichten der Humanität 
führen nun dazu, die dazwischen liegende Krankenzeit in die 
Strafzeit einzurechnen, denn auch während dieser Zeit ist ja 
der Kranke seiner Freiheit beraubt. Ganz anders nun liegen 
die Verhältnisse bei den s. M. Schon bei der Frage der 8traf- 
ineinanderreehnung ') haben wir darauf hingewiesen, dass jede 
s. 31. ihren speziellen Zweck hat, den sie durch eine besondere, 
individuell angepasste Behandlung zu erreichen strebt. Wird 
nun der Eingewiesene krank, so hört notwendigerweise die 
frühere Behandlung auf. 

Bei der P^inweisung in eine Arbeitsanstalt kann der Art. 53, 
Abs. 2 keine Anwendung finden, denn die in dieser Anstalt 
mit den Insassen vorzunehmende Behandlung wird durch die 
Krankheit unter-brochen. Die Anrechnung der Krankenzeit ist 
ausgeschlossen bei denjenigen s. M., bei welchen durch die Krank- 
heit ein Besserungs- oder Erziehungsprozess gehemmt, bezw. 
unterbrochen wird. So sehr man also auch den humanen Grund- 
satz des Art. 53, Abs. 2 bei den Strafen befürworten mag, einer 
allgemeinen Uebertragung auf die s. 11. wird man doch nicht 
das Wort reden wollen. 



') Vgl. dazu 8. 170. 
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"Wie soll es nun gehalten werden bezttgl. des in eine Trinker- 
heilanstalt Eingewiesenen? Soll einem solchen, der wegen 
schwerer Krankheit in ein Spital übergeführt werden muss, diese 
Zeit auf seine Einweisungsdauer angerechnet werden oder nicht? 
Kann man hier behaupten, dass durch die Krankheit ein Bes- 
serungs- bezw. Erziehungsprozess gehemmt oder unterbrochen 
werde ? 

Nach dem Wortlaut des Art. 53, Abs. 2 ist eine Anrech- 
nung nicht möglieh. Der unheilbar Geisteskranke, der frei- 
gesprochen und nach Art. 35, Abs. 2 in eine Heilanstalt für 
Trinker eingewiesen wurde, ist kein „Verurteilter" und er hat 
keinen „Strafvollzug" durchzumachen; es kann deshalb hier 
aus rein formellen Gründen von einer Anrechnung als „Straf- 
vollzug" nicht gesprochen werden. 

Jedoch auch der nach Art. 35, Abs. I eingewiesene Trin- 
ker kann sich ebenfalls nicht auf den Art. 53, Abs. 2 berufen. 
Ein Verurteilter ist er zwar, allein der Aufenthalt in der Trinker- 
anstalt ist in diesem Falle kein Strafvollzug. Denn erst nach- 
dem das Individuum seine Strafe erstanden hat, trifft 
es die Einweisung. Verurteilt im weiteren Sinne des Wortes 
mag man ihn allerdings nennen, aber er hat seine Strafe be- 
reits völlig abgesessen, wenn er in das Trinkerasyl eintritt; 
voü einer Anrechnung als Strafvollzug kann demnach keine 
Rede sein. Ist das nun aber gerechtfertigt, dass der erkrankte 
Trinker nach seiner Genesung noch den vollen Rest der Trinker- 
kur durchzumachen hat? Die Behandlung im Krankenhause 
deckt sich wohl fast völlig mit der Behandlung im Trinker- 
asyl in Bezug auf die Entwöhnung des Alkohols. Man darf 
ja wohl annehmen, dass der Aufenthalt in einem Spital in ge- 
wissem Sinne eine Fortsetzung der Alkoholabgewöhnung bildet. 
Der Kranke wird auch in der Heilanstalt ausser zu medizinischen 
Zwecken gar keinen, oder doch nur so wenig AlkohoKerhalten, 
dass von einer schädlichen Unterbrechung der Trinkerkur wohl 
nicht gesprochen werden kann. Ganz speziell in dem Falle, 
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wo ein Trinker aus dem Trinkerasyl in eine Jrrenheilanstalt 
gebracht werden muss, wird sich eine Anrechnung doch durch- 
aus empfehlen, denn gerade in den Irrenanstalten ist ja, nach- 
deno das „Burghölzli" in Zürich mit dem lobenswerten Beispiel 
vorangegangen war, fast Überall der Grundsatz der völligen 
Abstinenz durchgeführt. So wird man wohl mit Recht sagen 
können, der Aufenthalt in einer Irrenheilanstalt bilde in ge- 
wissem Sinne eine Fortsetzung der in der Trinkerheilanstalt 
begonnenen Trinkerkur, und es sei aus diesem Grunde die hier 
verbrachte Zeit dem Kranken in Anrechnung zu bringen. 
Allerdings darf -man sich gewisse Bedenken gegen diese Er- 
weiterung des Art. 5.-1, Abs. 2 nicht verhehlen. Die Erfahrung 
hat gelehrt, dass bei den Trinkerkuren dann die grCssten Er- 
folge aufzuweisen sind, wenn ihre Durchführung auf dem Sy- 
stem möglichster Freiheit basiert. Nun ist aber der Fall doch 
nicht ausgeschlossen, dass ein Trinker, der in der Kranken- 
anstalt zwangsweise Abstinent gewesen ist, wieder zum regel- 
mässigen Alkobolgenuase zurückkehrt, sobald er sich dieses 
Zwanges entledigt weiss. Dieses Argument trifft aber in gewissem 
Umfange überhaupt zu, auch auf die zwangsweise Einweisung 
in eine Heilanstalt für Trinker. Wenn nun trotzdem erfahrene 
Männer, wie z. B. Forel, den Art. SS befürwortet haben, so 
ist auch einer Ausdehnung des Art. 5^, Abs. 2 aus diesem 
Orunde wohl nichts wesentliches entgegenzuhalten. Vielleicht 
mag es Fälle geben, wo es nicht angezeigt erscheint, die 
Krankenzeit einzurechnen, allein sie werden denn doch Aus- 
nahmen bleiben, und wenn man diese Ausnahmen dennoch so 
hoch anschlagen will, bleibt immer noch bestehen, dass eine 
Anrechnung für die meisten der vorkommenden Fälle wünschens- 
wert wäre. Nach der jetzigen Fassung des Art. 53, Abs. 2 
ist dies aber leider nicht möglich. 

Allein diese scheinbare Schwierigkeit hebt sich in der 
Praxis leicht. Da das Gericht jederzeit die Entlassung ver- 
fugen kann, „sobald die Person geheilt ist", wird in der Mehr- 
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zahl der Fälle dieser Ausweg genügen. Immerhin bleibt zu 
wünselien, dass in Art. 53, Abs, 2 die Möglichkeit vorge- 
sehen werde, dass dem in eine Trinkerheilanstalt Eingewie- 
senen die in einer Heil- oder Pflegeanstalt verbrachte Zeit 
angerechnet werde. Allein da es bei dieser im einzelnen Falle 
möglichen Anrechnung doch jeweilen eines Gerichtsbeschlusses 
bedürfte, so ist es wohl praktisch einfacher, wenn auch theo- 
retisch nicht ganz korrekt, es bei der bestehenden Lösung 
des E. zu belassen. 

Soll auch dem Verwahrten der Aufenthalt in einer 
Krankenanstalt als Strafvollzug angerechnet werden? 

Die Verwahrung ist diejenige s. M., welche am meisten 
Htrafcharakter an sich trägt. Sie wird auch als Strafe von 
dem Eingewiesenen empftinden: sie wird auch in der Meinung 
des Volkes als Strafe gefürchtet und gewertet. Der Gesetz- 
geber freilich fasst sie rechtlich nicht als Strafe auf. Den- 
noch wird mau sieh der Erwägung nicht verschliessen können, 
dass eine Anrechnung der Krankenzeit hier durchaus am 
Platze wäre. Wie bei dei' eigentlichen Strafe, so kann man 
auch da von einem Gebot der Billigkeit reden, das dazu führe, 
ausgestandenen Untersuchungsverhaft auf die Straf- bezw. Ein- 
weisungszeit anzurechnen. 

Es ist behauptet worden, es müsse die Anwendbarkeit der 
allgemeinen Grundsätze aus dem Geiste des Gesetzes abge- 
leitet werden. Nun sei aber dieses unklar, infolge dessen sei 
auch die Uebertragung der allgemeinen Grundsätze auf die 
s. M. eine unklare und zweifelhafte. Dies ist jedoch nur zum 
Teile richtig. Die Schwierigkeiten sind wohl etwas über- 
schätzt worden. Aus der Zweckbes timmung der einzelnen 
8. M. ist die Frage zu prüfen, ob und inwieweit ein allge- 
meiner Strafrechtsgrundsatz auch auf die betreffende s. M. zu 
Übertragen sei. Von Anfang an haben sich uns die s. M. als 
Zweckmässigkeitsmassregeln dargestellt. Dieser Gesichtspunkt 
der Zweckmässigkeit darf auch hier nicht ausser acht gelassen 
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werden. Er wird es ermöglichen, im einzelnen Falle die zu- 
treffende I^ösung zu finden. 

Wenn wir nun diesen Gesichtspunkt der Zweckmässigkeit 
auf die vorliegende Frage der Anwenduiigsmöglichkeit des Art. 
53, Abs. 2 bei der Verwahrung anwenden, so ergiebt sich, 
dass der Aufenthalt in einer Krankenanstalt dem Verwahrten 
anzurechnen ist. Der Sinn und Zweck der Verwahrung geht 
doch in aller erster Linie darauf aus, den betreffenden Mensehen 
einmal für längere Dauer seinem Bann verbrecherischer Tätig- 
keit zu entreissen. Er soll für mindestens zehn Jahre ausser- 
stand gesetzt werden, weitere Verbrechen zu begehen. Dieser 
Hieherungszweck wird auch erreicht während seines Aufent- 
haltes in einer Krankenanstalt. Anders liegt die Sache, wie 
wir gesehen haben, bei der Arbeitsanstalt und der Trinker- 
beilanstalt. Bei der Verwahrung hingegen kann nicht gesagt 
werden, dass durch die Krankheit ein Heil- oder Besserungs- 
verfahren unterbrochen werde, denn die Personen, um die es 
sich handelt, sind ja „unverbesserlich". 

Wenn wir also vom Standpunkt des Zweckbegriffes aus- 
gehen, so gelangen wir zu dem Ergebnis, dass eine einheitliche 
Regel gleichzeitig für alle s. M. nicht aufgestellt werden kann 
bezügl. der Anwendung der allgemeinen Grundsätze auf die s. M. 

Es zeigt sieh also ganz besonders da, wo der Richter in 
der Praxis die Anwendbarkeit der allgemeinen Grundsätze 
auf die s. M. zu prüfen hat, wiederum so recht die Doppel- 
natur der s. M. Die s. M, des E. weisen, wie von Liszt 
richtig bemerkte, neben vielem Vortrefflichen doch „auch alle 
Schwächen eines Kompromisses" auf). 

II. Wegfall der Strafe. 
/. Tod. Geisteskrankheit und Begnadigung. 
Tod, unheilbare Geisteskrankheit und Begnadigung heben 
zwar die Strafe niclit auf, aber sie lassen die Strafverfolgung 

') V. LiHzt, Die strafrechtliche ZuT«chnung8f&hJ|tkeit io Z. XVII. 
pag. 90. 
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und den Strafvollzug wegfallen. Schon die Worte „Strafver- 
folgung" und „Strafvollzug" zeigen an, dass die Bestimmung 
des Art. 54 nicht anwendbar sein soll auf die s. M. ') Das 
ist auffallend. Warum soll der Tod nicht dieselbe Wirlcung 
haben wie bei der Strafe? Man wird freilich sagen können, 
es sei dies nur eine rein theoretische Frage, die der praktischen 
Bedeutung entbelire. Bei den s. M. handle es sich ja um eine 
sozial gefährliche Persönlichkeit. Ist die Person nicht mehr 
da, ist sie tot, dann ist auch der Grund der s. H. weggefallen. 
Wenn das Objekt des Vollzuges untergeht, so fällt damit auch 
die s. M. selbst dahin. Bei der Strafe hingegen hat die Frage 
mehr praktischen Wert, Es wäre nämlich auch nach dem 
Tode des Täters doch eine Vollstreckung in den Nachlass des 
verstorbenen Verbrechers denkbar, z. B. bei der Busse *). 

Soll dann ferner etwa z. B. ein unheilbar geisteskrank 
Gewordener noch weiter in der Anstalt für Arbeitsscheue 
gelassen werden? Das kann unmöglich die Meinung des Ge- 
setzgebers gewesen sein. Vielmehr werden sich dann eben 
die Verwaltungsbehörden mit dem Unheilbaren zu befassen 
haben *), und ihn in eine entsprechende Anstalt bringen lassen. 
Auf diesem Wege wird sich die Praxis zu helfen wissen, allein 
weshalb sollte man nicht gleich im Gesetze bestimmen, dass 
Tod und unheilbare Geisteskrankheit auch den Wegfall der 
s. M. bedingen, wie den der Strafe? Es ist eine bekannte 
Tatsache, dass viele in die Trinkerheilanstalt Eingewiesene 
geistig nicht ganz normal sind (chronische Alkoholiker). Wenn 
nun ein solcher vor Ablauf seiner Heilung noch völlig geistes- 
krank wird? Man wird ihn gewiss nicht in der Trinkerheil- 

') Art. bi : „Die Strafverfolgung uud der Strafvollzug fallen weg, 
. wenn der Tater stirbt oder unheilbar geisteskrank wird oder wenn er 
begnadigt wird", 

') Es ist dieser Standpunkt, dass eine Busse an dem N&chlasa des 
Verbrechers vollstreckt werden könne, sogar in der Exp. Kom. verfochten 
worden (von Seh erb). Mit Recht steht der E. auf einem andern Boden. 

') Heimatsbehöi-den oder Wohnsitzbehörden V Schweiz, irrengesetz ! 
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anstalt belassen wollen ; darflber kann kein Zweifel bestehen : 
der Mann gehört in eine Irrenanstalt. Es wäre deshalb sehr 
zu empfehlen, in den Art. 54 eine Ergänzung auföunehmen, in 
dem Sinne, dass dieser Artikel auch Anwendung finden solle 
auf die s. M. 

Absichtlich wurde der B egn a di gu n g bis jetzt noch 
nicht erwähnt. Soll bei den s. M. eine Begnadigung möglich 
sein? Es lässt sich Verschiedenes dagegen einwenden. Die- 
jenigen Individuen, die mit s. M. zu behandeln sind, geniessen 
nicht ein so allgemeines Interesse, wie etwa andere Persönlich- 
keiten, die vielleicht um politischer Verbrechen willen eigent- 
lich zu bestrafen wären, wo aber aus staatspolitischen Gründen 
ein Erlass des Strafvollzuges angebracht erscheint. Wenn der 
Richter es einmal im allgemeinen Interesse findet, dass ein 
Individuum verwahrt werden mUsse, so soll nicht eine Be- 
gnadigung eintreten können, und damit die Gesellschaft der 
Gefahr der baldigen Wiederholung eines Verbrechens ausge- 
setzt werden. Auf den Strafanapruch kann der Staat unter 
Umständen verzichten, auf den Sicherungsanspruch doch wohl 
weniger. Diesen Einwänden ist eine gewisse Berechtigung 
nicht abzusprechen; allein es genügt vielleicht demgegenüber 
auf ein Beispiel zu verweisen. Es ist möglieh, dass ein Indi- 
viduum zu s. JI. verurteilt wird, z. B. in die Verwahrungsan- 
stalt auf Grund eines Vergehens, das der Richter als bewiesen 
angenommen hat (Jury), für welches aber objektiv doch keine 
eigentUchen Beweise vorhanden waren. Soll da die Begnadi- 
gung später ganz ausgeschlossen sein ? ') Man kann das doch 
nicht unbedingt befürworten, denn es lassen sich Fälle denken", 
wo auch bei s. M. eine Begnadigung angezeigt erscheinen 
möchte. Die Begnadigung ist ein Akt der Staatspolitik; es ist 
nicht vorteilhaft, diese zum vorneherein zu beschränken. Was 



') Man denke an den bekannten Fall fiollinger in Zllrich. Aller- 
dings war zwar die Begnadigung in diesem Falle nur ein Mittel — aber 
dafür auch das einzige! — einen begangenen Irrtum wieder gut zu machen. 
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also bei dem Verbrechen möglich ist, soll auch bei den s. M. 
zulässig sein. Ich würde deshalb für den Art. 54 folgende 
Fassung vorschlagen: „Die Strafverfolgung, der Strafvollzug 
und die s. M. der Art. 29, 30, 31 und 35 fallen weg, wenn der 
Tftter stirbt, oder unheilbar geisteskrank wird, oder wenn er 
begnadigt wird" '). 

2. Verjährung. 

Es ist hier an die eingangs gemachte Bemerkung zu er- 
innern, dass selbstverständlich auch bei den s. M. der Art. 55 
des E. gi'^ somit ein Verbrechen auch dann verjährt, wenn 
gegen den Täter nur sichernde Massnahmen zulässig wären. 
Anders nun bezüglich der Verjährung der Strafvoilzugsmass- 
regel. Hier war die Anwendung dieses Grundsatzes auf die 
8. M. nicht ohne weiteres gegeben. Der Gesetzgeber musste 
deshalb ausdrOcklich darauf hinweisen, einmal dass die s. M. 
überhaupt verjährbar sind, und sodann, in welcher Zeit 
sie als verjährt zu betrachten seien. Das hat er denn auch 
in Art. 56 getan, wo als Verjährungsfrist ein Zeitraum von 
fünf Jahren angesetzt ist. 

Bemerkenswert ist der Ausdruck: „Freiheitsentziehung", 
nicht etwa Freiheitsstrafe für die s. M. Die Kürze der Frist 
befremdet aber mit Recht ein wenig. Soll z. B. einer, der zur 
Verwahrung verurteilt wurde, sich aber fünf Jahre lang 
dieser Massregel zu entziehen wusate, nach Ablauf dieser fünf 
Jahre sich ruhig wieder zeigen dürfen? Oder soll ein Trinker, 
der nach Art. 35, Abs. 2 in eine Trinkerheilanstalt eingewiesen 
wurde, sich aber ebenfalls der Einweisung zu entziehen ver- 
stand, ganz frei und leer ausgehen, wenn er nach fünf Jahren 
wieder zurückkehrt, auch wenn er ganz heruntergekommen 
und gefährlicher ist als vorher? Die Polizei ist nicht immer 
in der Lage, diese Lücke befriedigend auszufüllen. Allerdings 
wird man dem geäussert3n Bedenken entgegenhalten können, 



') Vgl. dazu im folgenden pag. 187. 
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wenn das betreffende Individuum wirklich fünf Jahre lang sieh 
gut hat halten können, wenigstens insoweit, dass es kein Ver- 
brechen mehr beging, so ist vielleicht Aussicht vorhanden, dass 
es auch noch weiterhin sich befriedigend aufHihren werde. 
Gewiss ist dies ein nicht unwichtiges Moment, denn es ist wohl 
fast ausgeschlossen, dass ein Trinker sieh fünf Jahre lang in 
der Welt herumtreibe und kein Verbrechen begehe. Begeht 
er eines, so wird er festgenommen und kann dann ausgeliefert 
werden, oder dann ruht wenigstens die Verjährung während 
des Strafvollzuges einer Freiheitsstrafe, auch wenn sie der 
Täter im Auslande zu erstehen hat (Art. 55, § 3). 

Die praktischen Schwierigkeiten sind jedenfalls nicht gai' 
bedeutend, und es steht zu hoffen, dass in den wenigen Fällen, 
die vielleicht hier einmal vorkommen können, die Praxis sich 
auf eine mehr oder weniger befriedigende AVeise wird darüber 
hinweghelfen können. 

Im Vorstehenden wurde ein Fall angeführt, wo die An- 
wendung der 8, M. ausgeschlossen erscheint wegen Ablaufs 
der Verjährungszeit. Eine ähnliche Schwierigkeit entsteht nun 
im folgenden Falle: Ein Trinker wird vom Gerieht in eine 
Trinkerheilanstalt eingewiesen ; er weiss sich nun aber dieser 
Einweisung während drei Jahren erfolgreich zu entziehen, je- 
doch im vierten Jahre wird er erwischt. Es stellt sich nun 
aber als unzweifelhaft heraus, dass der Betreffende vom Trinken 
inzwischen völlig geheilt worden ist. Was nun ? Verjährt ist 
seine Einweisung noch nicht, einen Zweck kann sie aber nicht 
mehr haben, denn dieser ist ja bereits erreicht, in diesem Falle 
wird wohl, in Anwendung von Art. 35 des E., folgender Aus- 
weg eingeschlagen werden können. Es besteht nämlich in dem 
zitierten Art. die Bestimmung: „Das Gericht verfügt die Ent- 
lassung, sobald die Person geheilt ist". Damit soll gesagt sein, 
dass, wenn der Zweck der Massnahme als erfüllt betrachtet 
werden könne, sie nicht mehr weiter anzudauern habe. Im 
vorliegenden Falte wird also der Betreffende dem Gerichte ein 
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Oesuch einzugeben haben, womit denn auch die praktische 
Schwierigkeit erledigt sein mag. Nehmen wir nun denselben 
Fall auch an für die Arbeitaanstalt (Art. 31). Ein Eingewie- 
sener wird erst vier Jahre nach dem Richterspruch vom Arm 
der Gerechtigkeit erreicht; es stellt sich aber nun heraus, dass 
das betreffende Individuum in der Zwischenzeit ein brauchbares 
Glied der menschlichen Gesellschjift geworden ist. Ohne Zweifel 
hat die s. M. hier nicht nur keinen Zweck mehr, es ist im 
Gegenteil klar, dass sie direkt schädlich wirken mtlsste. Wenn 
man den Menschen nun aus seinem Kreise wieder berausreissen 
würde, so hätte er nachher jedenfalls wieder ganz bedeutende 
.Schwierigkeiten, im bürgerlichen Leben fortzukommen. Allein 
es versagt hier der bequeme Ausweg, den der Art. 35 geboten 
hatte. Denn sogar auch eine nur provisorische Entlassung ist 
der zuständigen Behörde nur dann gestattet, wenn „der Ein- 
gewiesene zwei Dritteile der bestimmten Zeit, und wenigstens 
ein Jahr in der Arbeitsanstalt erstanden" hat, und wenn ausser- 
dem „anzunehmen ist, er werde nicht wieder in Liederlichkeit 
oder Arbeitsscheu verfallen". Das letztere darf in unserem Bei- 
spiel als sieher angenommen werden, allein die erste Bedingung 
ist ganz und gar unerfüllt. Der Aufgegritfene wird daher, 
so sehr er sieh inzwischen auch gebessert haben mag, einfach 
in eine Arbeitsanstalt eingewiesen werden müssen. Zwangs- 
weise soll ihm Arbeitsscheu und Liederlichkeit abgewöhnt 
werden, ihm, der doch bereits aus eigener Kraft, wenn auch 
vielleicht mit aus Furcht vor der Strafe, sich dieser Laster 
entledigt hat! Man wird ohne weiteres einsehen, die Massregel 
der Einweisung verfehlt hier ihren Zweck vollständig, n^®^- 
nunft wird Unsinn, Wohltat Plage". Aus diesem Widerstreit 
hilft eben nur eine Bestimmung, die festlegt : wenn der Zweck 
einer s. M. erfüllt oder erreicht ist, fällt diese selbst dahin. 
Es ist zwar zu betonen, dass ein solcher Fall von so schneller 
Besserung, wie der eben erwähnte, eine recht seltene Ausnahme 
darstellen wird, so dass sich also die Zahl der Fälle, die prak- 
tisch von Bedeutung werden könnten, auf ein Minimum redu- 
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duzieren wird. Immerhin wäre eine allgemeine Bestimmung, 
die diesen Fällen Rechnung trüge, sehr zu empfehlen. Dieser 
Zweck würde erreicht durch die bereits vorgeschlagene Rege- 
lung des Wegfalles der s. M., etwa in dem Hinne: Die s. M. 
hören auf oder fallen weg mit Erreichung ihres Zweckes. Da 
sieh jedoch diese Bestimmung nicht wohl mit Art. 54 vereinigen 
lässt, so erscheint es als wünschenswert, einen eigenen Artikel 
speziell für die s. M. aufzunehmen, der mit Berücksichtigung 
der früher bezüglich des Art. 54 vorgeschlagenen Veränderung 
mit folgender Fassung, als Art. 54 bis, einzuschalten wäre: 
„Die s. M. hören auf oder fallen weg, wennihrZweck 
erreicht ist, ebenso wenn der Täter stirbt oder 
unheilbar geisteskrank wird, oder wenn er begnadigt 
wird". Dabei soll durch die Wendung, „wenn ihr Zweck er- 
reicht ist", angedeutet werden, dass auch aliein auf das ob- 
jektive Moment abgestellt werden könne. Die Tatsache, dass 
der Zweck der s. M. erreicht ist, genügt ; es ist also nicht un- 
bedingt erforderlich, dass dies durch die s. M. selbst geschehen 
sei. Mit Absicht wurde daher eine persönliche Fassung ver- 
mieden, die etwa gelautet hätte: Die s. M. fallen weg, „wenn 
sie ihren Zweck erreicht haben". Durch das Abstellen auf den 
rein objektiven Tatbestand, wie dies in unserem Art. 54bis zum 
Ausdruck gelangt ist, wird man am ehesten den vorgenannten 
praktischen Schwierigkeiten aus dem Wege gehen können. 

3. Die bedingte Verurteilung. 

Der Gedanke der bedingten Verurteilung ist entsprungen 
aus einem sehr starken Mitgefühl mit einem unverschuldet zum 
Verbrecher gewordenen Menschen. Das Institut hat sich dann 
mit der Zeit ausgedehnt auf erstmals Stratfällige, bei denen 
nach ihrem Charakter zu erwarten ist, dass sie kein Verbrechen 
mehr begehen werden, und wenn ausserdem die Beweggründe 
und die Umstände der Tat dieser Annahme nicht entgegen- 
stehen. Dass ein solches Mitgefühl aber völlig am falschen 
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Platze wiire einem Individuum gegenüber, dessen soziale Ge- 
fährlichkeit so w«it geht, dass der Richter mit dem Gedanken 
sich trägt, ihn zu s. M. zu verurteilen, dürfte wohl ohne wei- 
teres einleuchten. 

Der bedingte Straferliiss ist nach Art. 57 des E, nur an- 
wendbar bei einem ei-stmals Verurteilten. Schon in dieser be- 
schränkten Anwendung ist der Grundsatz nicht ohne Angriffe 
geblieben. Durch die Bedingung, dass ein bedingter Straferlass 
nur bei einem zum erstenmal Verurteilten möglich sein solle, 
ist zum vorneherein die Anwendbarkeit dieses Artikels auf die 
s. M, der Verwahrung ausgeschlossen. Der Art. 57 redet aus- 
serdem von einem Verurteilten. Da wir nun aber bei den s. M. 
nicht von einem Verurteilten im eigentlichen Sinne reden können, 
so erscheint auch hier die Uebertragung dieses Grundsatzes 
auf die s. M. als nicht im Willen des Gesetzgebers liegend. 
Doch musä zugegeben werden, dass dieses Argument allein 
nicht zwingend ist, da man ja unter „verurteilt" im weiteren 
Sinne auch den zu s, M, „Verurteilten" verstehen kann '). Eine 
Anwendung des Grundsatzes des bedingten Straferlasses auf 
die 8, M. scheint jedoch auch aus folgenden Gründen nicht 
möglich. Die s. M, sollen sichern vor einem gefährlichen 
Individuum. Nun 'aber wäre es ja eine eontradictio in adjecto, 
wenn der Richter etwa sagen wollte: Dieser Mann ist ein 
sozial gefährlicher Mensch ; das Interesse der Gesellschaft ver- 
langt, dass ich hier auf s. M, erkenne, allein ich will eine ge- 
wisse Probezeit nochmals gestatten. Es kann also gar keinem 
Zweifel unterliegen, dass der bedingte Straferlass bei den mit 
s. M. zu Belegenden nicht anwendbar ist, da dies mit dem 
innersten Wesen der s. M. schlechterdings nicht vereinbar 
wäre. Ein Verbrecher, bei dem es sieb überhaupt nur schon 
handeln kann um s. M., ist zum vorneherein der Ausnahme- 
bestimmung des Art. 57 nicht wert. 



') Vgl. hierzu pag. 17Ö/1T6 und die dort zit. Ansicht der Exp. Kom. 
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4. Die bedingte Entlassung. 

Ueber die bedingte Entlassung sind im E., wie bereits an- 
geführt, keine allgemeinen Grundsätze angegeben. Es wurde 
vielmehr die Regelung dieser Frage jeweilen bei den betref- 
fenden s. M. vorgenommen. So in Art. 30 bezüglich der Ver- 
wahrung, und in Art. 31 betreffend die Arbeitsanstalt. Die 
bedingte Entlassung ist keineswegs wie etwa die Begnadigung 
den Kantonen überlassen. Es ist gewiss besser, bei den ein- 
zelnen Massnahmen diesen Schritt zu prüfen, als hierfür eine 
allgemeine Regel aufzustellen. Die s. M. sind durch und durch 
individualisierende Massregeln, es sind Gelegen heitsmassnahmen, 
über deren Zweckmässigkeit der Richter von Fall zu Fall ent- 
scheidet, je nach dem in Frage stehenden Menschen. Nun gibt 
es aber einzelne s. M., bei denen eine vorläulige Entlassung 
begrifflich nicht möglich ist. Hierher gehört die Einweisung in 
eine Heil- und Pflegeanstalt (Art. 17) und die Verbringung in 
eine Heilanstalt für Trinker (Art. 35). Aus diesen Anstalten 
kann es nur eine Entlassung geben, nämlich dann, wenn der 
Insasse „geheilt" ist und der Pflege nicht mehr bedarf. Damit 
ist jedoch logischerweise auch verbunden, diiss dann in allen 
Fällen die Entlassung eine definitive sein muss. Es würde von 
einem recht zweifelhaften Zutrauen in die Sicherheit der ärzt- 
lichen Diagnose zeugen, wollte man auch dem als geheilt Ent- 
lassenen doch nur vorläufig seine Freiheit wieder zurückgeben. 
Für einen Geheilten haben diese s. M. keinen Zweck mehr. 
Es berührt sich dieser Standpunkt mit den früher gegebenen 
Ausführungen, dass die s. M. aufhören, resp. wegfallen sollten, 
wenn Ihr Zweck erreicht ist. 

Anders freilich liegen die Verhältnisse z. B. bei der Ar- 
beitsanstalt. Hier kann nicht mit genügender Sicherheit be- 
hauptet werden, dass der Insasse nun wieder zu einem brauch- 
baren Gliede der menschlichen Gesellschaft geworden sei. 
Die Anstaltäleitung ist in allen diesen Fällen mehr nur auf eine 
Vermutung angewiesen, und dies rechtfertigt denn auch durch- 
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aus, dass hier bloss eine vorläufige Entlassung eintritt, die 
wieder rückgängig gemacht werden kann, sobald sich ergibt, 
dass die Vermutung der Besserung eine irrtUmhche gewesen 
ist. Die Prognose über den Erfolg der s. M. in der Ar- 
beitsanstalt beruht eben nicht auf medizinischen, also wissen- 
schaftlichen Gründen, sie ist vielmehr abhängig von dem all- 
, gemeinen Eindruck, den ein Individuum mit seiner Aufitlhrung 
dem Anstaltsleiter gemacht hat. Diese allgemeinen psycholo- 
gischen Schlüsse können aber leicht unrichtige sein; es muss 
daher auf alle Fälle die Möglichkeit gewahrt bleiben, einen 
unrichtigerweise Freigelassenen wieder einzubringen. Bei der 
rein medizinischen Frage der Heilung aber ist ein solcher Irr- 
tum fast völlig ausgeschlossen. Zudem kommt weiter noch in 
Betracht, dass dem Mediziner gegenüber Simulation und Heu- 
chelei wohl nicht aufzukommen vermag, währenddem dieser 
Gefahr bei den in die Arbeitsanstalt Eingewiesenen doch etwas 
mehr Bedeutung beizumessen sein dürfte. 



5. Die Frage der Umwandlung von s. M. in wirkliche Strafe. 

Endlich müssen wir auch noch die Frage der Umwand- 
lung von s. M. in eine wirkliche Strafe kurz berühren. Im 
Gesetze selbst ist hierüber nichts bestimmt, woraus man wohl 
■wird schliessen dürfen, es habe der Gesetzgeber eine Umwand- 
lung überhaupt nicht gewollt. Und es scheint auch tatsächlich 
kein erheblicher Grund dafür zu sprechen, dass die Möglich- 
keit einer Umwandlung im Gesetze vorgesehen werde. Man 
könnte sich höchstens fragen, ob nicht bei einem hartnäckigen 
Insassen einer Arbeitsanstait es möglich sein sollte, eine Um- 
wandlung in Zuchthausstrafe iinzuwenden, Allein die gut 
eingerichtete Arbeitsanstalt hat der Mittel genug, diesem Men- 
schen zu begegnen, und schliesslich wird er dann einmal der 
Verwahranstalt anheimfallen. Der Gesetzgeber hat also mit 
Recht diese Frage auf sich beruhen lassen. 
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Hl. Rehabilitation und Wlederaufhalime. 

Eine Frage, die am besten gleich in diesem Zusammen- 
hange besprochen wird, ist die der Rehabilitation (der Wieder- 
einsetzung) und ihres Gegenstückes, der Wiederaufnahme des 
Verfahrens zu Ungunsten des Angeklagten. 

/. Rehabilitation. 

Nach Art. 40 des E. werden nicht alle Verbrecher in der 
bflrgerlichen Ehrenfähigkeit eingestellt, sondern nur die Zucht- 
haussträflinge, die in die Verwahrungsanstalt Eingewiesenen, 
und diejenigen Verbrecher, die durch richterliches Erkenntnis 
in eine Arbeitsanstalt versetzt werden, an Stelle einer Ge- 
fängnisstrafe, wenn zudem noch das von ihnen begangene Ver- 
brechen mit dem Verlust der bürgerlichen Ehrenfähigkeit be- 
droht war. Auf die übrigen Massnahmen findet daher die 
Minderung der bürgerlichen Ehrenfähigkeit keine Anwendung. 
Es können nun aber alle, die nach Art. 40 zum Verluste ihrer 
bürgerlichen Ehren verurteilt wurden, unter gewissen Bedin- 
gungen rehabilitiert werden, wenn sich nämlich der Betreffende 
„durch sein seitheriges Verhalten der bürgerlichen Ehrenfähig- 
keit würdig erwiesen, und den Schaden, den er durch das Ver- 
brechen verursachte, soweit seine Mittel dazu ausreichten, er- 
setzt hat" (Art, 58). Es ist also hier im Gegensatze zum deut- 
schen Rechte, wo eine Rehabilitation nur auf dem Gnadenwege 
erfolgen kann und nirgends gesetzlieh festgelegt ist ') , im 
schweizerischen Gesetze die Möglichkeit der Wiedereinsetzung 
in die bürgerlichen Ehren und Rechte vorgesehen, und zwar 
ist diese Wiedereinsetzung möglich in allen Fällen, wo ein 
Veriust der Ehrenrechte eintreten konnte, wenn sich nur der 
Betreffende über seinen auf längere Zeit sieh erstreckenden 
untadelhaften Wandel auszuweisen vermag. Ausserdem ist 
die Beschränkung vorgesehen, dass eine Rehabilitation erst 



') von Liszt, Lehrbuch, p. 282 N. 6. 
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^naeh Ablauf von drei Jahren vom Tage der Erstehung der 
.Strafe an" erfolgen kann. 

Die Frage der Rehabilitation ist also im E, vollständig 
und zutreffend geordnet, auch bezüglich der s. 51. 

2. Die Wiederaufnahme. 

Das logische Gegenstück zur Wiedereinsetzung bildet die 
Wiederaufnahme eines Prozesses zu Ungunsten eines Freige- 
sprochenen. Allerdings gehört auch hier wieder eine solche 
Bestimmung eher in eine Strafprozessordnung, als in ein 
Strafgesetzbuch; allein der schweizerische Gesetzgeber hat 
sich an verschiedenen Punkten veranlasst gesehen, strafpro- 
zessuale Bestimmungen mit in das Strafrecht aufzunehmen. 
Es würde sich gewiss empfehlen, auch die Wiederaufnahme 
zu Ungunsten eines irrtümlich Freigesprochenen hier von Ge- 
setzes wegen zuzulassen, denn bis wir ein einheitliches schwei- 
zerisches Strafprozessrecht haben werden, können noch lange 
Jahre verstreichen ! Es kann zudem als sieher angenommen 
werden, dass eitie Reihe von Kantonen, trotz dem Inkrafttreten 
des neuen Strafgesetzbuches, ihre Strafprozessordnungen nicht 
revidieren werden. Gerade diesen Kantonen wird nun viel- 
leicht noch ein Dienst erwiesen, wenn das schweizerische Str. 
G. B. diese Fragen auch zugleich regelt, weil ihnen dann die 
Revision ihrer Strafprozessordnung erspart bleibt. Jedenfalls 
werden diese sich nicht beklagen über einen Eingriff in das 
Gebiet ihrer kantonalen Gesetzgebungshoheit. 

Mustergiltig scheint in dieser Hinsicht der zürcherische 
Entwurf eines Gesetzes über die Rechtspflege, welcher in g 401 
folgende Bestimmung enthält: „Die Wiederaufnahme zu Un- 
gunsten eines rechtskräftig Freigesprochenen findet 

statt : . . . . e. Wenn sich ergibt, dass ein Angeklagter irriger- 
weise unzurechnungsfähig erklärt und deswegen freigesprochen 
wurde. Das Wiederaufnahraegesuch ist bloss so lange zulässig, 
als das Verbrechen, dessen der Freigesprochene angeklagt 
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war, bezw, das nea eingeklagte, schwerere Verbrechen nicht 
verjährt ist" '). 

Dadurch wurde einer Strömung der Volksraeinung nach- 
gegeben. Es wurde nämlich stets mit Unwillen empfunden, 
wenn ein Verbrecher wegen Unzurechnungsfähigkeit 
freigesprochen wurde, dann in eine Irrenanstalt gebracht ward, 
auH der er aber auffällig kurze Zeit hernach wieder entlassen 
werden muaste. Der einmal Freigesprochene konnte dann 
später — und mochten sich inzwischen auch noch so sehr 
Zweifel an der Richtigkeit des Urteils erheben — nicht mehr 
vor Gericht gestellt werden. Diesem Uebelstande soll nun die 
erwähnte Bestimmung des § 401 leg. cit, abhelfen. Vielfach 
kam es vor, dass übereifrige Verteidiger glaubten, es sei ihre 
Aufgabe, den AngekUigten unter allen Umständen „heraus- 
zureissen", und sehr oft stützten sie sieh dann hierbei auf den 
Grund der Unzurechnungsfähigkeit, Deshalb scheint mir das 
Vorgehen des zürcherischen Entwurfes als recht empfehlens- 
wert, und es wäre deshalb die Aufnahme einer ähnlichen Be- 
stimmung in den schweizerischen Entwurf sehr zu befürworten. 
Es würde dies übrigens nur das notwendige, logische Gegen- 
.stück bilden zu den Vorschriften über die Wiedereinsetzung. 

IV. Die Zeitberechnung. 

Der ganze fünfte Abschnitt des E. besteht aus einem 
einzigen Artikel. Auf diesen ist hier noch mit ein paar weni- 
gen Worten einzugehen. Der Art. 59 normiert die Zeitberech- 
nung und lautet in seinem g 1 : „Der Tag wird zu 24 Stunden 
berechnet, der Monat und das Jahr nach dem Kalender". Dies 
wird nun ohne Zweifel nicht nur für die Strafen, sondern für 
jede Freiheitsentziehung usw. anzuwenden sein. 

Damit ist die Besprechung der im E. sich tindenden, all- 
gemeinen Grundsätze und ihrer Anwendung auf die s. M. zu 
Ende gefilhrt. 

') % iOl von dem Entwurf einea Gesetzea betr. dea Straf proze.ss. 
Vorlage des Begiemngsrates an den Kantonsrat vom 21. November 1901. 
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V. Verjährungsprinzip oder Wegßill de« Grundes? 

Es mag nun, bevor wir die Resultate dieses Teils unserer 
Untersuchung zusammenfassen, vorerst noch die Besprechung 
einer weiteren Frage, die auch in diesen Zusammenhang hin- 
eingehört, hier ihre Erledigung finden. 

Im Vorstehenden wurde gelegentlich einmal die Anregung 
gemacht, die Dauer der s. M. nach ihrer Zweckmässigkeit 
und Notwendigkeit festzusetzen und die s. M. erst wegfallen 
zu lassen bei Wegfall ihres Grundes. Der Gesetzgeber des E. 
hat nun aber diesen Standpunkt nicht eingenommen; die s. W. 
dauern nicht unbeschränkt weiter, sondern es wurde au.sdrtiek- 
lieh das Verjährungsprinzip auch auf die s. M. ausgedehnt. 
Daraus ergaben sieh für die Praxis einige, wenn auch nicht 
gerade erhebliche Schwierigkeiten. Ist nun aber wirklich de 
lege ferenda das Verjährungsprinzip für die s. M, zu empfehlen? 
Wäre es nicht besser, als Grundlage ihrer Dauer ihre Not- 
wendigkeit anzunehmen? Soll für den Untergang der s. M. 
das Verjährungsprinzip, oder der Wegfall des Grundes aus- 
schlaggebend sein? Aus dem Wesen der s, M. muss wohl die 
Frage dahin beantwortet werden, dass der Grundsatz ; „S. M. 
dauern bis zum Wegfall des Grundes", dem Verjährungsprin- 
zip vorzuziehen ist. Die Strafe ist die Reaktion gegen ein 
Verbrechen. Diese Reaktion soll womöglich sofort erfolgen, 
[st das nicht möglich, so vermag der Zeitablauf den Straf- 
nnspruch des Staates zu tilgen. Und endlich sagt man sich 
auch mit Recht, wenn ein Individuum vermocht hat, während 
der langen Frist der Verjährung sich so zu halten, dass es 
in dieser Zeit kein Verbrechen mehr beging, so liegt darin 
doch immerhin eine gewisse Gewähr, dass es, wenn auch die 
Strafe nicht vollzogen werden konnte, doch, infolge der an- 
dauernden Angst vor dem Vollzug der Strafe, sich so weit 
beeinflussen liess, wie dies etwa die Strafe selbst getan hätte. 
In der langen Verjährungszeit bei den Strafen liegt der Grund 
der Berechtigung der Verjährung selber. Ganz anders nun 
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bei den s. M. Die kurze Verjährungszeit von fünf Jahren 
bietet in den weitaus meisten Fällen noch absolut keine Ge- 
währ für eine gründliehe Besserung des verbrecherischen 
Menschen. Es lässt sich z. B. der Fall denken, dass ein zu 
Verwahrung Verurteilter sich dem Vollzuge gänzlich zu ent- 
ziehen vermag. Kommt er nach fünf Jahren zurück, ao ist 
die Vollstreckung der Verwahrung nicht mehr möglich, auch 
wenn sie noch so nötig wäre, denn die fünf Jahre sind abge- 
laufen. Das Verjährungsprinzip reicht also bei den s. M. nicht 
überall aus, zumal, wenn für die Verjährung eine so kurze 
Zeit vorgesehen wird, wie dies in Art. 56 des E. geschehen 
ist. So soll z. B. die s. M. der Verwahrung schon in fUnf 
Jahren sich verjähren'?! 

Es wird dies in der Praxis wohl dazu fahren, dass der 
Richter in all den Fällen, wo er fürchten muss, dass der Ver- 
urteilte während der nächsten fünf Jahre nicht zu fassen sein 
werde, überhaupt nicht auf s. M., sondern auf Strafe erkennt, 
nur um nicht mit der kurzen Verjährungszeit von fünf Jahren 
dem davongelaufenen Öpitzbuben noch eine Gefälligkeit zu 
erweisen! Er erkennt also auf Strafe statt auf s. M. aus rein 
formellen GrCtnden, entgegen der eigentlichen Zweckmässig- 
keit, nur weil eben die Frist von fünf Jahren eine durchaus 
ungenügende ist. 

Allein auch mit einer verlängerten Verjährungsfrist wäre 
hier dennoch nicht allen Bedenken abgeholfen, denn es hätte 
das auf der andern Seite nur wieder eine Vermehrung und 
Verschärfung derjenigen TJebelstände im Gefolge, die wir frü- 
her auch schon erwähnt haben ') und wo schon die fünf Jahre 
als eine zu lange Frist sich erwiesen. Ho steht man also vor 
dem Dilemma, dass für einzelne Fälle die Ver- 
jährungszeit von fünf Jahren zu klein, für 
andere zu gross ist. 



') Vgl. früher S. 1B4. 
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Es dürfte deshalb besser sein," das Vei^ähningsprinzip bei 
den s. M. überhaupt fallen zu lassen und den Grundsatz auf- 
zunehmen: Dies. M. sollen prinzipiell unverjährbar sein; ihre 
einzige zeitliche Beschränkung finden sie in der Dauer ihrer 
Notwendigkeit. Es passt dies denn auch weit besser zu dem 
Wesen der s. M. als das Verjährungsprinzip. Die Verjährung 
in ihrer Herübernahme auf die s. M. bildet eine unnötige An- 
lehnung der s. M. an die Strafe. Der Strafanapruch des Staates 
kann durch Zeitablauf untergelien, der Sicherungsanspruch 
des Staates aber verlangt auch nach zwanzig und mehr Jahren 
seine Exekution, wenn die Notwendigkeit hierfür noch fort- 
besteht. 

Dies führt nun durchaus nicht etwa zu unhaltbaren Kon- 
sequenzen. Wenn z, B. nach vielen Jahren ein zu s. M. Ver- 
urteilter zurückkehrt, so ist die s. M. im Prinzip noch an- 
wendbar; allein sollte der Betreffende nunmehr geheilt sein, 
oder sich nachweisbar gebessert haben, so wäre damit der 
Grund der a. M, dahingefallen, und nach unserem vorgeschlagenen 
Art, 54 bis, würde dann auch in diesem Falle die s. M. wegen 
Wegfall des Grundes nicht mehr vollzogen werden. Warum 
sollte der Staat die Sicherungsmassregel vollziehen, auch wenn 
sie nicht mehr nötig Ist; und umgekehrt, warum sollte der 
Staat die s. M. schon nach fünf Jahren nicht mehr vollziehen 
dürfen, auch wenn sie noch so sehr angebracht erscheint? 
Die Frage: Verjährungsprinzip oder Wegfall des Grundes bei 
den s. M. wird wohl kaum anders beantwortet werden können, 
als: Das Verjährungsprinzip ist zu einer Uebertragung auf 
die 3. M. nicht geeignet ; dem Wesen der s. M. entspricht einzig 
und allein der Wegfall der s. M. bei Wegfall ihres Grundes. 
Solange die s. M. im Hinblick auf das betreffende Individuum 
notwendig erscheinen, werden sie, und müssen sie im Inter- 
esse der allgemeinen Sicherheit vollzogen werden; sind sie 
hingegen nicht mehr notwendig, ist ihr Grund dahin gefallen, 
dann hat auch ihre Durchführung keinen Sinn mehr, ihr 
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Zweck ist ja bereits erreicht, die Massnahme wird zwecklos, 
und damit überflüssig. 

So ergiebt sich also auch von diesem Standpunkte aus 
eine Unterstützung des vorgeschlagenen Grundsatzes, dass die 
Dauer der s. M. sich nach der Dauer ilirer Notwendigkeit 
richten solle, ein Grundsatz, mit dessen Einfühi'ung alle die 
erwähnten und jetzt bestehenden praktischen Schwierigkeiten 
alsobald dahin fallen würden. 

Eine kurze Besprechung verdient noch die Frage des 
Rückfalls bei den s, M.; sind die s M. rUckf allbegründend 
oder nicht? Schon in der Exp. Kom. ist diese Frage aufge- 
worfen worden. ') 

Der E. definiert den Rückfall als die Begehung eines 
Verbrechens durch einen Täter, „der eine Freiheitsstrafe von 
mehr als sechs Monaten in der Schweiz oder im Auslande er- 
standen hat, oder der an Statt oder neben einer Gefängnisstrafe 
in eine Arbeitsanstalt eingewiesen war (Art. 31) vor Ablauf 
von fünf Jahren nach seiner endgültigen Entlassung", 

Schon nach dem Wortlaut „Freiheitsstrafe" Hesse sich 
folgern, dass die s. M. nicht rüekfallbegründend sein können, 
denn der E. unterscheidet Strafen und s. M. '), hier aber ist 
nur von „Strafe" die Rede. Noch ein anderes Moment jedoch 
beweist deutlich, dass der schweizerische Gesetzgeber den Art. 
51 auf die s. M. nicht zur Anwendung bringen will. Es ist 
nämlich ausdrücklich eine der s. M., die Einweisung in eine 
Arbeitsanstalt nach Art. 31, als rüekfallbegründend erwähnt. 
Daraus ergibt sich, dass bei den nicht erwähnten es eben 
keinen Rückfall gibt. De lege lata ist die Frage wohl 
zweifellos gelöst, Dass sodann bei der Bemessung des Rück- 
falls auf den Zeitpunkt der Erstehung einer Freiheitestrafe 
abgestellt wird, und nicht auf den der Verurteilung, ist ein 



') Bsp. Kom. Prot. Bd. II. pag, 424. 

') Vgl. z. B. Alt. 56 „Strafen «nd Fieilieits e i 
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eiitsßhiedener Fortschritt gegenüber vielen früheren Gesetzen, 
z. B. auch dem zürcherischen (§ 66). 

Freilich kann man sich fragen, ob nicht auch andere 
8. M., z. B. die Verwahrung, hätten als rückfalibegrOndend er- 
klärt werden sollen. Was soll mit einem Verbrecher gemacht 
werden, der schon kurze Zeit nach Erstehung der Verwahrung 
ein neues Verbrechen begeht? Nach dem Wortlaut des Ge- 
setaes ist er nicht rückfällig, denn nur die Erstehung einer 
Freiheitsstrafe oder der Aufenthalt in einer Arbeitsanstalt wirkt 
rückfallbegrHndend. In die Verwahranstalt kann er auch nicht 
wieder gebracht werden, denn es fehlt die Voraus8et^ung, dasa 
„noch nicht drei Jahre abgelaufen sind, seit er die letzte dieser 
Freiheitsstrafen erstanden hat", und die Verwahrung selbst 
gilt ja nicht als „Strafe". Praktisch mag vielleicht in den 
meisten Fällen die Einweisung in eine Arbeitsa:istalt hier aus- 
helfen, aber es seheint doch wllnschenswert, dass in Art. 61 
auch die Verwahrung ausdrücklich als rückfallbegründend 
erklärt werde. 

Bezüglich der Einweisung hi eine Trinkerheilanstalt darf 
als selbstverständlich angenommen werden, dass eine Mass- 
regel nach Absatz 2 keinen Rückfall begründet. Wie verhält 
es sich aber dann, wenn der Trinker zuerst zu einer (iefängnis- 
strafe verurteilt und dann in eine Trinkeranstalt verbracht 
wurde? Wenn man wiederum bloss auf den Wortlaut des 
Ciesetze-s abstellt, so kann nur die Erstehung der Gefängnis- 
strafe den Ausgangspunkt der Berechnung bilden. Freilich 
möchte es besser sein, hier die Rückfallfrist erst mit der Ent- 
lassung aus der Trinkerheilanstalt beginnen zu lassen. 

Auch bezüglich der s. M. des Art. 1 7 hat der Gesetzgeber 
keinen Rückfall angenommen. Dem wird man ohne Bedenken 
beipflichten können, denn die Vei-sorgung nach Art. 17 ist nicht 
oder doch nur ganz unwesentlich Strafe, sondern eine Heil- 
massregel. 
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Dass die Einweisung in eine Arbeitsanstalt als rdckfall- 
begröndend angesehen wird, ist sehr zu billigen. Es ist durch- 
aus richtig, dass der Gesetzgeber ausdrücklich hervorgehoben 
hat, neben den gewöhnlichen Strafen sei auch die Einweisung 
in eine Arbeitsanstalt eine Freiheitsentziehung, die rückfall- 
begründende Wirkung habe. 

Mir scheint es empfehlenswert, dass in Art. 51 neben der 
Einweisung in eine Arbeitsanstalt nach Art. 31 auch die Ver- 
wahrung nach Art. 29 und 30 und die Einweisung in eine 
Trinkerheilanstalt nach Art. 35, Absatz 1 erwähnt würden. 

Bei der Untersuchung über die Anwendbarkeit der all- 
gemeinen Grundsätze des Strafrechtes auf die s. 11. haben 
sich uns also in den Hauptpunkten folgende Resultate er- 
geben : 

I. De lege lata: 

1. Die allgemeinen Grundsätze des Strafrechts sind in 
ihrer Totalität nicht anwendbar auf die s. M. ; es muss den 
Einzelfällen nachgegangen werden. 

2. Im grossen und ganzen ist die Regelung des E. ge- 
nügend und befriedigend. Die Lücken und praktischen Schwie- 
rigkeiten sind nicht gar bedeutend. 

II. De lege ferenda: 

1. Die Bestimmungen über Tod, Geisteskrankheit und 
Begnadigung sollten auch auf die s. M. der Art. 29, 30, 31 
und .35 ausgedehnt werden (Art, 54 Wb). 

2. Als Gegenstück zur Rehabilitation wäre eine Bestim- 
mung über die „Wiederaufnahme" wünschenswert. 

3. Das Verjährungsprinzip ist zu einer üebertragung auf 
die s. M, nicht geeignet. 

4. Die Dauer aller s. M, sollte sich lediglich nach der 
Dauer ihrer Notwendigkeit bestimmen. — Primär sind daher 
die s. M. unverjährbar. 
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Die s. M. speziel bei vermindert Zurechnuagsf&hlgen. 

I. Die verminderte ZurechnungsfilhiolcBit im Strafgesetz. 

Die verminderte Zureohnui)gsfö,higkeit niuss im Gesetze 
berücksichtigt werden, das steht ausser Zweifel '). Es ist des- 
halb ganz richtig, dass der schweizerische Gesetzgeber sie in 
sein Strafgesetzbuch aufgenommen hat. Allein der E. geht in 
Art. n noch einen erheblichen Schritt über jede bisherige 
Gesetzgebung hinaus. Er hat hier einer Strömung nachge- 
geben, die eigentlich nicht in juristischen Kreisen, sondern 
unter den Psychiatern ihren Ursprung genommen hat. 

II. Der bisherige Strafvollzug bei den Vermindertzurechnungsf9hlgen. 

Die Geschichte der Behandlung geistig nicht normaler 
Verbrecher ist ein Kampf der Aerzte und der Juristen. Dabei 
stand die öffentliche Meinung, das Publikum, von je her auf 
selten der Juristen. Nur langsam rang sich endlich der Ge- 
danke durch, dass Geisteskranke für ihre Taten nicht verant- 
wortlich zu machen seien, und dass sie deshalb nicht bestraft 
werden dürfen. Der Kampf ist heute teilweise beendigt, die 
Juristen haben ihn bis jetzt verloren, der Unzurechnungsfähige 
muss dem Mediziner Überlassen werden. Darüber ist man 
im Prinzip einig, streitig ist lediglich noch die Form, in der 
das zu geschehen hat. Auf einer andern Linie dauert aber 

') Vgl, die Ausführungen des ersten Teils. 
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der erwähnte Streit noch an. Die Uebergangszustände von 
geistiger Gesundheit zur Krankheit sind ungemein bestritten 
und beide Teile beanspruchen sie als zu ihnen gehörig. „Um 
diese Grenzgebiete zwischen Strafrecht und Psychiatrie führen 
Juristen und Mediziner seit Jahrzehnten erbitterten Streit 

In diesem Streite umsehreibt der Begriff der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit das rechtlich anerkannte HerrschafEsge- 
biet der Juristen. Das muss um so stärker betont werden, als 
es von den Vertretern der Psychiatrie nur zu oft verkannt 
worden ist, die in der Aufstellung dieses Begriffs einEntgegen- 
komraen der Juristen begrüssen zu dürfen vermeinten. Und 
doch sollte es klar sein: der Vermindertzurechnuugsfähige ist 
zurechnungsfähig. Damit ist die Voraussetzung für die Verur- 
teilung zur Strafe gegeben. Das Schuldurteil des Richters ver- 
nichtet den Anspruch des Irrenarztes. 

Aber die Kosten dieses Sieges der Juristen trägt — auch 
das betone ich gegen die herrschende Aufl'assung — die Rechts- 
ordnung" '). 

So haben denn die Psychiater mit Recht immer und immer 
wieder auf den unbefriedigenden Rechtszustand hinweisen kön- 
nen, der besteht in der Art und Weise, wie nach den gelten- 
den Gesetzen die Vermindertzurechnungsfähigen bestraft wer- 
den. Als einer der ersten und eifrigsten Vorkämpfer auf die- 
sem Gebiete verdient Koch genannt zu werden '), Er hat mit 
eminentem Fleisse die Zustände der verminderten Zurechnungs- 
fähigkeit untersucht und seine Erfahrungen niedergelegt in 
seinem Buche über „die psychopathischen Minderwertigkeiten"'). 

/. Qualitativ andere Strafe. 
Koch war denn auch einer derjenigen Psychiater, welche 
bezüglich der verminderten Zurechnungsfähigkeit immer wieder 

') von Liazt, die atrnfrechtl. Ziireclimingsfnhigkeit in Z. XVII. 78. 
') Koch , „Ueber die Grenzgebiete der Zurechnungsffthigkeit in 
Irrenfrunnd, 1881. 

') Koch, Die Psjchopitthischen Minderwertigkeiten, Ravensburg 
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die weitere Forderung erhoben, die dieser Klasse angehören- 
den Verbrecher seien nicht nur milder, sondern qualitativ 
anders zu bestrafen '). Verschiedene namhafte Irrenärzte 
haben sich seither dieser Forderung angeschlossen, und zum 
Teil neue, eigene und weitergehende Postulate aufgestellt. So 
z. B. Forel, Delbrück, Aschaffenburg, Hoche u. A 

Aber auch einzelne Juristen sind diesen Forderungen bei- 
getreten, meist — und das ist bezeichnend ^ Mitglieder der 
I. K. V., so von L i 8 z t , und vor allen Prins. Stooss 
konnte erfreulicherweise konstatieren, dass die gegen die be- 
treffenden Artikel des E. geltend gemachten Bedenken meist 
mehr redaktioneller Natur als in einem prinzipiellen Wider- 
stände begründet seien. Allein noch gibt es Psychiater, die 
eine Einführung der verminderten Zureehnungafähigkeit in die 
Gesetzgebung nicht für zweckmässig halten, und viele Juristen *), 
die sit;h ablehnend verhalten. Diejenigen, die mit einer sach- 
lich andern Behandlung der Vermindertzurechnungafähigen 
einverstanden sind, bilden vorläulig noch die Minderheit. 

ilan wird sich jedoch der Einsieht nicht verschliessen 
können, diiss die Forderungen der Psychiater auch in diesem 
Punkte durchaus angemessene sind, sowohl mit Bezug auf die 
Individuen selber, als auch auf die Rechtspflege im allgemeinen, 
denn es lässt sich nicht behaupten, dass dadurch, dass man 
diese Personen den „Medizinern überliefere" (welch' Unglück!) 
die Rechtspflege zu Schaden komme. Freilich, sie ganz be- 
dingungslos den Aerzten zu übergeben, das wird wohl nicht 
gerade zu empfehlen sein. Auch Delbrück hält es vorläufig 
für „nicht ratsam", der Kompetenz der Kriminalisten die Ver- 
wahrung der unverbesserlichen Gewohnheitsverbrecher voll- 
ständig zu entziehen, welche doch das Hauptkontingent der 

«einem erw. Vortrage über die „Grenzgebiete" Grenz- 
1 Deutschland ; vgl. aber auch Baislei' Jnstizkollegium 
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Vermindertzurechnungsf%higen ausmachen '). Besser ist es 
schon, auch hier dem Richter etwelchen Einfluss einzuräumen, 
der so weit gehen darf und muss, — wie übrigens sogar von 
den Irrenärzten selber anerkannt wurde *), — dass der Richter 
eine solche Verwahrung nicht bloss empfehlen, sondern 
geradezu befehlen könne"). 

Der Fehler aber, dass die Vermindertzurechnungsfähigen 
so lange Zeit nicht die ihnen gebührende Stellung im ätraf- 
rechte und noch weniger die für sie passende Art des Strafvoll- 
zuges erhalten haben, ist nicht so sehr einem Widerstände 
der Juristen zuzuschreiben, als der unentwickelten psychia- 
trischen M^issenschaff.. Mit der Ausdehnung der Erfahrungen 
und Errungenschaften auf diesem medizinischen Spezialgebiete 
konnte erst die Forderung aufkommen und begründet werden. 
Dass sie aber begründet ist, kann jetzt im Ernste wohl nicht 
mehr bezweifelt werden. Denn es gibt Vermindertzurechnungs- 
fähige, und zwar in sehr grosser Anzahl, die mindestens ebenso 
gefährlich sind als z. B. ein völl'g Geisteskranker. Die 
mildere Bestrafung ist deshalb — wenigstens in der herge- 
brachten Form — bei ihnen ganz unpassend. Es gibt aber 
auch Vermindertzurechnungsfähige, und ihre Zahl ist ebenfalls 
nicht gering, die überhaupt keine Bestrafung, also auch 
keine mildere Strafe ertragen; denen der Aufenthalt in einer 
.Strafanstaltalt, wenn er auch noch so kurze Zeit andauern 
mag, doch schädlich ist. Diese beiden Tatsachen führten mit 
Notwendigkeit zu der Folgerung, dass für die Vermindertzu- 
rechnungsfähigen ein anderer Ausweg als bloss mildere Be- 
strafung zu suchen sei. 

Allerdings ist hier, entsprechend der milderen Willens- 
schuld, auch eine mildere Strafe geboten. Das ist unbedingt 

') Delbrück, Geriohtl Psychopathologie, S. 23. 

') Anf d«r Versammlung des Vereins schweizerischer Irrenarzt« in 
Chur, am 22. und 23. Mai 1H98. 

*) Speyr, Direktor der Heil- und Pflegeanstalt Wuldau; in 8chw. 
Z. VII. 187. 
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richtig. Vielfach wird die müdere Strafe angefochten als falsch '). ' 
Man meint damit aber eigentlich weniger die Milde, die dem 
betreffenden Individuum zu Teil werden soll, als die kurze 
Dauer der Sicherung, die der Staat erreicht durch die milde 
Bestrafung dieser Leute. Der Fehler liegt nicht darin, dass 
grundsätzlich den Vermlndertzurechnungsfählgen weniger 
Wlllensschutd, und damit eine mildere Strafe zuerkannt wird, 
sondern darin, dass die gegenwärtige Gesetzgebung dieser 
Strafmilderung auf keine andere Welse Ausdruck zu geben 
vermag, als dadurch, dass sie die zeltliche Freiheitsstrafe 
verkürzt I Hierauf beruht wohl das Missverständnis, das viel- 
fach noch obwaltet, wenn die Einen mildere Strafe auch ferner- 
hin verlangen, die Andern sich dagegen sträuben im Hinblick 
auf die Konsequenzen. Nicht die mildere Bestrafung an sich ist 
zu verwerfen, sondern die Art und Weise, wie diese Milderung 
ausgeführt wird. Diese ausschliessliche Art und Weise aber 
die Strafe zu verkürzen, als die Folge des Anrechnens mil- 
dernder Umstände, kann nicht scharf genug bekämpft werden. 
Damit soll nicht bestritten werden, dass es Fälle gibt, ^-enn 
sie auch selten sein werden, wo die bisherige Behandlung der 
verminderten Zurechnungsfähigkeit mit Strafmilderung genügt; 
es ist deshalb dem uubesch rankten StrafmUderungsreehte des 
Richters — z. B. im E. — kein Bedenken entgegenzuhalten, 
da er ja die Möghchkeit hat, den Nachteil dieser Milderung 
{zu kurze Detention) wenn nötig durch s. M, auszugleichen. 
Mit blosser Strafmilderung aber ist weder dem Rechte noch 
der Gesellschaft, noch dem Geschädigten, noch dem Fehlbaren 
selber Genüge getan, „Denn — und das kann man nicht oft 
genug betonen — verminderte Zurechnungsfähigkeit schliesst 
in den meisten Fällen den BegnfF der erhöhten Geraeingefäbr- 
lichkeit in sich. Mit einer kürzeren Dauer der Strafzeit erreicht 
man deshalb nichts weiter, als dass solche gewöhnlich besonders 

') Die Sichevungä »träfe kaiio konseqtientei'weiiie dem Veviniiidert- 
zurechnungsfjlhigen keine mildernden UmätAnde zubilligen. Im Gegeoteiir 
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gefährliche Verbrecher nur um so bälder wieder auf das Pii- 
blikum .losgehiRseii werden'" '). Es ist also mit der Einführung 
einer verminderten Zureehnungsfähigkeit in das Str. (j. B. noch 
lange nicht alles getan. Vollkommen mit der hier vertretenen 
Ansicht übereinstimmend, sagt Mendel, dass die Strafmilde- 
rung wegen verminderter Zurechnungsfähigkeit nicht dasjenige 
sei, worauf es ankomme. „Nicht in der Aufstellung einer ver- 
minderten Zurechnungsfähigkeit, sondern in der Art und Weise 
des Strafvollzuges liegt die wirkliche Lösung der hier in Be- 
tracht kommenden Verhältnisse". Anstatt vieler weiterer Aus- 
führungen mögen hier einige praktische Beispiele, wie sie in 
der Gerichtspraxis des Psychiaters häufig vorkommen, ange- 
führt werden. 

Delbrück erzählt: „Vor drei Jahren hatte ich einen 
öO-jährigen Mann, nennen wir ihn August Schulze, zu begut- 
achten, der sich als Schlosser, Missionar, Lehrer und in andern 
Berufen versucht hatte und mit 24 Jahren Verbrecher wurde. 
In den folgenden 26 Jahren war er 20 Mal interniert gewesen, 
davon sieben Mal in der Irrenanstalt, sonst in Gefängnissen 
und Zuchthäusern und zwar bald hier, bald dort. In den 
letzten 17 Jahren war er im ganzen nur zwei Jahre in Frei- 
heit, die sich auf 17 Male von durchschnittlich zweimonatlicher 
Dauer verteilen. Die Verbrechen bestanden ausschliesslich in 
Betrug, Bettel und Landstreicherei, von denen der Betrug be- 
deutend überwog, immer in ermüdend gleicher Weise ausge- 
führt. Auch der zur Begutachtung stehende Betrugsfall war 
vom alten Typus. Die Betrügereien waren — jedesmal in 
grosser Mehrzahl — immer bei klarem Bewusstsein ausgeführt. 
Häufig gestand er sie ein; oft wollte er von nichts wissen, 
berief sich dabei in letzter Zeit auf seine Geistesschwi^phe ; 
immer trug er schreckliche Verzweiflung, Reue, Zerknirschung 
zur Schau, die sich schliesslich in herrlich gedrechselten, mo- 
ralischen Betrachtungen Luft machten. Das hält dann immer 



') Kölle, gerichtlich-ps^'schiatrische Gutachten, Stuttgart^ 1ti!)6S. 5. 
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all bis zur EntlassuDg aus der betreffenden Anstalt, ob die- 
selbe kurz oder lange auf sich warten lässt; dann kommt der 
Rückfall, der nie lange auf sich warten Iftsst, und das Spiel 
beginnt von neuem. Dieses vielleicht nicht ungewöhnliche 
Bild des Gewohnheitsverbrechers erhält nun aber ein beson- 
deres Gepräge durch die Geisteskrankheit. Das erste Mal 

kam der Mann in die Anstalt 1884 Wir haben hier .... 

einen Vermindertzurechnungsfähigen, über den kein Zweifel 
bestehen kann, dass er dauernd interniert werden muss. Die 
Frage ist nur wo? Bei der Geringfügigkeit der Betrügereien 
war eine dauernde Internierung in der Strafanstalt nicht mög- 
lich : Zudem war neben der Vcrbrechematur der pathologische 
Charakter bei dem Manne stark ausgeprägt. So entschied ich 
mich hier für die Irrenanstalt. Das Gericht trat dem Gut- 
achten bei, das Medizinalamt verfügte die Internierung in die 
Irrenanstalt, wo er auch jetzt noch ist" '). 

Ein typisches Beispiel für einen Vermindertzurechnungs- 
fähigen und seine Gemeingefährlichkeit bilden viele patholo- 
gische Schwindler. Wenn nun ein solcher Vermindertzurech- 
nungsfähiger in Berücksichtigung seines geistigen Zustand es 
nur milder bestraft wird, so ist das Publikum mit Recht em- 
pört darüber; noch mehr aber empiindet die Unzulänglichkeit 
des gegenwärtigen Strafverfahrens der Psychiater, der vor- 
aussieht, dass — gerade wegen des krankhaften Zustandes — 
die Strafe ganz aussichtslos erseheint. Ein solches Beispiel 
enthält der Fall Nr. 12 der Gutachtensammlung von Kölle'): 

St. war wegen betrügerischer Handlungen angeklagt. 
Schon im Alter von 20 Jahren wollte er den Müllermeister 
spielen und kaufte sich zu diesem Zwecke eine Mühle, die sich 
übrigens in einem ganz verlotterten Zustande befand. Bald 
aber brach der Konkurs über ihn aus. Später geriet er noch 

'} Delbrück, in Mitt. d. I. K. V. Bd. X. 6S1/36. 
*) Diese Sammlung bietet eine Fülle iiiteressimten Materials. Wir 
geben den Fall hier etwas abgekürzt wieder. 
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einmal in Konkurs. Er ist einmal gerichtlich vorbestraft mit 
vier Monaten Korrektionshaus. Er schloss dann an verschie- 
denen Orten eine Reihe von Liegenschaftskäufen ab, konnte 
aber nie die kanzleiische Fertigung vornebmeii, weil er aus 
Mangel an Geldmitteln keine Anzahlung leisten konnte. Mit 
faulen Ausreden suchte er die Leute stets hinzuhalten. Sodann 
bestellte er ttlr den zukünftigen Betrieb seines „Gasthofes" 
bereits für viele hundert Franken Wein, Bier usw. Dabei 
spielt ein „Vetter", der ihm Geld geben werde, sobald er ihn 
darum angehe, immer eine grosse Rolle, allein den Vetter 
wollte er nicht nennen, da er sonst in Zukunft dessen Mit- 
hülfe entbehren müsste. St. selbst ist von der Wahrheit sei- 
ner Angaben völlig überzeugt. Er erklärt sich selbst als gei- 
stig gesund. Das Gutachten von Dr. Bach bemerkt hierzu: 
„Wenn aber St. danach als vermin der tzurechnungsfähig be- 
trachtet werden muss, so kßnnen wir doch nicht umhin, aus- 
drücklich darauf hinzuweisen, dass natürlich dieselben Mo- 
mente, welche seine Zurechnungsfähigkeit herabsetzen, seine 
Gemeingefährllehkeit erhöhen. Unter der Herrschaft seines 
bis ins Pathologische reichenden schwindelhaften Unterneh- 
mungstriebes, dem Hemmungen ethischer Natur kaum ent- 
gegenwirken, wird St. eben immer leicht, und viel leichter 
als ein geistig normal equilibrierter Mensch dazu kommen, 
sieh in zweifelhafte Geschäfte, ähnlich denen, die ihn jetzt mit 
dem Strafgesetz in Konflikt brachten, einzulassen, und dadurch 
andere zu schädigen". 

St. wurde vom Gericht zu vier Monaten Gefängnis verur- 
teilt; das war im April 1894. Schon im Juli 1895 begann er 
wieder neue „Unternehmungen"; er kaufte sich eine Mühle, 
versprach auf die Fertigung des Vertrages Fr. 3000.—. zu 
bezahlen, konnte dieselben aber natürlich nicht entrichten; 
er bestellte vier Wagenladungen Weizen auf Kredit, und ver- 
übte noch verschiedene andere Schwindeleien, so dass eine 
neue Untersuchung gegen ihn eingeleitet wurde: die beste 
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Illustration zu der angeführten Unverbesserlichkeit und Ge- 
meingefährlichkeit des St. 

Delbrück erwähnt noch ein anderes Beispiel'). Ei« Ver- 
raindertzureehnungsf'ähiger war wegen Totschlags mit Rück- 
sicht auf seine hochgradige Gemeingefährlichkeit zu lebens- 
länglichem Zuchthaus verurteilt worden. Wenn nun aber der 
Zufall hier weniger grausam mitgespielt hätte, und z. B, nur 
eine unbedeutende Körperverletzung die Folge gewesen wäre, 
.so hätte der Vermindertzurechnungsfähige nur eine kurze 
Freiheitsstrafe erhalten, und der Zustand wäre ein ganz uner- 
träglicher *). 

Diese hier angeführten Beispiele zeigen uns ein dreifaches. 
Die krankhafte Beanlagung der Vermindertzurechnung-sfähigen 
verlangt, dass ihrem Zustande Rechnung getragen werde. Ihre 
plastische Anpassungsfähigkeit an die Aussenwelt ist oft in 
ziemlich erheblichem Masse erschwert, Ihre Verschuldung ist 
deshalb in den meisten Fällen eine geminderte, deswegen darf 
sie auch nicht die volle Strafe treffen. 

2. Die Gemeingefährlichkeit der Vermindertzarechnungsfähigen. 
Weiter ergibt sich aber die wichtige Tatsache aus den 
angeführten Beispielen, dass die verminderte Zurechnungsfähig- 
keit zugleich eine Erhöhung der Gemeingefährlichkeit darstellt. 
Diese Gemeingefährlichkeit von Personen verminderter Zurech- 
nungsfähigkeit besteht überall, also auch bei denen, die noch 
kein Verbrechen begangen haben; doch scheiden für unsere 
Betrachtungen auch hier wieder die nicht verbrecherischen 
Individuen aus. Diejenigen vermindertzurechnungsfähigen Ver- 
, brecher aber, die sich selbst oder ihrer Familie durch anti- 
soziale Neigungen gefährlich geworden sind, bedürfen einer 
besonderen Auftnerksanikeit. Dass ihre Zahl aber keine geringe 



') In: Mitt. d. I. K. V. Bd. X. 639-641. 
*) Nacke verlangt darum Detention bis z 
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ist, und dass sie stetig noch wächst, das wissen besonders die 
begutachtenden Irrenärzte. 

3. Der bisherige Strafvollzug passt fllr die Verminäert- 
zarechnungsfahigen nicht 
Die Art und Weise, wie das .Strafrecht bisher diesen Per- 
sonen entgegentrat, hat sich nach den erwähnten Beispielen 
als in verschiedener Hinsicht ungenügend erwiesen. 

a. Die kurze Strafe sichert zu wenig. 
Die Strafe ist ihrem Zwecke nach Rechtsgüterschutz; 
allein dies wird mit der kurzen Freiheitsstrafe nicht erreicht, 
denn auch nach der Strafe ist der Vermindertzurechnungsfähige 
— gerade wegen dieses seines geistigen Zustandes — noch so 
gefährlich wie vorher, und es bedarf nur wieder einer erneuten 
Gelegenheit, um ihn sofort rückfällig werden zu lassen. Mit ■ 
Recht hat sieh daher jeweilen die Volkameinung empört, wenn 
ein wegen verminderter Zurechnungsfäiiigkeit nui' zu kurzer 
Freiheitsstrafe Verurteilter bald nach seiner Freilassung eine 
neue Straftat beging. Aber dieser Zorn des Publikums galt 
nicht dem kranken Verbrecher, sondern der unfähigen Straf- 
Justiz; manchmal auch den Irrenärzten. 

b. Die kurze Strafe wirkt zu wenig abschreckend. 
Die mildere Strafe ist aber geradezu verkehrt. In ihrem 
eigenen Interesse, wie auch in dem der Gesellschaft, sollten 
sie, wegen ihrer erhöhten Gefährlichkeit, länger der Freiheit 
beraubt sein als ein gewöhnlicher, voll zurechnungsfähiger Ver- 
brecher. Denn bei diesen letzteren ist doch noch anzunehmen, 
dass die Strafe die erhoffte Wirkung nachher zeige (Besserung, 
Abschreckung). Allein der Vermindertzurechnungsfähige, der 
so wie so, eben wegen seines Geisteszustandes, leichter ge- 
neigt ist einem verbrecherischen Reize nachzugeben, hat immer 
noch, statt die abschreckende Wirkung der Strafe vor sich zu 



idbvGoOgle 



- 210 — 

sehen, das Bewusstsein, dass er, wenn er der Versuchung nAch- 
gibt, ja niclit ganz voll bestraft werde, weil der Richter seinen 
Geisteszustand als mildernden Umstand in Berücksichtigung 
ziehen werde. Es erhält also derjenige, bei dem die Strafge- 
setzgebung eine verstärlste Motivsetzung gegen verbrecherische 
Antriebe erstreben sollte, gerade das Gegenteil, indem bei ihm 
die Strafandrohung uicht einmal die gewöhnliche abschreckende 
Wirkung ausübt, sondern diese noch vemiindert wird durch 
die Aussicht auf eine recht milde Bestrafung. Das ist ein Miss- 
verhältnis auf das mit Nachdruck hingewiesen werden muss. 
Wiederholt ist' der Vorsehlag gemacht worden, den Ver- 
mindertzurechnungsfähigen keine mildernden Umstände zuzu- 
billigen. Der Vermindertzurechnungsfähige müsse wissen, dass 
auch ihm gegenüber die volle Strafe ausgefällt werde, wenn 
er fehle, und dass er sich nicht auf seinen Geisteszustand 
stützen könne, um so mit einer kürzeren Freiheitsstrafe weg- 
zukommen. Bei der Beurteilung eines solchen Verbrechers sei 
die Frage lediglich: „Gehört der Betreffende in eine Irrenan- 
stalt bezw. in ein Trinkerasyl, oder in ein Zuchthaus. Im 
letztern Falle ist nicht einzusehen, weshalb die Strafe gemildert 
werden soll" '). Allein dieser Lösung ist vorzuwerfen, dass sie 
sowohl zu viel als auch zu wenig tue. Zu weit geht sie, wenn 
sie einen Verbrecher bestraft für eine Tat, bei deren Begehung 
dieser nicht völlig in normaler geistiger Verfassung sich befand. 
Da aber alles bestehende Strafrecht fusst auf dem Begriffe 
der Versclmldung, so ist ein solch hartes Urteil dieser Klasse 
gegenüber ein ungerechtes. Zu wenig konsequent aber ist die- 
ser Standpunkt von der Sicherungsstrafe aus. Der Vermindert- 
zurechnungsfähige ist in der Mehrzahl der Fälle gefährlicher 
als der Zurechnungsfähige. Folgerichtig wäre es demnach, 
ihn in allen den Fällen, wo diese erhöhte Gefährlichkeit er- 
wiesen ist, schärfer zu bestrafen als einen Zurechnungsfähigen. 
Diese Konsequenz aber wagte man doch nicht zu ziehen. 



') So z. B. Prof. Zürcher, in Exp. Korn. Prot. I. 73. 
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Freilich für den bisherigen Rechtszustand war ein Vorschlag, 
wie der eben erwähnte, praktisch doch die beste Lösung, denn 
die Folgen der vorzeitigen Entlassung Vermindertzureciinungs- 
fähiger sind jedenfalls viel nachteiliger als das Ergebnis, dass 
einige recht gefährliclie Verbrecher etwelche Zeit länger in 
der Strafanstalt belassen werden, als das Mass einer abstrak- 
ten Gerechtigkeit betragen hätte. Allein da aucli der E. prin- 
zipiell auf dem Vergeltungsstrafreehte beruht, so bliebe eben 
doch bestehen, dass eine ganze Verbrecherklasse ungerecht 
behandelt wird, ein Umstand, der kaum dazu beitragen kann, 
die Strafrech tspfiege zu fördern. 

Der Vermin dertzurechnungsfähige ist sodann auch aus 
dem Grunde gefährlich, weil er meist noch im Besitze seiner 
intellektuellen Fähigkeiten steh befindet, also mit Ueberlegung 
sein Verbrechen ausführen kann. Die Psychiater haben denn 
auch sehr oft, wenn sie in ihren Gutachten verminderte Zurech- 
nungsfähigkeit annahmen, hinzugefügt, dass gerade dieselben 
Momente, die die Schuld des Täters mimiern, auf der andern 
Seite seine Gefährlichkeit erhöhen '). 

4. Die .Strafe' passt überhaupt nicht. 
Abgesehen aber von der zu kurzen Strafdauer passt aucli 
schon die Strafe ihrer Art und ihrem Vollzuge nach nicht für 
die Vermindertzurechnungsföhigen, „Es sollte endlich einleuch- 
ten, dass für sie die üblichen mildernden Umstände und die 
Kürzung der Zuchthausstrafe so wenig passen wie die Faust 
auf das Auge. Sie müssen nicht kürzer, sondern anders be- 
straft werden. Die Strafe soll hier zugleich Kur und eventuell 
dauernde Sicherheitshaft sein (je nach Erfolg)" *). Es ist sicher, 
dass diese Leute nicht passen in die Strafanstalten, einmal 



') Forel & Mahaim, crime et anomalie.'i mentalem constitii- 
tioneltes, pag. 58: „U est vrai <]uc 1^^ cerveaux fatbleü sout \ea plus dan- 
gereux". So aucVi K ü 1 1 e, a. a. 0. im Vorwort, Vgl. im ^'ors teil enden pag. 2(.l7. 

>) Forel. Schw. 2. VI. 321. 
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schon wegen der straffen Strafanstaltsdisziplin und sodann aber 
auch wegen ihres eigenen Zustandes. 

In den Strafanstalten kann der Individualität des Einzel- 
nen nicht weitgehende Rechnung getragen werden. Dies 
würde die andern .Sträflinge, die eine solche Bevorzugung nicht 
verstünden, erbittern, und jede moralische Einwirkung auf 
sie zum vorneherein zu nichte machen. Jeder Straf'hausdirektor 
weiss auch, wie sehr dieae Sträflinge ihm die Aufrechterhaltung 
einer guten Ordnung erschweren, um so mehr, als er, wenn 
er ihnen und ihrem geistigen Zustande nicht ungerecht sein 
will, die gewöhnlichen Disziplinarstrafen nicht anwenden kann. 
Denn dadurch wird eher mehr verdorben als erreicht, und nicht 
mit Unrecht hatHürbin, wohl der weitaus erfahrenste Straf- 
anstaitdirektor der Schweiz, in der Exp. Kom. eindringlich 
gewarnt vor der Unterbringung vermindert Zurechnungsfähiger 
in Strafanstalten. ') 

Die Rtlcksicht auf einen geordneten und einheitlichen 
Strafvollzug ist es aber nicht allein, was diese vermindert 
Zurechnungsfähigen als nicht in die Strafanstalten gehörig 
erscheinen lässt ; ebenso sehr spricht dagegen ihr eigener Z u - 
stand. Weim man auch nicht soweit gehen will wie von 
Lilienthal, der behauptet, auch der Vermindertzurechnungs- 
fähige sei geisteskrank'), so liegt doch, wie Hürbin meinte, 
„die Gefahr nahe, dass er ganz unzurechnungsfähig wird". *} 
Wenn bei den immer wieder Rtlckfälligen die Strafe keinen 
Eindruck mehr macht und deshalb als aussichtslos durch ein 
anderes Mittel ersetzt werden soll, so ist hier ein ähnlicher 
Fall. Den Vermindertzurechnungsfähigen gegenüber hat die 
Strafe auch nicht die gewöhnliche Wirkung. Bei einigen ist 

■) Exp. Kom. Prot, I. 77 und 79. 

^ Z. XV. 276. 

^) Das GefSiigni» an sich ist wohl nur bei bereits dazu Veranlagten 
im Stande, eine Geisteskrankheit za erzeugen. Vgl. dazu; N ticke, die 
Unterbringang geisteskranker Verbrecher, Halle 1903, pag. 6. 
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ihr Einfiuss gleich Null, bei andern wiederum wirkt sie direkt 
schädlich. Der geistig so M'ie so nicht Normale wird durch 
sie nur noch mehr geschädigt in seinem Zustande, ein Resultat, 
das weder der Gerechtigkeit noch den Forderungen der Hu- 
manität entspricht. Der Strafvollzug mit seiner strengen Dis- 
ziplin regt die belastet Minderwärtigen auf, reizt sie und ver- 
bittert sie. Sie geraten in Konflikt mit der strengen Anstalts- 
ordnung und müssen deshalb häufiger als andere disziplinarisch 
bestraft werden. Allein da diese Leute doch selbst das Be- 
wusstsein haben, infolge ihrer Krankheit, also nicht ganz durch 
Willen öschuld, immer in Strafen zu verfallen, fühlen sie selbst 
die Strafen als ungerecht, als ihrem Wesen und ihrem krank- 
haften Zustand nicht entsprechend. Sie ertragen deshalb die 
Disziplinarstrafen nicht, werden immer empfindsamer und reiz- 
barer, widerspenstiger und hartnäckiger. Die schärferen 
Strafen, wie Kostentziehung, hartes Lager, Einsperrung in 
Dunkelarrest oder gar Prügel müssen natürlich äusserst nach- 
teilig auf den bereits heftig angegriffenen Zustand einwirken. 
Eine ihrem Zustande angemessene Behandlung fehlt, besonders 
aber ist die strenge Durchführung des Schweigegebotes von 
ungünstigen Folgen bei den psychopatiseh Minderwertigen. 
Sie werden dadurch veranlasst, ihren verbissenen Groll in .sich 
selbst zu verai'beiten, mit ihrer Reizbarkeit sich selbst abzu- 
finden. Die Empfindung erlittener "Ungerechtigkeit wurmt sie, 
sie grübeln ihrem geistigen Zustande weiter nach, und wohl 
fast immer wird die Folge sein, dass der Vermindertaurech- 
nungsfähige die Strafanstalt verlässt, kränker als er sie be- 
treten hatte, kränker — darum aber auch gefährlicher. Ja 
es kann sogar ein Vermindertzurechnungsfähiger , der bei 
rechtzeitiger, sachgemässer Behandlung vor schwerem Unheil 
hätte bewahrt werden können, gänzlich unzurechnungsfähig 
werden. Diese Erfahrungen sind sowohl von fitrafanstaltsbe- 
amten als auch von Psychiatern häutig gemacht worden. So 
sagte z. B. Mendel {Berlin) in der Jahressitzung des Vereins 
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deutscher Irrenärzte zu Weimar 1891 : „Eine Reihe von Ver- 
brechern sind oft nicht geisteskrank, aber sie sind doch anders 
zu beurteilen, als normale Menschen; sie sind belastet minder- 
wertig. Der bisherige .Strafvollzug schädigt sie; die Strafen 
gehen in ihrer AVirkung weit über den eigentlichen Zweck 
hinaus; in einer Mehrzahl von Fällen vernichten sie den 
Menschen". ') 

In eine Strafanstalt gehören also diese Leute nicht. Gegen 
eine Aufnahme in die Irrenanstalt wehren sich aber ganz 
energisch die Irrenärzte selber. Der Vermindertzureehnungs- 
fähige gehört nicht in eine Irrenanstalt. Der chronische Al- 
koholiker, wenn er gefälirlich ist, darf nicht in die gleiche 
Anstalt mit Geisteskranken gebracht werden. Speziell dagegen 
haben sich die Wiener Irrenärzte verzweifelt und mit äusser- 
Bter Eonsequenz gesträubt -), indem sie in allen Fällen, wo sie 
durch staatliche Organe zur Aufnahme verbrecherischer Alko- 
holiker verpflichtet wurden, dieselben nach ganz kurzer Zeit 
als „geheilt" entliessen. Mit Recht hat man sich dagegen 
entrüstet. Der Fehler liegt jedoch nicht so sehr auf seilen 
der Psychiater, die denn doch schliesslich nicht für sicli, 
sondern für ihre Kranken sich wehrten, als vielmehr auf 
Seiten einer ungenügenden Ge-setzgebung, die zwar anerkennt, 
dass derartige Verbrecher nicht bestraft werden können, für 
eine anderweitige genügende und sachgemässe Unterbringung 
aber nicht gesorgt hat. Der schädigende und verderbliche Ein- 
fluss von Vermindertzurechnungsfähigen ist Jedem Anstaltsleiter 
sattsam bekannt. Die Vermindertzurechnungsfähigen fühlen 
sieh den andem Insassen gegenüber "als die Gescheiteren, als 
die Intelligenteren, infolge dessen als Ueberlegene — und sie 
sind es ja meistens auch. Diesen Umstand wissen sie dann 
vielfach zum Schaden einer erfolgreichen heilenden Behand- 

') Allg. Z. f. Psych., Bd. 48, pag, 128. Vgl. dazu Weingart, Z. XIX. I«. 
^) Delhrdck br» «ich t hierfür geradezu den Aufdruck „streiken", in 

Mitt a. I K. V. Bd. X. :ur,. 
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lung auszundtzen, indem sie ihre Mitinsassen beständig necken, 
iiufreizen und chikanieren. Dazu kommt noch ein anderes 
noch nirgends betontes, aber wie mir scheint doch recht 
wichtiges Moment. Der Geisteskranke ist gegenüber den Ideen 
seiner Nebenkranken unempfänglich; er lacht über die Wahn- 
ideen des andern, und macht sie nicht zu den seinigen. Da- 
rauf beruht die Tatsache, das» Geisteskranke nicht komplot- 
tieren. Demgegenüber ist der Vermin dertzurechnungsfähige 
noch imstande, auch fremde Ideen sich anzueignen, sich mit 
andern zu gemeinsam verabredeten Streichen zu verbinden, 
also mit ihnen zu kompiottieren. Dies verlangt denn von der 
Anstaltsleitung bedeutend grössere Sicherungsvorkehrungen und 
viel intensivere Ueberwachung der Vermindertzurechnungs- 
fähigen als der Unzurechnungsfähigen. Die modernen Grund- 
sätze der Irrenbehandlung (No-restraint"i gehen aber mehr und 
mehr dahin, dem Kranken das möglichst grosse Mass von 
persönlicher Bewegungsfreiheit zu gestatten. Die bei den Ver- 
mindertzurechnungsfähigen notwendigen gesteigerten Siche- 
rungsmassregeln laufen also diesem Heilverfahren direkt zu- 
wider, sie müssen mithin schädigend auf die ganze Anstalt 
einwirken, und daraus erklärt sieh denn der heftige Widerstand 
der Psychiater als durchaus begründet '). 

Da nun erwiesener Massen für die Unterbringung der in 
Rede stehenden Individuen weder das Zuchthaus noch die 
Irrenanstalt der geeignete Ort ist, so wurden, wie bereits 
erwähnt , eigene Anstalten für Vermindertzurechnungsfähige 
vorgesehlagen. Mit Recht wird aber von Delbrück betont, 
dass so wenig wie alle verbrecherischen Geisteskranken und 
vollständig Unzurechnungsfähigen auch längst nicht alle Minder- 
wertigen und Vermin der tzurechnungsfähigen der Anstaltsptiege 
bedürfen. Er belegte diese Ansieht mit sprechenden Beispielen'). 

') Vgl, dai(U auch Laehr, im Handwörterbuch der Staatswi.Hseii- 
schaf teil, 2. Aufl. S. 1385. Artikel : Irrenwesen. 
>) In Mitt. d. I. K. V. Bd. X. r.32 ff. 
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Manchmal wü-d schon die blosse Bevormundung genügen, oft 
wird auch durch eine rationelle private Irrenpflege der ge- 
wünschte Erfolg erzielt werden können; allein das Bedürfnis 
nach besonderen Anstalten für die Mehrzahl der Vermindert- 
zurechnungsfähigen wird dadurch nicht aufgehoben. Die be- 
stehende Gesetzgebung hat leider auf dieses Bedürfnis bis jetzt 
noch nicht Rücksicht genommen, und so ergibt sich der un- 
befriedigende Zustand, dass eine gewisse Klasse von Ver- 
brechern bald sowohl von den Psychiatern und den Juristen 
beansprucht wird , bald von beiden abgestossen wird, zum 
Schaden der betreffenden Individuen und zum Nachteil des 
notwendigsten Schutzes der menschlichen Gesellschaft. 

5. Die Bestrebungen zur Abhälfe. 
Die Bestrebungen, diesen unerquicklichen Zuständen ein 
Ende zu machen und hier Abhülfe zu schaffen gegen diese 
Missstände, reichen schon weit zurück. 

a. D i e Psychiater, 
Schon vor Jahraehnten empfahl die Berliner medizinisch- 
psychologische Gesellschaft in ihrem Gutachten über den er- 
sten Entwurf zu einem Str. G. B. für den norddeutschen Bund 
nicht bloss Milderung und Minderung der Strafe, sondern eine 
andere, besondere Art der Behandlung, etwa analog der jetzt 
bestehenden korrektionellen Nachhaft. Die Tatsache der Un- 
zulänglichkeit, ja Unertriiglichkeit der jetzigen Verhältnisse 
musste natürlich zuerst von den Medizinern gefahli werden. 
Diese haben denn auch die Forderung einer Aenderung des 
Strafvollzuges bei deiiVermindertzurechnungfähigen nicht mehr 
aufgegeben, sondern immer und immer wieder neu betont und 
wiederholt. „Kur durch stets wiederholte Forderung wird diese 
für unsere Kranken wie für die Oeffentlichkeit gleich notwen- 
dige Gesetzesänderung durchgesetzt werden können" '). 



') Ascliaffenburg, Z. XX. 7-48, Vgl. ferner: Derselbe, Aerzt- 
liühe Sachverständigen Zeitung, Bd. V. 3ft7 (kurz und zusammenfassend) ; 
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b. Die Juristen. 
Aber auch die Juristen haben sich auf die Lange diesen 
Forderungen nicht verschlossen. So haben von Liszt, von 
Lilienthal, Stooss und vor allen Prins'j den Grundsatz 
einer qualitativ anderen Behandlung der Vermindertzureeh- 
nungsfähigen in ihr System aufgenommen. Nur wenige Krimi- 
nalisten haben sich gegen die Einführung und die Anerkennung 
dieser Forderungen ausgesprochen und auch diese nur aus 
Gründen der Theorie — um nicht zu sagen Prinzipienreiterei*). 

c. Die Reformbestrebungen in Deutschland. 
Zu einem ganz anderen Resultate als im E. hat die Be- 
wegung in Deutschland geführt. Den Abschluss der dortigen 
Entwicklung bildet der von der Dresdener forensisch-psychia- 
trischen Vereinigung vorgeschlagene § 5]a zu dem deutschen 
Str. G. B. Derselbe lautet:*) 

„Hat sich der Täter zur Zeit der Begehung der Tat in 
einem Zustande befunden, in dem seine Willensbestimmung 



Derselbe: „Das Verbrechen", 1901. Von der grosHen, um f augreichen und 
recht interessanten Litt erator nenneich noch ; a) F ritsch, über p&ychische 
Entartung und ihre forensische Bedeutung, in Wiener klin. Buudschnii 
ItW. IX, 44; b) Weber, die verminderte ZurechnungsfHhigkeit in Z. f. 
Psych. 56, pag. 445; c) liberg, die Grenzboten 1899, pag. 183; d) Weher, 
Neurolog, Zentralblatt, XVII. nOö; e) Wollenberg, die Grenzen der 
strafrechtlichen Zurech nungsfühigk ei t bei den psychischen Krankheits- 
ziii.t3nden, Z. f. P.-*ych. 56, p. G15; f) Kirn, über gemindert« Zvireohnungs- 
ffthigkeit in Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin XVI. 266 (wichtig); 
g) vgl. auch einzelne Aufsätze in A n □ a 1 e s medico-psychologique»«. — 
Am weitesten geht wohl Jasinsky; er verlangt gegenüber Gefährlichen 
und zum Verbrechen Disponierten Prfivenlivhaft, Wiener medizin. Wochen- 
schrift 1898, S. 1465. Gut und zusammenfassend ist die Darstellung in 
Hoche, Handbuch der gerichtl. Psychiatrie 1901. 

■) P r i n s, Science penale etc. 240 nnd 250. 

•) So vor allem Schmidt, auch Thurneysen; in der Exp, Kom. 
Weber, Scherb, Gretener, Die letzteren bekämpften allerdings mehr 
die Straflosigkeit der VermmdertzurechnungsfShigen und ihre Gleichstel- 
lung mit llnznrechnungsfBhigen. 

') Vgl. dazu H II b b e, a. a. 0. ; und W e i n g a r t, Z. XIX. 133 ff. 
141, auch abgedruckt in Z. f. Psych. 56 (1899), pag. 470. 
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zwar nicht ausgeschlossen, aber erheblich beschränkt war, so 
sind gegen ihn die .Strafvorschriften in § 57, Abs. 1, Ziffer 1 — 4 
anzuwenden. 

Besteht dieser Zustand der verminderten Zurechnungs- 
fähigkeit zur Zeit des Beginns der Strafvollstreckung noch 
fort, so ist, wenn nicht alsbaldige Aenderung des Zustandes 
in Aussicht steht, eine erkannte Freiheitsstrafe in besonderen, 
zur Vollstreckung von Strafen an Personen verminderter Zu- 
reehnungsfähigkeit bestimmten Anstalten oder Bäumen zu voll- 
ziehen. 

Dieselben Vorschriften sind anzuwenden, wenn nach Be- 
gehung der Tat ein zur Zeit des Beginns der Strafvollstreckung 
noch vorhandener Zustand der verminderten Zurechnungs- 
fähigkeit eingetreten ist. 

Der Strafvollzug an Personen verminderter Zurechnungs- 
fähigkeit hat nach besonderen, dem Zustande entsprechenden, 
insbesondere auf Besserung des Zustandes berechneten Vor- 
schriften zu erfolgen. 

Ist der Zustand der verminderten Zurechnungsfähigkeit 
ein andauernder oder seiner Natur nach wiederkehrender, 
und hat der Täter durch wiederholte Bestrafungen Anlass 
zu der Befürchtung gegeben, dass er nach Verbüssung der 
erkannten Strafe weitere Straftaten begehen werde, so kann 
neben einer Freiheitsstrafe zugleich erkannt werden, dass der 
Verurteilte nach Verbüssung der erkannten Strafe dem Vor- 
mundschaftsgerichte zu überweisen sei. Durch die Ueberwei- 
sung erhält das Vormundschaftsgericht die Befugnis, ihn so 
lange in einer besonderen, zur Aufnahme von Personen ver- 
minderter Zurechnungsfähigkeit bestimmten Anstalt unterzu- 
bringen, als die Befürchtung, dass er wieder Straftaten begehen 
werde, fortbesteht. Gegen Ausländer kann statt aufUeberwei- 
Hung an das Vormundschaftsgericht auf Ueberweisung an die 
Landespolizeibehörde erkannt werden. Diese erhält dadurch die 
Befugnis, die Verweisung aus dem Bundesgebiete zu verfügen". 
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Dieser g 51a bewegt sich durchaus auf dem Boden der 
bisherigen psychiatrischen Forderungen. Das Wesentliche da- 
ran ist, dass Cur die Vermindertzurechnungsfähigen ein be- 
sonderer eigener Strafvollzug stattfindet, „i" besonderen 
zur Vollstreckung von Strafen an Personen verminderter Zu- 
rechnungsfähigkeit bestimmten Anstalten oder Räumen". Art. 17 
und § 51a haben zunächst das Gemeinsame, dass nach beiden Ue- 
stimmuDgen der vermindertzurechnungsfähige Verbrecher „ver- 
urteilt" wird zu einer seiner Verschuldung entsprechenden Strafe. 
Aliein während der Art. 17 anstatt der Strafe die Einweisung 
in eine Anstalt vorsieht, kennt der g r>la diese Massnahme 
erst nach Verbüssung der erkannten Freiheitsstrafe, und wenn 
„der Zustand der verminderten Zureehnung-sfilhigkeit ein an- 
dauernder oder seiner Natur nach wiederkehrender" ist, und 
wenn ausserdem „der Täter durch wiederholte Bestrafungen! !i ') 
Anhiss zu der Befdrchtung gegeben hat, dass er nach Ver- 
büssung der erkannten Strafe weitere Straftaten begehen 
werde". Es werden also nach dem i; 51a zwei Anstalten für 
Vermindertzurechnungsfähige gefordert, die eine zur Verbüs- 
sung der erkannten Freiheitsstrafe, die andere zur Ver- 
sorgung nach der Strafe, welch letztere übrigens der Straf- 
richter, so gefährlich der vermindertzurechnungsfähige Ver- 
brecher auch sein mag, nicht selbst befiehlt, sondern nur beim 
Vormundsehaftsgericht anregt. Xach Art, 17 des E. ist die 
Einweisung nicht Strafe, aber sie wird immerhin auf die 
Zeit der erkannten Strafe angerechnet '), und die Freiheits- 
strafe ist nur zu erstehen, wenn die Entlassung aus der Heil- 
anstalt erfolgt vor Ablauf der Strafzeit '1. 

Art. 17 des E, und § 51a des deutschen E, bieten uns 
nur verschiedene Lösungen derselben Frage; sie verdanken 

') Die.se BeschrBnkung i.st verwerflich, ilenn schon beim ersten Ver- 
brechen kann es sich um ein recht gefährliches Individuum handeln. 

') Exp. Koni. Prot. I. 76-81. 

') Diese an sich richtige Besticnroung wird wohl kaum je praktisch 
werden. 
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ihre Entstehung denselben Bestrebungen; Endlich den Ver- 
raindertzurechnungsfähigen die ihnen gebührende Stellung im 
StraiVecht zu gewähren. Wir werden im folgenden kurz dar- 
zulegen suchen, welche der beiden Lösungen vor der andern 
den Vorzug verdiene. 

III. Andere Behandlung der Vermindertzurechnungefähigen. 

Dass der Vermindertzurechuungsfähige eine gesonderte 
Stellung im Strafreehte einzunehmen habe, ist schon oft be- 
tont worden. Immer mehr ist auch unter den Kriminalisten 
die Erkenntnis durchgebrochen, dass mit der scharfen Tren- 
nung der zurechnungsfähigen Verbrecher einerseits und der un- 
zurechnungsfähigen Verbrecher anderseits schwere Mängel 
verbunden seien. Umstritten ist nun allerdings noch die Frage, 
wie hier vorgegangen werden solle. 

/. Strafe oder Behandlung ? 

Bereits ist darauf hingewiesen worden, dass der gewöhn- 
liche Strafvollzug für die Verminder tzurechnungsfüh igen nicht 
passend sei. Dem sucht der § 5la abzuhelfen, indem er einen 
eigenen Strafvollzug für Vermindertzurechnungsfähige einführt; 
der Art. 17 des E. hingegen verurteilt zwar zur Strafe, lässt 
aber unter Umständen den Strafvollzug durch eine psychia- 
trische Behandlung ersetzen. 

Fragt man zunächst, worin sieh denn eigentlich die Strafe 
nach dem § 51a zeige, so ist zunächst negativ festzustellen, 
dass der Vollzug nach besonderen Vorschriften erfolgen soll, 
in Berücksichtigung des Zustandes, insbesondere mit dem Be- 
streben auf Besserung des Zustandes. Weingart') spricht 
sich darüber in folgender Weise aus; „Es würde nun un- 
richtig sein, und auch das Volksbewusstsein stark verletzen, 
wollte man Menschen von solcher Beschaflenheit mit Strafe 
ganz verschonen, dagegen erscheint es geboten, hier den 

') Weingalt, Z. XIX. 144 tf. 
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Strafvollzug so zu ändern, wie dies iß Abs. 2—4 des vorge- 
schlagenen § 51a näher angegeben ist. Die betreffenden Ge- 
fangenen mUssten so behandelt werden, dass ihr Zustand hier- 
durch nicht verschlimmert, sondern gebessert, und wenn 
möglich geheilt wird. Zu diesem Zwecke wäre psychiatrisch 
gebildeten Aerzten ein genügender Einfluss auf die Behandlung 
solcher Gefangenen einzuräumen; Arbeitszwang möchte unter- 
bleiben, aber Anregung zur Arbelt gegeben werden. So weit 
fllr solche Gefangene nicht besondere Strafanstalten einge- 
richtet werden können, würden wenigstens besondere Räume 
zu verwenden sein, in denen die Gefangenen von anderen 
Sträflingen getrennt gehalten werden". Von Strafe ist darin 
aber nichts zu erblicken, — fehlt ja z. B. jeder Arbeitszwang 
— vielmehr wird man sich gerade so das Verfahren in der 
Heil- und Pflegeanstalt zu denken haben. 

Der ü 51a enthält also einen Widerspruch in sich selbst. 
Das ist allerdings sehr wohl begreiflich, denn so sehr man 
auch theoretisch immer davon reden mag, es sei nicht an- 
gängig, solche Leute straflos zu lassen, so sehr muss man auch 
betonen, dass es nicht richtig ist, sie zu bestrafen. Die Vor- 
sehläge, die für die strafrechtliche Behandlung der Vermindert- 
zurechnungsfähigen gemacht wurden, sind äusserst verschieden- 
artig. Eine hübsche Musterkarte bietet N ä c k e , doch berück- 
sichtigt er nur die psychiatrische Litteratur, und lässt die rein 
strafrechtliche für seine Besprechung ausser acht. ') Die 
meisten Autoren verlangen ein Mittelding zwischen Gefängnis 
und Irrenanstalt. 

2. Der Charakter der Anstalten ftir Vermindertzuredinungsfähige. 

Worin soll nun aber der Anklang an die Strafanstalt zum 
Ausdruck gelangen? Darüber schweigt sich die Mehrzahl 
völlig aus. So z. B. auch Prins, der für die d^linquants 
anormaux mis k la disposition du gouvernemeiit (die Ver- 



') Die Unterbringung geisteskranker Verbrecher, pag. 48 ff. 



idbvGoOgle 



— 222 — 

mindertzurechnuQgsfähigen) un regime special se distiogunnt 
qualitativemeiit de la peine" ') zur Anwendung bringen möchte, 
sie dann aber doch als Verbrecher behandeln will, (pag. 452) 

Bonhöffer ') will die Berücksichtigung der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit überhaupt erst im LStrafvollzuge eintreten 
lassen. Die Unrichtigkeit dieses Standpunktes ergibt sich 
nach unseren früheren Ausfuhrungen von selbst. Koch lässt 
sieh darüber etwiis näher aus, er sagt: „Wenn übrigens die 
gedachten Anstalten auch keine Strafanstalten im gewöhnlichen 
Sinne sein sollen, so würde eine gewisse Disziplinierung 
bei ihren Insassen gleichwohl vielfach angebracht und geboten 
sein, Kur aber dürfte dies bloss unter Verwertung ärzt- 
licher Gesichtspunkte und auf ärztliche Anord- 
nung hin stattfinden".*) Allein da auch bei dieser Dis- 
ziplinierung dem Arzte ein bestimmender Einfluss eingeräumt 
wird, so vermag ich in dieser Disziplinierung nichts zu finden 
von Strafe als das — Wort. — Viel weniger freundlich will 
Hübbe verfahren mit den Vermin der tzurechnungsfähigen. 
Sie werden nach § 51a in besondere Strafanstalten gebracht. 
Durch eine allgemehie Verwaltungsanordnung an die Strafan- 
-staltsleitungen könne erreicht werden, „dass auch in anderer 
Beziehung Erleichterungen eintreten und z. B. in der Gefangenen- 
kost auf den krankhaften Zustand Rücksicht genommen wird, 
wie ja schon heute gegebenen Falls Vergünstigungen in dieser 
Richtung gewährt werden". Damit sei „allen berechtigten 
Anforderungen Genüge geschehen"!*) 

Im Gegensatze hierzu hat besonders Forel jeden Straf- 
charakter abgelehnt, 'j 

') P r i n H, a. a. O. pag. 46(1, 

») In Z. XXI. 56 ff. 

') Koch, a. a. 0. S. 140, 

') Hubbe, Die strafrechtliche Behandlung der verminderten Zu- 
rechnungsfähigkeit, S. 34. 

') Forel & Mahaim, crime et anomalies mentales constitntionelle», 
pag. 272—273. 



idbvGoOgle 



— aas — 

Mir scheint das „Mittelding" überhaupt ganz unmöglich, 
entweder das eine oder das andere. Vollkommen richtig hat 
Gross bezügl. dieser medizinischen Strafanstalt die Bemerkung 
gemacht: „Das ist aber nur eine Vorstellung. Niemand ver- 
möchte zu sagen, wie eine solche Detentionsanstalt aussehen 
soUte." 'j 

Die neueste Entwicklung in dieser Frage geht besthnmt 
in der Richtung, die Vermindertzurechnungsfähigen seien nicht 
zu bestrafen, sondern qualitativ anders zu behandeln. Dabei 
wird heute nur noch ganz ausnahmsweise bestritten, dass 
diese Detentionsanstalten nach medizinischen, psychiatrischen 
Grundsätzen einzurichten seien. Eine Konsequenz dieser Auf- 
fassung aber ist es dann, den theoretischen Strafcharakter, 
der sich ja in Tat und Waiirheit doch nicht verwirkliehen 
lösst ohne den medizinischen Prinzipien zu widerstreiten, ganz 
fallen zu lassen. Es dürfen diese Anstalten darum „weder 
den Namen noch den Charakter von Strafanstalten haben". 
Mit der Freiheitsentziehung wird übrigens notwendig die Ar- 
beit verbunden werden müssen. „Dies ist schon mehr als 
Strafe genug für Menschen, die sich einer eigenen Verschuldung 
nicht oder kaum bewusst sind. Der offizielle, entehrende 
Stempel der Gerichtsstrafe" darf dann füglich wegfallen. *) 

Eine Verquickung von Straf- und Heilverfahren ist über- 
haupt geradezu unmöglich, da das eine dem andern direkt 
widerspricht : Die Strafe ist eine UebelszufUgung, die Heilung 
ist das Gegenteil. Das scheint man übrigens auch in Deutsch- 
land gefühlt zu haben, deshalb wird Strafanstalt und Versor- 
gungsanstalt reinheh auseinander gehalten ; die Verwahrung 
tritt erst ein, wenn die Strafe nach den Grundsätzen des Straf- 
vollzugs bei Vermindertzurechnungsfähigen verbüsst ist. 

Wir können dieser Nebeneinandersteltung von 
Strafverfahren und Heilungsverfahren nicht das 

I) Im Archiv für Kriminalanthropologie, 19C)1, Bd, VII. 355. 
») Forel, Schw. Z. VI. 321. 
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Wort reden. Ein Strafvollzug, und mag er auch noch so ab- 
geschwächt werden, wird bei der Mehrzahl der Vermiüdert- 
zurechnungsfähigen immer schädlich wirken. Er verlängert 
nur zum vorneherein den nachfolgenden Heilungsprozess, ja 
macht ihn unter Umständen völlig aussichtslos. Will man dies 
vermeiden, so muss der Strafvollzug — wie in § 51a — der- 
massen abgeschwächt werden, dass man richtigerweise von 
einem Strafvollzug gar nicht mehr reden kann, sodass sich 
die Strafanstalt für Vermindertzurechnungsfähige von der Ver- 
sorgungsanstalt für Vermindertzurechnungsfähige in gar nichts 
mehr unterscheidet! Warum soll man denn nicht die Strafe 
auch formell da fahren lassen, wo man sie materiell durch 
eine ganz andere Behandlung ersetzt? Der Grund: „es würde 
. . . unrichtig sein, und auch das Volksbewusstsein stark ver- 
letzen, wollte man Menschen von solcher Beschatfenheit mit 
Strafe ganz verschonen", ist durchaus nicht stichhaltig. Das 
Volksbewusstsein mit seinem „Rachebedürfnis" ist keineswegs 
so blind durch den Wiedervergettungsgedanten beherrscht, 
dass es nicht begreifen würde, es sei der öffentlichen Sicher- 
heit und der Rechtspflege mit einer „Versorgung" besser ge- 
dient als mit einer nicht nur nutzlosen, sondern geradezu 
schädlichen „Strafe". Es ist bezeichnend, dass der E. in 
dieser Hinsicht durchaus keine Anfeindung erfahren hat. Die 
diesbezügl. Forderungen finden übrigens im schweizerischen 
E. genug Berücksichtigung darin, dass der Vermindertzurech- 
nungsfähige ja verurteilt wird, also auch ein missbüligendes 
ethisches Werturteil erfolgt. 

Nach dem § 51a werden zwei neue verschiedene An- 
stalten für vermindertzurechnungsfähige Verbrecher notwendig ; 
das Ist entschieden zu viel, wenn wir nur einmal die eine der 
beiden hätten! Was man früher zu wenig getan hatte, tut 
man jetzt zu viel. 

Das Doppelverfahren ist aber auch mit erheblichen prak- 
tischen Nachteilen verbunden. Nach Verbüssung der erkannten 
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Strafe soll der Vermindertzurechnungsfähige aus der Strafan- 
stalt herausgenommen und (wenn überhaupt das Vormund- 
schaftsgericht von seiner „Befugnis" Gebrauch macht!) in 
eine Verwahrungsanstalt versetzt werden. Allein was Thurn- 
eysen bezüglich der Behandlung der Jugendlichen sagte, gilt 
gleicherweise auch bei den Vermindertzurechnungsfähigen, 
nämlich „dass die Erstehung der ganzen Zeit der Freiheits- 
entziehung in einer und derselben Anstalt dem Wechsel der 
Aufsicht und der Anstalt während jener Zeit vielleicht vorzu- 
ziehen ist, welcher Wechsel etwas unnatürliches hat" ',i. Dazu 
kommt noch, dass dieser Wechsel wegen der ^lugebilligten 
Milderung gewöhnlich schon nach kurzer Zeit eintritt. 

Aus allen diesen Gründen ergibt sich, dass die Lftsung 
des schweizerischen E. derjenigen des von der Dresdener 
forensisch-psychiatrischen Vereinigung vorgeschlagenen § 51a 
unbedingt vorzuziehen ist ; es sollen also die Vermindertzu- 
rechnungsfähigen nicht bestraft, sondern anders behandelt 
werden. »} 

IV. Die Dreiteilung der Verbrecher. 

Eine völlig befriedigende Lösung auch der vielen Grenz- 
fälle wird sich nur dann ergeben, wenn einmal die Vermin- 
dertzurechnungsfähigen als eigene, dritte Verbrecherklasse 
zwischen die Zurechnungsfähigen und die Unzurechnungsfähigen 
hineingeschoben werden. Der Strafvollzug soll sich nicht nur 
nach dem begangenen Verbrechen, sondern auch, und zwar 
in erster Linie, nach dem Täter richten. 

/. Die Bedeutung der psydiisdien Momente fär die 
Klassifizierung der Verbredier *). 
Der französische Jurist Saleilles*) hat mit besonderem 

') ThurneyBen, Schw. Z. VII. 2G4. 

') BezU^. der Äuenahmeii von dieser Kegel vgl. im folgenden S. 237 f, 

') Vgl. V. Liazt, Z. XVI. 

*) B. Naleilles, &. a. 0. 
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Nachdruck auf die Individualisierung der Strafe hingewiesen. 
„Cest le crime que l'on punit, niais c'est la consid^ration de 
l'individu qui determine le genre de mesures qui lui convienL 
La responsabilitä, fondement de la peine et l'individualisation, 
crit^rium de aon application: teile est la formale du droit 
p^nal moderne" '). Bei dieser Individualisation wird man am 
besten drei Hauptklassen auseinanderscheiden : Zurechnungs- 
fähige, Unzurechnungsfähige und Vermindertzurechnungsfähige. 
Vorausschicken will ich dabei, dass ich die noch nicht 14 
Jahre alten Kinder (Art. 13 des E.) zu den Unzurechnungs- 
fähigen zähle, unter denen sie eine besondere Gruppe bilden. 
Die Jugendlichen (Art. 14 des E.) rechne Ich unter die Ver- 
mindertzurechnungsfähigen, wo sie ebenfalls eine eigene Gruppe 
darstellen. Es bleiben so noch übrig die erwachsenen Ver- 
brecher. Bei der Einteilung dieser aber ist davon auszugehen, 
dass uns hier nur das psychische Moment wirklich brauchbare 
Anhaltspunkte zu geben vermag, wie neuerdings besonders 
von Liszt, Mittermaier ') und Leppmann") dies betont 
haben *). 

Die Unterscheidung von Gelegenheitsverbrechern und 
Gewohnheitsverbrechern ist praktisch nicht immer ganz gut 
■ abgrenzbar. Hier wird die Wertung der psychischen Momente 
und die Dreiteilung der Verbrecher nach ihrer psychischen 
Eigenschaft oft ergänzend in die Lücke treten können. Wie 
auch Prins anzunehmen scheint,. soll die hier vertretene Drei- 
teilung nicht die Klassifizierung in unverbesserliche und besse- 
rungsfähige Verbrecher ersetzen oder sie verdrängen, sondern 
beide decken sich ungefähr und ergänzen sieh gegenseitig. 

Der Zurechnungsfähige ist im grossen und ganzen der 
Besserungsfähige, bei ihm ist die normale Wirkung der Strafe 
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zu erwarteD ; der Vermindertzurechimngsfähige kann besse- 
rungsfähig sein, aber auch sehen unverbesserlich. Hierin liegt 
der Unterschied zu der Breiteilung von v, Liszt'). 

Sehr oft wird aber dw Richter, wo ihm die Unterscheidung 
zwischen einem besserungsfähigen und unverbesserlichen Ver- 
brecher unmöglich erscheint, mit Erfolg auf die psychischen 
Merkmale abstellen, und nach diesen die passende strafrecht- 
liche Massregel zu erkennea suchen. In fast allen Fällen 
werden der besserungsfähige und der unverbesserliche Ver- 
brecher mit den Kriterien der psychischen Emteilung parallel 
gehen, ja meistens wird man geradezu aus den psychischen 
Kriterien abzuleiten suchen, unter welche Gruppe der in Frage 
stehende Täter zu subsumieren sei. Es wird daher vielfach 
besser sein, direkt auf diese psychischen Momente abzustellen. 
Dieser Ansicht scheinen auch von Liszt, Prins und van 
Hamel zu sein. Diese werfen nämlich den Vertretern des 
klassischen Strafrechts vor, dass sie zu sehr auf die äusser- 
lichen Verbrechenstatbestftnde sehen, man müsse auch die 
Person des Verbrechers ins Auge fassen. Mit Recht sageu 
sie, es sei besser, bei jedem Verbrechen der psychischen In- 
dividualität des Täters die Hauptauftnerksamkeit zu widmen, 
wenn es sich um Mass und Art der Strafe handle. 

Die psychischen Momente dürfen jedoch nicht ausschliess- 
lich massgebend sein ; von grosser Bedeutung sind auch die 
sozialen Verhältnisse , in denen das betreffende Individuum 
aufgewachsen ist. Vielfach werden aber diese sozialen Fak- 
toren wieder zurückwirken auf den seelischen Zustand des 
Täters und wir werden seine gesamte psychische Persönlich- 
keit nur richtig verstehen können, wenn wir auch den Einduss 
des Milieu kennen. Ebenso müssen natürlich auch die anthro- 
pologischen und physiologischen Momente gebührend unter- 

') Es würde den Rahmen dieser Arbeit überschreiten, wollten wir 
auf das Verhältnis der beiden Einteilungen nfther eingehen ; ohne Zweifel 
aber wurde sich dabei ergeben, dass beide nebeneinander ihre Be- 
deutung haben. 



idbvGoogle 



sucttt und verwertet werden. Besonders bei den Arbeitsscheueu, 
Bettlerrt und Vagabunden wird die Wertung dieser letztern 
Momente von Bedeutung werden. 

Man mag vielleicht einwenden, dasa die hier entwickelte 
Ansicht einem erneuten Streite zwischen Psychiater und Jurist 
zu rufen geeignet sei. Allein solchen Bedenken entgegne ich 
mit den Worten von Prins: „L'intervention de, ce dernier 
(m^decin) est d'autant moins redoutable pour la s^curite sociale 
que le point en discussion est le choix non entre la condam- 
nation et t'acquittement, inais entre le regime repressiv pur, 
et le regime de pröservation" '). 

Die Einfuhrung dieser selbständigen Mittelklasse wird 
vielmehr dem alten Kampf seine Schärfe benehmen und ihn 
auf ein Minimum beschränken, denn hauptsächlich die Grenz- 
fälle boten ja immer und immer wieder Anlass zu Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen Richter und Irrenarzt, weil der 
Arzt ihre Bestrafung nicht zugeben wollte, der Jurist aber 
nicht in eine unbedingte Freisprechung einwilligen konnte im 
Interesse der öffentlichen Sicherheit. 

Die Forderung der Individualisierung der Straft-echtspflege 
ist nicht neu, allein sie ist in ihrer bisherigen Form entweder 
zu weit oder zu wenig weit gegangen; nicht jeder Sträfling 
kann genau und speziell individualisiert werden schon vom 
Richter. Es muss dieser vielmehr bestimmte Kriterien haben, 
gewisse Merkmale müssen ihm im Gesetz geboten sein, an die 
er sich bei der Individualisierung halten kann. Das können 
nur die psychischen Kriterien sein, aber auch hier nicht die 
vielen Einzelheiten und Feinheiten, sondern grosse Klassen, 
erkennbare Gruppen und Abteilungen. Und hier lehnen die 
Begriffe Zurechnungsfähigkeit, Unzurechnungsfähigkeit und ver- 
minderte Zurechnungsfähigkeit an allgemein bekannte Begriffs- 
bestimmungen an. Dass sich dabei der Richter oft beim Psy- 
chiater<Rats zu. erholen hat, schadet nichts, besser, als wenn 



') Prins, scienc« pönale et droit poBttiv, pag, '. 
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er in allzu grossem Selbstgefühl eigenmäclitig den einen zu 
den GewohnheitsverbreQhem, den undern zu den Gelegen heits- 
verbrechern einteilt, obwohl, was sehr leicht möglieh ist, beide 
gleich gefährlich sind in sozialer Hinsicht. 

2. Dreiteilung in Normale, Anormale und Vermindert- 
zurechnungsfähige. 

Die normalen Verbrecher sind wie bisauhiii mit der 
gewöhnlichen Strafe zu belegen, sie sind, hier ist durchaus 
von der Definition von Liszt's auszugehen, raotivierbar, sie 
besitzen die normale Bestimmbarkeit durch Motive. Der Rück- 
fall ist strafschärfend. 

Die Anormalen wiederum gliedern sich in zwei Klassen '), 
einmal die ganz Unzurechnungsfähigen und sodann die Ver- 
mindertzurechnungsfähigen. 

Die Unzurechnungsfähigen scheiden aus dem Straf- 
recht aus; sie gehören in eine Irrenanstalt, in eine Verbrecher- 
Irrenanstalt oder ähnliche Asyle. Mit der erfolgten Freispre- 
chung ist die rein strafrechtliche Aufgabe des Richters erfüllt, 
aus Zweckraässigkeitsrücksichten aber kann ihm, wie wir ge- 
sehen haben, zugleich aufgetragen werden, für eine genügende 
Sicherung der Gesellschaft zu sorgen. 

Die Vermindertzurechnungs fähigen bilden die 
interessanteste Gruppe der Verbrecher. Für diese Leute müssen 
eigene Vorkehrungen getroffen werden, Massnahmen, die die 
Gesellschaft auf längere Zeit vor ihnen schützen, da diese 
Menschen gewöhnlich sozial recht gefährlich sind. Hier ist 
nicht Strafe, aber auch nicht Versorgung in der Irrenanstalt 
angezeigt, sondern s. M. und zwar s. M. im weitesten Sinne, 
also sowohl mit reiner Sicherungsnatur, als auch mit Straf- 
charakter. Hierbei ist nun aber ein Punkt, wo Prins anderer 
Meinung ist. Er möchte die Vermindertzurechnungsfähigen 

') Mit Oeuiigtoung konnte ich konstatiere», daas P r i u s zu den- 
selben Resultaten gelangt, a, a. 0. pag. 123, 234 etc. 
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immer bestrafen, sie aber doch nicht mit der gewöhnlichen 
Strafe belegen, er befürwortet ein Mittelding für den Straf- 
vollzug bei Vermindertzurechnungsfähigeu. „Les d^fectueux 
r^clament des meanres complexes" '). „IIa sont delinquants et 
comme tels ne peuvent 6tre soumis simplement k un regime 
exclusivement hospitalier. IIs ont une tare pbysiologique et 
comme tels iis ne peuvent 6lre soumis simplement k un regime 
exclusivement repressif" *). 

Die besondere Behandlung, welche die Vermin dertzureeh- 
nungsfähigen im Strafvollzuge beanspruchen, bestimmt not- 
wendigerweise auch ihre Stellung im gesamten Strafrechte, 
Sie müssen deshalb als eigene Verbrecherklasse aufgenommen 
werden, und der Strafrichter hat jeweilen eine ihm für den 
Betreffenden passend erseheinende individualisierende Voll- 
zugsmassregel anzuwenden. 

3. Die s. M. als spezielle VoUzagsmassregel bei den 
Vermindertzure(hnung$fäfiigen. 

Zu dem erwähnten Ziele Icommt man am besten durch 
eine ausgiebige und zweckmässige Anwendung der s. M. Es 
bewegt sich der ganze Streit über die Behandlung der Ver- 
mindertzurechnungsfähigen auf demselben Boden, wie die Gegen- 
sätze von Vergeltungsstrafc und Sicherungsstrafe. Die s. II. 
sind die Kompromissmassregel, von der man im allgemeinen 
erwartet, dass sie die Gegensätze auszugleichen vermöge. 
Können sie dies, dann muss sieh ihre Anwendbarkeit auch 
bewähren bei den Vermindertzurechuungsfähigen. Und dies 
trifft auch wirklich zu. Der Schweiz. E. steht denn auch (aller- 
dings vielleicht nicht ganz bewusst) auf demselben Boden. Alle, 
die von s. M. betroffen werden können, sind verraindertzurech- 
nungsfähig oder — z. B. bei den s. M. im weitesten Sinne — 
ganz unzurechnungsfähig. Der in eine Heil- und Pflegeanstall 



') Prins, a. a. 0. pag. 12»; vgl. femer pag. 447 ff. und 459 ff. 
')Prins, pag. 452. 
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Eißgewiesene ist vermindertzurechnmi^fähig, der arbeitsscheue 
Vagabund und Bettler ist in den meisten Fällen sozial minder- 
wertig '). der immer wieder Rückfällige ist vermin dertzureeh- 
nungsfähig — nicht unzurechnungsfähig! — und endlich der 
in eine Triokerheilanstait Eingewiesene ist ebenfalls vermindert- 
zurechnungsfähig. Keiner aber der zu s. M. verurteilten Ver- 
brecher ist in allen Beziehungen normal. 

Ueberall aber, wo eine Massregel einzutreten hat, die 
eine der Persönlichkeit des Täters angepasste Behandlung er- 
strebt, sind die s. M. das geeignete Mittel hiefür. Die vielerlei 
8. M., die hier angezeigt ersclieinen können, sind nur die na- 
ttlrliche Folge des bei den Vermindertzurechnungsfähigen be- 
sonders stark hervortretenden Individualisierungsprinzipes. Die 
Normalen werden alte gleich behandelt: mit Strafe. Hier wird 
der Individualisierung bloss Einfluss eingeräumt auf die zeit- 
liche Dauer und auf die Art der Strafe. Bei den Unzurech- 
nungsfähigen wird vom Strafriehter Überhaupt nicht ausge- 
schieden, das tut erst der Psychiater und zwar in der Behand- 
lung des Kranken. Bei den Vermindertzurechnungsfähigen hin- 
gegen soll schon der Richter verschiedene in dam geistigen 
Zustande des Verbrechers begründete ausscheidende Gesichts- 
punkte beobachten. Wie nun die geistigen Zustände der ver- 
minderten Zurechnungsfähigkeit sehr verschiedene sein können, 
so wird auch der Charakter und die Art der s. M. darnach 
sich zu ändern haben; daher rührt der scheinbar nicht ein- 
heitliche Charakter der s, M. die „Inkonsequenz ihrer Systeraa- 
tisierung". Darauf beruht anderseits aber gerade wieder ihr 
Vorteil, ihre Anpassungsfähigkeit an die verschiedensten Be- 
dürfnisse der jeweiligen konkreten Verhältnisse. Der Krimi- 
nalist darf hier dem Zivilisten folgen und von ihm lernen. 
Es ist nicht gesagt, dass man seinen theoretischen Standpunkt 
durch alles hindurch verfechten müsse. Das praktische Leben 

') Was allerdings nicht ganz gleichwertig ist mit vermindertzuvech- 

nungsfshig im psychiatrischen Sinne. 
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setzt sich auch zusammen aus einer Reihe von Kompromissen. 
Von diesem Gesichtspunkte aus wollen auch die a. M. beurteilt 
werden. Sie verdanken ilire Entstehung und Durchführung 
Gründen der Zweckmässigkeit. So lässt sich dann vielleicht 
auch der alte Streit etwas schlichten, ob Vergeltungsstrafe, 
ob Zweck- oder Sicherungsstrafe zur Grundlage des Strafrechts 
gemacht werden solle. Es ginge die Lösung vielleicht dahin: 
Vergeltungsstrafe bei den Normalen : Zweck- bezw. Siche- 
rungsstrafe bei den Vermindertzurechnungsfähigen, d. h. bei 
allen denen, deren Zustand eine weitergehende Individualisie- 
rung erfordert. Vor allem aber wird zu fordern sein, dass die 
Vermindertzurechnungsfähigen eine eigene Verbrecherklasse 
bilden mit eigener, ihrer Persönlichkeit angemessener Bestra- 
fung bezw. Behandlung durch s. M. Die Vergeltungsstrafe hat 
diesen Verbrechern gegenüber zurückzutreten '). 

Auch aus die-sen Gründen können wir wiederum der Lö- 
sung des § 51a nicht zustimmen, der für alle Vermindertzn- 
rechnungfähigen nur eine einzige VoUzugsmassregel vor- 
sieht. Diese Anstalt für Vermindertzureebnungsfähige würde 
notwendig zu einem bunten Sammelsurium aller möglichen 
Fälle werden; es gilbe dies ein solches Gemisch vermindert- 
zurechnungstahiger Verbrecher, dass alle Individualisationsbe- 
strebungen notwendig scheitern müsslen. Man würde also natur- 
geraäss dazu gelangen, in dieser Anstalt selbst wieder auszu- 
scheiden und auszusondern, z. B. auf dem Wege des Pavillon- 
systems. Darunter wird auch eine eigene Abteilung sein müssen 
für die immer wieder Rückfälligen, eine solche für die 
Minderwertigen, die „sozialen Neurastheniker", und eine für 
die Alkoholiker. 

Ob aber dann, nach Abzug der Unverbesserlichen, der 
Arbeitsscheuen, Vagabunden usw. und der Alkoholiker noch 
eine genügende Zahl übrig bleibt für diese „besonderen An- 



') Etw-R im Sinne von Meyer, Lehrbuch, pag. 15. 



idbvGoOgle 



— 233 — 

stalten und Räame", scheint mir allerdings sehr frag'lich. Hin- 
gegen ist die allgemeine Behauptung, für besondere Anstalten 
sei „die Zahl der vermindertzurechnungsfähigen Straftäter 
wohl nicht gross genug" '), durchaus falsch *). 

4. Die RüdifäUigen und Arbeitssdieuen als Vermindertza- 
rechnungsfähige. 

Zu den Vermindertzurechnungsfähigen im weitesten Sinne 
haben wir auch die BUckfälligen und Arbeitsscheuen gerechnet. 
Ueber diese hier noch ein kurzes Wort, 

Die Theorie von Liszt's, der unverbesserliche Gewohn- 
heitsverbrecher sei unzurechnungsfähig, hat, man darf wohl 
sagen allgemeine Ablehnung gefunden. Strafrechtlich unem- 
pfänglich für die Strafe ist noch nicht gleichbedeutend mit 
unverantwortlich. Der Geisteskranke, der infolge von Wahn- 
vorstellungen einen Menschen tötet, ist strafrechtlich unver- 
antwortlich, aber „schwerlich dürfte jemals die rechtliche Ver- 
antwortlichkeit deshalb gesetzlieh verneint werden, weil der 
Verbrecher Delikt auf Delikt häufend in den Bann lasterhafter 
Gewohnheit gertiten ist, (und so) seine Widerstandskraft gegen 
verbrecherische Anreize selbst gemindert oder zerstört hat"'). 
Ich halte vielmehr die von Stooss aufgebrachte Unterschei- 
dung zwischen strafbar und straffahig für eine gute Lösung. 
Der immer wieder Rtlckfällige ist nicht unzurechnungsfähig, 
aber er ist für die Wirkung der Strafe abgestumpft, sie übt 
bei ihm nicht mehr die Wirkung aus, die wir erwarten, und 
die bei einem normalen Menschen regelmässig eintritt. Allein 



') So Hübbe, Die strafrechtliche Behandlung der verminderten 
ZurechnuDgsfBhigkeit auf S. i)6; vgl. auch Möli, JustizkommisHiou des 
preussischen Abgeordnetenhauses, BlBtter für GefflngniMkunde Bd. XXXI. 
Seite 84. 

*) Vgl. femer noch Seite 11» und 123. 

') Oetker, Z. XVII. &77. Treffend sagt schon Grolman in Be- 
äug hierauf, dass solche Leute zwar leichter als andere unterliegen, aber 
doch verantwortlich gemacht werden können; a. a. O. p. 146 f. 
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das heisst noch lange nicht, die Strafe besitze absolut keinen 
Einfluss auf den Verbrecher. Der Effekt der Strafe ist aber 
immerhin so abgeschwächt, dass ihr gegenUbsr die verbreche- 
rischen Anreize immer obsiegen. Und das musfi je länger je 
mehr der Fall sein. Stete Uebung macht einen Vorgang leichter 
wiederholbar. So verhält es sich auf psychischem Gebiete 
ebenfalls. Ein schwieriger Gedankengang wird, oft wiederholt, 
von Mal zu Mal leichter, darum sagte z. B. auch Schopen- 
hauer, seine Werke müssten zweimal gelesen werden. Wie 
es sich nun mit gewöhnlichen Denkoperationen verhält, so 
liegt auch die Sache bei derjenigen psychischen Tätigkeit, 
die Bezug hat auf die Willensbildung bei der Entschliessung zu 
der verbrecherischen Tat, Jedem Verbrechen, das nicht auf einen 
heftigen, unwiderstehlichen, momentanen Impuls zurllckzufuhren 
ist, geht einemehroderwenigerlange Meditation voraus. Indiesem 
Abwägen der Motive, in dem Auftreten von Hemmungsvorstel- 
lungen erblicken wir einen psychischen Vorgang, der das 
Fundament bildet für die rechtliche Verschuldung. Solehe 
Hemmungsvorstellungen sind z, B. die abschreckende Gestalt 
des Zuchthauses, die Angst vor dem strafgerichtlichen Ver- 
fahren, das Ehr- und Rechtlichkeitsgefühl usw. Ist die Macht 
dieser Gegenmotive einmal überwunden worden, so wird dies 
ein zweites Mal schon leichter der Fall sein, denn es werden 
einige der absehreckenden Vorstellungen, die das erste Mal 
noch von Bedeutung waren, bei dem Begehen eines zweiten 
Verbrechens wegfallen. So wird der Gewohnheitsverbrecher 
immer weniger abhaltende Motive vorfinden, die ihn von der 
Wiederbegehung eines Delikts abhalten könnten. Seine Wider- 
standskraft gegen verbrecherische Anreize ist gemindert, aber 
— und hierin liegt das Bedeutsame — sein verbrecherischer 
Zustand ist ihm selbst zur Schuld zuzurechnen. Er trägt selber 
die Verantwortung dafür, dass er zu einer solchen Persönlich- 
keit geworden ist durch eine Reihe von Verbrechen, für deren 
jedes einzelne er jeweilen verantwortlich erklärt werden muss. 
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Allerding-s ist er jetzt nicht mehr straffähig, es fehlt ihm die 
„capacit6 pönale", „mais l'incapaeitö pönale n'est pas forcöment 
l'irresponsabilitö" '). Im gleichen Sinne hat sich auch — mit 
Berufung auf eigene Erfahrungen — Koch ausgesprochen. 
Wiederholt sei ihm der Fall vorgekommen, „dasa eine ange- 
klagte psychopathisch minderwertige Person, welche durch 
einen schon lange gehegten und genährten Affekt Bchliesslich 
zu einer verbrecherischen Handlung hingerissen wurde, zwar 
in dem Augenblick, da sie die Handlung beging, unfrei war 
oder doch vor menschlichen Augen als unfrei betrachtet wer- 
den musste, trotzdem aber nicht ohne entschiedene Verschul- 
dung gewesen ist. Nur lag die Verschuldung weiter zurtick. 
Es war dem Menschen zu der Zeit, da der Affekt ihn schliess- 
lich hinnahm, nicht mehr, oder doch mutmasslich nicht mehr 
möglich, demselben zu widerstehen ; aber die Sache wäre nicht 
so weit gekommen, wenn er sich in diesem oder jenem Stück 
früher besser zusammengenommen und gezügelt hätte" *), Da- 
her rührt auch der Unterschied, den man noch vielfach 
zwischen einem eigentlichen Geisteskranken und einem Trinker 
macht. Man hat im altgemeinen das Gefühl, dass es den ge- 
wöhnlichen Geisteskranken gegenüber keine Prophylaxe gebe, 
beim Trinker aber sagt man sich — vielleicht mit Unrecht — 
er hatte anfangs sich eben besser halten sollen. 

Die Rückfälligen und Alkoholiker werden einen wesent- 
lichen Bestandteil der Vermindertzurechnungsfähigen bilden. 
Delbrück behauptet, dass die unverbesserlichen Gewohnlieits- 
verbrecher das Hauptkontingent der Vermindertzurechnungs- 
fähigen ausmachen '). Es wird deshalb wohl kaum auf grossen 
M''iderstand stossen können, dass wir die Ruckfälligen zu den 
Vermindertzurechnungsfähigen gezählt haben. Die „Unver- 



■) Saleilles, a. a. 0. pag. 131. 

'j Koch, Die psych opath lachen Minderwertigkeiten, pag. 144. 

^) Delbrtlok. Gerichtliche Psychopathologie, pag. 23. 
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besserliehen" aber als die geborenen Verbrecher zu bezeichnen, 
wäre doch sicher zu weit gegangen '). 

Die Liederlichen und Arbeitsscheuen im Sinne von Art. 31 
des E. haben wir ebenfalls als nicht völlig normal erklärt. 
Diese Gruppe wird allerdings in vielen Fällen dem normalen 
Verbrecher nahe kommen. Es kann daher woh! der Fall ein- 
treten, dass auch ein Zurechnungsfähiger in die Arbeitsanstalt 
kommt. Allein dies wird nur eine Ausnahme sein, denn wo 
8. M. zur Anwendung gelangen, da muss sich der Richter hei 
der Betrachtung des Falles gesagt haben, die Strafe werde 
hier ihren Zweck nur unvollkommen erfüllen und besser durch 
ein anderes Mittel ersetzt werden. Die hier in Frage kom- 
menden Menschen sind meist moralisch verkommen •) und die- 
ser letztere Umstand ist es vor allem, der zu einer Einweisung 
in die Anstalt führt, nicht bloss die rein äusserliche Tatsache, 
dass der Verbrecher in letzter Zeit arbeitsscheu und vagierend 
war *). 

Beachtung verdient sodann auch der Umstand, dass die 
grosse Mehrzahl dieser Leute dem Alkohol ergeben ist*). Einen 
Abstinenten, der liederlich und arbeitsscheu ist, wird man nicht 
so leicht finden. Der Alkohol ist es vielfach, der diese Indi- 
viduen hindert, sich selbst aufzuraffen. Aber auch sonst sind sie 
in ihrem ganzen Charakter meist verkommen, „gerade unter 
ihnen finden wir die grösste Verhältniszahl der erblich Be- 
lasteten" '). Ebenso ist auch Koch der Ansicht, „dass sich 
unter den Vagabunden eine grosse Anzahl psychopathisch 
minderwertiger Individuen befindet, welche teils zufolge ihrer 
Minderwertigkeit zum Vagabundieren kamen, teils durch das 
Vagabundieren erst minderwertig geworden sind" '). Sie sind 

') Vgl. Kirn, in H. H. J. Ed. I. 52. 

»1 Mittetmaier, Sohw. Z. XIV. 150. 

') Dieser Ansicht scheint nach Stooss z« sei«, Sohw. Z. XIV, 392. 

*) Vgl. dazu Stooss, Schw. Z. XIV. 31». 

') von Liszt, Archiv, S. 428. 

•) Koch, «. B. O., in Vorrede S. XI. 
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deshalb auch, im sozialen Leben minderwertig, ihre aittllche 
und berufliche Erziehung und Ausbildung ist vernachlässigt 
worden. Wer einen Beruf erlernt hat, gesund und arbeits- 
fähig ist, „der wird nicht leicht zu Grunde gehen, sobald die 
Erziehung ihm den sittlichen Halt gegeben hat, der, ich möchte 
fast sagen unzerstörbar iat" (Stooss). Allein gerade dieser 
sittliche Halt fehlt diesen sozialen Neurasthenikern. Von einem 
gewöhnlichen Menschen verlangen wir nicht nur, dass sehie 
Geisteskräfte in normaler Anlage vorbanden seien, sondern 
auch, dass er verstehe, sich dieser geistigen Kräfte Vernunft- 
gemäss zu bedienen. Das erste ist angeboren, das zweite aber 
ist anerzogen. Gut und Böse, sozial schädlich und nützlich 
sind relative Begriffe, die uns n'cht zum vorneherein angeboren 
sind, hier muss die Erziehung einsetzen, die uns erst tauglich 
macht zu einem sozialen Leben. 

Ho wird man also auch die Liederlichen und Arbeits- 
scheuen in ihrer überwiegenden Mehrheit zu den Verroindert- 
zurechnungsfähigen zählen dürfen, als Leute, die infolge ihres 
Zustande» eine gesonderte Behandlung verlangen, eine Indivi- 
dualisierung. Hierfür stehen als bestes Mittel die s. M. zu 
Gebote. 

VI. Die Strafe bei den Vermindertzurectinungtniiigen. 

So sehr wir nun aber für die Vermindertzurechnungs- 
fähigen im allgemeinen eine eigene Art des Strafvollzuges ver- 
langt haben, so muss doch anderseits auch wieder betont wer- 
den, dass es Fälle geben kann, — doch werden sie allerdings 
recht selten sein ') — wo eine Strafe vollzogen werden kann, 
ja wo sie direkt wunschbar ist. 

/. Die mildere Strafe. 
In durchaus richtiger Weise hat der E. in Art. 16, Abs. 2 
fUr die Vermindertzurechnungsfähigen allgemein den Grund- 



») Delbrück, Gericht!. Psych. 8. 21. 
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satz der StraftnilderuDg aufgestellt: „War die Fähigkeit des 
Täters, vernunftgemäss zu bandeln, zur Zeit der Tat vermin- 
dert, war insbesondere die geistige Gesundheit oder das Be- 
wusstsefn des. Täters wesentlich beeinträchtigt, so mildert der 
Richter die Strafe nach freiem Ermessen" {Art, 50). 

Es kann zweifellos vorkommen, dass die verminderte Zu- 
rechnungsfähigkeit genugsam berücksichtigt ist, wenn der 
Täter milder bestraft wird. Hier ist vor allem an diejenigen 
Fälle zu erinnern, wo die verminderte Zurechnungsfähigkeit 
nur auf einem vorübergehenden Zustande von Trübung des 
Bewusstseins oder von geistiger Störung beruht '). Wenn also 
der Verbrecher zwar zur Zeit der Tat vermindertzurechnungs- 
fällig, zur Zeit der Beurteilung aber wieder zurechnungsfähig 
ist, und wenn zudem nicht angenommen werden muss, es 
werde der Zustand verminderter Zurech nungsfähigkeit bald 
wiederkehren, so genügt hier eine Strafmilderung. 

2. Schärfere Strafe. 
Allein mtin darf nicht ausser acht lassen, dass auch viel- 
fach eine Strafschärfung eher am Platze wäre als eine Straf 
milderung. „Erhofft man z. B. von einem Schwachsinnigen 
überhaupt noch irgendwelche Besserung von einer Strafe im 
gewöhnliehen Sinne des Wortes, so wird er eine harte Strafe 
eher in ihrer Bedeutung auffassen als eine müde und sie sich 
eher merken" *). Doch liesse sich eine längere Strafe bei den 
Vermindertzurechnungsfähigen nur rechtfertigen aus Gründen 
der öffentlichen Sicherheit; für dieses Bedürftiis jedoch ist ge- 
sorgt, indem in solchen Fällen der Vermindertzurechnungs- 
fähige eben einer Anstalt *) überwiesen werden wird, wo er 
bleibt, bis seine Gemeingefährlichkeit weggefallen ist. 



') Vgl. Lenz, Die geisteskranken Verbrecher im Strafverfahren und 
Strafvollzüge, Verh. d. achw. Jnr. Ver. 1899, S. 220. 
I) Delbrück, a, a. 0. pag. 21. 

■) Natürlich in erster Linie eine Staats an stalt. 
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Anhang. 



Was die Einrichtung der Anstalten für Vermin dertzurech- 
nungsfähige anbetrifft, so konnte nur soweit darauf eingetre- 
ten werden, als der rechtliehe Charakter der Massnahröe auf 
Bau und Betrieb dieser Anstalt von Einfluss ist'). 

Es ist bereits darauf hingewiesen worden, dasa sich die 
Behandlung der Vermindertzurechnuagsfähigen ganz nach psy- 
chiatrischen Gesichtspunkten zu richten habe. Ueber die 
Einrichtung dieser Anstalten hat Forel beachtenswerte Vor- 
schläge gemacht*). Nach ihm soll auch für die Anstalten 
von Vermindertzurechnungsfähigen das in Deutschland so be- 
liebte Pavillonsystem zur Anwendung gelangen*). Die Anstal- 
ten werden auf dem Lande ganz isoliert errichtet und bieten 
Platz für je etwa 50 Personen. Es wird Aufgabe des psychia- 
trischen Leiters sein, die Ausscheidung in die verschiedenen 
Pavillons vorzunehmen. Da die Mehrzahl dieser Leute zur 
Arbeit tauglich Ist und bei richtiger Behandlung meist auch 
gerne arbeitet, so wird sieh eine solche Anstalt nahezu selbst 
erhalten können. 

In der Natur der Sache ist es begründet, dass das Straf- 
recht sich auch befassen will mit den Vollzugsmassregeln bei 

') Vgl. die Ausführungen auf S. 220 ff. 

') Forel et M&haim, crime et anomalien mentale» constitutione lies 
pag, 274 — 277. Wir halten aber nach wie vor dafür, daas eigene Anstalten, 
speziell nur für Vermindertzurechnungs fähige, nicht unbedingt notwendig 
seien bei der Uuinigftitigkeit der Anstalten für ■. M., wie der E. aie 
vorsieht. 

*) ^S'- ferner auch Schinz, les causes pctthologiqueti de la respon- 
sabilit^ limit^e; am Ende. 
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den Vermindertzurechnungsfähigen, denn mag man auch aus 
HumanitätsgrOnden vielfach die Strafe ganz fallen lassen, 
oder eine andere Art des Vollzuges an ihre Stelle setzen, so 
bleibt doch immer ein Restchen Verantwortlichkeit bestehen, 
und deshalb kann das Strafrecht diese Fälle seiner Kontrolle 
nicht ganz entziehen lassen. 

Anders aber liegen die Verhältnisse bei den Unzurech- 
nungsfähigen. Hier haben wir es mit Personen zu tun, die 
strafrechtlich völlig unverantwortlich sind, mit denen sich in- 
folgedessen der Strafrichter Überhaupt gar nicht zu befassen 
hat, sondern deren Versorgung und Unterbringung vorwiegend 
in das Gebiet des Verwaltungsrechtes fallen. Wir können des- 
halb hier nur kurz und anhang-.weise auf die Frage eintreten, 
wie unzurechnungsfähige Verbrecher zu verwahren seien. 

Was zunächst die Scheidung in verbrecherische Irre und 
irre Verbrecher anbetrifft, so sind nur wenige mit dieser Tren- 
nung nicht einverstanden. Und in der Tat besteht auch ein 
wichtiger Unterschied zwischen einem Menschen, der erst zum 
Verbrecher geworden ist infolge seiner Geisteskrankheit und 
einem Menschen, dessen Verbrechen aus seiner eigentlichen 
Natur hervorgegangen ist. Diese letzteren bleiben immer ge- 
fährlich, deshalb müssen die Anstalten fUr sie auch ausge- 
dehnte Sicherungsvorkehrungen trefffen, darum können und 
dürfen sie aber auch nicht in Irrenheilanstalten untergebracht 
werden *), darin sind die meisten Psychiater einig. 

Bezüglich der irren Verbrecher aber gehen die Ansichten 
stark auseinander. Zur Zeit wird man drei Hauptstandpunkte 
vertreten finden '). 

I. Die Zentralanttalt für irre Verbrecher. 

Die Begeisterung, die vielfach diesem Institute entgegen- 



') NScke, a. a. O. pag. 12 uod 19, und dort citiert Bleuler. 

') Der Amerikaner Uc Kim will sie einfach tSten! (vgl. NKcke, 
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gebracht wird, vermag ich nicht zu teilen. Was besonders 
die Verhältnisse in der Schweiz anbelangt, so halte ich dafür, 
dass die Zahl der verbrecherischen Irren nicht gross genug 
sei für eine eigene Anstalt. Lenz berechnet die Zahl der 
geisteskranken Verbrecher in den schweizerischen Gefängnissen 
auf 2—5 % '). 

Einige Zahlen mögen unsere Behauptung bekräftigen. In 
den Jahren 1900 bis 1903 waren folgende Anzahlen von Ge- 
fangenen in den schweizerischen Strafanstalten untergebracht : 

1900: 4179; 1901: 4310; 1902: 4189; 1903: 4179 (gezählt 
jeweilen auf 1. Januar des betrelTenden Jahres). 

Rechnen wir nun 4'/, geisteskranke Verbrecher, so er- 
gibt sich rund die Zahl von ungefähr 160 geisteskranken Ver- 
brechern in der gesamten Schweiz. Nimmt man nun femer 
an, dass etwa ein Vierteil dieser Kranken ohne alle Gefährde 
in eine Irrenanstalt aufgenommen werden könnte und dass 
ferner ein erheblicher Teil in Anstalten für Vermindertzurech- 
nungsfähige unterzubringen wäre, so bleiben wohl kaum mehr 
als etwa 80—100 solcher irrer Verbrecher übrig, welche wü-k- 
lieh einer besonderen Versorgung bedürften. Eine eigene An- 
stalt für diese wenigen Leute zu bauen, kann ich nicht befür- 
worten. In diesem Sinne sprach sich übrigens auch eine Ver- 
sammlung von Strafanstaltsbeamten aus bei Behandlung der 
Frage: „Wie soll nach neuestem Stande der Wissenschaft und 
Praxis für die geistesgestörten Verbrecher gesorgt werden? 
Sind eigene Anstalten oder Annexe von Strafanstalten oder 
von Irrenanstalten vorzuziehen? Wie wären solche einzu- 
richten ?" •). Allerdings haben sich in letzter Zeit in der Schweiz 

<) Lenz, BtStter f. Oefängniäkunde, liXKI, pag. 361. 

') Vgl. Blatter für Gefangniskunde, Bd. IX, pag. 29 und 3U. In 
diesen Bl. f. Gef •Kunde ist noch viel weiteres schätzenswertes Material, 
z. B. XXIX. pag. 66—87 von Leppmann (sehr lemerkenäwert!}. Femer 
Bd. XXXni. 68-34, ein Gesetzesentwurf des Senatoi-a Le Jeune in 
Brüssel über die Errichtuag von besoDderen Anstalten zur Unterbringung 
von irren Verbrechern, verbrecherischen Irren, Alkoholikern und lebens- 
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die Stimmen derer, die eine schweizerische Verbrecherirren- 
anstalt als notwendig bezeichnen, nicht unerheblich vermehrt '). 
Allein mir scheint, wegen der tatsächlich doch kleinen Zahl 
wirklich Versorgungsbedürftiger würde die Frage wohl am 
besten durch ein Annex gelöst werden können. 

II. Die Annexe zu Irrenanstalten. 

Die Erfahrungen über die Annexe zu Irrenanstalten (z. B. 
Düren) lauten keineswegs ermutigend. Die Scheidung von ver- 
brecherischen Geisteskranken und geisteskranken Verbrechern 
verlangt auch eine Scheidung der iiren Verbrecher von der 
Irrenanstalt. 

III. Die Annexe zu Strafanstalten. 

Die beste Lösung der Frage scheinen mir Annexe zu 
Strafanstalten zu sein. Verschiedene Gründe sprechen dafür. 
Einmal müssen sämtliche geisteskranke Verbrecher au-'^ der 
Strafanstalt herausgenommen werden. Diese Uebersiedelung 
sollte aber, wenn sie einmal nötig wird, dann so rasch als mög- 
lich erfolgen. Die Ueberleitung in eine unter Umständen weit 
entfernte Irrenanstalt veranlasst immer viele Unzukömmlich- 
keiten. Nicht gar selten wird es auch vorkommen, dass ein 
Sträfling vorübergehend beobachtet werden sollte. In allen 
diesen Fällen bieten die Annexe zu Strafanstalten den besten 
und raschesten Ausweg. Sodann kommt hinzu, dass die geistes- 
kranken Verbrecher meist recht gefährlich sind, daher müssen 
kostspielige Sicherungsmassregeln getroffen werden. Die strenge 
Aufsicht wegen Fluchtgefahr usw. kann nicht mit einer Irren- 



gefahrlich erkrankten Gefangenen ; Bd. XXXIV. öi— 100 von der Goltz, 
Geisteskranke Gefangene und verbrecherische Geisteskranke; endlich im 
»elben Band, S. 36t— 431, Lenz, Die geisteskranken Verbrecher im Straf- 
verfahren und Strafvollzüge. 

') Vgl. Neue Zürcher Zeitg. vom Id. Augnst 1904 (Nr. 290, zw. Abd. 
Bl.) Vgl. femer noch: Wille, im 18. Jahresbericht des Basler IrrenhUlfs- 
vereins. Wünschenswert wftre eine solche Anstalt ja allerdings. 
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anstalt verbunden werden, wohl aber ganz gut mit der Straf- 
anstalt. 

Ich habe selber das neu errichtete Annex in Bruchsal 
gesehen. Es ist dasselbe ausserordentlich gut eingerichtet, in 
Hufeisenform. Inwendig befindet sich ein Hof für Tobsüchtige. 
Das Annex seihst hat verschiedene Abteilungen, näralich Zellen 
für Tobsuchtige, für Epileptische, für Halbnihige und Ganz- 
ruhige. Dann befindet sich daselbst auch das Aerztezjmmer 
mit vollständiger Einrichtung. Der Arzt ist ein psychiatrisch 
gebildeter Mediziner. Auf fünf Kranke ist ein Wärter gerechnet. 
Das Annex bietet Platz für etwa 40 Personen. Wie mir der 
Direktor der Strafanstalt mitteilte, wird die Anlage für die 
Bedürfnisse des Landesgefängnisses genügen. Immerhin sei die 
Zahl der geisteskranken Sträfiinge grösser als man gemeinhin 
annehme '), für Bruchsal werde man ungefähr 4 — 5 "/o ein- 
nehmen können. Das Ganze wurde mit einem Eostenaufwande 
von etwa Fr. 200,000. — erstellt. Um das Haus herum geht 
ein ziemlich grosser Garten mit sog. japanischen Wiesen, mit 
Brunnen, Vogelhäusern usw. Ausgedehnte Korridore dienen 
zum Aufenthalte für die Insassen an Regentagen. Die Ver- 
bindung mit der Verwaltung der Strafanstalt greift in keiner 
Weise ein in die Behandlung der Kranken. Leiter der Anstalt 
ist der Arzt; der Strafanstaltsdirektor hat lediglich die Ver- 
tretung nach aussen und die Sorge für die Sicherheitsvorkeh- 
rungen. Unheilbar Geisteskranke werden in Emmendingen 
untergebracht *) und nicht im Annex behalten. Die Behand- 
lung der Insassen richtet sich ganz nach psychiatrischen Grund- 
sätzen, so stehen z. B, für schwierigere Fälle auch Dauerbäder 
zur Verfügung "). Zwang zur Arbeit wb-d nicht ausgeübt, son- 
dern nur auf die Gelegenheit zur Arbeit hingewiesen. Die 



') Simulatioii sei selten. 
') In dem Annes der dortigen Irrenanstalt. 
') Auch die „Bettbeh&ndliing" iat für vorübergehende Falle 
sieht genommen. 
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Entlassung aus dem Annex erfolgt, wenn der Kranke geheilt 
ist ') und wenn der Arzt die Freilassung für ungefährlich er- 
achtet. 

Für die schweizerischen Verhältnisse möchten sich ähn- 
liche Einrichtungen empfehlen. 

') Es ist daran besonders zu loben, diiss auch vor Ablatif der Straf- 
zeit eine Entlassung eintreten kann. 



idbvGoogle 



Schlusswort. 



Wenn wir am Schlüsse unserer Betrachtung noch kurz 
die einzelnen gewonnenen Resultate überblicken, so finden wir, 
dass die s. M, vermöge ihrer Herübernahnie aus dem Ver- 
waltungsrecht an sich kein strafrechtliches Gepräge tragen, 
dass aber doch das allgemeine Vergeltungssystem einen ge- 
wissen Eintluss auf sie ausübt. Die Eingliederung in das Ver- 
geltungsstrafrecht, wie sie im E. erfolgte, ist zwar nicht ohne 
Fehler und Schwächen, aber sie wird praktisch doch recht 
brauchbar sein. Zu ihrer vollen Bedeutung aber werden die 
s. M; erst dann gelangen, wenn sie als besondere Art des 
Strafvollzuges für eine eigene Klasse von Verbrechern aner- 
kannt werden, und weim sozialpolitisch richtige Normen die 
strafrechtlichen Bestimmungen ergänzen. 

Bann werden die Irrenanstalten und die Strafanstalten 
entlastet werden von den Elementen, die doch nicht in sie 
hineingehören. Dadurch wird der Strafvollzug wirksamer 
werden bei denjenigen Sträflingen, die ihm unterworfen werden, 
weil die ständig störenden und hemmenden Elemente entfernt 
wurden. Für die Sicherheit der Rechtsordnung wird besser ge- 
sorgt sein, wenn einmal die geistige Inferiorität des Verbrechers 
nicht mehr als Grund angesehen wird, den notwendigsten 
Schutz der Gesellschaft zeitlich zu verkürzen. Auf diese Weise 
wird man nicht nur den wohlverstandenen Interessen des 
Staates besser dienen können, sondern es erhalten' endlich 
auch die betreffenden Personen selber die ihrem Zustande an- 
gemessene Behandlung; und schliesslich wird durch diese weit- 



idbvGoOgle 



gehende Individualisierung der Streit zwischen Jurist und 
Psychiater wenn zwar auch nicht ganz aufiiören, so doch 
wesentlich an Schärfe verlieren, da ja die UnscbädlicbmaehLing 
des Verbrechers auf alle Fälle gesichert ist. Auch in der Volks- 
meinung kann dadurch die Strafrechtspflege nur gewinnen. 

Allerdings wird man sieh nicht verhehlen können, dass, be- 
sonders wenn für die Vermindertzurechnungsfähigen eigene Heil- 
und Pflegeanstalten eingerichtet werden sollten, die finanziellen 
Anforderungen an den Staat grosse sein werden. Diese Er- 
kenntnis wird notwendigerweise den lebhaften Wunsch ent- 
stehen lassen, es möchte dem einheitUehen schweizerischen 
Strafrecht bald ein einheitliches schweizerisches Strafprozess- 
recht nachfolgen. Die Zerstückelung des Strafvollzuges durch 
die Kantone wird sich auf die Dauer nicht länger aufrecht 
erhalten lassen. Die Mehrzahl der Kantone ist für die hierzu 
nötigen finanziellen Opfer viel zu schwach, auf dem Konkor- 
datswege lässt sich bekanntlich nur wenig erreichen, und dasa 
der Bund immer nur Beiträge zu gewähren, zu deren Ver- 
wendung aber nichts zu sagen haben solle, darauf darf billi- 
gerweise nicht gerechnet werden. 

Zu hoffen ist aber, dass diejenigen Kantone, denen die 
Mittel zur Errichtung der notwendigsten Anstalten für Ver- 
mindertzurechnungsfähige zu Gebote stehen, von sich aus, sei 
es allein oder vereint, einen Schritt vorwärts, tun werden. E« 
ist dies nicht nur eine schwere, sondern auch eine recht dank- 
bare Aufgabe! 



Nachtrag. 

Sehr wichtig uod interessant sind ferner: G. Tarde, La jihilosophio 
pönale, 4. Aufl., Paria 1903. 

Monatsschrift für Kriminalpayohologie, herausgegeben 
von Aßchaffenburg, Winters univereittttsbuch Handlung in Heidelberg. (Die 
Zeitscbrift ist neu). Bärin Aufsatze von v. Liszt pag, 8; und besonders 
Hafter pag. 77-92. 

Leider konnten diese beiden Werke nicht mehr gebührend berück- 
sichtigt werden. 



idbvGoogle 



idbyGOOgIC 



idbyGoogle ' 



idbyGoogle 



D,B,i..db,Googlc 



1 



idbJGoögle 



dbyGoogle 



